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Zusammenfassung  
 

I. Auftrag der Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) 
 
An der Sitzung vom 13. Juni 2018 setzte der Grosse Rat des Kantons Graubünden mit 
einstimmigem Entscheid eine Parlamentarische Untersuchungskommission mit folgen-
den Aufträgen ein1: 
 
a) Untersuchung und Klärung der Verantwortlichkeiten und Amtsführung der Mitglieder 

der Regierung, der Departemente und Dienststellen insbesondere des Bau-, Verkehrs- 
und Forstdepartements im Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im 
Bündner Baugewerbe; 

 
b) Prüfung des Controllings und der internen Aufsicht auf Stufe Departemente und Ver-

waltungseinheiten; Prüfung des Umgangs mit Verdachtsmomenten und Hinweisen im 
Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im Bündner Baugewerbe; 

 
c) Untersuchung der Polizeieinsätze und des Verhaltens weiterer involvierter Stellen ge-

genüber A.Q.; 
 
d) Untersuchung der Ausübung der Aufsicht über alle mit den Polizeieinsätzen direkt 

oder indirekt involvierten Stellen. 
 
II. Untersuchung 
 
Die Polizeieinsätze und das Verhalten weiterer involvierter Stellen gegenüber A.Q. waren 
Gegenstand des ersten Teilberichts der PUK vom 5. November 2019.2 Untersuchungsge-
genstand des vorliegenden, zweiten Teilberichts der PUK war die Frage, ob der Kanton 
bzw. die Mitglieder der Regierung und kantonale Angestellte in die kolportierten Kartell-
absprachen und weitere Praktiken im Tief- und Hochbau und anderen Bereichen invol-
viert waren, davon Kenntnis hatten oder bei entsprechender Sorgfalt davon hätten Kennt-
nis haben müssen. Weiter hat die PUK untersucht, wie der Kanton bzw. die Mitglieder 
der Regierung und kantonale Angestellte mit den ihnen vorliegenden Informationen um-
gegangen sind. Schliesslich hat die PUK, soweit aufgrund der medialen Berichterstattung 

                                                 
1 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 863 ff., act. A.2.1.2; Art. 2 des Einsetzungsbeschlusses, 

act. A.2.1.1 
2 Dieser Teilbericht ist abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente. 
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im Nachgang zum ersten Teilbericht angezeigt, im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung ergänzende Abklärungen zu den Untersuchungsaufträgen lit. c und d betreffend 
die Polizeieinsätze und das Verhalten weiterer involvierter Stellen gegenüber A.Q. getä-
tigt.  
 
Die PUK ist aufgrund ihrer Untersuchungen zu folgenden Ergebnissen gekommen:  
 
1.  Keine aktive Beteiligung an Submissionsabsprachen 
 
Die aufwändigen Untersuchungen der PUK im Zusammenhang mit dem vorliegenden 
Teilbericht ergaben keine Hinweise darauf, dass Mitglieder der Regierung oder Mitarbei-
tende der kantonalen Verwaltung aktiv in die Submissionsabsprachen involviert waren. 
Ebenfalls fand die PUK keine Hinweise auf Vorteilsgewährungen, z.B. in Form von Ge-
schenken oder Einladungen, zu Gunsten von Verwaltungsangestellten oder Behördenmit-
gliedern über den zulässigen Rahmen hinaus, mit dem Ziel die Submissionsabsprachen 
zu schützen. Schliesslich konnte auch die im Nachgang zum ersten Teilbericht der PUK 
medial verbreitete Hypothese, wonach die Ehepartnerin bzw. der Ehepartner von zwei in 
die Polizeieinsätze gegen A.Q. involvierten Personen vom Baukartell im Unterengadin 
profitierten und auf diesem Weg eine Instrumentalisierung der Kantonspolizei und ande-
rer Stellen stattgefunden habe, nicht bestätigt werden. 
 
2. Kenntnisse von Submissionsabsprachen vor 2009 
 
Die Auswertung des umfangreichen Untersuchungsmaterials und der Befragungen hat 
ergeben, dass Mitarbeitende der kantonalen Verwaltung und Regierungsmitglieder Sub-
missionsabsprachen im Belagswesen schon früh vermuteten, anfangs der 2000er Jahre 
teilweise davon wussten. Demgegenüber waren die Submissionsabsprachen unter den 
Bauunternehmern im Unterengadin für Mitarbeitende der kantonalen Verwaltung und 
Regierungsmitglieder weniger leicht erkennbar, da diese Bauunternehmer verdeckter 
handelten. Dennoch ist die PUK zur Erkenntnis gekommen, dass im BVFD, namentlich 
im TBA, bereits vor 2009 Vermutungen bezüglich der Submissionsabsprachen unter den 
Bauunternehmern im Unterengadin vorhanden waren. Ebenfalls konnte die PUK feststel-
len, dass verschiedene Mitarbeitende des TBA Submissionsabsprachen zunehmend nicht 
nur vermuteten, sondern davon wussten.  
 
Trotz der vorhandenen Vermutungen und Kenntnisse schritt der Kanton nur sehr zöger-
lich ein und ergriff vorerst – obwohl man sich auch der Schädlichkeit von Absprachen 
bewusst war – keine oder nur unzureichenden Massnahmen zur systematischen Bekämp-
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fung von Submissionsabsprachen. Die PUK ist der Ansicht, dass einzelne Kantonsange-
stellte bereits damals Dienstpflichten verletzten, indem sie von unrechtmässigen Submis-
sionsabsprachen wussten oder konkrete Indizien in nicht nachvollziehbarer Weise igno-
rierten und keine weiteren Abklärungen oder Massnahmen zur Bekämpfung solcher Prak-
tiken anstiessen und weiterverfolgten.  
 
3. Kenntnisse von Submissionsabsprachen seit 2009 
 
Spätestens nach einem Vortritt von A.Q. auf dem TBA in Chur Anfang Oktober 2009 
waren im TBA in einem relativ hohen Detaillierungsgrad Hinweise auf frühere, aber auch 
auf im Jahr 2009 noch praktizierte Submissionsabsprachen zwischen den Bauunterneh-
mern im Unterengadin vorhanden. Wie die PUK im Rahmen der Untersuchungen aber 
feststellte, wurden im Anschluss daran keine adäquaten Massnahmen ergriffen. Nach 
Meinung der PUK wären nach diesem Vortritt weitere Abklärungen und Massnahmen 
dringend angezeigt gewesen. Namentlich hätten übergeordnete Stellen und Personen 
(BVFD, zuständiger Regierungsrat) und in geeigneter Form auch die mit Submissionen 
befassten Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung informiert resp. instruiert werden 
müssen. Die PUK beurteilt die Unterlassungen von verschiedenen Führungspersonen in-
nerhalb des TBA nach dem Vortritt von A.Q. als Dienstpflichtverletzungen. Durch ein 
sachgerechtes und pflichtgemässes Aktivwerden dieser Personen wären die mit Submis-
sionen befassten Mitarbeitenden bereits ab diesem Zeitpunkt auf das Thema sensibilisiert 
worden und es hätten auch auf übergeordneter Ebene in systematischer Weise Massnah-
men zur Erkennung und Prävention von Submissionsabsprachen eingeleitet worden kön-
nen.  
 
4. Begünstigende Umstände 
 
Die PUK stellte im Rahmen der Untersuchungen fest, dass der Kanton, namentlich durch 
seine Informationspolitik, Umstände schaffte, welche den Unternehmern die Submissi-
onsabsprachen erleichterten. Dazu gehören namentlich die aktiven Informationen seitens 
der Beschaffungsstellen anlässlich von Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa 
und Herbstversammlungen der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair. Diese Informa-
tionen ermöglichten es den Bauunternehmern vermutlich, ihre Absprachen bzw. die Ver-
teilung der anstehenden Projekte bereits zu einem frühen Zeitpunkt vorzubereiten. Glei-
ches gilt für die an Mitglieder des Grossen Rats herausgegebenen, über das Kantons-
budget hinausgehenden Informationen, zumal es sich bei diesen Personen zumindest in 
einem Fall um einen Bauunternehmer handelte. 
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5. Rolle des Preises 
 
Das von Abreden betroffene, äusserst hohe Beschaffungsvolumen des Kantons bringt ein 
erhebliches Schädigungspotenzial durch überhöhte Preise infolge von Submissionsab-
sprachen mit sich. Die PUK erachtet es als wahrscheinlich, dass die Submissionsabspra-
chen im Bündner Baugewerbe zu überhöhten Preisen geführt haben und dem Kanton 
durch die Abreden ein finanzieller Schaden in unbekannter Höhe entstanden ist.  
 
Die PUK gewann im Zusammenhang mit der Rolle des Preises weiter die Erkenntnis, 
dass bei den Zuschlagskriterien stark auf den Preis fokussiert wurde, und andere Krite-
rien, wie z.B. die Qualität, kaum Beachtung fanden. Mit anderen Worten erhielt jeweils 
der billigste Anbieter den Zuschlag. Dieses Wissen begünstigte nach Ansicht der PUK 
Submissionsabsprachen unter den Unternehmern und verhinderte einen funktionierenden 
Wettbewerb.  
 
Die PUK stellt aber auch fest, dass die Fokussierung auf den Preis angesichts des gelten-
den Beschaffungsrechts systemimmanent ist, und dass diese Grundproblematik neben der 
möglichen Begünstigung von Preisabsprachen weitere Auswirkungen hat. Zu erwähnen 
sind namentlich – teilweise auch unberechtigte – Nachforderungen von Bauunternehmern 
im Rahmen von Projektausführungen sowie unlautere Machenschaften im Zusammen-
hang mit Abrechnungen von Bauunternehmern. Hinweise darauf, dass Vertreter des Kan-
tons ihre Aufgaben mit Bezug auf die Prüfung von Nachforderungen oder durch Bauun-
ternehmer in Rechnung gestellter Ausmasse nicht pflichtgemäss wahrgenommen haben, 
ergaben sich aufgrund der Untersuchungen der PUK aber keine.  
 
6. Massnahmen nach Eröffnung der WEKO-Untersuchungen im Jahr 2012 
 
Nach Eröffnung der WEKO-Untersuchungen im Jahr 2012 reagierte der Kanton zeitnah 
und sachgerecht. Die neu eingeführten Instrumente und Massnahmen sind griffig, waren 
bzw. sind unter den Mitarbeitenden des BVFD bzw. DIEM grossmehrheitlich bekannt 
und werden genutzt. Das Sekretariat der WEKO stufte die internen Schritte zur Prüfung 
von Unregelmässigkeiten und Hinweisen auf unzulässige Verhaltensweisen bzw. das in-
terne Prüfprogramm, wie es der Kanton Graubünden aufgestellt hat, in einem Schreiben 
vom Mai 2020 an den Submissionsjuristen des BVFD bzw. DIEM denn auch als vorbild-
lich und zielführend ein. Besonders hervorzuheben sind nach Ansicht der PUK die Ein-
führung einer Checkliste «Indizien für Submissionsabsprachen» und die Schaffung einer 
Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen sowie für die Entgegennahme 
von Korruptionshinweisen. Mit einem Screening-Tool, welches derzeit noch weiterent-
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wickelt wird, steht möglicherweise bald ein weiteres Kontrollinstrument zur zuverlässi-
gen Erkennung von Submissionsabsprachen zur Verfügung. Unter den vielfältigen In-
strumenten und Massnahmen stellte die PUK nur punktuell Verbesserungspotenzial fest.  
 
7. Rolle von A.Q. 
 
Eine bedeutende Rolle im Zusammenhang mit der Untersuchung spielte A.Q. Er war es, 
der im Jahr 2009 mit seinen Vortritten auf dem Bezirkstiefbauamt in Scuol und später auf 
dem TBA in Chur gegen das Baukartell aktiv wurde und später – wie die GPK in ihrem 
Antrag an den Grossen Rat ausführte – «massgeblich an der Auslösung der Verfahren 
beteiligt war», indem er «der WEKO einschlägige Hinweise zuspielte».3 Die PUK prüfte 
die Aussagen und Unterlagen von A.Q. im Zusammenhang mit dem Untersuchungsge-
genstand eingehend und kam im Rahmen der Würdigung zum Schluss, dass verschiedene 
Sachverhalte erstellt werden konnten, andere dagegen nicht. Unabhängig von diesen kon-
kreten Untersuchungsergebnissen ist an dieser Stelle zu würdigen, dass A.Q. den Stein 
für die verschiedenen Untersuchungen im Zusammenhang mit dem Baukartell ins Rollen 
gebracht und damit einen wichtigen Beitrag zur Aufdeckung und zur Sensibilisierung auf 
das Thema der unzulässigen Submissionsabsprachen geleistet hat.  
 
III. Themenfelder der Empfehlungen 
 
Aufgrund der im Rahmen der Untersuchung erlangten Erkenntnisse macht die PUK eine 
Reihe von Vorschlägen und Empfehlungen für die Zukunft. Diese betreffen folgende 
Themenfelder:  
 

- Dokumentation des Verwaltungshandelns 
- Interne Kommunikation und Übernahme der Verantwortung 
- Anlaufstelle für Whistleblowing 
- Umgang mit Meldungen von Verdachtsfällen gestützt auf die Checkliste «Indi-

zien für Submissionsabsprachen» 
- Präventionspflicht 
- Schulung 
- Zuschlagskriterien 
- Preisvergleich 
- Konsequente Ausmasskontrolle 
- Herausgabe von Informationen 
- Stärkung der Kompetenzen einer PUK  

                                                 
3 Antrag GPK an den Grossen Rat, S. 3, act. A. 2.1.1 
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A. Parlamentarische Untersuchungskommission Baukartell des Kantons Grau-
bünden 

 
I. Einleitende Bemerkungen zum zweiten Teilbericht 
 
Mit Teilbericht vom 5. November 2019 hat die parlamentarische Untersuchungskommis-
sion (PUK) ihre Untersuchungsergebnisse betreffend die Polizeieinsätze und das Verhal-
ten weiterer involvierter Stellen gegenüber A.Q. veröffentlicht.4 Mit dem vorliegenden 
zweiten Teilbericht legt die PUK ihre Erkenntnisse zur Untersuchung und Klärung der 
Verantwortlichkeiten und Amtsführung der Mitglieder der Regierung, der Departemente 
und Dienststellen insbesondere des Bau-, Verkehrs- und Forstdepartementes (BVFD) 
bzw. heutigen Departements für Infrastruktur, Energie und Mobilität (DIEM)5 im Zusam-
menhang mit kolportierten Kartellabsprachen im Bündner Baugewerbe vor. Das bedeutet 
zum einen, dass es sich beim vorliegenden Bericht nicht um eine Fortsetzung des ersten 
Teilberichts handelt, auch wenn punktuell an diesen angeknüpft wird. Zum anderen fin-
den sich auch im zweiten Teilbericht nachfolgend der Vollständigkeit halber unter II. 
grundlegende Ausführungen zur Arbeit der PUK. Gewisse Wiederholungen sind damit 
unvermeidlich. 
 
II. Vorkommnisse im Vorfeld der Einsetzung der PUK 
 
Bereits im Jahr 2014 hatte die «Südostschweiz» berichtet, dass der Whistleblower A.Q. 
im Jahr 2009 das Tiefbauamt Graubünden (TBA) und die Gemeinde Scuol über Submis-
sionsabsprachen im Unterengadin informiert haben soll.6 Landesweites Aufsehen erregte 
das Thema dann im Jahr 2018, als die Wettbewerbskommission des Bundes (WEKO) 
insbesondere mit einer Medieninformation vom 26. April 2018 im Kontext des Ent-
scheids «Engadin I» jahrelange Manipulationen durch Bauunternehmen im Unterengadin 
bei Beschaffungen im Hoch- und Tiefbau bekannt gab. Die Unternehmen hätten gemäss 
WEKO die Preise im Kontext von rund 400 Ausschreibungen abgesprochen und festge-

                                                 
4 Dieser Teilbericht ist abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente. 
5 Das BVFD wurde auf den 1. April 2020 neu in «Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität» 

(DIEM) unbenannt. Es handelte sich lediglich um eine Namensänderung. Organisatorische Veränderungen 

wurden nicht vorgenommen. Im Nachfolgenden wird der Einfachheit halber in der Regel die Bezeichnung 

BVFD verwendet. 
6 Durband Gion-Matthias, Bauunternehmer packt aus: Absprachen sind «altes Spiel», in: Südostschweiz 

vom 14.05.2014, S. 3 
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stünden sowie das öffentliche Interesse und der potenzielle Vertrauensverlust gross seien. 
Nach Anhörung der Regierung beantragte die GPK deshalb im Folgenden beim Grossen 
Rat die Einsetzung einer PUK. Die GPK hielt in ihrem Antrag neben der Einsetzung einer 
PUK einerseits die für die Organisation und den Auftrag der PUK massgeblichen Best-
immungen fest. Festgelegt wurde etwa, dass die PUK aus fünf Mitgliedern besteht.10 An-
dererseits legte sie im Antrag die Höhe des Verpflichtungskredits fest.11 
 
1.2. Einsetzungsbeschluss des Grossen Rates vom 13.06.2018 
 
An der Sitzung vom 13. Juni 2018 folgte der Grosse Rat dem Antrag der GPK mit 115 zu 
0 Stimmen bei 0 Enthaltungen und setzte somit per Einsetzungsbeschluss die erste PUK 
in der Geschichte des Kantons Graubünden mit folgenden Aufträgen ein12: 
 
a) Untersuchung und Klärung der Verantwortlichkeiten und Amtsführung der Mitglieder 

der Regierung, der Departemente und Dienststellen insbesondere des Bau-, Verkehrs- 
und Forstdepartements im Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im 
Bündner Baugewerbe; 

 
b) Prüfung des Controllings und der internen Aufsicht auf Stufe Departemente und Ver-

waltungseinheiten; Prüfung des Umgangs mit Verdachtsmomenten und Hinweisen im 
Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im Bündner Baugewerbe; 

 
c) Untersuchung der Polizeieinsätze und des Verhaltens weiterer involvierter Stellen ge-

genüber A.Q.; 
 
d) Untersuchung der Ausübung der Aufsicht über alle mit den Polizeieinsätzen direkt 

oder indirekt involvierten Stellen. 
 
Die PUK hatte demzufolge insbesondere zu prüfen, ob der Kanton bzw. die Mitglieder 
der Regierung und kantonale Angestellte von den kolportierten Kartellabsprachen und 

                                                 
grosser Tragweite in der Staats- oder Justizverwaltung der besonderen Klärung bedürfen. Die PUK ermittelt 

die Sachverhalte und verschafft sich dabei weitere Beurteilungsgrundlagen.  
10 Art. 1 Abs. 1 und 3 des Einsatzbeschlusses; abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
11 Vgl. dazu den Antrag GPK an den Grossen Rat betreffend Einsetzung einer PUK vom 30.05.2018, act. 

A.2.1.1; abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
12 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 863 ff., act. A.2.1.2; Art. 2 des Einsetzungsbeschlusses, 

act. A.2.1.1 
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weiteren Praktiken im Tief- und Hochbau und anderen Bereichen Kenntnis hatten oder 
bei entsprechender Sorgfalt hätten Kenntnis haben müssen oder darin involviert waren; 
dabei werden unter «Amtsführung» und «weiteren Praktiken im Tief- und Hochbau» im 
Sinne des Auftrags auch etwaige Vorteilsannahmen oder betrügerische Machenschaften 
verstanden, wie sie medial verschiedentlich zum Thema gemacht wurden.13 Weiter war 
zu untersuchen, wie der Kanton bzw. die Mitglieder der Regierung und kantonale Ange-
stellte mit den ihnen vorliegenden Informationen umgegangen sind, inklusive Einhaltung 
der submissionsrechtlichen Vorschriften und Gestaltung der Auftragsvergaben. Schliess-
lich war auch zu klären, ob der Umgang der kantonalen Verwaltung mit A.Q. gesetz- und 
verhältnismässig war, wie mit dessen Beschwerden umgegangen wurde und wie die zu-
ständigen Behörden ihre Aufsichtspflichten wahrgenommen haben. Die PUK hat, ihre 
Untersuchungen gemäss Auftrag lit. c und lit. d betreffend die Polizeieinsätze und das 
Verhalten weiterer involvierter Stellen gegenüber A.Q. mit ihrem dazu veröffentlichten 
Bericht grundsätzlich abgeschlossen. Soweit nötig ist im Rahmen des vorliegenden Be-
richts aber noch auf diese Untersuchungsaufträge zurückkommen.14  
 
1.3. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands 
 
Angesichts des umfangreichen Untersuchungsgegenstands gilt es diesen in sachlicher und 
zeitlicher Hinsicht ein- bzw. abzugrenzen.  
 
In sachlicher Hinsicht ist zunächst festzuhalten, dass die Submissionsabsprachen zwi-
schen den involvierten Bauunternehmungen als solche nicht Gegenstand der Untersu-
chung waren. Den Untersuchungen zugrunde gelegt wurden die Feststellungen der 
WEKO betreffend die Vorgehensweise bei Submissionsabsprachen im Kanton Graubün-
den aus den insgesamt zehn geführten Verfahren, im Rahmen welcher erhebliche 
Verstösse verschiedener Bauunternehmungen gegen das Kartellrecht festgestellt worden 
waren.15 Dieser Sachverhalt war gegenüber der WEKO denn auch in weiten Teilen von 

                                                 
13 Schmid Andreas, Bündner Baukartell: Beamte geraten ins Visier, NZZ am Sonntag vom 8. September 

2019, act. 9.4.4.7; derselbe: Bündner Baukartell: Jetzt wird die Justiz aktiv, NZZ am Sonntag vom 15. 

September 2019, act. 9.4.4.9; Conzett Anja, Eine Liste, zwei Namen – und die Bündner Luft stinkt nach 

Schiesspulver, in: Republik vom 27.11.19, act. 9.4.1.8; Haefely Andrea, Kartell, Die geheimen Listen, in: 

Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff., act. 9.4.6.2 

14 Dieser Teilbericht ist abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente. 
15 Die WEKO stellte etwa mit Entscheid vom 10. Juli 2017 rechtskräftig fest, dass Hoch- und Tiefbauun-

ternehmen im Münstertal zwischen 2004 und 2012 mehr als hundert Ausschreibungen abgesprochen hatten. 

Zu bemerken ist, dass die PUK keine Einsicht in die Verfahrensakten der WEKO hatte.  
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diversen involvierten Bauunternehmungen anerkannt worden, wenn auch vereinzelte da-
gegen Beschwerde erhoben haben.16 Zudem bestätigten befragte Bauunternehmer, die 
selber an den Submissionsabsprachen beteiligt waren, diese Vorgänge dem Grundsatz 
nach gegenüber der PUK.17  
 
Nicht weiter nachgegangen werden konnte der Frage, in wie vielen Fällen tatsächlich 
Absprachen stattgefunden haben und in welcher Höhe für den Kanton Graubünden ein 
Schaden entstanden ist.18 Sofern überhaupt möglich, wären für letzteres weitreichendere 
und zeitaufwändigere Abklärungen vonnöten, welche die Untersuchungsmöglichkeiten 
und -mittel einer PUK bei weitem übersteigen. Immerhin ist die PUK im Verlauf der 
Untersuchungen auf vereinzelte Hinweise gestossen, welche den Schluss nahelegen, dass 
die Submissionsabsprachen überhöhte Preise zur Folge hatten und damit für den Kanton 
ein Schaden eingetreten ist, auch wenn er nicht näher beziffert werden kann.19  
 
Ferner wurde dem Verhalten von Gemeindebehördenmitgliedern und -angestellten – da 
nicht Adressaten der Untersuchungen der PUK – nicht weiter nachgegangen; einzig Re-
gierungsrat Jon Domenic Parolini wurde in seiner Funktion als ehemaliger Gemeindeprä-
sident von Scuol in die Untersuchungen einbezogen, da er, wie medial bekannt wurde, im 

                                                 
16 Das Sekretariat der WEKO hat am 30. Oktober 2012 aufgrund vermuteter Submissionsabsprachen im 

Kanton Graubünden eine Untersuchung gegen insgesamt 17 einheimische Bauunternehmungen, gegen den 

Graubündnerischen Baumeisterverband (GBV) sowie gegen eine nicht genannte Anzahl Ingenieurbüros 

eröffnet. Die Untersuchungen wurden von der WEKO im Mai 2013 auf acht zusätzliche Baufirmen und im 

November 2015 nochmals auf 21 weitere, teils ausserkantonale Unternehmen ausgeweitet. Dabei standen 

zwei Untersuchungsgegenstände im Vordergrund: Hoch- und Tiefbau im Engadin sowie Strassenbau im 

gesamten Kanton Graubünden. Vgl. dazu die Ausführungen unter B. 
17 Vgl. dazu Protokoll Befragung Bauunternehmen A. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., Frage 36 ff., act. 

28.1.11.3; Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., act. 28.1.15.2; Ant-

wortschreiben von Hinweisgeber B., S. 3 ff., act. 9.2.29.3 
18 Die WEKO stellte etwa fest, dass die sich im Strassenbau absprechenden Unternehmen im relevanten 

Markt einen gemeinsamen Marktanteil von rund 85% auf sich vereinigten. Zwischen 2004 bis Mai 2010 

teilten sie rund 70–80 % des Gesamtwerts der kantonalen und kommunalen Strassenbauprojekte in Nord- 

und Südbünden erfolgreich untereinander auf, was geschätzten 650 Strassenbauprojekten mit einem Ge-

samtwert von mindestens CHF 190 Mio. entsprochen habe; vgl. dazu den Presserohstoff der WEKO unter 

https://www.weko.admin.ch/weko/de/home/aktuell/medieninformationen/nsb-news.msg-id-76240 html, 

zuletzt besucht am 10.03.2021, sowie act. 11.2.16. ff. 
19 Vgl. dazu die Ausführungen unter F.III. 

 

 



 - 12 - 

Kontext des Vortritts von A.Q. beim TBA in Chur mit diesem über Submissionsabspra-
chen im Unterengadin gesprochen hatte und darüber hinaus behauptet wurde, dass er sich 
mit Geschenkkörben habe bestechen lassen.20 Angesichts der «Nähe» zum Untersu-
chungsauftrag, aber auch wegen dem öffentlichen Interesse, über im Raum stehende 
schwerwiegende Vorwürfe gegenüber einem amtierenden Regierungsmitglied, drängte 
sich dieser Einbezug auf.   
 
Im Fokus der Untersuchungen standen folglich das Verhalten der Mitglieder der Regie-
rung, des BVFD und seiner Dienststellen, d.h. insbesondere des TBA, aber auch des 
Hochbauamts (HBA) sowie des Amts für Wald und Naturgefahren (AWN); angesichts 
der medial beschriebenen Vorgänge standen dabei vor allem das Verhalten einzelner 
Schlüsselpersonen im Zentrum. Eine darüber hinausgehende Untersuchung weiterer 
Amtsstellen der verschiedenen Departemente, welche vereinzelt mit Beschaffungen kon-
frontiert sind, wäre angesichts der beschränkten Ressourcen weder möglich noch zielfüh-
rend gewesen.21 Allgemein ist zu sagen, dass die Untersuchungsaufträge gemäss Art. 2 
lit. a und lit. b des Einsetzungsbeschlusses sehr weit gefasst sind und beinahe endlose 
Abklärungen zugelassen hätten. So würde etwa alleine die Aussage darüber, inwiefern 
Mitarbeitende der kantonalen Bezirkstiefbauämter Kenntnis von den Kartellabsprachen 
hatten oder bei entsprechender Sorgfalt hätten Kenntnis haben müssen (geschweige denn 
allenfalls darin involviert waren), eine Befragung sämtlicher Personen bedingt und ver-
mutlich weitere, vertieftere Abklärungen nach sich ziehen müssen. Darüber hinaus wäre 
zu berücksichtigen gewesen, dass zahllose Personen hätten befragt werden müssen, die 
vor 15 Jahren und mehr beim TBA gearbeitet hatten, zumal es um Vorgänge geht, die 
teilweise bis 20 Jahre in der Vergangenheit liegen. Mit anderen Worten ist zu sagen, dass 
unter Berücksichtigung der beschränkten Zeitressourcen der Kommission möglichst ziel-
gerichtete Abklärungen angezeigt waren, damit gleichwohl aussagekräftige Ergebnisse 
erhältlich gemacht werden konnten. Ein ständiger Begleiter war angesichts der beinahe 
unbeschränkten Abklärungsmöglichkeiten das Abwägen zwischen Aufwand und Ertrag 
der einzelnen Untersuchungshandlungen.   
 
Damit ist schliesslich gesagt, dass sich die Untersuchungen der PUK in zeitlicher Hinsicht 
hauptsächlich auf den Zeitraum von 2004 bis Ende 2012 bezogen haben, was naheliegend 

                                                 
20 Haefely, Kartell, Die geheimen Listen, Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff. 
21 Immerhin ist darauf hinzuweisen, dass die PUK sich um Hinweise innerhalb der kantonalen Verwaltung 

bemühte, in dem sie eine E-Mail an über 1’000 Mitarbeitende ausgewählter Ämter der kantonalen Verwal-

tung versendete mit der Aufforderung und unter Verweis auf ihre Mitwirkungspflicht gemäss Art. 11 Abs. 

2 VRG, sich bei zweckmässigen Hinweisen an die PUK zu wenden, act. 9.2.8. 
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war, zumal es sich dabei um den von der WEKO untersuchten Ermittlungszeitraum han-
delt.22 Um ein Gesamtbild der entsprechenden Vorgänge zu erhalten, wurde allerdings 
der Blick aber darüber hinaus auch auf den Zeitraum vor 2004 und nach 2012 gerichtet 
und dazu entsprechende Abklärungen getätigt. Zu bemerken ist, dass im Einsetzungsbe-
schluss des Grossen Rates kein Untersuchungszeitraum vorgegeben ist.23  
 
1.4. Mitglieder 
 
An der Sitzung vom 13. Juni 2018 wählte der Grosse Rat folgende fünf Mitglieder in die 
PUK24: 
 
Michael Pfäffli (FDP, St. Moritz)   Jan Koch (SVP, Igis) 
Beatrice Baselgia-Brunner (SP, Domat/Ems) Livio Zanetti (CVP, Landquart) 
Walter Grass (BDP, Urmein) 
 
Der Grosse Rat wählte als Präsidenten der PUK Michael Pfäffli und als Vizepräsidentin 
Beatrice Baselgia-Brunner. 
 
Mit Schreiben vom 6. September 2020 informierte Kommissionsmitglied Jan Koch, dass 
er per Anfang des nächsten Jahres in den Gerüstebaubetrieb der Familie seiner Lebens-
partnerin eintreten werde.25 Aus diesem Grund erklärte er seinen Rücktritt aus der PUK. 
Da es sich um einen Betrieb im Baunebengewerbe handelt, erachtete er seine weitere 
Mitarbeit in der PUK als nicht opportun, zumal er bereits einen möglichen Anschein der 
Befangenheit vermeiden wollte, und trat per sofort aus der Kommission aus. 
 
Anlässlich der Oktobersession 2020 des Grossen Rates wurde Thomas Gort (SVP, Küb-
lis) im Rahmen einer Ersatzwahl am 20. Oktober 2020 als Kommissionsmitglied der PUK 
gewählt.26 Damit war die PUK bereits nach wenigen Wochen wieder vollzählig. Thomas 

                                                 
22 In der Verfügung der WEKO «Engadin I» bezog sich der Untersuchungszeitraum vor allem auf die Jahre 

2004 – 2012, in der Verfügung «Strassenbau» auf die Jahre 2004 – 2010. Vgl. dazu die Ausführungen unter 

B. 
23 Vgl. dazu den Antrag GPK an den Grossen Rat betreffend Einsetzung einer PUK vom 30.05.2018, act. 

A.2.1.1; abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
24 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 877, act. A.2.1.2; Art. 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Einset-

zungsbeschlusses, act. A.2.1.1 f 
25 E-Mail von Jan Koch an Kommissionsmitglieder vom 06.09.2020, A.2.5.2 
26 Wortprotokoll Grosser Rat vom 20.10.2020, S. 373, act. 2.9.20 
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Gort arbeitete sich mit der Unterstützung der anderen Kommissionsmitglieder rasch in 
die Sach- und Aktenlage ein.  
 
2. Organisation und Arbeitsweise der PUK 
 
Die PUK ist ein Mittel der parlamentarischen Oberaufsicht über die Regierung und die 
Verwaltung. Sie ist daher kein Strafverfolgungsorgan und trifft auch keine administrati-
ven und disziplinarrechtlichen Massnahmen. Zudem unterliegen ihre Handlungen keiner 
gerichtlichen oder anderen rechtlichen Überprüfung. Gleichwohl soll sie mit ihrer Unter-
suchung das Vertrauen in die Staatsverwaltung wiederherstellen. Aus diesem Grund er-
achtete es die PUK als bedeutsam, dass sie ihre Arbeitsweise und ihre Organisation, wel-
che sie gemäss Art. 7 des Einsetzungsbeschlusses27 selbst festzusetzen hatte, offenlegt. 
Das Organisations- und Verfahrensreglement der PUK vom 10. August 2018 (OVR) 
wurde aus Gründen der Transparenz und der Rechtsstaatlichkeit folglich auf der Webseite 
der PUK für die Öffentlichkeit einsehbar publiziert.28 
 
2.1. Organisations- und Verfahrensreglement vom 10. August 2018 
 
Nach der Einsetzung der PUK durch den Grossen Rat am 13. Juni 2018 fand bereits am 
22. Juni 2018 die erste Sitzung der PUK statt.29 An dieser Sitzung wurde insbesondere 
beschlossen, dass in einem ersten Schritt das OVR gestützt auf Art. 30 der Geschäftsord-
nung des Grossen Rates30 und Art. 7 Abs. 1 des Einsetzungsbeschlusses ausgearbeitet 
werden muss. In den darauffolgenden Wochen wurde sodann unter Beizung der Anwalts-
kanzlei Rudin Cantieni Rechtsanwälte AG, Zürich, das OVR der PUK Baukartell disku-
tiert und fortlaufend überarbeitet. Anschliessend wurde anlässlich der Sitzung vom 
10. August 2018 die endgültige Fassung des OVR verabschiedet.31 Die Bestimmungen 
des OVR regeln unter anderem die Arbeitsweise, Organisation, die Rechte der involvier-
ten Stellen und Personen sowie den Umgang mit vertraulichen Informationen und die 
restlichen administrativen Angelegenheiten der PUK.32 
 

                                                 
27 Vgl. dazu den Antrag GPK an den Grossen Rat betreffend Einsetzung einer PUK vom 30.05.2018, act. 

A.2.1.1; abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
28 Abrufbar unter www.pukbaukartell.ch Dokumente 
29 Sitzungsprotokoll vom 22.06.2018, act. 9.1.1.2 
30 GGO; BR 170.140 
31 Sitzungsprotokoll vom 10.08.2018, act. 9.1.3.3 
32 Art. 7 Abs. 1 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
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2.2. Verfahrensgrundsätze und Verfahrensrechte 
 
Nachfolgend werden ausgewählte Bestimmungen des OVR der PUK kurz dargestellt. Die 
vollumfänglichen Verfahrensbestimmungen sind im Anhang aufgeführt.33 Bei diesen 
Bestimmungen handelt es sich um Verfahrensgrundsätze und Verfahrensrechte, die für 
eine unabhängige und umfassende Erfüllung des Auftrags unabdingbar waren.  
 
2.2.1. Grundsatz der Ermittlung des Sachverhalts und Beweiswürdigung 
 
Die PUK hat von Amtes wegen alle für die Beurteilung des Auftrags bedeutsamen Tat-
sachen abzuklären. Dabei untersuchte sie die belastenden und entlastenden Umstände mit 
gleicher Sorgfalt. Die Sachverhaltsabklärungen haben sich aber nicht auf alle denkbaren 
Einzelheiten zu erstrecken.34 Bei der Ermittlung des Sachverhalts und der Beweiserhe-
bung orientierte sie sich grundsätzlich an den Regeln der entsprechenden Verfahrensge-
setze, wobei ihr in diesem Zusammenhang ein weiter Ermessensspielraum zukam.35 Die 
Würdigung des Sachverhalts und der Beweise durch die PUK erfolgte nach ihrer aus dem 
gesamten Verfahren gewonnenen Überzeugung. Bestanden unüberwindliche Zweifel an 
der Erfüllung der vorgeworfenen Handlungen oder Unterlassungen, so ging die PUK von 
der für die betroffene Person günstigeren Sachlage aus.36 
 
2.2.2. Akteneinsichtsrecht der PUK 
 
Die PUK konnte von Amtsstellen, Behördenmitgliedern und Personen aus der Verwal-
tung die Herausgabe sämtlicher Amtsakten verlangen, die sie zur Erfüllung ihres Auftrags 
benötigte.37 Davon machte sie umfangreich Gebrauch.38  
 
2.2.3. Amtsgeheimnis 
 
Eine Entbindung vom Amtsgeheimnis entfiel bei der Regierung und Personen aus der 
kantonalen Verwaltung bei Begehren um Auskunft und Aktenherausgabe sowie bei Be-

                                                 
33 Vgl. Anhang. 
34 Art. 18 Abs. 1 OVR 
35 Art. 18 Abs. 2 OVR 
36 Art. 20 Abs. 1 OVR 
37 Art. 35 Abs. 1 GRG sowie Art. 42 OVR 
38 Vgl. dazu die Ausführungen unter A.III.3.2. 

 

 

 

 



 - 16 - 

fragung durch die PUK. Dies musste analog für ehemalige Regierungsmitglieder und ehe-
malige Mitarbeitende der kantonalen Verwaltung gelten, da ihnen die Informationen, die 
dem Amtsgeheimnis unterliegen, während ihrer Amtszeit oder während ihrer Anstel-
lungsdauer anvertraut wurden.39 Diesen Schluss lassen auch die Ausführungen in der par-
lamentarischen Debatte bezüglich des Art. 2 Abs. 1 des Einsetzungsbeschlusses zu, wo 
darauf hingewiesen wurde, dass auch ehemalige Mitglieder der Regierung und Mitarbei-
tende der kantonalen Verwaltung hierunter fallen sollen.40 
 
2.2.4. Befragung von Auskunftspersonen und Zeugeneinvernahmen, Mitwirkungs-

pflichten 
 
Die PUK konnte angesichts der Bestimmung gemäss Art. 35 Abs. 1 GRG nur Personen 
aus der Verwaltung als Zeugen einvernehmen. «Zeugen» ausserhalb der Verwaltung 
mussten folglich als Auskunftspersonen befragt werden. Von Amtsstellen, Behördenmit-
gliedern und Personen aus der Verwaltung konnte sie mündliche oder schriftliche Aus-
künfte einholen sowie externe Fachpersonen oder Sachverständige beiziehen.41 Die Mit-
wirkungspflicht zur Feststellung des Sachverhalts beschränkte sich auf Personen, die Mit-
glied einer Behörde oder kantonale Verwaltungsangestellte sind.42   

                                                 
39 Art. 38 GRG sowie Art. 42 OVR 
40 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 870, act. A.2.1.2 
41 Vgl. für die Beweismittel Art. 42 ff. OVR 
42 Art. 32 OVR. Ehemalige Behördenmitglieder bzw. ehemalige Verwaltungsangestellte konnten nicht zur 

Aussage verpflichtet werden, faktisch auch mangels einer Sanktionsmöglichkeit. Vgl. auch Art. 13 Abs. 3 

Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG), BR 370.100, wonach für Private eine Ausnahme von der 

Editions- und Auskunftspflicht besteht, wenn ihnen nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung ein 

Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. Vgl. auch die bundesrechtlichen Bestimmungen über Administra-

tivuntersuchungen, wonach lediglich die in die Untersuchung einbezogenen Behörden und Angestellten 

des Bundes zur Mitwirkung verpflichtet sind, die Auskunftserteilung von Personen ausserhalb der Bundes-

verwaltung jedoch freiwillig erfolgt (Art. 27g Abs. 2 RVOV i.V m. Art. 27h Abs. 3 RVOV). 
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2.2.5. Stellung der betroffenen Personen 
 
Betroffene Personen sind solche, die durch die Untersuchung in ihren Interessen unmit-
telbar betroffen sind. Die Betroffenheit kann nicht generell abstrakt festgelegt, sondern 
sie muss im konkreten Anwendungsfall ermittelt und festgestellt werden. Als unmittelbar 
gilt, wenn dieses Interesse «durch die Untersuchung tangiert» wird und für die Ermittlung 
der Betroffenheit somit von einer faktischen Wirkung des Untersuchungsberichts auf die 
betreffende Person auszugehen ist.43 Es handelt sich insbesondere um Personen, gegen 
die der Verdacht besteht oder die beschuldigt werden, in einer Verfahrenshandlung eine 
pflicht- oder rechtswidrige Tat begangen zu haben.44 Die betroffene Person hat dann das 
Recht, den Beweiserhebungen, Augenscheinen, Einvernahmen von Sachverständigen, 
Zeugeneinvernahmen und Einvernahmen von Auskunftspersonen beizuwohnen und Er-
gänzungsfragen zu stellen, soweit dies aufgrund des Verfahrensfortschritts noch möglich 
ist. Die betroffene Person wird als Auskunftsperson befragt.45  
 
Art. 38 OVR wurde eng ausgelegt und im Einzelfall geprüft, ob eine Person «unmittelbar 
in ihrem Interesse betroffen» war. In der vorliegenden Untersuchung zeigte sich erst im 
Verlauf der Abklärungen, dass vereinzelte Personen im Sinne von Art. 36 Abs. 1 OVR 
als «betroffene Person» zu bezeichnen sind, was ihnen in der Folge dann schriftlich mit-
geteilt wurde. 
 
2.2.6. Stellung der Auskunftspersonen 
 
Als Auskunftsperson wird einvernommen, wer ohne bereits selber betroffen zu sein, einer 
pflicht- oder rechtswidrigen Tat verdächtigt oder beschuldigt werden könnte.46 Die be-
fragte Person hat wahrheitsgemässe Auskunft über ihre Wahrnehmungen bezüglich des 
Untersuchungsgegenstands zu erteilen, unter Vorbehalt des Aussageverweigerungs-
rechts, sollte sie sich oder eine nahestehende Person derart mit ihrer Aussage belasten, 
dass strafrechtliche oder zivilrechtliche Folgen drohen.47 Die PUK entschied jeweils vor 
der jeweiligen Befragung anhand des momentanen Informationsstands, ob die fragliche 
Person als Zeuge oder als Auskunftsperson zu befragen war.   
 

                                                 
43 Biaggini, Rechtsgutachten, S. 41 
44 Art. 34 OVR, Art. 8 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
45 Art. 36 Abs. 1 OVR, Art. 8 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
46 Art. 40 OVR 
47 Art. 33 OVR 
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2.2.7. Stellung der Zeuginnen oder Zeugen 
 
Zeuge oder Zeugin ist eine an der Begehung der untersuchten Handlung nicht beteiligte 
Person, die der Aufklärung dienende Aussagen machen kann und nicht Auskunftsperson 
ist.48 Gestützt auf Art. 35 Abs. 1 lit. a GRG kann die PUK nur Personen aus der Verwal-
tung als Zeugen einvernehmen.49 Wie erwähnt fehlt es an einer gesetzlichen Grundlage 
für die Zeugenbefragung von Personen ausserhalb der Verwaltung.50 Dies hatte zur Folge, 
dass verwaltungsexterne Personen somit als Auskunftsperson befragt werden mussten. 
 
Für die Befragung von Zeugen gelten sinngemäss die einschlägigen Bestimmungen der 
Zivilprozessordnung.51 Definitionsgemäss trifft den Zeugen bis auf vereinzelte Ausnah-
men eine grundsätzliche Aussagepflicht bei gleichzeitiger Wahrheitspflicht, da er als ver-
waltungsinterne Person zur Mitwirkung verpflichtet ist.52 
 
2.2.8. Stellung der Regierung 
 
Die Regierung hat das Recht, den Beweiserhebungen, Augenscheinen, Befragungen von 
Auskunftspersonen und Zeugen beizuwohnen und Ergänzungsfragen zu stellen.53 Ihre 
Teilnahme an den Beratungen der PUK war allerdings ausgeschlossen. Die Stellung der 
Regierung im Rahmen der PUK wurde im Grossen Rat eingehend diskutiert. Es wurden 
anlässlich der parlamentarischen Debatte Bedenken geäussert, dass das Teilnahmerecht 
der Regierung an den Befragungen wie auch die Möglichkeit zur Stellung von Ergän-
zungsfragen eine unabhängige Aufarbeitung verunmögliche. Es könne nicht sicherge-
stellt werden, dass das Aussageverhalten der befragten Personen dasselbe sein werde, 
wenn die Regierung oder ihre Vertretung ebenfalls dabei seien und Ergänzungsfragen 
stellen dürfen.54  
 
 

                                                 
48 Art. 39 Abs. 1 OVR 
49 Vgl. auch Art. 39 Abs. 2 OVR 
50 Aus Art. 35 Abs. 1 lit. a GRG kann der Umkehrschluss gezogen werden, dass verwaltungsexterne Per-

sonen als Auskunftspersonen befragt werden. 
51 Art. 35 Abs. 2 GRG 
52 Aussageverweigerungsrecht in den Fällen von Art. 35 Abs. 2 GRG i.V.m. Art. 165 ZPO und Art. 35 Abs. 

2 GRG i.V m. Art. 166 Abs. 1 lit. a ZPO; Art. 11 Abs. 2 VRG 
53 Art. 10 Abs. 1, 3 und 4 des Antrags der GPK, act. A.2.1.1; Art. 38 OVR 
54 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 871 ff.; act. A.2.1.2 
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Die Regierung hat eine besondere Stellung, weil das Parlament durch die PUK in ihren 
Zuständigkeitsbereich eingreift. Die Gewährung von umfassenden Verfahrensrechten ist 
folglich unerlässlich einerseits für die Glaubwürdigkeit des Verfahrens und andererseits 
für dessen rechtsstaatliche Legitimation. Richtigerweise hat sich die Mehrheit des Gros-
sen Rates im Rahmen des Einsetzungsbeschlusses für weitreichende Teilnahme- und Ak-
teneinsichtsrechte der Regierung ausgesprochen.55  
 
Die Regierung bezeichnete aufforderungsgemäss Regierungsrat Dr. Mario Cavigelli als 
Vertreter gegenüber der PUK. Für die Wahrnehmung der Verfahrensrechte der Regierung 
wurde der Kanzleidirektor als Verbindungsperson beauftragt.56 Die Regierung signali-
sierte der PUK bereits vor Aufnahme der Untersuchungshandlungen, dass sie ihre Rechte 
nur zurückhaltend ausüben werde, was sie in der Folge während der gesamten Dauer der 
Untersuchung auch tat. Auf eine Teilnahme an den Befragungen verzichtete sie aus-
nahmslos.  
 
2.2.9. Schutzmassnahmen 
 
Die PUK kann gestützt auf Art. 46 Abs. 1 OVR Schutzmassnahmen treffen, sobald ein 
Grund zur Annahme besteht, dass eine in der Untersuchung beteiligte Person aufgrund 
der Mitwirkung im Verfahren schutzbedürftig ist. Zu diesem Zweck kann die PUK die 
Verfahrensrechte der betroffenen Person und der Regierung angemessen beschränken so-
wie der schutzbedürftigen Person Anonymität zusichern.57  
 
In der vorliegenden Untersuchung bestand in zwei Fällen Anlass, auf Ersuchen Schutz-
massnahmen zu treffen. In beiden Konstellationen wurde glaubhaft geltend gemacht, dass 
die betreffenden Personen aufgrund ihrer Aussagen Gefahr laufen, Nachteilen ausgesetzt 
zu werden, wenn ihre Identität preisgegeben würde. Aus diesem Grund wurde diesen bei-
den Personen Anonymität zugesichert.  
 
2.2.10. Entschädigung von Zeugen und Auskunftspersonen 
 
Die Zeugenentschädigung richtet sich gemäss Art. 9 des Einsetzungsbeschlusses nach 
Art. 16 und Art. 17 der Verordnung über die Gerichtsgebühren im Zivilverfahren.58 Die 

                                                 
55 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 876; act. A.2.1.2 
56 Art. 10 Abs. 3 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1; Art. 38 Abs. 2 OVR 
57 Art. 46 Abs. 2 OVR 
58 VGZ; BR 320.210; vgl. auch Art. 39 Abs. 7 OVR 
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geschuldeten Spesen werden demzufolge gestützt auf das kantonale Personalrecht ausge-
richtet.59 Das Bündner Personalrecht sieht vor, dass Spesen und Auslagen der Mitarbei-
tenden für die Erfüllung von dienstlichen Aufgaben vergütet werden. In Art. 25 Personal-
verordnung60 werden exemplarisch verschiedene Tätigkeiten aufgeführt, die als dienstli-
che Aufgabe zu verstehen sind. Diese Aufzählung ist allerdings nicht abschliessend und 
erlaubt es, die Mitwirkung an der Untersuchung einer PUK ebenfalls als dienstliche  
Aufgabe auszulegen.61 Eine gesetzliche Grundlage für die Entschädigung von Auskunfts-
personen fehlt dagegen. Da aber eine Ungleichbehandlung von Zeugen und Auskunfts-
personen vor dem Gleichbehandlungsgebot nicht standhält, wendete die PUK diese Be-
stimmung analog auf die Entschädigung von Auskunftspersonen an.  
 
2.2.11. Verfahrensleitung 
 
Die GPK war der Ansicht, dass aufgrund der guten Erfahrung in den eigenen Reihen, d.h. 
in der Geschäftsleitung der GPK, ein mit je einer Vertretung aller Fraktionen ausgewogen 
bestücktes Fünfergremium gegenüber einer grösseren PUK von üblicherweise elf Mit-
gliedern viele Vorteile habe. Argumente dafür waren, dass das Fünfergremium eine 
schlagkräftige, gut harmonierende Gruppe bilden würde und davon auszugehen sei, dass 
bei einer Fünferbesetzung kaum politische Reibungsverluste auftreten bzw. zumindest 
minimiert würden. Ebenfalls würde das Risiko gemindert werden, dass die Hauptarbeit 
lediglich durch eine Art Kerngruppe, z.B. durch das Präsidium oder die Subkommissi-
onsleitungen, geleistet würden.62 Die Verfahrensleitung sollte demnach grundsätzlich der 
ganzen Kommission zukommen, d.h. die Untersuchungshandlungen mussten von allen 
Kommissionsmitgliedern durchgeführt werden. Nur ausnahmsweise sollte eine Delega-
tion von einzelnen Untersuchungsgegenständen an einzelne Mitglieder möglich sein.63  
 
Die PUK führte sämtliche Untersuchungshandlungen als Gesamtgremium aus bzw. im 
Minium in einer beschlussfähigen Dreierbesetzung. Bemerkenswert ist, dass es während 
dem gesamten Ermittlungszeitraum zu keinerlei parteipolitischen Reibungsverlusten 
kam, auch wenn freilich unterschiedliche Standpunkte regelmässig ausdiskutiert werden 
mussten. Insofern fanden die erwünschten Vorteile bezüglich der Art und Weise der Zu-

                                                 
59 Art. 39 Abs. 7 OVR 
60 PV; BR 170.410 
61 Art. 34 Personalgesetz (PG; BR 170.400) i.V m. Art. 25 Personalverordnung (PV; BR 170.410) 
62 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 870, act. A.2.1.2 
63 Art. 16 und Art. 17 OVR. Eine PUK auf Bundesebene kann dagegen Untersuchungsbeauftragten einzelne 

Sachverhaltsabklärungen übertragen, vgl. Art. 166 Abs. 2 Parlamentsgesetz (ParlG), SR 171.10. 
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sammensetzung bzw. Zusammenarbeit in der Arbeit der PUK tatsächlich ihren Nieder-
schlag. Dies verlangte jedoch vom jedem einzelnen Kommissionsmitglied über einen 
Zeitraum von rund drei Jahren einen hohen Ressourceneinsatz im Umfang eines rund 
20%-Pensums.  
 
2.2.12. Sekretariat 
 
Das Sekretariat der PUK wurde von der Anwaltskanzlei Rudin Cantieni Rechtsanwälte 
AG, Zürich, geführt, wobei Dr. iur. Linus Cantieni von der PUK als Sekretär bestimmt 
war. Die Räumlichkeiten der Anwaltskanzlei in Zürich dienten dabei einerseits als Do-
mizil des Sekretariats, andererseits als Aufbewahrungsort der Untersuchungsakten.64 
 
2.2.13. Webseite 
 
Die PUK erstellte eigens für die Untersuchung die Webseite www.pukbaukartell.ch. 
Diese dient dazu, alle wichtigen Dokumente und Informationen – so insbesondere auch 
die Organisations- und Verfahrensordnung der PUK und die Teilberichte – aus Gründen 
der Transparenz und Rechtsstaatlichkeit für die Öffentlichkeit einsehbar zu machen. Zu-
sätzlich bot die Webseite eine Plattform, um potenziellen Hinweisgebenden die Kontakt-
aufnahme zu erleichtern und solche zu fördern. Schliesslich wurde die Webseite als Kom-
munikationsmittel benutzt, um mit Medienmitteilungen an die Öffentlichkeit zu gelan-
gen.65 Die Webseite steht auf Deutsch, Italienisch sowie auf Romanisch zur Verfügung. 
Nach Verabschiedung des vorliegenden Berichts wird sie noch für einen beschränkten 
Zeitraum weiterbetrieben.  
 
2.2.14. Dokumentenablage 
 
Die PUK sowie deren Sekretariat arbeiteten aufgrund der umfangreichen Aktenlage, aber 
auch aus Praktikabilitätsgründen, mithilfe einer Cloud. Sämtliche Untersuchungsakten 
wurden in dieser Cloud elektronisch erfasst, damit alle Kommissionsmitglieder wie auch 
das Sekretariat unabhängig vom Standort des physischen Exemplars zeitgleich arbeiten 
konnten. Aufgrund des Sitzungsrhythmus war dies unabdingbar. Die physischen Doku-
mente wurden in der Anwaltskanzlei in Zürich aufbewahrt. Nach Abschluss des Verfah-
rens werden die Akten dem Staatsarchiv übergeben.66 

                                                 
64 Sitzung PUK Baukartell vom 29.06.2018, act. 9.1.2.2; Art. 6 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
65 Vgl. dazu die Ausführungen unter A.I.3.2.5 
66 Art. 12 Abs. 2 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
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2.2.15. Kommunikation 
 
Während der Dauer der Untersuchung wurden insgesamt fünf Medienmitteilungen in al-
len drei Kantonssprachen versendet und auf der Webseite veröffentlicht.67 Darüber hinaus 
gaben der Präsident oder die Vizepräsidentin der PUK diverse Zeitungsinterviews. Auch 
nutzte die PUK ihre Webseite, um mit der Öffentlichkeit transparent zu kommunizieren. 
 
2.2.16. Sitzungsrhythmus/Untersuchungszeitplan 
 
Die PUK traf sich im Durchschnitt alle zwei Wochen zu Sitzungen, d.h. zu insgesamt 90 
vorwiegend ganztägigen Sitzungen. Die Informationsbeschaffungsphase erfolgte – etap-
penweise und zweitweise parallel zu den Untersuchungshandlungen betreffend die Poli-
zeieinsätze gegen A.Q. – zwischen Mitte August 2018 bis November 2020, die Sachver-
haltsermittlungs- und Beweiserhebungsphase schwerpunktmässig von Januar 2020 bis 
November 2020. Die der PUK vorliegenden Informationen wurden fortlaufend ausgewer-
tet. Ein erster Entwurf des vorliegenden Teilberichts wurde Ende 2020/Anfang 2021 aus-
gearbeitet.  
 
3. Vorgehensweise 
 
3.1. Aufruf an Hinweisgebende 
 
Die PUK wollte angesichts der geltenden Untersuchungsmaxime nichts unversucht las-
sen, um sich ein möglichst umfassendes Bild der fraglichen Vorkommnisse und deren 
Tragweite zu verschaffen. Aus diesem Grund wurde die Bevölkerung medial aufgerufen, 
der PUK sachdienliche Hinweise zu machen.68 Zudem diente insbesondere die Webseite 
der PUK der Kontaktaufnahme.  
 

                                                 
67 Die PUK veröffentlichte Medienmitteilungen am 21.08.18 (PUK Baukartell nimmt Arbeit auf), am 

24.06.2019 (Ein Jahr PUK: Teilbericht auf der Zielgeraden), am 26.11.2019 (PUK Baukartell stellt Unter-

suchungsergebnisse zu den Polizeieinsätzen gegen den Baukartell-Whistleblower A.Q. vor) und am 

07.09.2020 (Jan Koch tritt aus der PUK Baukartell zurück); vgl. unter www.pukbaukartell.ch  News 

(Medienmitteilungen). Damit kantonsweit die Informationsvermittlung gewährleistet war, wurden die Me-

dienmitteilungen nebst Deutsch auf Italienisch und auf Romanisch übersetzt. Der Übersetzungsdienst der 

Standeskanzlei des Kantons Graubünden übernahm verdankenswerterweise diese Aufgabe.  
68 Medienmitteilungen am 21.08.18 (PUK Baukartell nimmt Arbeit auf); vgl. unter www.pukbaukartell.ch 

 News (Medienmitteilungen) 
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Die PUK bemühte sich zudem auch um Hinweise innerhalb der kantonalen Verwaltung. 
Zu diesem Zweck versendete sie im Laufe der Untersuchung eine E-Mail an über 1’000 
Mitarbeitende ausgewählter Ämter der kantonalen Verwaltung bzw. der Kantonspolizei 
Graubünden mit der Aufforderung, sich bei zweckmässigen Hinweisen an die PUK zu 
wenden.69 
 
Hinweisgebenden konnten unter den Voraussetzungen von Art. 46 OVR für die Kontakt-
aufnahme wie auch bei einer allfälligen Verwertung der Hinweise im Verlauf der weite-
ren Untersuchung Vertraulichkeit und Anonymität zugesichert werden. Um Hinweisge-
benden Schritt für Schritt den Prozess im Nachgang einer Meldung an die PUK aufzuzei-
gen, aber auch um ihnen ihre Rechte verständlich zu erläutern, wurde diesen nach einer 
ersten Kontaktaufnahme regelmässig ein Merkblatt «Informationen für Hinweisgebende» 
ausgehändigt.70  
 
Im Laufe der Abklärungen haben sich aktiv insgesamt 13 Personen bei der PUK mit In-
formationen zur Thematik der Submissionsabsprachen gemeldet, eine Person blieb ano-
nym. Vereinzelte Hinweise bezogen sich auf Meldungen über mutmassliche Absprachen 
im Kontext von privaten Bauprojekten, welche nicht Gegenstand der Untersuchung bil-
deten.71 Wo sinnvoll, wurde in einem weiteren Schritt eine persönliche Befragung durch 
die PUK durchgeführt. Auf Hinweis von involvierten Personen oder Stellen wurden zu-
dem weitere Personen aktiv angegangen und anschliessend formell befragt oder um 
schriftliche Auskunft ersucht.72 Mit einer hinweisgebenden Person führte die PUK auf 
sein Ersuchen hin ein persönliches Gespräch. Bei zwei Personen bestand wie erwähnt 
Anlass, Schutzmassnahmen zu treffen. 
 
3.2. Beizug von Akten 
 
Die PUK zog im Rahmen der Untersuchungen zu den Vorgängen betreffend Preisabspra-
chen von folgenden Verwaltungseinheiten, Behörden, Stellen und Personen (Amts-)Ak-
ten bei: 
 

                                                 
69 Mitglieder einer kantonalen Behörde oder der kantonalen Verwaltung sind von Gesetzes wegen grund-

sätzlich verpflichtet, an der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken (Art. 11 Abs. 2 VRG); E-Mail an 

verschiedene Verwaltungsstellen und KAPO, act. 9.2.8 
70 act. 18.9.1 
71 Vgl. dazu die Ausführungen zum Auftrag der PUK unter A.II.1.2 
72 Z.T. beschränkte sich der Kontakt auch auf ein Telefonat zwischen dem Sekretariat der PUK und einer 

Person. 
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- Regierung 

- Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement 

- Tiefbauamt  

- Hochbauamt 

- Amt für Wald und Naturgefahren 

- Gesundheitsamt 

- Administrativuntersuchung (Untersuchungsauftrag 1 und 2) der Prof. Beyeler, 

Prof. Stöckli und Prof. Hänni 

- Finanzkontrolle  

- Graubündnerischer Baumeisterverband (GBV) 

- Schweizerischer Baumeisterverband (SBV) 

- A.Q. 

 

In der Anfangsphase der Untersuchungsarbeiten wurden umfangreiche Aktenherausga-
begesuche vor allem beim BVFD bzw. beim Tiefbauamt gestellt.73 Zudem zog die PUK 
im weiteren Verlauf der Abklärungen bei diesen und den oben erwähnten Stellen punk-
tuell weitere Akten bei. Auf Ersuchen stellte das BVFD der PUK sämtliche Unterlagen, 
welche der Administrativuntersuchung herausgegeben wurden, ebenso zur Verfügung.74 
Dabei handelte es sich im Wesentlichen um dieselben Akten, welche die PUK bereits auf 
erstes Ersuchen hin erhalten hatte.  
 
3.3. Befragungen 
 
3.3.1. Ablauf 
 
Die Fragen wurden jeweils in einem ersten Schritt durch das Sekretariat der PUK vorbe-
reitet und im Hinblick auf die Befragung an einer Sitzung mit den Mitgliedern der PUK 
besprochen und ergänzt. Die Befragung wurde in der Regel durch den Präsidenten der 
PUK geleitet. Die Mitglieder der PUK sowie deren Sekretär stellten nach Bedarf Ergän-
zungsfragen. 
 

                                                 
73 Vgl. dazu insbesondere act. 2.1 – 2.10 (Akten BVFD), act. 3.1.1.0 – 3.13 (Akten TBA) sowie act. 21 

(Akten HBA) 
74 Die Akten wurden vom Kanton auf einer gesicherten Datenplattform (Cloud) zur Verfügung gestellt 

(Teamroom).  
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Zu Beginn der Befragung wurden die Personen auf ihre Rechte und Pflichten hingewie-
sen, so etwa auf ihre Mitwirkungspflicht75, auf ihre Aussageverweigerungsrechte76, aber 
auch auf mögliche personal- und/oder strafrechtliche Konsequenzen77. Ausserdem wur-
den die betreffenden Personen darüber aufgeklärt, dass sie im Verfahren vor der PUK von 
Gesetzes wegen vom Amtsgeheimnis entbunden sind.78  
 
Die jeweiligen Aussagen der befragten Personen wurden sodann während der Befragung 
vom Sekretär der PUK laut und deutlich für das Wortprotokoll wiederholt. Das ausgefer-
tigte Protokoll wurde im direkten Anschluss der Befragung der befragten Person zur 
Durchsicht vorgelegt, wobei sie gegebenenfalls Korrekturen anbringen konnte. Das Pro-
tokoll wurde von der befragten Person anschliessend unterzeichnet und dem Sekretär der 
PUK übergeben. Mit diesem Vorgehen verfolgte die PUK das Ziel, dass nach Abschluss 
der Befragung die Dokumentierung abgeschlossen ist bzw. verhindern, dass das im Nach-
gang zur Befragung schriftlich verfasste Protokoll Anlass zu aufwändigen Auseinander-
setzungen gibt.  
 
3.3.2. Befragte Personen  
 
Zur Klärung des oben ausgeführten Untersuchungsauftrags hat die PUK zahlreiche Per-
sonen von der Verwaltung befragt, zum Teil gezielt auch solche, die von einer Tätigkeit 
in einem Bauunternehmen in die Verwaltung gewechselt hatten (und umgekehrt). Dafür 
hat die PUK sämtliche Lebensläufe der Mitarbeitenden der Zentralverwaltung des TBA 
herausverlangt und punktuell die gesamten Personaldossiers von vereinzelten Personen 
eingesehen.79  
 
Die Untersuchungen der WEKO80 haben gezeigt, dass die Preise im Unterengadin, aber 
mit Blick auf den Fall «Strassenbau» auch kantonsweit, abgesprochen worden waren. Mit 
der Auswahl der unten aufgelisteten Personen wurde das Ziel verfolgt, über das TBA 
Bezirk 4 Scuol hinaus, Personen aus weiteren Bezirkstiefbauämtern im Kanton in die 
Untersuchung miteinzubeziehen. Zudem wurden Schlüsselpersonen von der Zentrale des 
TBA Graubünden und vom BVFD befragt. Mit der Befragung des Leiters HBA und des 

                                                 
75 Art. 11 Abs. 2 VRG 
76 Art. 33 OVR 
77 Art. 303 oder 305 StGB 
78 Art. 38 GRG 
79 Lebensläufe aller Mitarbeitenden der Zentralverwaltung sowie des Submissionsjuristen BVFD, act. 

2.7.1.2 ff. 
80 Vgl. dazu die Ausführungen dazu unter B. 
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ehemaligen Leiters AWN wurde sodann die damalige Praxis in weiteren Dienststellen 
des BVFD untersucht.  
 
Befragt wurden zwecks Erhalt einer Aussensicht auch verwaltungsexterne Personen. Die 
PUK konnte drei Personen befragen, die über lange Zeit selber aktiv an den Submissions-
absprachen beteiligt waren; zwei Personen aus dem Unterengadiner Kartell und eine aus 
dem kantonsweiten Strassenbaukartell. Zudem wurde A.Q. im Laufe der vorliegenden 
Untersuchung insgesamt dreimal persönlich von der PUK angehört.  
 
Regierungsrat Jon Domenic Parolini wurde in seiner Funktion als ehemaliger Gemeinde-
präsident Scuol angesichts der «Nähe» zum Untersuchungsauftrag und dem öffentlichen 
Interesse, über im Raum stehende schwerwiegende Vorwürfe gegenüber einem amtieren-
den Regierungsmitglied in die Untersuchungen einbezogen.81 Zudem war er im betref-
fenden Untersuchungszeitraum Mitglied des Grossen Rates. Eine Befragung seiner Per-
son wurde erst möglich, nachdem er beim Gemeindevorstand Scuol, nach einem ableh-
nenden Entscheid ihn vom Amtsgeheimnis zu entbinden, auf Ersuchen der PUK mit Er-
folg ein Wiedererwägungsgesuch stellte.82   
 
Mit dem Architekten 2 und der Bauleiterin A. wurden der Ehepartner bzw. die Ehepart-
nerin der bei der Untersuchungen der PUK zu den Polizeieinsätzen gegen A.Q. involvier-
ten Personen, die Teamleiterin eines Regionalen Sozialdiensts, und der Chef Regionen-
polizei KAPO, befragt. Hintergrund dazu bildet der im Nachgang zur Veröffentlichung 
des ersten Teilberichts der PUK im digitalen Magazin «Republik» erschienene Artikel im 
Dezember 2019, welcher eine Liste publik machte, auf welcher diese beiden Namen er-
schienen. A.Q. zufolge hätten die in diesem Dokument aufgeführten Personen, und somit 
auch Architekt 2 und Bauleiterin A., insoweit vom Baukartell im Unterengadin profitiert, 
als sie von den involvierten Bauunternehmungen Geschenke oder Geld erhalten hätten.83 
Die PUK war in ihrem ersten Teilbericht zu den untersuchten Polizeieinsätzen zum 
Schluss gekommen, dass keine Instrumentalisierung der Kantonspolizei und weiterer in-
volvierten Stellen durch Mitarbeitende von Unternehmungen, die (mutmasslich) dem 

                                                 
81 Vgl. dazu die Ausführungen unter A.III.1.3 
82 Vgl. die dazu geführte Korrespondenz in act. 28.1.6.1.4.1 – 28.1.6.1.6.2. 
83 Schmid Andreas, Bündner Baukartell: Beamte geraten ins Visier, NZZ am Sonntag vom 8. September 

2019, act. 9.4.4.7; derselbe: Bündner Baukartell: Jetzt wird die Justiz aktiv, NZZ am Sonntag vom 15. 

September 2019, act. 9.4.4.9; Conzett Anja, Eine Liste, zwei Namen – und die Bündner Luft stinkt nach 

Schiesspulver, in: Republik vom 27.11.19, act. 9.4.1.8; Haefely Andrea, Kartell, Die geheimen Listen, in: 

Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff., act. 9.4.6.2 
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Baukartell im Unterengadin angehörten, habe festgestellt werden können. Als Verbin-
dung in das Baugewerbe lässt sich bezüglich der involvierten Personen einzig bemerken, 
dass der Ehepartner der Teamleiterin eines Regionalen Sozialdienstes als selbständiger 
Architekt und die Ehefrau des Chefs der Regionenpolizei KAPO als Bauleiterin in einem 
Architektur- und Ingenieurbüro im Unterengadin tätig sind.84 In Anbetracht dieser Aus-
gangslage wurden diese beiden Personen von der PUK befragt.  
 
Der pensionierte Departementssekretär BVFD, und der Chef der Abteilung Strassenbau 
im TBA und gleichzeitig Stv. Chef TBA Graubünden, wurden nicht persönlich befragt, 
weil über ihre im Rahmen der AU gemachten Aussagen hinaus keine weiterführenden 
Informationen nötig schienen. Diese beiden Befragungsprotokolle legte die PUK ihren 
Untersuchungen zu Grunde.85  
 
Der ehemalige Verwaltungsratspräsident der L.Q. SA, ehemaliger Gemeindepräsident ei-
ner Unterengadiner Gemeinde und ehemaliger Grossrat, wurde nicht formell befragt. Mit 
ihm führte die PUK jedoch auf sein Ersuchen hin ein persönliches Gespräch. Die PUK 
legte ihren Untersuchungen seine Ausführungen aus dem erhältlich gemachten Befra-
gungsprotokoll der AU zu Grunde.86 
 
Die PUK hatte noch verschiedene weitere Personen für eine Befragung ins Auge gefasst, 
von welchen sie sachdienliche Informationen für die Untersuchung erwartete. Bedauerli-
cherweise konnten drei Schlüsselpersonen nicht befragt werden, zwei ehemalige Mitar-
beitende des TBA Bezirk 4 Scuol, und der inzwischen pensionierte Mitarbeiter der Zent-
ralverwaltung TBA, welcher eine der drei vom TBA anwesenden Personen war, als A.Q. 
im Jahr 2009 in Chur über die Submissionsabsprachen im Unterengadin berichtete. 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol und der pensionierte Mitarbeiter 
der Zentralverwaltung des TBA lehnten die Mitwirkung mit Verweis auf ihre Aussagen 
ab, welche sie im Rahmen der Administrativuntersuchung (Untersuchungsauftrag 2) ge-

                                                 
84 Vgl. Teilbericht der PUK betreffend die Untersuchung der Polizeieinsätze usw., Rz. 216. Dieser Bericht 

ist abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
85 Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 14.11.2018, act. 12.1.2.8; Pro-

tokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, act. 12.1.2.12; Protokoll Befra-

gung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsidenten L.Q. SA vom 18.06.2019, act. 10.1.1.23.4 
86 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsidenten L.Q. SA vom 18.06.2019, act. 

10.1.1.23.4 
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macht hatten. Die PUK legte ihren Untersuchungen daher diese beiden Befragungsproto-
kolle zu Grunde.87 Der ehemalige Mitarbeiter 3 des TBA Bezirk 4 Scuol verweigerte 
seine Mitwirkung mit der Begründung, dass die Bauunternehmen bekanntlich eine Busse 
bezahlt haben und das Thema jetzt erledigt sei. Man solle ihn damit in Ruhe lassen.88, 89 
 
Weiter konnte eine Person, die bei der WEKO als Hinweisgeber in Erscheinung getreten 
war, trotz angebotenen Schutzmassnahmen letzten Endes doch nicht für eine Befragung 
durch die PUK motiviert werden. Als Begründung führte sie aus, dass sie beruflich wie 
privat beträchtliche Gefahren befürchte, wenn ihre Identität trotz Schutzmassnahmen auf-
gedeckt würde. 
 
Mit der Ausnahme von zwei Personen haben keine der Befragten die Möglichkeit genutzt, 
sich von einer Rechtsbeiständin oder einem Rechtsbeistand begleiten zu lassen.  
 
Im Rahmen der Sachverhaltsermittlungs- und Beweiserhebungsphase fanden zwischen 
Juni 2019 und Ende November 2020 25 persönliche Befragungen statt. Folgende Perso-
nen wurden als Auskunftspersonen90 befragt: 
 

- Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 

- Ehemaliger Leiter Projektierung Bau/Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 

- Hinweisgeber A., ein ehemaliger Mitarbeiter eines Bezirks-TBA 

- Pensionierter Chef des TBA Bezirk 1 Chur  

- Ehemaliger Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur / Mitarbeiter der Zentralver-

waltung des TBA 

- Pensionierter Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco 

- Ehemaliger Mitarbeiter des TBA Bezirk 7 in Thusis 

                                                 
87 Schreiben von Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni vom 05.08.2018, act. 12.1.2.1 
88 Aktennotiz Telefonat mit ehemaliger Mitarbeiter 3 TBA Bezirk 4 Scuol vom 03.06.2020. Dieser hatte 

auch auf Anfrage der AU seine Mitwirkung dort verweigert.  
89 Diese Weigerungen zur Mitwirkung mussten angesichts der Rechtslage und mangels Sanktionsmöglich-

keiten hingenommen werden, vgl. Art. 32 OVR. Ehemalige Behördenmitglieder bzw. ehemalige Verwal-

tungsangestellte konnten nicht zur Aussage verpflichtet werden. Vgl. auch Art. 13 Abs. 3 Gesetz über die 

Verwaltungsrechtspflege (VRG), BR 370.100, wonach für Private eine Ausnahme von der Editions- und 

Auskunftspflicht besteht, wenn ihnen nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung ein Zeugnisverwei-

gerungsrecht zusteht.  
90 Gemäss Art. 35 Abs. 1 GRG kann die PUK nur Personen aus der Verwaltung als Zeugen einvernehmen. 

«Zeugen» ausserhalb der Verwaltung mussten folglich als Auskunftspersonen befragt werden. 
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- Ehemaliger Leiter Strassenbaulabor des TBA Graubünden/ehemaliger Kan-

tonsgeologe 

- Pensionierter Chef des TBA Graubünden  

- Chef TBA Graubünden/ehemaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung 

- Chef des HBA Graubünden 

- Pensionierter Chef des AWN Graubünden 

- Submissionsjurist des BVFD 

- Stefan Engler, Ständerat und ehemaliger Regierungsrat und Departements-

vorsteher BVFD 

- Dr. Mario Cavigelli, Regierungsrat und Departementsvorsteher BVFD bzw. 

DIEM 

- Dr. Christian Rathgeb, Regierungsrat und Departementsvorsteher DFG 

- Dr. Jon Domenic Parolini, Regierungsrat und Departementsvorsteher E-

KUD; ehemaliger Gemeindepräsident Scuol 

- A.Q., ehemaliger Bauunternehmer im Unterengadin 

- Bauunternehmer A. 

- Bauunternehmer B. 

- Bauherr A. 

- Architekt 1 im Unterengadin 

- Architekt 2 im Unterengadin 

- Bauleiterin A. im Unterengadin 

 

3.4. Schriftliche Auskünfte 
 
Die PUK hat im Weiteren diverse schriftliche Auskünfte eingeholt, so etwa beim kanto-
nalen und schweizerischen Baumeisterverband, bei der Finanzkontrolle oder bei hinweis-
gebenden Personen (z.B. einem ehemaligen Geschäftsführer einer Baufirma, welcher 
über viele Jahre im Strassenbaukartell involviert war oder einem ehemaligen Mitarbeiter 
des TBA Bezirk 4 Scuol). 
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3.5. Weitere Beweismittel 
 
Wie erwähnt, wurden die Feststellungen und Erkenntnisse der WEKO, welche diese in 
den publizierten Verfügungen ausführlich dargelegt haben91, soweit sinnvoll in die vor-
liegende Untersuchung einbezogen. Diese Vorgänge wurden von diversen involvierten 
Bauunternehmungen anerkannt, wenn auch vereinzelte dagegen Beschwerde erhoben ha-
ben. Auch gegenüber der PUK bestätigten die befragten Bauunternehmer, die selber an 
den Submissionsabsprachen beteiligt waren92, die Funktionsweise der Kartelle.93   
 
3.6. Einbezug von externen Fachpersonen 
 
Die PUK kann externe Fachpersonen beiziehen, wenn sie nicht über die besonderen 
Kenntnisse verfügt, die zur Feststellung oder Beurteilung eines Sachverhalts erforderlich 
sind.94 Die PUK hat als Fachperson einen Ingenieure zur Klärung von Fachfragen zur 
Vergabepraxis der öffentlichen Hand punktuell beratend beigezogen.  
 
3.7. Bezeichnung von betroffenen Personen 
 
Im Laufe der Untersuchung zeigte sich zunehmend, dass in Bezug auf einige Personen 
der Verdacht besteht, eine pflicht- oder rechtswidrige Tat begangen zu haben. Folgende 
Personen bezeichnete die PUK durch die Untersuchung in ihren Interessen als unmittelbar 
betroffen95: 
 

- Pensionierter Chef des TBA Graubünden 

- Chef des TBA Graubünden/ehemaliger Chef der Abteilung Strassenerhal-

tung 

- Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 

  

                                                 
91 Vgl. dazu die Ausführungen unter B. 
92 Vgl. dazu Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., Frage 36 ff., act. 

28.1.11.3; Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., act. 28.1.15.2; Ant-

wortschreiben von Hinweisgeber B., S. 3 ff., act. 9.2.29.3 
93 Vgl. dazu die Ausführungen unter B. 
94 Art. 6 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
95 Schreiben an betroffene Personen vom 14.01.2021, act. 28.1.21.3, 28.1.25.4, 28.1.7.4 
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3.8. Erster Entwurf des Teilberichts der PUK  
 
Im Herbst 2020 beriet die PUK ihre bislang gemachten Feststellungen und zog erste 
Schlussfolgerungen aus der laufenden Untersuchung. Zudem entschied man sich, noch 
vereinzelte weitere Abklärungen zu spezifischen Fragestellungen zu treffen, was in den 
Folgewochen geschah. Daraufhin war es Aufgabe der PUK und insbesondere des Sekre-
tariats, einen ersten Entwurf des Teilberichts zu erarbeiten. In den Sitzungen im Februar 
2021 beriet die PUK diesen Entwurf, überarbeitete ihn anschliessend, bevor er ein weite-
res Mal beraten und vorläufig genehmigt wurde. 
 
3.9. Rechtliches Gehör/Stellungnahmen zum Berichtsentwurf 
 
Die PUK hat den betroffenen Personen, das jeweilige Befragungsprotokoll sowie aus-
zugsweise den Berichtsentwurf zur schriftlichen Stellungnahme und Bezeichnung von 
Gegenbeweismitteln zugestellt. Zudem wurden die betroffenen Personen auf die Mög-
lichkeit aufmerksam gemacht, ein Gesuch auf Einsicht in weitere Untersuchungsakten zu 
stellen. Im Weiteren erhielten die nachfolgenden, in die Untersuchung involvierten Per-
sonen und Organisationen die Möglichkeit, zu dem sie betreffenden Berichtsauszug Stel-
lung zu nehmen, ebenso unter Hinweis auf die Möglichkeit eines Akteneinsichtsgesuchs:  
 

- Regierung  - Frau G. - Ehemaliger Leiter Strassen-

baulabor des TBA / ehema-

liger Kantonsgeologe 

- Pensionierter Mitarbeiter 1 

des TBA Bezirk 4 Scoul 

- Pensionierter Mitarbeiter 

des Hochbauamts 

- Pensionierter Chef des 

TBA Graubünden  

- Zwei Personen, die sich bei 

der PUK gemeldet haben 

- Pensionierter Departe-

mentssekretär BVFD 

- Chef des TBA Graubünden 

/ ehemaliger Chef der Ab-

teilung Strassenerhaltung 

- Bauherr A. - Unternehmerin aus dem 

Unterengadin 

- GBV 

- Ehemaliger Submissionsju-

rist BVFD 

- Journalistin der «Südost-

schweiz» 

- Pensionierter Chef des 

AWN  

- Ehemaliger Gemeindepräsi-

dent einer Unterengadiner 

Gemeinde 

- Damaliger Oberbauleiter 

TBA 

- Submissionsjurist des 

BVFD 
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- Architekt 3 - SBV - Stefan Engler, Ständerat 

und ehemaliger Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher BVFD 

- Ehemaliger Grossrat aus 

dem Unterengadin 

- Berechnungsleiter des GBV - Bauunternehmer A. 

- Teamleiterin eines Regio-

nalen Sozialdienstes 

- Grosse Baufirma im Enga-

din 

- Chef der Abteilung Stras-

senbau im TBA und Stv. 

Chef des TBA Graubünden 

- Chef Regionenpolizei 

KAPO 

- Christian Rathgeb, Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher DFG 

- Architekt 1  

- Ehemaliger Mitarbeiter 

TBA Bezirk 7 in Thusis 

- Mario Cavigelli, Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher BVFD bzw. 

DIEM 

- Pensionierter Mitarbeiter 2 

des TBA Bezirk 4 Scuol 

- Bauunternehmer B. - Jon Domenic Parolini, Re-

gierungsrat und Departe-

mentsvorsteher EKUD; 

ehemaliger Gemeindepräsi-

dent Scuol 

- Pensionierter Mitarbeiter 

Zentralverwaltung TBA 

- Architekt 2 - Chef des TBA Bezirk 4 

Scuol 

- Ehemaliger Mitarbeiter des 

TBA Bezirk 1 Chur / Mitar-

beiter der Zentralverwal-

tung des TBA 

- Bauleiterin A. - Ehemaliger Stv. Chef des 

TBA Bezirk 4 Scuol 

- Pensionierter Chef des 

TBA Bezirk 2 Mesocco 

- Ehemaliger Geschäftsführer 

einer Baufirma im Unteren-

gadin 

- Hinweisgeber A. - Ehemaliger Verwaltungs-

ratspräsident der L.Q. SA, 

ehemaliger Gemeindepräsi-

dent einer Unterengadiner 

Gemeinde und ehemaliger 

Grossrat 

- Hinweisgeber B. - Pensionierter Chef des 

TBA Bezirk 1 Chur 
- A.Q. 

- Baufirma G - Ehemaliger Bauunterneh-

mer D. 

- Ehemaliger Bauunterneh-

mer C. 

- Chef des HBA   
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Die Regierung hat gemäss Art. 10 Abs. 2 des Einsetzungsbeschlusses das Recht, sich zum 
Ergebnis der Untersuchung vor der PUK und in einem Bericht an den Grossen Rat zu 
äussern.96 Demzufolge wurde auch der vorläufig genehmigte Teilbericht der Regierung 
zur schriftlichen Stellungnahme zugestellt.  
 
Von folgenden Personen gingen Stellungnahmen ein:  
 

- Pensionierter Mitarbeiter 1 

des TBA Bezirk 4 Scoul 

- Pensionierte Departe-

mentssekretär BVFD 

- Ehemaliger Leiter Strassen-

baulabor TBA / Ehemaliger 

Kantonsgeologe 

- Zwei Personen die sich bei 

der PUK gemeldet haben 

- Unternehmerin aus dem 

Unterengadin 

- Pensionierter Chef des 

TBA Graubünden  

- Regierung - Ehemalige Journalistin der 

«Südostschweiz» 

- Chef des TBA Graubünden 

/ ehemaliger Chef Abtei-

lung Strassenerhaltung 

- Ehemaliger Submissionsju-

rist des BVFD 

- Damaliger Oberbauleiter 

TBA 

- Chef des HBA 

- Architekt 3 - SBV - Submissionsjurist des 

BVFD 

- Ehemaliger Grossrat aus 

dem Unterengadin 

- Berechnungsleiter des GBV - Stefan Engler, Ständerat 

und ehemaliger Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher BVFD 

- Ehemaliger Mitarbeiter 

TBA Bezirk 7 in Thusis 

- Christian Rathgeb, Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher DFG 

- Chef der Abteilung Stras-

senbau im TBA und Stv. 

Chef TBA Graubünden 

- Bauleiterin A. - Mario Cavigelli, Regie-

rungsrat und Departements-

vorsteher BVFD bzw. 

DIEM 

- Architekt 1 

  

                                                 
96 Vgl. auch Art. 50 Abs. 1 und 2 OVR 
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- Ehemaliger Bauunterneh-

mer D 

- Jon Domenic Parolini, Re-

gierungsrat und Departe-

mentsvorsteher EKUD; 

ehemaliger Gemeindepräsi-

dent Scuol 

- Ehemaliger Mitarbeiter des 

TBA Bezirk 1 Chur / Mitar-

beiter der Zentralverwal-

tung des TBA 

- GBV - Chef des TBA Bezirk 4 

Scuol 

- Ehemaliger Verwaltungs-

ratspräsident der L.Q. SA, 

ehemaliger Gemeindepräsi-

dent einer Unterengadiner 

Gemeinde und ehemaliger 

Grossrat 

- Ehemaliger Stv. Chef des 

TBA Bezirk 4 Scuol 

- Grosse Baufirma im Enga-

din 

- Bauunternehmer A 

 

Die PUK hat die aus ihrer Sicht begründeten Kritikpunkte in ihrem weiteren Vorgehen 
berücksichtigt und in den vorliegenden Schlussbericht aufgenommen. Im Anhang finden 
sich jene Stellungnahmen, bei welchen die PUK die Einwilligung zur Aufnahme erhalten 
hat.97 
 
3.10. Schlussbericht des zweiten Teilauftrags 
 
Nach Überarbeitung des Teilberichts auf der Grundlage der eingegangenen Stellungnah-
men führte die PUK die Schlussabstimmung durch. Der Schlussbericht zu den Submissi-
onsabsprachen wurde anlässlich der Sitzung vom 11. Mai 2021 zuhanden des Grossen 
Rates einstimmig genehmigt.  
 
4. Kosten der Untersuchungen 
 
Mit Einsetzungsbeschluss vom 13. Juni 2018 wurde der PUK ein Verpflichtungskredit in 

der Höhe von CHF 600'000 zugesprochen. Es handelte sich dabei um eine grobe Kosten-

schätzung der GPK, die auf Abklärungen des Ratssekretariats zu den Kosten anderer par-

lamentarischen Untersuchungskommissionen beruhten. Da eine genaue Abschätzung 

über den Umfang der Abklärungen zu diesem Zeitpunkt noch nicht möglich war, wurde 

                                                 
97 In Beachtung der persönlichkeits- und datenschutzrechtlichen Bestimmungen wurden die Stellungnah-

men, soweit nötig, geschwärzt.  
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die PUK im Rahmen der parlamentarischen Debatte auf die Möglichkeit verwiesen, recht-

zeitig einen Zusatzkredit beim Grossen Rat einzuholen, falls der Aufwand der Untersu-

chung den finanziell gegebenen Rahmen übersteigen solle.98 

 
Im Verlauf der Untersuchung wurde deutlich, dass angesichts des beträchtlichen (Zeit-) 

Aufwands für die beiden Teilaufträge (Polizeieinsatz gegen A.Q. und Preisabsprachen) 

zusätzliche Mittel nötig werden. Zudem fielen die Untersuchungshandlungen der PUK 

angesichts der jüngsten Entscheide der WEKO «Strassenbau» und «Engadin II» aufwän-

diger aus, als ursprünglich geplant.99 Mit Antrag vom 13. September 2019 an die GPK 

des Grossen Rates wurde um einen ersten Zusatzkredit in der Höhe von CHF 350'000 

ersucht.100 An der Sitzung des Grossen Rates vom 22. Oktober 2019 wurde dieser Antrag 

mit 113 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen gutgeheissen.101 

 

Die Untersuchungsarbeiten gestalteten sich im weiteren Verlauf sehr umfangreich.102 Im 

Zusammenhang mit Verifizierungen von Untersuchungsergebnissen musste zudem un-

vorhergesehener Aufwand betrieben werden. Schliesslich war die Erarbeitung des vorlie-

genden, zweiten Teilberichts zeitaufwändig. Mit Antrag vom 19. März 2021 an die GPK 

des Grossen Rates wurde um einen zweiten Zusatzkredit in der Höhe von CHF 150'000 

ersucht und damit um einen Gesamtkreditrahmen von CHF 1.1. Mio.103 An der Sitzung 

des Grossen Rates vom 21. April 2021 wurde dieser Antrag mit 117 zu 0 Stimmen bei 0 

Enthaltungen gutgeheissen. 

 

  

                                                 
98 Wortprotokoll Grosser Rat vom 13.06.2018, S. 870 ff., act. A.2.1.2 
99 Vgl. dazu den Presserohstoff der WEKO unter https://www.weko.admin.ch/weko/de/home/aktuell/me-

dieninformationen/nsb-news msg-id-76240.html, zuletzt besucht am 10.03.2021, sowie act. 1.6. ff 
100 Antrag betreffend Zusatzkredit, act. A.2.2.2 
101 Grossratsprotokoll Oktober 2019, 2/2019/2020, Seite 198, 250 ff. 
102 Die Kommission traf sich zu 90 vorwiegend ganztägigen Sitzungen. Es wurden während über 150 Stun-

den Befragungen durchgeführt. 
103 Antrag betreffend Zusatzkredit vom 19. März 2021, act. A.2.2.3 
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IV. Weitere laufende Untersuchungen 
 
1. Administrativuntersuchung (Prof. Beyeler, Prof. Stöckli und Prof. Hänni) 
 
Die Regierung des Kantons Graubünden hat am 11. Juni 2018 beschlossen, mithin zwei 
Tage vor Einsetzung der PUK, die Vergabeabläufe im TBA im von der WEKO unter-
suchten Ermittlungszeitraum von 2004 – 2012 sowie bestimmte in diesem Zusammen-
hang gegenüber dem BVFD und dem TBA erhobenen Vorwürfe durch externe und un-
abhängige Fachexperten untersuchen zu lassen. Dabei wurden zwei Aufträge erteilt. Im 
Rahmen des Untersuchungsauftrags 1 an Prof. Dr. Martin Beyeler und Prof. Dr. Andreas 
Stöckli waren die Rechtsgrundlagen, Prozesse und Praxen des BVFD sowie des TBA 
betreffend den Umgang mit Preisabsprachen im Zusammenhang mit Arbeitsvergaben zu 
untersuchen. Beim Untersuchungsauftrag 2 an Prof. Dr. Andreas Stöckli und Prof. Dr. 
Peter Hänni waren namentlich die in den Medien thematisierten Vorgänge und erhobenen 
Vorwürfe im Kontext der Abgabe von Projektlisten durch Mitarbeitende des TBA an 
Drittpersonen sowie der Vortritt von A.Q. beim TBA im Jahr 2009, anlässlich welchem 
er Angaben zu den Submissionsabsprachen gemacht habe, zu untersuchen. Zudem hatten 
die beiden Professoren der Frage der generellen Erkennbarkeit der von der WEKO zu 
Tage geförderten Baukartelle im damaligen Zeitraum für das BVFD und das TBA nach-
zugehen.104 Die Aufträge der PUK und der Administrativuntersuchung (AU) deckten sich 
folglich in weiten Teilen.105 
 
Die PUK kann gestützt auf Art. 3 des Einsetzungsbeschlusses Erkenntnisse aus anderen 
Verfahren in ihre Untersuchung einbeziehen. Zu diesem Zweck kann sie die Koordination 
mit den jeweiligen Verfahrensleitungen suchen. Die PUK erachtete angesichts des teil-
weise gleichen Untersuchungsgegenstands einen gegenseitigen Austausch als angezeigt. 
Die PUK trat bereits im Sommer 2018 mit den Untersuchungsleitern der AU in Kontakt 
und zeigte ihr Interesse an sachdienlichen Informationen bzw. den künftigen Austausch 
von relevanten Dokumenten an.106 Im Rahmen eines telefonischen Austauschs zwischen 
Prof. Stöckli und dem Sekretariat der PUK wurde zum einen um Herausgabe der Befra-
gungsprotokolle der AU (Untersuchungsauftrag 2) ersucht und zum anderen eine Bespre-
chung zwischen den beiden Untersuchungsleitern Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni 
und der PUK auf den 13. August 2019 vereinbart. Im Hinblick auf diese Besprechung 
stellten die beiden Untersuchungsleiter im Einverständnis der befragten Personen der 

                                                 
104 Vgl. Schreiben von Prof. Dr. Beyeler, Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni vom 03.09.18, act. 12.1.2 
105 Vgl. dazu die Ausführungen zum Auftrag der PUK unter A.II.1.2. 
106 Schreiben an Prof. Dr. Beyeler und Prof. Dr. Stöckli vom 24.08.18, act. 12.1.1. 
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PUK die verlangten Protokolle mit einer Ausnahme107 zur Verfügung. Im Anschluss an 
die Besprechung vom 13. August 2019 übermittelte die PUK den Untersuchungsleitern 
Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni eine Auswahl von als relevant eingestuften Akten. 
In einem weiteren Schritt stellte die PUK diesen mit Schreiben vom 25. August 2020 
bzw. 7. Oktober 2020 auf Ersuchen hin die Befragungsprotokolle der PUK zur Verfü-
gung, jeweils unter der Auflage, dass die betreffenden Akten im Falle eines Aktenheraus-
gabegesuchs einstweilen solange nicht herausgegeben werden dürfen, wie eine entspre-
chende Einsicht bei der PUK noch nicht erteilt wurde.108  
 
Die PUK wurde in Kenntnis gesetzt, dass das BVFD sämtliche Unterlagen für die AU 
(Untersuchungsauftrag 1 und Untersuchungsauftrag 2) auf einer gesicherten Internet‐
Plattform (Teamroom) elektronisch zur Verfügung gestellt hatte. Mit Ersuchen vom 7. 
Februar 2020 verlangte die PUK u.a. Zugang zu dieser Datenplattform, was ihr in der 
Folge erteilt wurde.109 Ein Datenabgleich zeigte, dass die PUK in weiten Teilen bereits 
im Besitz dieser Akten war. Sofern sie darüber hinaus auf neue Akten gestossen ist, hat 
sie diese zu den Verfahrensakten der vorliegenden Untersuchung genommen. 
 
Schliesslich ersuchte die PUK mit Schreiben vom 12. Oktober 2020 bzw. vom 4. Novem-
ber 2020110 um Zustellung der Berichtsentwürfe der beiden AU (Untersuchungsauftrag 1 
und Untersuchungsauftrag 2), nachdem sich das DIEM mit Schreiben vom 3. November 
2020 mit der Herausgabe einverstanden erklärt hatte.111 
 
  

                                                 
107 Der ehemalige Verwaltungsratspräsident der L.Q. SA verweigerte zunächst die Herausgabe des Befra-

gungsprotokolls. Nachdem die PUK bei der Regierung die Edition des Protokolls verlangt und die PUK die 

nötigen Zusicherungen im Umgang mit den Informationen gegenüber dem ehemaligen Verwaltungsrats-

präsidenten der L.Q. SA gegeben hatte, wurde das Befragungsprotokoll anfangs Juli 2020 der PUK über-

mittelt, act. 10.1.1.22 ff. 
108 Schreiben an Prof. Dr. Stöckli vom 25.08.2020, act. 12.1.1.15, und vom 20.10.2020, act. 12.1.1.18 
109 Schreiben an Kanzleidirektor vom 07.02.2020, act. 10.1.1.18 
110 Schreiben an Prof. Dr. Stöckli vom 04.11.2020, act. 12.1.1.18.2 
111 Schreiben von Regierungsrat Dr. Mario Cavigelli vom 03.11.2020, act. 10.1.1.28 
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2. Strafverfahren  
 
Wie erwähnt, wurden medial verschiedentlich Korruptionsvorwürfe zum Thema ge-
macht.112 Insbesondere nachdem die NZZ am Sonntag anfangs September 2019 unter Be-
zugnahme auf einen Eingeweihten schrieb, dass Kantons- und Gemeindeangestellte bei 
den Preisabsprachen mitgewirkt hätten und Angestellte des regionalen TBA sich als Ge-
genleistung unentgeltlich Arbeiten an privaten Liegenschaften ausführen lassen und teil-
weise in bar sogenanntes Feriengeld erhalten hätten, wurde in der Folge von der Staats-
anwaltschaft Graubünden eine Strafuntersuchung wegen Verdacht auf Bestechung einge-
leitet.113  
 
Die PUK ist angesichts ihres oben erläuterten Untersuchungsauftrags ebenso Hinweisen 
bezüglich Vorteilsannahmen oder betrügerische Machenschaften durch Kantonsange-
stellte oder Regierungsmitglieder nachgegangen.114 Auf Ersuchen stellte die PUK der 
Staatsanwaltschaft diverse Unterlagen zur Verfügung, auf welche sie bei ihren Abklärun-
gen gestossen war und welche auf die medial beschriebenen Vorkommnisse hindeuteten. 
Für die PUK stand bei konkret zwei Sachverhalten die Frage im Raum, ob durch Mitar-
beitende von Baufirmen strafbare Handlungen im Sinne des Strafgesetzbuchs begangen 
wurden, weshalb sie diese für eine strafrechtliche Beurteilung der dafür zuständigen Be-
hörde überwies.115  
 
V. Kontakte mit der WEKO  
 
Kurz nach Beginn der Untersuchung nahm die PUK mit der WEKO Kontakt auf und 
ersuchte um sachdienliche Informationen und Akten. In der Folge wurde eine gemein-
same Besprechung zwischen Vertretern der WEKO und der PUK vereinbart. Anlässlich 
der Zusammenkunft vom 20. Oktober 2018 informierten der Präsident der WEKO, Prof. 
Dr. Heinemann, der stellvertretende Direktor des Sekretariats der WEKO, Frank Stüssi, 
sowie der wissenschaftliche Mitarbeiter des Sekretariats der WEKO, Dr. Jürg Bickel, 

                                                 
112 Schmid Andreas, Bündner Baukartell: Beamte geraten ins Visier, NZZ am Sonntag vom 8. September 

2019, act. 9.4.4.7; derselbe: Bündner Baukartell: Jetzt wird die Justiz aktiv, NZZ am Sonntag vom 15. 

September 2019, act. 9.4.4.9; Conzett Anja, Eine Liste, zwei Namen – und die Bündner Luft stinkt nach 

Schiesspulver, in: Republik vom 27.11.19, act. 9.4.1.8; Haefely Andrea, Kartell, Die geheimen Listen, in: 

Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff., act. 9.4.6.2 

113 Schreiben von STA Graubünden vom 26.08.2020, act. 5.1.2.9 
114 Für weitere Ausführungen dazu kann auf H. verwiesen werden. 
115 Schreiben an STA Graubünden vom 30.10.2020, act. 5.1.2.11 
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über die kartellrechtlichen Verfahren der WEKO und insbesondere über die Untersuchun-
gen im Kanton Graubünden, machten aber auch Angaben zur Thematik des Erkennens 
und Verhinderns von Submissionsabreden.116  
 
Aufgrund des Amtsgeheimnisses war es der WEKO nicht möglich, der PUK zu konkreten 
Einzelfällen sachdienliche Informationen und Akten zu liefern. Möglich wurde allerdings 
die Vermittlung einzelner Personen aus den WEKO-Verfahren, was punktuell im Einver-
ständnis mit diesen erfolgte. Im weiteren Verlauf der Untersuchung der PUK fanden aus 
diesem Grund diverse Kontakte zwischen den Sekretariaten der WEKO und der PUK 
statt. 
 
VI. Hinweis zur Bedeutung der grau hervorgehobenen Texte im Teilbericht 
 
In den nachfolgenden Ausführungen finden sich zahlreiche grau hervorgehobene Text-
teile. Durch diese Hervorhebung soll kenntlich gemacht werden, dass es sich dabei um 
Wertungen oder zusammenfassende Erkenntnisse der PUK handelt. 
 
VII. Hinweis zu den Schwärzungen im Teilbericht 
 
Der vorliegende Teilbericht wurde in Absprache mit dem kantonalen Datenschutzbeauf-
tragten aus Datenschutz- und Persönlichkeitsgründen pseudonymisiert. Dies bedeutet, 
dass «die betroffenen Personen nicht sofort erkenntlich gemacht» werden und «marginal 
geschützt» sind.117 Dennoch ist teilweise offensichtlich, um wen es sich handelt oder es 
kann ohne grösseren Aufwand recherchiert werden. Bei einigen Stellen reichte aber die 
Pseudonymisierung den Ansprüchen des Datenschutzes nicht, weshalb diese durch 
Schwärzungen unleserlich gemacht wurden.118  
 
  

                                                 
116 Sitzungsprotokoll PUK vom 20.10.182018, act. 11.2.7.9.2 
117 Vgl. Schreiben vom kantonalen Datentschutzbeauftrager im Kontext des 1. Teilberichts der PUK vom 

24.10.2019, act. 26.1.5.4.1 
118 Es handelt sich dabei um Angaben, die gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. c DSG als besonders schützenswert 

qualifiziert werden. 
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B. Verfügungen der WEKO

Am 30. Oktober 2012 eröffnete die WEKO eine Untersuchung gegen 19 im Unterengadin 
tätige Unternehmen sowie den GBV, nachdem sich aufgrund einer Meldung der Firma P 
vom 14. Juli 2012 Anhaltspunkte dafür ergaben, dass diese Unternehmen bei Ausschrei-
bungen die Angebote bzw. Angebotssummen koordinierten und die Bauprojekte bzw. die 
Kunden untereinander aufteilten. Die Firma P selbst war im Rahmen der Sanierung der 
L.Q. SA von A.Q. über die Submissionsabreden informiert worden.119 Nach Eröffnung
der Untersuchungsverfahren führte die WEKO bei insgesamt 13 Unternehmen Haus-
durchsuchungen durch. 120 

Die eingeleitete Untersuchung wurde im April 2013 auf den gesamten Kanton sowie auf 
sieben weitere Unternehmen ausgedehnt, woraufhin wieder weitere Hausdurchsuchungen 
stattfanden.121 Im November 2015 wurden noch zusätzliche Firmen in die Untersuchung 
einbezogen und aus prozessökonomischen Gründen wurde die Untersuchung in zehn Ver-
fahren aufgeteilt. 

Die WEKO hat inzwischen alle zehn Untersuchungen abgeschlossen. Mit dem ersten Ent-
scheid vom 10. Juli 2017 stellte sie rechtskräftig fest, dass Hoch- und Tiefbauunterneh-
men im Münstertal zwischen 2004 und 2012 mehr als 100 Ausschreibungen abgespro-
chen hatten. Am 2. Oktober 2017 fällte die WEKO sechs weitere Entscheide über Sub-
missionsabreden im Zusammenhang mit acht einzelnen Beschaffungen im Hoch- und 
Tiefbau des Kantons Graubünden (Verfügungen «Engadin III-VII, Q, U»). Am 26. März 
2018 folgte die Verfügung «Engadin I». Die zwei letzten Untersuchungen wurden 
schliesslich mit den Entscheiden «Engadin II» vom 27. Mai 2019 und «Strassenbau» vom 
19. August 2019 abgeschlossen.122

119 Schreiben Firma P an WEKO vom 14.07.2012, act. 2.9.19 
120 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Ziff. 22 und 23, act. 

11.2.17 
121 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Ziff. 31, act. 11.2.17 
122 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Strassenbau» und «Engadin II» vom 03.09.2019, act. 11.2.16 
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I. Verfügung «Engadin I»

Mit der Verfügung «Engadin I» stellte die WEKO fest, dass sich im Unterengadin im 
Zeitraum von 1997 bis 2008 mehrere Bauunternehmen zu sogenannten Vorversammlun-
gen getroffen hätten, welche vom GBV organisiert worden seien.123 Dabei sei für ver-
schiedene Bauprojekte bestimmt worden, welches Unternehmen den Zuschlag für wel-
ches Bauprojekt erhalte. Neben der Verteilung der Bauprojekte sei zudem noch der je-
weilige Angebotspreis festgelegt worden. Die WEKO schätzte, dass in diesem Zeitraum 
350 bis 400 Hoch- und Tiefbauprojekte Thema dieser Vorversammlungen gewesen seien. 
Aus den Untersuchungsergebnissen schloss die WEKO, dass es sich um eine Gesamtab-
rede gehandelt habe. Aus diesem Grund untersuchte die WEKO nicht, wie viele Baupro-
jekte effektiv von den Absprachen betroffen gewesen waren. Weiter stellte die WEKO 
fest, dass sich von 2008 bis 2012 die Unternehmen Firma E, Firma C und Firma A im 
Unterengadin über 35 Hoch- und Tiefbauprojekte von oftmals über einer Million Franken 
Bausumme untereinander aufgeteilt hätten. Weiter stellte die WEKO fest, dass im Zeit-
raum von 2009 bis 2012 elf einzelne Bauprojekte von Submissionsabreden durch fünf 
Hoch- und Tiefbauunternehmen betroffen gewesen seien. Sieben der betroffenen Projekte 
waren Hochbauprojekte und stammten von der privaten Hand. Die restlichen vier Pro-
jekte – alles Tiefbauprojekte – stammten von der öffentlichen Hand, je zwei von Gemein-
den des Unterengadins und zwei vom Kanton.124 Ausserdem wurde eine unzulässige 
Marktaufteilung zwischen vier Unternehmen festgestellt, welche mittels Kooperations-
verträgen auf konkurrierende Tätigkeiten für einen bestimmten Zeitraum und bestimmte 
Gebiete verzichteten. Die WEKO ging in ihrem Entscheid davon aus, dass die Tätigkeit 
der betroffenen Unternehmen während des Untersuchungszeitraums einen Marktanteil 
von etwa 85% ausgemacht hätten und das von den Abreden betroffene Beschaffungsvo-
lumen bei über CHF 100 Millionen gelegen sei. 

II. Verfügung «Strassenbau»

Mit der Verfügung «Strassenbau» vom 19. August 2019 entschied die WEKO über die 
Verhaltensweisen von zwölf Strassenbauunternehmen im ganzen Kanton Graubünden. 
Sie hielt fest, dass sich die betroffenen Unternehmen im Zeitraum von 2004 bis 2010 
regelmässig zu sogenannten «Zuteilungssitzungen» bzw. «Berechnungssitzungen» ge-
troffen und sich kantonale und kommunale Strassenbauprojekte untereinander aufgeteilt 
hätten. Darüber hinaus sei auch die Höhe der Offertpreise gemeinsam mittels einer be-
stimmten Berechnungsmethode festgelegt worden. Zwecke der Aufteilung der Angebote 

123 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19 
124 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19 
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und Festlegung der Offertpreise seien die Verringerung des Konkurrenzdrucks sowie die 
Stabilisierung und Erhöhung der Preise für den Strassenbau gewesen. Die WEKO ging 
davon aus, dass die beteiligten Unternehmen im relevanten Markt einen gemeinsamen 
Marktanteil von rund 85% gehabt und rund 70 bis 80% des Gesamtwerts der kantonalen 
und kommunalen Strassenbauprojekte in Nord- und Südbünden untereinander aufgeteilt 
hätten. Schätzungsweise seien damit 650 Strassenbauprojekte betroffen gewesen mit ei-
nem Gesamtwert von mindestens CHF 190 Millionen. 

Zudem untersagte die WEKO vier Unternehmen im Churer Rheintal, sich ausserhalb von 
Arbeitsgemeinschaften und Subunternehmerverhältnissen über die Interessen für Baupro-
jekte auszutauschen. Diese sollen zwischen 2006 und 2012 zu sogenannten «Club 
Quattro-Sitzungen» bzw. Sitzungen der «Quattro Round» zusammengekommen sein und 
sich über die aktuelle und künftige Nachfrage nach Hochbauleistungen im Churer Rhein-
tal und ihre diesbezügliche Interessenslage ausgetauscht haben. Preis- oder Zuteilungs-
abreden konnten keine nachgewiesen werden, womit das Verhalten nicht sanktioniert 
wird. Der systematische Informationsaustausch stellte dennoch einen Verstoss gegen das 
Kartellrecht dar, da die vier Unternehmen im Churer Rheintal im Bereich Hochbau eine 
starke Marktstellung innehätten und damit den Wettbewerb erheblich beeinträchtigen 
würden.125 

Von den zehn Verfügungen der WEKO sind bisher zwei in Rechtskraft erwachsen. Die 
einzelnen Sachverhalte wurden gegenüber der WEKO denn auch in weiten Teilen von 
diversen Bauunternehmungen anerkannt, wenn auch vereinzelt Beschwerde erhoben 
wurde.126 Zudem bestätigten befragte Bauunternehmer, die selber an den Submissionsab-
sprachen beteiligt waren, diese Vorgänge dem Grundsatz nach gegenüber der PUK.127  

125 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Strassenbau» und «Engadin II» vom 03.09.2019, act. 11.2.16 
126 So anerkannten sechs Firmen den Sachverhalt der WEKO vorbehaltlos an (Verfügung WEKO «Bau-

leistungen Graubünden» vom 19.08.2019, Ziff. 83, 95, 97 und 141, act. 11.2.18). Die Firma E anerkannte 

ihre Beteiligung an den Vorversammlungen, während sie die Beiligung an einer Gesamtabrede nur bis zum 

Jahr 2005 anerkannte (Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Ziff. 

153 und 803, act. 11.2.17). 
127 Vgl. dazu Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., Frage 36 ff., act. 

28.1.11.3; Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19. August 2020, Frage 23 ff., act. 28.1.15.2; Ant-

wortschreiben von Hinweisgeber B., S. 3 ff., act. 9.2.29.3 
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C. Grundlagen

I. Öffentliches Vergaberecht – Kartellrecht

Angesichts der zu untersuchenden Frage, wie sich die kantonalen Angestellten in Bezug 
auf die Einhaltung der submissionsrechtlichen Bestimmungen und der Gestaltung der 
Auftragsvergaben verhalten haben128, ist es notwendig, zunächst die Grundlagen des öf-
fentlichen Vergaberechts zu erörtern und eine klare Abgrenzung des öffentlichen Verga-
berechts zum Kartellrecht vorzunehmen. 

1. Öffentliches Vergaberecht

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen Bund, Kantone und Gemeinden Güter und 
Dienstleistungen verschiedenster Art von einer Vielzahl privater Anbieter. Insbesondere 
im Bereich Tiefbau ist die öffentliche Hand meist die bedeutendste Nachfragerin von 
Leistungen privater Unternehmen. Da die öffentliche Hand bei ihren Beschaffungen we-
niger stark dem Wettbewerbsdruck ausgesetzt ist als ein privates Unternehmen und sie 
bei ihren Beschaffungen öffentliche Gelder verwendet, muss das staatliche Handeln im 
Wettbewerb rechtlich geregelt werden. Hierzu dient das öffentliche Vergaberecht. 

Das öffentliche Vergaberecht befasst sich folglich mit der Frage, welches Verfahren bei 
der Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand anzuwenden ist und wie die einzelnen 
Vergabeprozesse dabei auszugestalten sind. Die Materie ist allerdings komplex, die Ge-
setzgebung teilweise zersplittert und die Vergabepraxis der Bundes- und Kantonsbehör-
den uneinheitlich. Dies kann zu Rechtsunsicherheit beim Beschaffungsablauf führen. Das 
öffentliche Vergaberecht soll insbesondere eine möglichst klare Regelung des Vergabe-
verfahrens und dessen transparente Gestaltung sicherstellen. 

128 Vgl. dazu die Erläuterungen zu Art. 2 des Einsetzungsbeschlusses, S. 9, abrufbar unter www.pukbau-

kartell.ch  Dokumente 
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Die Zwecke des öffentlichen Vergaberechts werden in Art. 1 des Bundesgesetzes über 
das öffentliche Beschaffungswesen129 und in Art. 1 Interkantonale Vereinbarung über das 
öffentliche Beschaffungswesen130 genannt und lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

- Wirtschaftlichkeit
- Wettbewerb
- Gleichbehandlung
- Transparenz

Das Vorhandensein von Wettbewerb erzeugt Wirtschaftlichkeit. Die Vergabestelle darf 
den Anbietermarkt daher nicht übermässig begrenzen, keine Marktsteuerung betreiben 
und hat den Zuschlag für einen Auftrag dem wirtschaftlich günstigsten Angebot zu ertei-
len. Mit Letzterem soll insbesondere die wirtschaftliche Verwendung der öffentlichen 
Mittel sichergestellt werden. 

Das öffentliche Vergaberecht und das Kartellrecht verfolgen in Bezug auf den wirksamen 
Wettbewerb nicht die gleichen Zwecke. Während das Kartellrecht den Wettbewerb för-
dern will, indem wettbewerbsbeschränkende Handlungen verhindert werden, soll das öf-
fentliche Vergaberecht insbesondere die wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Mittel 
sicherstellen. 

Das Prinzip der Gleichbehandlung hat zum Zweck, eine Chancengleichheit unter den An-
bietern im Verhältnis zur Vergabestelle zu schaffen, indem die Vergabestelle zu einer 
fairen und willkürfreien Verhaltensweise bei der Vergabe von Aufträgen verpflichtet wer-
den soll. Für alle Wettbewerbsteilnehmenden müssen daher die gleichen Bedingungen 
gelten. 

Das Transparenzprinzip verlangt von der Vergabestelle verständliche und nachvollzieh-
bare Vergabeverfahren. Dies bedingt, dass die einzelnen Vergabeprozesse gesetzlich 
möglichst klar geregelt sind, womit die eingereichten Angebote vergleichbar und die Be-
wertung von Eignungs- und Zuschlagskriterien verständlich werden. 

129 BöB; SR 172.056.1 
130 IVöB; RB 803.310 
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2. Kartellrecht

Öffentliche Beschaffungen betreffen zwangsläufig auch den Wettbewerb zwischen den 
anbietenden Unternehmen. Das öffentliche Vergaberecht selbst regelt aber nicht, welche 
Verhaltensweisen als wettbewerbsbeschränkend gelten und wie damit umgegangen wer-
den soll. Dies ist vielmehr Aufgabe des Kartellrechts, welches die Verhinderung von 
volkswirtschaftlich oder sozial schädlichen Auswirkungen von Kartellen und anderen 
Wettbewerbsbeschränkungen und damit die Förderung des Wettbewerbs im Interesse ei-
ner freiheitlichen marktwirtschaftlichen Ordnung bezweckt.131 Das Bundesgesetz über 
Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (KG)132 enthält einen Katalog an wett-
bewerbsrechtlich relevanten Tatbeständen, an welche das öffentliche Vergaberecht teil-
weise anknüpft und eigene Rechtsfolgeregelungen aufstellt. Das Kartellrecht erreicht sei-
nen Zweck insbesondere durch die Normierung von drei Bereichen:133 

- Verbot von unzulässigen Wettbewerbsabreden (Art. 5 KG)
- Verbot unzulässiger Verhaltensweisen marktbeherrschender Unternehmen (Art. 7

KG)
- Präventive Kontrolle geplanter Unternehmenszusammenschlüsse (Art. 9 f. KG)

Zwischen dem öffentlichen Vergaberecht und dem Kartellrecht gibt es also dahingehend 
Berührungspunkte, dass beide den wirksamen Wettbewerb fördern, wenn auch in unter-
schiedlicher Weise, mit unterschiedlicher Gewichtung und mit verschiedenen Rechtsme-
chanismen. Wie noch auszuführen sein wird, enthält das Vergaberecht neben dem Kar-
tellrecht aber eigenständige Bestimmungen im Umgang mit Wettbewerbsabreden.134 

131 Art. 1 des Bundesgesetzes über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (KG); SR 251 
132 KG; SR 251 
133 Von Büren/Marbach, Immaterialgüter- und Wettbewerbsrecht, Rz. 1372 
134 Das Vergaberecht verdrängt das Kartellrecht aufgrund der entsprechenden vergaberechtlichen Bestim-

mungen gegen Submissionsabreden nicht und aus der Perspektive des Vergaberechts werden die entspre-

chenden Bestimmungen ebenso wenig vom Kartellrecht verdrängt (vgl. BVGer B-829/2012 vom 25. Juni 

2018 E. 4). 
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II. Wettbewerbskommission (WEKO)

Für die Umsetzung und Anwendung des Bundesgesetzes über Kartelle und andere Wett-
bewerbsbeschränkungen wurde eigens eine Bundesbehörde geschaffen, die Wettbe-
werbskommission (WEKO).135 Administrativ ist die WEKO dem Eidgenössischen De-
partement für Wirtschaft, Bildung und Forschung zugeordnet (Art. 19 Abs. 2 KG). Von 
anderen Verwaltungsbehörden ist die WEKO unabhängig (Art. 19 Abs. 1 KG). Organi-
satorisch setzt sich die WEKO aus einer Kommission, welche als Entscheidgremium fun-
giert, und einem Sekretariat als Untersuchungsbehörde zusammen. Gestützt auf Art. 23 
Abs. 1 KG bereitet das Sekretariat die Geschäfte der Wettbewerbskommission vor, führt 
die Untersuchungen durch und erlässt zusammen mit einem Mitglied des Präsidiums die 
notwendigen verfahrensleitenden Verfügungen. Es stellt der Wettbewerbskommission 
Antrag und vollzieht ihre Entscheide. 

Die WEKO überprüft Wettbewerbsabreden, bekämpft den Missbrauch marktbeherr-
schender Stellungen von Unternehmen und kontrolliert Unternehmenszusammen-
schlüsse. Sie kann dabei gegen die Verursacher wettbewerbsbeschränkender Verhaltens-
weisen direkt vorgehen und Verfügungen erlassen. Bei ihren Untersuchungen von unzu-
lässigen Wettbewerbsbeschränkungen kommen ihr weitreichende Untersuchungsbefug-
nisse zu. So kann sie – im Unterschied zur PUK – gemäss Art. 42 Abs. 2 KG namentlich 
Hausdurchsuchungen anordnen und Beweisgegenstände sicherstellen. Wenn eine unzu-
lässige Wettbewerbsbeschränkung im Sinne von Art. 5 oder Art. 7 KG vorliegt, kann die 
WEKO Massnahmen anordnen, die das betreffende Unternehmen zu einem Tun oder Un-
terlassen verpflichten136. 

Darüber hinaus übernimmt die WEKO wesentliche Aufgaben in den Bereichen Präven-
tion und Information, wobei sie die Beschaffungsstellen beim Bund, bei Kantonen und 
Gemeinden aufklärt und sensibilisiert.137  

135 Die Mitglieder der WEKO werden vom Bundesrat bestellt. Die Mehrheit der Kommissionsmitglieder 

besteht aus unabhängigen Sachverständigen. Die übrigen Sitze teilen sich Vertretungen der grossen Wirt-

schaftsverbände und Konsumentenorganisationen. 
136 Vgl. dazu insbesondere Art. 49a KG, gemäss welchem ein Unternehmen, das an einer unzulässigen 

Abrede nach Art. 5 Abs. 3 und 4 KG beteiligt ist oder sich nach Art. 7 KG unzulässig verhält, mit einem 

Betrag bis zu 10 Prozent des in den letzten drei Geschäftsjahren in der Schweiz erzielten Umsatzes belastet 

wird. 
137 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.2.9.  
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III. Organisationsstruktur des BFVD (heute DIEM)

Die PUK hat unter anderem den Auftrag, die Verantwortlichkeiten und die Amtsführung 
der Mitglieder der Regierung, der Departemente und Dienststellen insbesondere des 
BVFD im Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im Bündner Baugewerbe 
zu untersuchen.138 Deshalb soll zum besseren Verständnis zunächst ein Überblick über 
die Organisation des hier im Fokus stehenden Departements und seiner Dienststellen, 
insbesondere das Tiefbauamt (TBA), gegeben werden. 

Die kantonale Verwaltung gliedert sich nach Art. 15 Abs. 1 des Regierungs- und Verwal-
tungsorganisationsgesetzes139 in fünf Departemente und die Standeskanzlei als Stabs-
stelle. Jedes Departement wird einem Mitglied der Regierung zugeteilt (Art. 17 Abs. 1 
RVOG). Die Standeskanzlei ist die allgemeine Stabs-, Koordinations- und Verbindungs-
stelle von Regierung und Verwaltung und erfüllt die ihr durch Gesetz, Verordnung oder 
Beschluss der Regierung zugewiesenen Aufgaben, führt und beaufsichtigt aber auch die 
ihr unterstellten Verwaltungseinheiten (Art. 21 Abs. 1 und 2 RVOG).140 

Das heutige Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität (DIEM) hiess wie er-
wähnt bis zur Umbenennung am 1. April 2020 Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement 
(BVFD). Es handelte sich lediglich um eine Namensänderung. Organisatorische Verän-
derungen wurden nicht vorgenommen. Im Nachfolgenden wird der Einfachheit halber in 
der Regel die Bezeichnung BVFD verwendet. 

138 Einsetzungsbeschluss PUK Baukartell, Art. 2 lit. a, abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
139 RVOG; BR 170.300 
140 Die fünf Departemente der kantonalen Verwaltung sind nach Art. 9 der Regierungs- und Verwaltungs-

organisationsverordnung (RVOV; BR 170.310): Das Departement für Volkswirtschaft und Soziales (DVS), 

das Departement für Justiz, Sicherheit und Gesundheit (DJSG), das Erziehungs-, Kultur- und Umwelt-

schutzdepartement (EKUD), das Departement für Finanzen und Gemeinden (DFG) sowie das Departement 

für Infrastruktur, Energie und Mobilität (DIEM). 
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Das BVFD (heutige DIEM) gliedert sich wie folgt:141, 142 

 
Das TBA des Kantons Graubünden steht unter der Leitung eines Kantonsingenieurs und 
gliedert sich in die Bereiche Strassenbau, Strassenerhaltung, Kunstbauten, Wasserbau 
und Langsamverkehr. Im Bereich Strassenunterhaltung wird wiederum eine Unterteilung 
in sieben sogenannte Bezirkstiefbauämter vorgenommen: 
 

- Bezirk 1 Chur     - Bezirk 5 Davos 
- Bezirk 2 Mesocco     - Bezirk 6 Ilanz 
- Bezirk 3 Samedan     - Bezirk 7 Thusis 
- Bezirk 4 Scuol 
 

Die Hauptaufgaben des TBA als dem Departement unterstellte Dienststelle sind die Pro-
jektierung, der Bau sowie die Erhaltung und der Betrieb der Kantonsstrassen. Die Auf-
sicht darüber liegt beim BVFD.143 Nach Art. 31 SubV GR ist das BVFD zudem für den 
Vollzug der Submissionsvorschriften zuständig.  
 
Die Führungs- und Aufsichtsfunktion des BVFD beinhaltet folglich die Aufgabe, den un-
terstellten Dienststellen geeignete Mittel und Massnahmen zur korrekten Erfüllung ihrer 
Aufgaben zur Verfügung zu stellen und entsprechende Kontroll- und Meldemechanismen 

                                                 
141 Ziff. 2.5 des Anhangs 1 zur RVOV; vgl. dazu www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/diem/ds/ueber-

uns/organigramm/Seiten/Organigramm.aspx, zuletzt besucht am 10.03.2021 
142 Gemäss Ziff. 1.5.1. des Anhangs der RVOV fallen die Projektierung, die Strassenerhaltung, die Ober-

bauleitung sowie der Landerwerb und die Administration in den Aufgabenbereich des DIEM.  
143 Art. 3 Abs. 3 und 4 des Strassengesetzes des Kantons Graubünden; StrG; BR 807.100 
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einzurichten.144 Ebenso ist das übergeordnete Departement für die Sicherstellung der 
fachlichen Kompetenz seiner Mitarbeitenden und der einzelnen Dienststellen verantwort-
lich. Im Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag der PUK stellt sich deshalb nebst 
der Frage nach der Verantwortlichkeit des TBA und weiterer Dienststellen für ein allfäl-
liges Fehlverhalten im Kontext der erfolgten Submissionsabreden auch jene, ob das über-
geordnete BFVD seine Rolle als Führungs- und Aufsichtsinstanz ausreichend wahrge-
nommen hat. 
 

IV. Rechtsgrundlagen und rechtliche Verpflichtungen der Vergabestellen 
 
Es stellte sich die grundlegende Frage, ob und inwieweit die Vergabestellen des Kantons 
im Untersuchungszeitraum insbesondere zwischen 2004 bis 2012 im Kontext von Sub-
missionsabsprachen rechtlich verpflichtet waren, präventive Massnahmen zu treffen oder 
darüber hinaus aktiv nach Absprachen zu suchen bzw. zu versuchen diese zu erkennen. 
Mit diesem Fokus wurden nachfolgend die massgeblichen Rechtsgrundlagen im Über-
blick beleuchtet. Vorab zu bemerken ist, dass die rechtlichen Grundlagen für das öffent-
liche Beschaffungswesen und das Kartellrecht bis in das Jahr 2004 grossen Veränderun-
gen unterworfen waren. 
 
1. Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) (GATT/ 

WTO-Übereinkommen) 
 
Das wichtigste internationale vergaberechtliche Abkommen ist das sogenannte plurilate-
rale Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen vom 15. April 1994, wel-
ches am 1. Januar 1996 für die Schweiz in Kraft trat. Am 1. Januar 2021 trat das revidierte 
GPA 2012 in Kraft.145  
 
Das GPA 1994 enthielt Mindestvorgaben für die Vergaben von Waren, Dienstleistungen 
und Bauaufträgen. Zweck dieses Staatsvertrags war (und ist) die Schaffung von rechtli-
chen Rahmenbedingungen auf dem Gebiet des öffentlichen Beschaffungswesens, um eine 

                                                 
144 Vgl. dazu in diesem Zusammenhang auch Art. 35 Abs. 2 SubG, welcher bereits in der damaligen Fas-

sung von 2004 festhielt, dass die Regierung das Departement bezeichnet, welches für die Aus- und Weiter-

bildung von Submissionsverantwortlichen im Kanton, das Führen der Statistik sowie für die Erarbeitung 

einheitlicher Grundlagen und die Auskunftserteilung zuständig ist.  
145 Revidiertes Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen; SR 0.632.231.422 
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grössere Liberalisierung und Förderung des Welthandels zu erreichen und Diskriminie-
rungen von ausländischen Anbietern zu verhindern.146 Auch wurde vorgesehen, dass die 
Zuschlagserteilung an das wirtschaftlich günstigste Angebot erfolgt. Weiter enthielt be-
reits das damalige Übereinkommen einen Minimalstandard an Verfahrensgarantien. 
 
Die Vergabestellen auf Gemeinde- und Bezirksebene unterstanden dem GPA 1994 ur-
sprünglich nicht.147 Erst mit dem Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft und der Europäischen Gemeinschaft über bestimmte Aspekte des öffentlichen 
Beschaffungswesen (AöB)148 wurde im Jahr 2002 diese Unterstellung vorgenommen. 
Anwendung fand das GPA 1994 ausserdem nur auf Vergaben, welche die Schwellen-
werte des GPA 1994149 überschritten, und nur auf diejenigen Beschaffungen, die einzelne 
Mitgliedstaaten für den internationalen Markt geöffnet haben. Die Vorschriften des GPA 
1994 waren aber auf kantonale Vergaben grundsätzlich unmittelbar anwendbar. 
 
Zur Frage der Preisabsprachen äusserte sich das GPA 1994 nicht eingehend. Lediglich in 
Art. XV Ziff. 1 lit. a GPA fand sich eine Bestimmung zu Submissionsabreden. Gemäss 
dieser Bestimmung konnte das freihändige Verfahren u.a. angewendet werden, wenn bei 
einem offenen oder einem selektiven Verfahren keine Angebote eingegangen waren oder 
Angebote eingereicht wurden, die aufeinander abgestimmt waren oder nicht den wesent-
lichen Anforderungen der Ausschreibung entsprachen.150  
 
Eine Pflicht der Vergabestellen, präventive Massnahmen gegen Submissionsabreden zu 
treffen oder aktiv solche aufzuspüren, sah das GPA 1994 folglich nicht vor. Mit der frei-
händigen Vergabe gestützt Art. XV Ziff. 1 lit. a GPA bestand lediglich eine Reaktions-
möglichkeit der Vergabestellen auf bereits erkannte Submissionsabreden. Das GPA 1994 
bezweckte vielmehr die Liberalisierung des internationalen Handels und war nicht auf 
die Verhinderung wettbewerbsbeschränkender Verhaltensweisen ausgerichtet. 
 

                                                 
146 Vgl. die Präambel des GPA 1994 
147 Mit Ausnahme der Unternehmen, die in der Wasser-, der Energie- und der Verkehrsversorgung tätig 

waren. 
148 AöB; SR 0.172.052.68 
149 Gemäss Anhang 1 des GPA 1994 waren Aufträge von Kantonen ab folgenden Schwellenwerten inter-

national auszuschreiben: Bauarbeiten (Gesamtwert): CHF 8'700'000; Lieferungen: CHF 350'000; Dienst-

leistungen: CHF 350’000 
150 Diese zwei Bestimmungen haben mit Art. 22 Abs. 1 lit. h SubG GR respektive Art. 3 Abs. 1 lit. b SubV 

GR Eingang in die kantonale Gesetzgebung gefunden. 
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Am 1. Januar 2021 trat das revidierte GPA 2012 in Kraft. Mit der Revision wurde der 
Vertragstext vereinfacht, modernisiert und klarer strukturiert, der Geltungsbereich erwei-
tert und die elektronische Vergabe miteinbezogen.151 Die massgebenden Schwellenwerte 
wurden nicht verändert. Neue Bestimmungen zum Thema Submissionsabreden wurden 
ebenso wenig eingeführt. 
 
2. Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Euro-

päischen Gemeinschaft über bestimmte Aspekte des öffentlichen Beschaf-
fungswesens (AöB) 

 
Auf staatsvertraglicher Ebene ist weiter das Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über bestimmte Aspekte des öf-
fentlichen Beschaffungswesens vom 21. Juni 1999 (AöB)152 von Relevanz, welches am 
1. Juni 2002 für die Schweiz in Kraft trat. Es regelt die Beschaffungen der Schweiz im 
Verhältnis zur Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten. Mit diesem Übereinkom-
men wurden die auf Bundes- und Kantonsebene eingeführten Bestimmungen des GPA 
1994 erweitert und auf die Gemeinde- und Bezirksebene ausgedehnt (Art. 2 AöB) sowie 
der Kreis der ausschreibungspflichtigen Auftraggeber in bestimmten Dienstleistungsbe-
reichen erweitert. Die Schwellenwerte für die Vergabe von Aufträgen durch Gemeinden 
und Bezirke entsprechen den Schwellenwerten für die Vergabe von Aufträgen durch Kan-
tone gemäss GPA 1994. 
 
Das AöB sah bzw. sieht ebenfalls keine Pflicht zur Prävention oder zur Ergreifung von 
Massnahmen für eine aktive Suche nach Submissionsabreden vor. Dies ist darauf zurück-
zuführen, dass Zweck des AöB vorwiegend die Erweiterung des Geltungsbereichs des 
GPA 1994 war bzw. ist. 
 
3. Bundesgesetz über den Binnenmarkt (BGBM) 
 
Das Bundesgesetz über den Binnenmarkt153 vom 6. Oktober 1995 bezweckt die Ausräu-
mung öffentlich-rechtlicher Wettbewerbshindernisse. Das BGBM verpflichtet aus-
schliesslich die Kantone und die Gemeinden und gilt für sämtliche Beschaffungen, unge-
achtet des Auftragswerts. Beim BGBM handelt es sich um ein Rahmen- oder Grundsatz-
gesetz. Es hält Grundsätze von elementarer Bedeutung fest, ohne eine materielle Rechts-
vereinheitlichung auf Bundesebene anzustreben. Die öffentlichen Beschaffungen richten 

                                                 
151 Saxer, Handkommentar zum Schweizerischen Beschaffungsrecht, S. 6 
152 SR 0.172.052.68 
153 In Kraft getreten am 1. Juli 1996; SR 943.02 
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sich primär nach kantonalem oder interkantonalem Recht. So kommt insbesondere Art. 5 
BGBM in der Praxis eine bedeutende Rolle zu. Dieser statuiert nämlich den diskriminie-
rungsfreien Zugang zu den öffentlichen Beschaffungen auch für ortsfremde Anbieter. 
 
Das BGBM beschäftigt sich also vorwiegend mit dem Thema der Öffnung des Binnen-
marktes und der Beseitigung von Wettbewerbshindernissen im Sinne eines diskriminie-
rungsfreien Marktzutritts. Zum Thema Submissionsabreden äussert sich das BGBM nicht 
explizit. Eine Präventionspflicht im Zusammenhang mit Submissionsabreden kann die-
sem Gesetz deshalb auch nicht entnommen werden. 
 
4. Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) 
 
Da das öffentliche Vergaberecht weitgehend in die Kompetenz der Kantone fällt, wurde 
die Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB)154 als 
Konkordat am 25. November 1994 verabschiedet. Am 15. März 2001 wurde eine Revi-
sion der IVöB beschlossen. Die IVöB 1994 und die IVöB 2001 hatten vorwiegend zum 
Ziel, die Umsetzung des GPA 1994 auf kantonaler Ebene zu ermöglichen. Ausserdem 
verpflichteten sich die Kantone, die vergaberechtlichen Vorgaben des Bundesgesetzes 
über den Binnenmarkt (BGBM) umzusetzen, wonach ausserkantonale Anbieter nicht 
schlechter behandelt werden durften als Anbieter aus dem eigenen Kanton. In Art. 1 
Abs. 3 IVöB 2001 sind die Förderung des wirksamen Wettbewerbs (lit. a), die Gewähr-
leistung der Gleichbehandlung (lit. b), die Sicherstellung der Transparenz der Vergabe-
verfahren (lit. c) und die wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Mittel explizit festge-
halten. Da die IVöB eine Rahmenordnung für die Kantone darstellt, haben die einzelnen 
Kantone im Nachgang zur Inkraftsetzung der IVöB entsprechende Ausführungsgesetze 
geschaffen. Der Beitritt des Kantons Graubünden erfolgte mit Beschluss vom 10. Februar 
2004. Da die Staatsverträge und die IVöB für die Kantone verbindlich sind, dürfen diese 
den Geltungsbereich zwar ausdehnen, nicht aber beschränken. Die IVöB hat damit we-
sentlich zur Harmonisierung des Beschaffungsrechts auf Ebene der Kantone und Gemein-
den beigetragen.  
 
Vom interkantonalen Organ für das öffentliche Beschaffungswesen (InöB) wurde darüber 
hinaus die Vergaberichtlinie VRöB erstellt, bei welcher es sich nicht um eine verbindliche 
Vergaberichtlinie im Sinne von Art. 4 Abs. 1 lit. b IVöB handelt, sondern um eine unver-
bindliche Mustervorlage, von der die Kantone Gebrauch machen können.  
 
 

                                                 
154 BR 803.510 
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Zum Thema der Submissionsabreden äussert sich die IVöB 2001 nicht ausdrücklich. Le-
diglich in der unverbindlichen VRöB finden sich Bestimmungen zu Submissionsabreden. 
So wiederholt § 9 Abs. 1 lit. b VRöB die Bestimmung des GPA, wonach ein Auftrag 
freihändig vergeben werden kann, wenn im offenen, selektiven oder Einladungsverfahren 
ausschliesslich Angebote eingereicht werden, die aufeinander abgestimmt sind. Zudem 
sieht § 27 lit. e VRöB vor, dass ein Anbieter von der Teilnahme ausgeschlossen werden 
kann, wenn er Abreden getroffen hat, die den wirksamen Wettbewerb beseitigen oder 
erheblich beeinträchtigen. 
 
Die IVöB sieht somit keine Präventionspflicht oder eine Pflicht zur aktiven Suche nach 
Submissionsabreden vor. Die genannten Bestimmungen in der VRöB sehen dies, auch 
wenn ein Kanton von diesem Gebrauch machen sollte, ebenfalls nicht vor. Denn die Best-
immungen beziehen sich vielmehr auf eine mögliche Reaktion der Vergabestellen, wenn 
konkrete Verdachtsmomente vorliegen oder Submissionsabreden bereits erkannt wurden. 
 
Das InöB hat am 15. November 2019 eine Revision der IVöB verabschiedet. Die IVöB 
2019 ist allerdings noch nicht in Kraft getreten und der Kanton Graubünden ist dieser 
noch nicht beigetreten. Mit der IVöB 2019 wird u.a. beabsichtigt, die bisher als Empfeh-
lung geltende VRöB weitestgehend in die Vereinbarung zu integrieren. Auftraggeber 
müssen nach Art. 11 lit. b IVöB Massnahmen gegen Interessenkonflikte, unzulässige 
Wettbewerbsabreden und Korruption treffen. Neu soll neben der Möglichkeit des Aus-
schlusses eines Anbieters oder des Widerrufs eines Auftrags bei unzulässigen Wettbe-
werbsabreden (Art. 44 Abs. 2 lit. b IVöB 2019) auch die Pflicht einer Vergabestelle ein-
geführt werden, den Verdacht auf unzulässige Wettbewerbsabreden der WEKO zu mel-
den (Art. 45 Abs. 2 IVöB 2019).  
 
5. Submissionsgesetz (SubG) und Submissionsverordnung (SubV) 
 
Mit Beschluss vom 10. Februar 2004 trat der Kanton Graubünden der IVöB bei und er-
liess gleichzeitig das revidierte Submissionsgesetz (SubG)155 und die entsprechende Sub-
missionsverordnung (SubV)156, welche beide am 1. Juli 2004 in Kraft traten. 
 
Das bis zur Revision im Jahr 2004 gültige Submissionsgesetz des Kantons Graubünden 
vom 7. Juni 1998 sah einige Bestimmungen im Zusammenhang mit wettbewerbsbe-
schränkenden Massnahmen vor. Nach Art. 16 lit. c SubG konnte ein Anbieter ausge-

                                                 
155 BR 803.300  
156 BR 803.310 
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schlossen werden, wenn er dem Auftraggeber falsche Auskünfte erteilt oder Abreden ge-
troffen hatte, die den wirksamen Wettbewerb beseitigen oder erheblich beeinträchtigen 
(lit. h). Ausserdem war ein Widerruf möglich, wenn offensichtliche Preisabsprachen zwi-
schen den Anbietern zum Zweck der Wettbewerbsverzerrung stattgefunden hatten (Art. 
17 Abs. 3 lit. d SubG). Bei Wiederhandlungen der Anbieter waren in Art. 23 Abs. 2 SubG 
Sanktionen vorgesehen, insbesondere Verwarnung, Entzug des erteilten Auftrags, Kon-
ventionalstrafe oder Ausschluss von bis zu fünf Jahren. 
 
Zweck des revidierten und immer noch geltenden Submissionsgesetzes 2004 war es, den 
wirksamen Wettbewerb unter den Anbietern zu fördern, die Gleichbehandlung aller An-
bieter zu gewährleisten, den wirtschaftlichen Einsatz öffentlicher Mittel zu fördern sowie 
die Transparenz und den Rechtsschutz bei Vergabeverfahren sicherzustellen. Bestim-
mungen zu wettbewerbsbeschränkenden Massnahmen finden sich in Art. 10, 22, 24 und 
32 SubG wieder.  
 
5.1. Selbstdeklaration 
 
Art. 10 Abs. 1 lit. d SubG sah bereits damals sah vor, dass der Auftraggeber im Rahmen 
einer Selbstdeklaration sicherstellte, dass der Anbieter keine Absprachen oder andere 
wettbewerbsbeeinträchtigende Massnahmen getroffen hat. Auf Verlangen hatte jeder An-
bieter die Richtigkeit der gemachten Angaben nachzuweisen und den Auftraggeber zur 
Nachprüfung zu bevollmächtigen.157  
 
Die Selbstdeklaration stellte damit ein Mittel zur Prävention von Submissionsabreden 
dar. Allerdings war es nicht mehr als eine Erklärung des Anbieters, dass er nicht abge-
sprochen habe. Weitere, über die Erklärung hinausgehende Nachweise zu verlangen war 
für den Fall gedacht, dass bei der Vergabestelle konkrete Verdachtsmomente für Abreden 
vorlagen. Daher können aus Art. 10 Abs. 1 lit. d SubG noch keine allgemeine Pflicht zur 
Prävention oder zur aktiven Suche nach Submissionsabreden erblickt werden, welche den 
Kanton zu entsprechenden Massnahmen verpflichtet hätte, jedenfalls solange keine kon-
kreten Verdachtsmomente dazu vorlagen. Fraglich ist aber, inwiefern bei konkreten Hin-
weisen das Ermessen beim Einfordern von weiteren Nachweisen zu einer Pflicht der 
Vergabestelle erwuchs. 
 
 
  

                                                 
157 Detailliertere Ausführungen zur Frage, unter welchen Voraussetzungen der Auftraggeber den Nachweis 

der Richtigkeit verlangen soll, fehlen. Es ist also von einem Ermessen der Vergabestelle auszugehen. 
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5.2. Ausschlussgründe, Widerruf, Abbruch und Wiederholung 
 
Weiter enthielt Art. 22 SubG ebenso schon 2004 eine Auflistung von Tatbeständen, bei 
deren Vorliegen ein Angebot von der Berücksichtigung ausgeschlossen wurde, so etwa, 
wenn dem Auftraggeber falsche Auskünfte erteilt oder das Selbstdeklarationsblatt nicht 
wahrheitsgetreu ausgefüllt wurden (lit. e) oder wenn Abreden getroffen wurden, die den 
wirksamen Wettbewerb beseitigen oder erheblich beeinträchtigten (lit. h).  
 
Zudem konnte ein bereits erfolgter Zuschlag gestützt auf Art. 24 SubG aus wichtigen 
Gründen widerrufen werden, wenn eine der Voraussetzungen nach Art. 22 SubG vorlag. 
Ein Verfahren konnte namentlich wiederholt werden, wenn die eingereichten Angebote 
keinen wirksamen Wettbewerb garantierten (Art. 24 Abs. 3 lit. c) oder die gültigen An-
gebote den Kostenrahmen erheblich sprengten (Art. 24 Abs. 3 lit. e). 
 
Die Vergabestelle war mit Blick auf Art. 24 SubG gesetzlich befugt, einen Zuschlag zu 
widerrufen und ein Verfahren abzubrechen oder zu wiederholen, aber nicht dazu ver-
pflichtet. Hingegen auferlegte Art. 22 Abs. 1 lit. h SubG der Vergabestelle die Pflicht 
zum Ausschluss eines Angebots, wenn Abreden getroffen wurden, die den wirksamen 
Wettbewerb beseitigen oder erheblich beeinträchtigen. Beide Bestimmungen kamen aber 
immer dann zum Zug, um auf erkannte oder vermutete Absprachen zu reagieren.158 Eine 
(rechtliche) Verpflichtung der Vergabestelle zur aktiven Suche nach Absprachen lässt 
sich gleichwohl nicht daraus ableiten.  
 
5.3. Sanktionsmöglichkeiten 
 
Für den Fall, dass ein Anbieter wahrheitswidrige Angaben in der Selbstdeklaration ge-
macht und den Zuschlag erhalten hatte, standen dem Auftraggeber nach Art. 32 SubG 
schon ab 2004 Sanktionsmöglichkeiten offen. Dazu gehörten der Entzug des erteilten 
Auftrags und die vorzeitige Vertragsauflösung, die Auferlegung einer Konventionalstrafe 
sowie der Ausschluss für eine Dauer von maximal fünf Jahren bei künftigen Beschaffun-
gen.  
 
Auch hier handelte es sich um ein Abwehrrecht der Vergabestelle, nachdem Submissi-
onsabreden bereits festgestellt wurden oder ein konkreter Verdacht dafür vorlag. 
 
 

                                                 
158 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.1.5. 

 

 

 

 

 



 - 58 - 

5.4. Freihändige Vergabe (unabhängig vom Auftragswert) 
 
In Umsetzung des GPA und der IVöB sah Art. 3 lit. b SubV zudem bereits in der dama-
ligen Fassung von 2004 vor, dass ein Auftrag im freihändigen Verfahren unabhängig vom 
Auftragswert vergeben werden konnte, wenn im offenen, selektiven oder Einladungsver-
fahren Angebote eingereicht wurden, die aufeinander abgestimmt waren oder die nicht 
den wesentlichen Anforderungen der Ausschreibung entsprachen.  
 
Wie bereits oben ausgeführt, konnte allerdings auch daraus keine Pflicht zur Prävention 
oder zur aktiven Suche nach Submissionsabreden abgeleitet werden. 
 
6. Kartellgesetz 
 
6.1. Kartellgesetz 1995 
 
Im Jahr 1995 wurde ein neues Kartellgesetz (Bundesgesetz über Kartelle und andere 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 6. Oktober 1995, KG)159 erlassen, welches einen 
grundlegenden Wandel im schweizerischen Wettbewerbsrecht darstellte. Es trat am 17. 
Juni 1996 in Kraft. 
 
Das bis dahin geltende Kartellgesetz von 1985 zielte nicht darauf ab, Kartelle zu bekämp-
fen, sondern solche aufgrund gesamtwirtschaftlicher Überlegungen vielmehr rechtferti-
gen zu können.160 Daher sah das Kartellgesetz 1985 keine konkreten und aufgrund von 
unzähligen Rechtfertigungsgründen weitgehend unbestimmten Verhaltensnormen für 
Unternehmen vor. Wettbewerbsschädliche Verhalten konnten weder genau definiert wer-
den, noch hätten sie praktikabel und effizient durchgesetzt werden können.161 Hinzu ka-
men erhebliche verfahrensrechtliche Unzulänglichkeiten und mangelnde Verfügungs-
kompetenzen der sogenannten Kartellkommission.162 
 
Im Unterschied dazu sollte das revidierte Kartellgesetz von 6. Oktober 1995 nur noch 
dem Schutz des wirksamen Wettbewerbs dienen, indem volkswirtschaftlich schädliche 

                                                 
159 KG; SR 251 
160 Von Büren/Marbach, Immaterialgüter- und Wettbewerbsrecht, Rz. 1360 f. 
161 BBl 1995 I 468, Botschaft zu einem Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkun-

gen, S. 485 
162 BBl 1995 I 468, Botschaft zu einem Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkun-

gen, S. 486 f. 
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Auswirkungen von Kartellen und anderen Wettbewerbsbeschränkungen verhindert wer-
den. Das Kartellgesetz normierte dafür drei Bereiche: 
 

- Verbot unzulässiger Wettbewerbsabreden 
- Verbot unzulässiger Verhaltensweisen marktbeherrschender Unternehmen 
- Präventive Kontrolle geplanter Unternehmenszusammenschlüsse 

 
Zwar wurden mit der Revision des Kartellgesetzes sowohl die materiell-rechtlichen als 
auch die Bestimmungen zu den rechtsanwenden Behörden und zum Verfahren neu aus-
gestaltet und damit erstmals Instrumente zur Bekämpfung von volkswirtschaftlich schäd-
lichen Wettbewerbsbeschränkungen geschaffen. Gleichwohl fehlten aber geeignete Mit-
tel zur direkten Sanktionierung von fehlbaren Wettbewerbsteilnehmern.163 
 

6.2. Kartellgesetz 2004 
 
Die WEKO konnte gestützt auf das Kartellgesetz von 1995 lediglich Sanktionen ausspre-
chen, wenn eine von ihr bereits untersagte Abrede oder eine missbräuchliche Verhaltens-
weise weiter praktiziert wurde.164 Dem Kartellgesetz fehlte deshalb sowohl die notwen-
dige Durchschlagskraft als auch die präventive Wirkung zur Verhinderung von Wettbe-
werbsbeschränkungen. Weil es in der Praxis deshalb nicht die gewünschte Wirksamkeit 
zeigte, wurde es einer erneuten Revision unterzogen. Diese trat am 1. April 2004 in 
Kraft.165  
 
Mit der Revision des Kartellgesetzes und der Einführung von Art. 49a KG wurde schliess-
lich die Möglichkeit geschaffen, wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen von Un-
ternehmen direkt zu bestrafen. Zusätzlich wurde die sogenannte Bonusregel geschaffen, 
wonach auf eine Bestrafung ganz oder teilweise verzichtet werden kann, wenn das be-
troffene Unternehmen an der Aufdeckung oder Beseitigung der Wettbewerbsbeschrän-
kung mitwirkt (Art. 49a Abs. 2 KG). Darüber hinaus wurde die WEKO mit Untersu-
chungskompetenzen ausgestattet, die zu einer wirksamen Anwendung des Kartellrechts 
verhelfen sollen. So kann die WEKO seit der Revision u.a. Hausdurchsuchungen anord-
nen und Beweisgegenstände sicherstellen (Art. 42 Abs. 2 KG). 

                                                 
163 BBl 2001 2022 Botschaft über die Änderung des Kartellgesetzes vom 07.11.2001, S. 2027 
164 Im Gegensatz dazu konnten die Wettbewerbsbehörden in anderen Ländern bereits damals bei Feststel-

lung von wettbewerbsbeschränkenden Verhaltensweisen direkte Sanktionen in Form von Geldbussen ver-

fügen. Von Büren Roland / Marbach Eugen, Immaterialgüter- und Wettbewerbsrecht, 2. Aufl., 2002, Rz. 

1600. 
165 BBl 2001 2022, Botschaft über die Änderung des Kartellgesetzes vom 07.11.2001, S. 2027 
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Die Bekämpfung und Sanktionierung von wettbewerbsschädlichen Verhaltensweisen ge-
stützt auf das Kartellgesetz ist der WEKO vorbehalten. Darüber hinaus nimmt die WEKO 
Aufgaben in der Prävention und Information wahr. Für die Vergabestellen der öffentli-
chen Hand sieht das Kartellgesetz hingegen keine Pflichten in Sachen Prävention oder 
Erkennung und Bekämpfung von Submissionsabreden vor.  
 

V. Abreden und ihre wirtschaftlichen Folgen 
 
1. Verbotene Wettbewerbsabreden 
 
Das Kartellgesetz 1995 definierte erstmals den Begriff der Wettbewerbsabrede in Art. 4 
Abs. 1 KG 1995 und legte in Art. 5 KG 1995 fest, unter welchen Bedingungen solche 
Abreden unzulässig sind. Beide Gesetzesbestimmungen blieben bis heute unverändert. 
 
Art. 4 Abs. 1 KG definiert Wettbewerbsabreden wie folgt: 
 

Als Wettbewerbsabreden gelten rechtlich erzwingbare oder nicht er-
zwingbare Vereinbarungen sowie aufeinander abgestimmte Verhal-
tensweisen von Unternehmen gleicher oder verschiedener Marktstu-
fen, die eine Wettbewerbsbeschränkung bezwecken oder bewirken. 

 
Wettbewerbsabreden sind nach Art. 5 Abs. 1 KG unzulässig, wenn sie den Wettbewerb 
auf einem Markt für bestimmte Waren oder Leistungen erheblich beeinträchtigen und 
sich nicht durch Gründe der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen lassen, sowie wenn 
sie zur Beseitigung des wirksamen Wettbewerbs führen. Nach Art. 5 Abs. 3 KG wird die 
Beseitigung des wirksamen Wettbewerbs bei folgenden Abreden vermutet, sofern sie 
zwischen Unternehmen getroffen werden, die tatsächlich oder der Möglichkeit nach mit-
einander im Wettbewerb stehen: Abreden über die direkte oder indirekte Festsetzung von 
Preisen (lit. a), Abreden über die Einschränkung von Produktions-, Bezugs- oder Liefer-
mengen (lit. b) und Abreden über die Aufteilung von Märkten nach Gebieten oder Ge-
schäftspartnern (lit. c). 
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2. Schädliche Submissionsabreden 
 
Submissionsabreden lassen sich als Abreden zwischen Wettbewerbern über ihr Eingabe-
verhalten bei privaten oder öffentlichen Ausschreibungen definieren mit dem Ziel, das 
Ergebnis der Ausschreibung zu beeinflussen.166 
 
Die WEKO bezeichnete in der Medienmitteilung zu ihrem Entscheid «Engadin I» Sub-
missionsabreden als klar schädlich für die Volkswirtschaft, weil sie zu überhöhten Aus-
gaben der öffentlichen Hand führen, was sich direkt oder indirekt auf die Steuerlast der 
Bevölkerung und der Wirtschaft auswirkt.167 Submissionsabreden sind in der Regel mit 
Folgen wie höheren Preisen, Strukturerhaltung sowie geringeren Effizienz- und Innova-
tionsanreizen verbunden. Darüber hinaus mindern sie das Vertrauen der Öffentlichkeit in 
den Wettbewerb und untergraben die Vorteile eines auf Konkurrenz aufbauenden Mark-
tes.168 So stellte die WEKO 2007 in ihrer Untersuchung betreffend Strassenbeläge im 
Tessin fest, dass die Offertpreise für Strassenbelagsarbeiten nach der Zeit des Kartells 
zwischenzeitlich durchschnittlich rund 30% tiefer lagen als während des Kartells.169  
 
Bezüglich der festgestellten Submissionsabsprachen im Unterengadin gab die WEKO an, 
dass das geschätzte Bauvolumen, über welches die Bauunternehmen wettbewerbsrele-
vante Informationen ausgetauscht haben und welches vor allem öffentliche Bauherren 
betraf, 100 Mio. deutlich übersteige, der allfällige Schaden für die Bauherren aber nicht 
berechnet worden sei.170 Daher bleibt unklar, in welchem Ausmass die Submissionsabre-
den der Bauunternehmen im Unterengadin die öffentliche Hand im Kanton Graubünden 
geschädigt haben. Keine Aussage zur Schadenssumme, weil nicht Untersuchungsgegen-
stand, machte die WEKO auch im Kontext der vorgefundenen Submissionsabreden im 
Strassenbaukartell. Gemäss WEKO habe das geschätzte Bauvolumen bei den dort erfolg-
ten Absprachen aber mindestens CHF 190 Mio. betragen.171 
 

                                                 
166 Tschudin Michael, Bau-Kartellrecht: wie die Dinge stehen, in Schweizerische Baurechtstagung…für 

alle, die bauen. Freiburg 2019, S. 219 
167 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19 
168 OECD, Leitfaden zur Bekämpfung von Angebotsabsprachen im öffentlichen Beschaffungswesen 2009, 

act. 11.2.10 
169 Vgl. Verfügung der WEKO vom 19.11.2007, RPW 2008/1, S. 85 ff., act. 2.9.21 
170 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19 
171 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Strassenbau» und «Engadin II» vom 03.09.2019, act. 11.2.16 
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3. Submissionsabreden in Form einer Gesamtabrede 
 
Eine Gesamtabrede wird als sogenannte Rahmenwettbewerbsabrede verstanden, welche 
nach dem Willen der involvierten Unternehmen im Sinne eines Gesamtplans eine Viel-
zahl von Einzelsubmissionsabreden umfasst. Wenn ein Plan nachgewiesen werden kann, 
dass die involvierten Bauunternehmen über eine gewisse Dauer mehrere Projekte aufteil-
ten, werden die Submissionsabreden von der WEKO in einer sogenannten Gesamtabrede 
zusammengefasst. Die Beteiligung und die Umsetzung der einzelnen Submissionsabrede 
im Kontext einer Gesamtabrede muss dem einzelnen Unternehmen nach aktueller Posi-
tion der WEKO nicht nachgewiesen werden, um es zu sanktionieren.172 
 
Die WEKO stellte in ihrem Entscheid «Engadin I» im Kontext der Vorversammlungen 
eine Gesamtabrede fest. An dieser Gesamtabrede im Rahmen von Vorversammlungen 
waren neun Firmen beteiligt. Involviert war auch der GBV, wie später noch darzulegen 
ist.173  
 
VI. ARGE 
 
Arbeitsgemeinschaften (ARGE) sind in der Regel zeitlich beschränkte bzw. auf ein ein-
zelnes Projekt erfolgte Zusammenschlüsse voneinander unabhängige Unternehmen mit 
dem Ziel, das Vergabeprojekt gemeinsam durchzuführen.  
 
ARGE können den Wettbewerb beleben, weil durch sie Unternehmen an Submissionen 
teilnehmen können, welche dies alleine nicht tun könnten. Deshalb wird in der Lehre 
vertreten, dass ARGE grundsätzlich keine Wettbewerbsabreden gemäss Art. 4 Abs. 1 KG 
darstellen. Anders ist die Situation einer ARGE zu beurteilen, in welcher sich Unterneh-
men zusammenschliessen, die auch alleine eingeben könnten. Hier ist nicht nur von einer 
Wettbewerbsabrede gemäss Art. 4 Abs. 1 KG auszugehen, sondern auch von einer Preis-

                                                 
172 Tschudin Michael, Bau-Kartellrecht: wie die Dinge stehen, in Schweizerische Baurechtstagung…für 

alle, die bauen. Freiburg 2019, S. 221 
173 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19 
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abrede im Sinne von Art. 5 Abs. 3 lit. a KG. Als Faustregel wird in der Lehre vorgeschla-
gen, dass keine Wettbewerbsbeschränkung vorliegt, wenn die Anzahl der eingereichten 
Angebote durch die ARGE nicht reduziert wird.174  
 
Nachdem die WEKO-Verfahren eingeleitet worden waren, hatte die Regierung zeitweise 
die Nichtzulassung von Arbeitsgemeinschaften (ARGE) bei kleineren Bauaufträgen ver-
fügt, diese Massnahme später dann aber wieder aufgehoben, u.a. auch weil die Nichtzu-
lassung von ARGE den Wettbewerb schwächen könnte.175  
 

VII. Wirksame und wirtschaftliche Verwendung der öffentlichen Mittel 
 
Um die öffentliche Hand vor finanziell schädlichen Auswirkungen zu schützen, dürfen 
Ausgaben nur getätigt werden, wenn sie nötig und tragbar sind. Für jedes Vorhaben ist 
eine möglichst wirksame und wirtschaftliche Lösung zu wählen (Art. 93 Abs. 1 KV GR). 
Das Gebot des wirtschaftlichen und wirksamen Einsatzes öffentlicher Mittel entfliesst 
dem Grundsatz der Effektivität und Effizienz staatlichen Handelns.176 Dienststellen sind 
daher verpflichtet, die vorschriftsgemässe, sparsame und wirtschaftliche Verwendung ih-
rer Kredite und der ihnen anvertrauten Vermögenswerte sicherzustellen.177 Werden Auf-
träge infolge von Submissionsabsprachen zu überhöhten Preisen vergeben, wird der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit öffentlicher Ausgaben nicht eingehalten. Die mit Verga-
ben öffentlicher Aufträge befassten Dienststellen dürfen demnach ihre Aufträge nicht an 
Anbieter mit überhöhten Preisen vergeben. 
 
Stellen Vergabestellen überhöhte Preise infolge von Submissionsabreden fest und verge-
ben den Auftrag trotzdem an den entsprechenden Anbieter, verletzten diese demnach den 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz bzw. die Bestimmungen des FHG und FHV (bzw. damals 

                                                 
174 Vgl. Stüssi Frank/Lüthi Bendicht, Zulässige ARGE im Kartellrecht, BR/DC 4/2015, S. 206. Weiterfüh-

rend dazu auch Thomi Roger, Meldepflicht Fusionskontrolle I, in: Schweizerisches Kartellrecht in der Pra-

xis, zit. in Fn. 41, Rz. 39; Tschudin Michael, Bau-Kartellrecht: wie die Dinge stehen, in Schweizerische 

Baurechtstagung…für alle, die bauen. Freiburg 2019, S. 224 f. 
175 Vgl. dazu die Ausführungen unter I.I.2. 
176 Vgl. dazu auch Art. 31 Abs. 3, 43 Abs. 2, 77 und 78 KV GR; siehe dazu auch Art. 4 Abs. 1 des Finanz-

haushaltsgesetzes des Kantons Graubünden, FHG; BR 710.100, Fassung vom 30. August 2007; vgl. auch 

Art. 5 FHG (Fassung vom 19.10.2011) 
177 Vgl. dazu auch Art. 50 lit. b der Verordnung über den kantonalen Finanzhaushalt, FHVO, BR 710.110, 

Fassung vom 1. September 2009 
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FHVO). Sind den Vergabestellen diese Umstände aber nicht bekannt, fällt die Beurtei-
lung schwieriger aus. Gleichwohl stellt sich nach Meinung der PUK die Frage, inwiefern 
die Vergabestellen zur Prävention und zur aktiven Aufspürung von Submissionsabreden 
verpflichtet waren, um den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz einzuhalten. Zumindest Art. 50 
lit. b FHVO sah bereits in der damaligen Fassung die erwähnte Pflicht für die Dienststel-
len vor. Streng betrachtet liesse sich darunter auch die Zurverfügungstellung geeigneter 
Mittel und Massnahmen zur Bekämpfung von Submissionsabreden, die zu überhöhten 
Preisen führen, subsumieren. Der Frage, ob die Submissionsabsprachen überhaupt zu 
überhöhten Preisen – und damit zu einem Schaden für den Kanton – geführt haben, wurde 
weiter unten versucht nachzugehen.178 
 

VIII. OECD-Richtlinien 2009 
 
Im Februar 2009 veröffentlichte die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) einen Leitfaden zur Bekämpfung von Angebotsabsprachen im 
öffentlichen Beschaffungswesen.179, 180 Darin macht die OECD Ausführungen zur Schäd-
lichkeit und zur Funktionsweise von Submissionsabreden. Der Leitfaden der OECD ent-
hält zudem zwei Checklisten. Mit der «Checkliste für die Gestaltung des Beschaffungs-
prozesses zur Reduzierung des Abspracherisikos» zeigt die OECD auf, welche Möglich-
keiten Beschaffungsstellen haben, um effektiven Wettbewerb zu fördern und das Risiko 
von Absprachen hinsichtlich einer Angebotsabgabe bei Ausschreibungen im Vergabever-
fahren zu mindern. Sie bezieht sich dabei vor allem auf eine wettbewerbsfördernde Ge-
staltung der Ausschreibung durch die Vergabestelle. Darüber hinaus empfiehlt die OECD 
die Durchführung von Weiterbildungen, um bei den Mitarbeitenden der Vergabestellen 
ein Bewusstsein für wettbewerbliche Probleme bei der Vergabe öffentlicher Ausschrei-
bungen zu schaffen. Empfohlen werden zudem interne Verfahren, die Mitarbeitende er-
mutigen oder verpflichten, den Wettbewerbsbehörden verdächtige Erklärungen oder auf-
fälliges Verhalten zu melden und ein entsprechendes Meldesystem einzurichten. Die 
OECD weist ausserdem darauf hin, dass Submissionsabreden sich in der Regel nicht am 
Ergebnis einer einzigen Ausschreibung erkennen lassen, weshalb eine Analyse mehrerer 
Vergabeverfahren über einen längeren Zeitraum eingeführt werden soll. In der zweiten 

                                                 
178 Vgl. dazu die Ausführungen unter F. 
179 OECD, Leitfaden zur Bekämpfung von Angebotsabsprachen im öffentlichen Beschaffungswesen 2009, 

act. 11.2.10; abrufbar unter: www.oecd.org/competition/guidelinesforfightingbidrigginginpublicprocure-

ment.htm, zuletzt besucht am 10.03.2021 
180 Im Jahr 2012 folgte dann die Veröffentlichung der «Recommendation on Fighting Bid Rigging in Public 

Procurement, abrufbar unter: www.oecd.org/competition/oecdrecommendationonfightingbidrigginginpu-

blicprocurement htm, zuletzt besucht am 10.03.2021 
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«Checkliste zur Aufdeckung von Angebotsabsprachen im öffentlichen Beschaffungswe-
sen» gibt die OECD eine Vielzahl von möglichen Hinweisen wie ungewöhnliche Ange-
bote oder bestimmte Verhalten der Anbieter wieder, anhand welcher die Vergabestellen 
Submissionsabreden besser erkennen können. 
 
Der Leitfaden der OECD äussert sich mithin eingehend zum Thema der Prävention und 
der Erkennung von Submissionsabreden. Da es sich bei diesem Leitfaden aber nur um 
Empfehlungen der OECD handelt, konnte daraus für die Mitarbeitenden von Vergabe-
stellen im Kanton Graubünden noch keine Pflichten abgeleitet werden. Auch stellt sich 
darüber hinaus die Frage, ab wann und in welchem Ausmass die Vergabestellen den In-
halt des Leitfadens der OECD als allgemein anerkannte Regeln wahrgenommen haben 
und haben mussten, zumal er erst 2009 veröffentlicht wurde. Der damalige Chef Abtei-
lung Strassenerhaltung und heutiger Chef TBA Graubünden, etwa erklärte, dass er erst 
ca. im Jahr 2013, im Rahmen der Arbeiten einer internen Projektgruppe des BVFD, 
Kenntnis vom Leitfaden der OECD erhalten habe.181 
 
IX.  Würdigung 
 
Die obigen Ausführungen machen deutlich, dass im Untersuchungszeitraum keine staats-
vertraglichen, bundes- oder kantonsrechtlichen Bestimmungen vorlagen, welche den mit 
öffentlichen Beschaffungen betrauten Stellen eine Pflicht zur aktiven Suche nach wettbe-
werbsbeschränkenden Handlungen von Anbietern auferlegt hätten. Gleiches gilt auch 
hinsichtlich konkreter Präventionshandlungen in der damaligen Zeit. Ferner bestand auch 
keine Pflicht zur Meldung an die WEKO bei einem Verdacht auf wettbewerbsbeschrän-
kende Handlungen. Die Bestimmungen beschränkten sich vielmehr auf Abwehrrechte der 
Vergabestelle, d.h. auf Handlungsmöglichkeiten wie Ausschlüsse und Widerrufe bei kon-
kret eingegangen Angeboten, bei welchen Wettbewerbsabreden getroffen wurden, un-
wahre Angaben gemacht wurden oder andere oben genannte Ausschlussgründe vorlagen.  
 
Unbesehen dieser Rechtslage ist es eine andere Frage, inwiefern ein Handeln der Kan-
tonsangestellten im Falle des Vorfindens von konkreten Verdachtsmomenten angezeigt 

                                                 
181 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 76, act. 28.1.25.2 
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D. Damalige Praxis mit Blick auf die Erkennung, Bekämpfung und Verhinde-
rung von Submissionsabsprachen 

 
Die PUK hatte zu prüfen, ob der Kanton bzw. die Mitglieder der Regierung und kantonale 
Angestellte von den Kartellabsprachen und weiteren Praktiken im Tief- und Hochbau und 
anderen Bereichen Kenntnis hatten oder bei entsprechender Sorgfalt hätten Kenntnis ha-
ben müssen.185 In diesem Zusammenhang stellte sich also die Frage, ob sie bei korrekter 
Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen und der internen Weisungen des BVFD oder 
des TBA sowie der darauf gestützten Praxis im Arbeitsalltag Submissionsabsprachen hät-
ten feststellen, bekämpfen oder gar verhindern können. Um diese Frage beantworten zu 
können, musste zunächst untersucht werden, welche Mittel und Vorgaben, aber auch wel-
ches Wissen den Mitarbeitenden der Dienststellen, insbesondere dem TBA, zur damali-
gen Zeit zur Verfügung standen und wie sie damit im Rahmen der Auftragsvergaben um-
gegangen sind bzw. umzugehen hatten. 
 
Nachfolgende Ausführungen sollen zunächst einen groben Überblick über das komplexe 
Verfahren geben. In einem weiteren Schritt soll die damalige Praxis anhand der damali-
gen Mittel und Massnahmen zur Erkennung und Verhinderung von Submissionsabspra-
chen beleuchtet werden. 
 
I. Überblick über das Verfahren 
 
1. Anwendbares Recht 
 
Ob das öffentliche Vergaberecht überhaupt zur Anwendung gelangt, hängt einerseits da-
von ab, ob der Auftraggeber dem subjektiven Geltungsbereich des Vergaberechts unter-
steht und andererseits, ob der Auftrag aufgrund seiner Art vom objektiven Geltungsbe-
reich des Vergaberechts umfasst wird. Ob ein Auftraggeber vom Vergaberecht erfasst 
wird (subjektiver Geltungsbereich), bestimmt sich nach Art. 8 IVöB. Untergliedert wird 
dabei in einen von Staatsverträgen umfassten Bereich (sog. Staatsvertragsbereich) und 
einen nicht von Staatsverträgen umfassten Bereich (sog. Binnenmarktbereich).  
 
Auftraggeber, die vom Staatsvertragsbereich erfasst sind: 

- Kantone, Gemeinden sowie Einrichtungen des öffentlichen Rechts auf kantonaler 
und kommunaler Ebene, mit Ausnahme ihrer kommerziellen und industriellen Tä-
tigkeiten (Art. 8 Abs. 1 lit. a IVöB) 

                                                 
185 Vgl. dazu den Antrag GPK an den Grossen Rat betreffend Einsetzung einer PUK vom 30.05.2018, act. 

A.2.1.1; abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente 
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- Behörden und öffentliche Unternehmen sowie private Unternehmen mit aus-
schliesslichen oder besonderen Rechten in den Sektoren Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie Telekommunikation (Art. 8 Abs. 1 lit. c IVöB) 

 
Zusätzlich zu den obengenannten sind folgende Auftraggeber vom Binnenmarktbereich 
erfasst: 

- Andere Träger kantonaler oder kommunaler Aufgaben, mit Ausnahme derer kom-
merziellen oder industriellen Tätigkeiten (Art. 8 Abs. 2 lit. a IVöB) 

- Auftraggeber, deren Objekte und Leistungen zu mehr als 50% der Gesamtkosten 
mit öffentlichen Geldern subventioniert werden (Art. 8 Abs. 2 lit. b IVöB) 

 
Fällt der Auftraggeber unter keine der von Art. 8 IVöB genannten Subjekte, findet das 
öffentliche Vergaberecht keine Anwendung.  
 
Für die Bestimmung der Auftragsart wird Art. 6 IVöB herangezogen (objektiver Gel-
tungsbereich). Im Staatsvertragsbereich findet das öffentliche Vergaberecht insbesondere 
auf Bauaufträge über die Durchführung von Hoch- und Tiefbauarbeiten Anwendung.186   
 
Vom Binnenmarktbereich hingegen werden alle Arten von Aufträgen erfasst, weshalb die 
Vergabestellen im Binnenmarktbereich alle Auftragsarten nach den Bestimmungen des 
öffentlichen Vergaberechts zu vergeben haben. 
 
Wenn der objektive und der subjektive Geltungsbereich geklärt ist, definieren zusätzlich 
die sogenannten Schwellenwerte, ob ein Auftrag nach den Verfahren des Staatsvertrags- 
oder des Binnenmarktbereichs vergeben wird.  
 
2. Verfahrensarten 
 
Überschreitet die Auftragssumme einen vordefinierten Schwellenwert, finden für die 
Vergabe dieses Auftrags die Verfahren im Staatsvertragsbereich Anwendung. Die 
Schwellenwerte im Staatsvertragsbereich betragen nach Art. 7 Abs. 1 IVöB (mit Verweis 
auf Anhang 1): 
 
 
 

                                                 
186 Vgl. Art. 6 Abs. 1 lit. a IVöB. Darüber hinaus gilt das öffentliche Vergaberecht auch für Lieferaufträge 

über die Beschaffung beweglicher Güter, namentlich durch Kauf, Leasing, Miete, Pacht oder Mietkauf (Art. 

6 Abs. 1 lit. b IVöB) und Dienstleistungsaufträge (Art. 6 Abs. 1 lit. c IVöB). 
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Auftraggeber/ 
Auftraggeberin 

Auftragswert CHF 

Bauarbeiten 
(Gesamtwert) 

Lieferungen Dienstleistungen 

Kantone 8'700'000 350'000 350'000 

    

Behörden und öffentliche 
Unternehmen in den Sekto-
ren Wasser, Energie, Ver-
kehr und Telekommunika-
tion 

8'700'000 700'000 700'000 

Gemeinden/Bezirke 8'700'000 350'000 350'000 

 
Unterhalb dieser Schwellenwerte kommen die Verfahren im Binnenmarktbereich zur An-
wendung. 
 
Die Festlegung des Verfahrens richtet sich nach dem Auftragswert. Das öffentliche Ver-
gaberecht sieht vier verschiedene Verfahrensarten vor:  
 

- das offene Verfahren 
- das selektive Verfahren 
- das Einladungsverfahren 
- das freihändige Verfahren  

 
Kommt das offene Verfahren zur Anwendung, muss der Auftraggeber den geplanten Auf-
trag öffentlich auf der Online-Plattform www.simap.ch und im Amtsblatt des Kantons 
Graubünden ausschreiben. Anschliessend können die Anbieter innert der vorgesehenen 
Angebotsfrist ihre Angebote einreichen.187 
 
Das selektive Verfahren wird in zwei Phasen unterteilt. Es handelt sich aber ebenfalls um 
ein öffentliches Verfahren, d.h. der Auftrag muss öffentlich ausgeschrieben werden. In 
der ersten Phase können alle Anbieter einen Antrag auf Teilnahme an der Vergabe ein-
reichen. Danach bestimmt der Auftraggeber anhand vorgängig festgelegter Eignungskri-
terien, welche Anbieter ein Angebot einreichen können.188  
 
 

                                                 
187 Art. 12 Abs. 1 lit. a IVöB 
188 Art. 12 Abs. 1 lit. b IVöB 
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Das Einladungsverfahren sieht keine öffentliche Ausschreibung vor. Vielmehr darf der 
Auftraggeber eigenständig bestimmen, welche Anbieter zu einer Angebotsabgabe einge-
laden werden.189 
 
Beim freihändigen Verfahren erfolgt keine öffentliche Ausschreibung des Auftrags. Die-
ser wird vom Auftraggeber direkt an einen Anbieter erteilt.190 
 
Im Staatsvertragsbereich stehen grundsätzlich nur das offene und selektive Verfahren zur 
Verfügung. Nur ausnahmsweise kann auch die freihändige Vergabe angewendet werden 
(Art. 12bis Abs. 1 IVöB). Im Binnenmarktbereich hingegen stehen alle vier Verfahrensar-
ten zur Verfügung.  
 
Der Auftraggeber entscheidet einzelfallbezogen, ob er jeweils das offene oder das selek-
tive Verfahren anwendet. In der Regel wird das selektive Verfahren dann gewählt, wenn 
der Auftrag so anspruchsvoll ist, dass voraussichtlich jeweils nur eine beschränkte Anzahl 
von Anbietern in der Lage ist, diesen Auftrag aufgrund seiner Komplexität und der hohen 
Kosten auszuführen, oder wenn für einen bestimmten Auftrag mit einer zu grossen An-
zahl von Anbietern gerechnet werden muss.191  
 
Das freihändige Verfahren kann im Staatsvertragsbereich nur unter den gesetzlich ab-
schliessend definierten Ausnahmetatbeständen angewendet werden (Art. 3 SubV). In Be-
zug auf die Thematik der Preisabsprachen ist Art. 3 Abs. 1 lit. b SubV relevant.192 Danach 
kann das freihändige Verfahren unabhängig vom Auftragswert angewendet werden, wenn 
im offenen, selektiven oder Einladungsverfahren Angebote eingereicht werden, die auf-
einander abgestimmt sind oder die nicht den wesentlichen Anforderungen der Ausschrei-
bung entsprechen. 
 
Das anzuwendende Verfahren im Binnenmarktbereich richtet sich anders als im Staats-
vertragsbereich nach den Schwellenwerten gemäss Art. 7 Abs. 1bis IVöB (mit Verweis 
auf Anhang 2): 
 

                                                 
189 Art. 12 Abs. 1 lit. b IVöB 
190 Art. 12 Abs. 1 lit. c IVöB 
191 Die Rechtsprechung sieht im selektiven Verfahren eine Begrenzung des Markts, die mit der Komplexität 

und dem Aufwand der Beschaffung zu begründen ist; VGer ZH, Entscheide VB.1998.00416 vom 

16.04.1999, VB.1999.00385 vom 13.04.2010 
192 Der Wortlaut von Art. 3 Abs. 1 lit. b SubV ist seit der SubV 1998 unverändert geblieben. 
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Verfahrensarten Lieferungen 

(Auftragswert 

CHF) 

Dienstleistungen 

(Auftragswert 

CHF) 

Bauarbeiten 

Auftragswert (CHF) 

   Baunebenge-

werbe 

Bauhauptge-

werbe 

Freihändige 

Vergabe 

unter 100'000 unter 150'000 unter 150'000 unter 300'000 

Einladungsver-

fahren 

unter 250'000 unter 250'000 unter 250'000 unter 500'00 

offenes/selektives 

Verfahren 

ab 250'000 ab 250'000 ab 250'000 ab 500'000 

 
Bereits bevor die IVöB für den Kanton Graubünden in Kraft trat, sah das kantonale Sub-
missionsgesetz eigene Schwellenwerte vor. Nach Inkrafttreten der IVöB im Kanton Grau-
bünden galten die Schwellenwerte von Art. 7 Abs. 1bis IVöB (mit Verweis auf Anhang 2) 
als Obergrenze. Art. 12bis Abs. 3 IVöB gab den Kantonen nämlich die Möglichkeit, in 
ihren Submissionsgesetzen für den nicht von Staatsverträgen erfassten Bereich tiefere 
Schwellenwerte vorzusehen. Der Kanton Graubünden hat diese Möglichkeit wahrgenom-
men und 2004 von der IVöB abweichende Schwellenwerte vorgesehen. 
 
Die Schwellenwerte des Submissionsgesetzes des Kantons Graubünden aus dem Jahr 
1998 wurden erstmals im Jahr 2004 (infolge des Inkrafttreten der IVöB) und ein zweites 
Mal im Jahr 2013 angepasst. Für das Bauhaupt- und Baunebengewerbe ergibt sich bezüg-
lich Schwellenwerte folgende Übersicht: 
 

Verfahrensarten SubG Baunebengewerbe 

(Auftragswert CHF) 

Bauhauptgewerbe 

(Auftragswert CHF) 

Freihändiges Verfahren 1998 unter 25'000 unter 50'000 

 2004 unter 50'000 unter 100'000 

 2013 unter 150'000 unter 300'000 

Einladungsverfahren 1998 unter 100'000 unter 300'000 

 2004 ab 50'000 bis 150'000 ab 100'000 bis 400'000 

 2013 ab 150'000 bis 250'000 ab 300'000 bis 500'000 

offenes/selektives 

Verfahren 

1998 ab 100'000 ab 300'000 

 2004 ab 150'000 ab 400'000 

 2013 ab 250'000 ab 500'000 
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Jede Vergabestelle kann grundsätzlich für die Durchführung einer Vergabe auch jeweils 
ein «höheres» Verfahren anwenden, obwohl die Schwellenwerte dafür nach Art. 7 Abs. 
1bis IVöB nicht erreicht sind. So kann der Auftraggeber z.B. für Aufträge, die im freihän-
digen Verfahren durchgeführt werden könnten, das offene Verfahren für anwendbar er-
klären.  
 
Bei der Wahl zwischen dem offenen und dem selektiven Verfahren finden dieselben Kri-
terien wie im Staatsvertragsbereich Anwendung. Sind die Schwellenwerte, bis zu wel-
chen das freihändige Verfahren noch möglich ist, überschritten, kann dasselbe unter den 
Voraussetzungen in Art. 3 SubV ausnahmsweise trotzdem angewendet werden. Solche 
Ausnahmen lassen sich bereits in den alten Submissionsgesetzen finden. 
 
3. Verfahrensablauf 
 
Im Folgenden wurde der damalige Ablauf des vorgegebenen Vergabeverfahrens insbe-
sondere im TBA beleuchtet und dabei auf einzelne Aspekte eingegangen. Die PUK be-
fragte dazu mehrere ehemalige und aktuelle Mitarbeitende des TBA, aber auch die beiden 
Leiter des HBA und des AWN.  
 
Der Vergabeablauf stützte sich auf das «Handbuch öffentliches Beschaffungswesen» aus 
dem Jahr 2004. Die hier wiedergegebenen Abläufe im Untersuchungszeitraum blieben 
weitgehend unverändert und finden sich mit wenigen Abweichungen auch in der aktuell 
gültigen Version des Handbuches wieder. 
 
3.1. Budget 
 
Vor der Ausschreibung von Aufträgen durch die öffentliche Hand musste diese ihren Be-
darf festlegen und mittels Budget definieren, für welche Projekte und Vorhaben Ausga-
ben geplant waren. Der Chef des TBA Graubünden führte anlässlich seiner Befragung 
vor der PUK aus, dass Ausgangspunkt jeder Vergabe grundsätzlich das Budget sei, wobei 
zwischen Kantonsbudget und internem Budget des TBA unterschieden werde. Das 
Budget des TBA sei detaillierter.193 Wenn das Kantonsbudget genehmigt worden sei, sei 
es zwecks Arbeitsvorbereitung in die Linie und dort je nach Phase in die Zuständigkeit 
des Bauleiters oder Projektleiters gegangen. Wenn es der Bauleiter gewesen sei, dann 

                                                 
193 Vgl. dazu die weiteren Ausführungen unter E.I.1.2. 
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habe er sich der Sache angenommen, das Leistungsverzeichnis erstellt und die Ausschrei-
bung vorbereitet.194 
 
3.2. Wahl des Verfahrens 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur und heutiger Mitarbeiter der Zentral-
verwaltung des TBA, erklärte gegenüber der PUK, dass aufgrund einer Weisung des 
TBA195 sämtliche Aufträge über CHF 50'000 offen vergeben werden mussten. Unter die-
sem Schwellenwert, bei Aufträgen zwischen CHF 20'000 bis 50'000, sei jeweils freihän-
dig vergeben worden, wobei man mindestens drei Anbieter habe anfragen müssen. Unter 
CHF 20'000 habe man ab Preisliste oder Verbandstarif vergeben können. Die Anwendung 
des Einladungsverfahrens sei deshalb eigentlich die Ausnahme gewesen.196  
 
Die Vorgabe, mindestens drei Anbieter anzufragen, geht auch aus der nachfolgend zu 
erläuternden Weisung «4250 Submissionswesen» aus dem Jahr 2005 hervor, nach wel-
cher man bei freihändigen Verfahren bei einem Auftragswert über CHF 20'000 in der 
Regel drei Preisanfragen oder Leistungsangebote einzuholen hatte. Vergaben bis CHF 
20’000 konnten anhand von Preislisten, Katalogen, Regietarif oder ähnlichen Aufträgen 
erfolgen.197 
 
3.3. Ausarbeitung der Ausschreibungsunterlagen 
 
Bei der Erstellung von Ausschreibungsunterlagen zog das TBA insbesondere bei kom-
plexen Vorhaben und grossen Bauprojekten häufig externe Fachleute bei, welche vor al-
lem für die Leistungsbeschriebe, die technischen Spezifikationen und den Kostenvoran-
schlag verantwortlich waren. Der pensionierte Chef des TBA Graubünden bestätigte auf 

                                                 
194 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
195 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.1.2. 
196 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur und heutiger Mitarbeiter Zentralver-

waltung TBA vom 23.06.2020, Frage 20, act. 28.1.10.1 
197 Weisung «4250 Submissionswesen» vom 18.09.2005, Ziff. 4.2.3, act. 28.1.7.2.7. Bis dahin sah die Wei-

sung «4250 Submissionswesen» aus dem Jahr 2001 vor, dass der Schwellenwert für die freihändige 

Vergabe und die Vergabe anhand von Preislisten, Katalogen, Regeltarif oder ähnlichen Aufträgen CHF 

10'000 betrug. Ausserdem war für die freihändige Vergabe noch das Einholen von zwei Preisanfragen oder 

Leistungsangeboten vorgesehen; vgl. Weisung «4250 Submissionswesen» vom 18.09.2001, Ziff. 4.2.4, act. 

28.1.7.2.5 
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Nachfrage, dass es im Wesentlichen von der Grösse des Projekts abgehangen habe, ob 
die Ausschreibungen vom TBA selbst erstellt wurden oder ob damit ein Ingenieur- oder 
Architekturbüro beauftragt wurde. Kleinere Ausschreibungen habe das TBA häufig selbst 
erstellt, grössere seien einem Ingenieurbüro in Auftrag gegeben worden.198 Auch im HBA 
wurden gemäss Aussagen des Chefs des HBA, alle mittleren und grossen Projekte an 
externe Planer vergeben.199 
 
3.4. Kostenvoranschlag (KV) 
 
Vor der Ausschreibung eines Auftrags wurde jeweils ein Kostenvoranschlag erstellt. 
Beim Kostenvoranschlag handelt es sich um eine Prognose des Architekten oder Ingeni-
eurs aufgrund seiner detaillierten Kalkulation, die den Bauherrn über die zu erwartenden 
Baukosten informiert.200 Für den Kanton als Bauherrn war der Kostenvoranschlag bei der 
Prüfung der eingegangenen Offerten die zentrale Vergleichs- und Entscheidungsgrund-
lage.  
 
3.5. Ausschreibung 
 
Mit der Ausschreibung und den dazugehörigen Unterlagen legte die Vergabestelle die 
wichtigsten Grundlagen für das Vergabeverfahren und den anschliessenden Vertragsab-
schluss fest. Die den Anbietern zur Verfügung gestellten Ausschreibungsunterlagen 
mussten daher alle Angaben enthalten, die für sie notwendig waren, um entsprechend 
aussagekräftige, überprüfbare und vergleichbare Angebote einreichen zu können.201 Beim 
offenen und selektiven Verfahren wurde ein Auftrag wie erwähnt im Kantonsamtsblatt 
und im sogenannten Simap ausgeschrieben. Damit konnte für alle Interessenten gewähr-
leistet werden, dem Kanton ein Angebot unterbreiten zu können.202 
 
Zu dieser Thematik führte der ehemalige Leiter Strassenbaulabor des TBA gegenüber der 
PUK aus, dass es üblich gewesen sei, die Arbeiten jeweils im Frühling auszuschreiben.203 

                                                 
198 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 11, act. 28.1.21.2.1 
199 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage, 16, act. 28.1.18.3 
200 Vgl. dazu Art. 4.2.5 SIA-Ordnung 102, act. 28.1.4.3.3 
201 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 8.1  
202 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 6.1; Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden 

vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
203 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 27, act. 28.1.13.1 
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Dies liege vermutlich daran, dass die Bausaison kurz sei, d.h. im Sommer müsse gebaut 
und im Herbst abgerechnet werden.204 
 
Der Chef des TBA Graubünden führte dazu anlässlich der Befragung vor der PUK aus, 
dass nicht alle Arbeiten gleichzeitig, sondern paketweise ausgeschrieben worden seien.205 
Weshalb dies so gehandhabt worden sei, könne er nicht sagen. Dies sei bereits zum Zeit-
punkt seines Eintritts in das TBA Standard gewesen und er habe angenommen, dass sich 
diese Praxis bewährt hatte. Ihm sei nicht bewusst, dass diese Thematik je unter dem Blick-
punkt von Submissionsabsprachen diskutiert worden sei.206 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol, erklärte zu diesem Thema, dass 
die Aufträge «in mehreren Tranchen» ausgeschrieben worden seien. Es habe aber auch 
Ausschreibungen gegeben, welche alleine publiziert worden seien. Dieses Vorgehen sei 
schon immer so vorgegeben und die Gründe dafür seien folgende gewesen: Fristen, Ka-
pazität, Klima, Logistik und Ressourcen. In Bezug auf Preisabsprachen seien aber keine 
besonderen oder zusätzlichen Befürchtungen vorhanden gewesen, da bei allen Ausschrei-
bungsvarianten das Risiko von Absprachen bestehen würde.207 
 
3.6. Begehung 
 
Sofern im Einzelfall die Art und Komplexität des Auftrags eine Begehung erforderte, 
konnte der Auftraggeber eine Teilnahme der Anbieter an der Begehung für obligatorisch 
erklären. In der Ausschreibung war der genaue Ort und Zeitpunkt der Begehung bekannt 
zu geben und ausdrücklich auf das Teilnahme-Obligatorium hinzuweisen.208 Der Sinn 
hinter den Begehungen war, dass sich die einzelnen Anbieter bei einem Bauauftrag ein 
klares Bild über die besonders schwierigen topographischen oder geologischen Verhält-
nisse machen sollten, oder wenn an Ort und Stelle spezifische Auflagen gemacht oder 
entscheidende Hinweise für die späteren Arbeitsausführungen angebracht werden muss-
ten.  
 
Neben den obligatorischen Begehungen, die auch heute noch vom Auftraggeber vorge-
geben werden können, berichteten mehrere befragte Personen, dass in den Vergabever-
fahren des TBA auch sogenannte fakultative Begehungen üblich gewesen seien. 

                                                 
204 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 27, act. 28.1.13.1 
205 Protokoll Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 28, act. 28.1.25.2 
206 Protokoll Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 29, act. 28.1.25.2 
207 Schriftliche Auskunft pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2021, act. 28.1.27.2 
208 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 8.14 
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So erklärte der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur gegenüber der PUK, dass 
die Durchführung von fakultativen Begehungen früher der Standard gewesen sei. Anläss-
lich der Begehungen habe man die Devis präsentiert oder sie z.T. vor Ort sogar abgege-
ben. Ebenso habe man früher die Teilnehmerliste kopiert und abgegeben. Mit den fakul-
tativen Begehungen habe das TBA später aufgehört. Es seien nur noch obligatorische 
Begehungen durchgeführt worden, welche dann aber eher Ausnahmen dargestellt hät-
ten.209 Auch der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol bestätigte gegenüber der PUK, dass früher 
fakultative Begehungen durchgeführt worden seien, worauf mittlerweile verzichtet 
werde.210 Ebenso berichtete der Chef des TBA Graubünden anlässlich der Befragung in 
der AU von den fakultativen Begehungen und erklärte, dass dabei die Projekte vorgestellt 
worden seien. Die fakultativen Begehungen seien später aber abgeschafft worden.211 Zu 
den Begehungen führte der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol in der 
Befragung der AU übereinstimmend aus, dass jeweils anfangs Jahr auf dem TBA eine 
Begehung stattgefunden habe, an welcher man über geplante Bauprojekte informierte. 
Ausserdem seien Begehungstermine jeweils mit der Ausschreibung bekannt gegeben und 
im Amtsblatt publiziert worden. Die Begehungen seien immer für mehrere Projekte 
gleichzeitig gemacht worden.212 
 
Bauunternehmer A, der damalige Geschäftsführer der Firma A und als solcher eine an 
den Submissionsabsprachen im Unterengadin beteiligte Person, bestätigte in der Befra-
gung der AU, dass es für alle Arbeiten früher Begehungen vor Ort und beim Amt gegeben 
habe. Dort sei alles im Detail präsentiert worden und so habe man als Unternehmer sehen 
können, wer sonst noch an den Aufträgen interessiert gewesen sei.213 
 
Im Rahmen eines BVFD internen Projekts zur Erkennung von Submissionsabsprachen 
und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen im Jahr 2013 
wurde der Vorschlag formuliert, auf die Durchführung von fakultativen Begehungen in 

                                                 
209 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 

28.1.10.1 
210 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 80, act. 28.1.7.1 
211 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden vom 13.11.2018, Zeilen 518 ff, act. 12.1.2.3 
212 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 463 

ff., act. 12.1.2.13.1 
213 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 364 ff., act. 12.1.2.11 

 

 

 



 - 77 - 

den Vergabeprozessen des TBA, HBA und AWN zu verzichten. Diese Massnahme wurde 
in der Folge dann so auch umgesetzt.214 
 
3.7. Offertöffnung 
 
Die im Rahmen eines offenen oder selektiven Submissionsverfahrens eingehenden An-
gebote blieben bis zum festgelegten Öffnungstermin, der sogenannten Offertöffnung, ver-
schlossen. Die eigentliche Offertöffnung fand zentral beim TBA Graubünden in Chur 
statt.215 Den Anbietern stand es frei, an der Offertöffnung anwesend zu sein und sich 
Notizen zu machen. Die Vergabebehörde gab anlässlich der Öffnung der Eingaben ledig-
lich den Namen der Anbieter, die Gesamtpreise der einzelnen Angebote sowie die Ein-
reichung allfälliger Angebotsvarianten oder Teilangebote bekannt. Im Rahmen der Of-
fertöffnung wurde weder eine Prüfung noch eine Bereinigung der Angebote vorgenom-
men. Das TBA musste sich somit noch nicht zur Frage der Vollständigkeit und Ungültig-
keit einzelner Angebote äussern. Über die Öffnung der Angebote erstellte der Auftragge-
ber ein Protokoll. Die Offertöffnung diente hauptsächlich dazu, das Vergabeverfahren 
transparent zu gestalten.216 Bei der freihändigen Vergabe fand dagegen keine öffentliche 
Offertöffnung statt. Dort konnten die eingereichten Angebote laufend entgegengenom-
men werden. Im HBA lief dieser Prozess sehr ähnlich ab.217 
 
3.8. Offertprüfung 
 
Nach der Offertöffnung in der Zentralverwaltung TBA in Chur wurden die Offerten in 
einem weiteren Schritt durch den Bauleiter des jeweiligen Bezirks-TBA in formeller und 

                                                 
214 Massnahmen zur Erkennung von Submissionsabsprachen, Bericht betreffend das Projekt «Überprüfung 

der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissionsabsprachen und zur Vermeidung von 

Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» vom 11. Dezember 2014, act. 2.9.4; vgl. dazu auch die 

Ausführungen unter I.II.1. 
215 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
216 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 10 
217 So führte der Chef HBA anlässlich seiner Befragung vor der PUK aus, dass die Angebote nach der 

Einreichung geprüft würden, in dem man sie formell nach Rechenfehler sichtete. Es werde dann eine Rei-

henfolge der Offerten gemacht und andere Kriterien der Vergabe geprüft. Den Zuschlag erhalte jeweils 

nicht einfach das billigste Angebot, sondern das wirtschaftlich günstigste. Über den Preis hinaus gebe min-

destens noch ein weiteres Kriterium den Ausschlag. Vgl. Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, 

Frage 12, act. 28.1.18.3 
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materieller Hinsicht kontrolliert.218 Ebenso fand eine rechnerische Kontrolle statt, welche 
sich aber auf die Überprüfung offensichtlicher Rechnungsfehler beschränkte, denn eine 
materielle Änderung der Offerte war nach der Offertöffnung nicht mehr möglich.219 Wei-
ter wurden die Angebote auf die Eignungs- und Zuschlagskriterien hin überprüft, wobei 
gemäss Angaben des pensionierten Chef des TBA Graubünden und des Chefs des TBA 
Graubünden die Kriterien Preis, Termin und Qualität besonders gewichtet wurden.220 

Demgegenüber kritisierte ein befragter Mitarbeiter eines Bezirks-TBA, dass der Preis in 
Tat und Wahrheit praktisch das einzige Zuschlagskriterium gewesen sei, obwohl die Kri-
terien Qualität und Termin ebenfalls zu berücksichtigen gewesen wären.221 
 
Der zuständige Bauleiter füllte anschliessend das Formular «Offertkontrolle» aus und 
übergab dieses dem Oberbauleiter.222  
 
Der zuständige Bauleiter war im Folgenden bereits damals verpflichtet, zur Verifizierung 
der Angebote in der Regel von den drei erstrangierten Anbietern drei bis vier Preisanaly-
sen von massgebenden Positionen einzuholen und offene Fragen zu bereinigen.223 Nach 
dieser Prüfung füllte der Bauleiter das Formular «Offertkontrolle» aus und übergab dieses 
dem Oberbauleiter.224 

                                                 
218 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
219 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 11.2; Protokoll Befragung Chef TBA Graubün-

den vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
220 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2; Protokoll Befra-

gung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 11, act. 28.1.21.2.1 
221 Protokoll Befragung A. vom 15.05.2020, Frage 51, act. 28.1.5.6; gemäss der Stellungnahme von pensi-

onierter Chef TBA Graubünden vom 12. April 2021 hängt dies damit zusammen, dass ein überwiegender 

Teil der ausgeschriebenen Arbeiten grundsätzlich durch alle jeweils offerierenden Unternehmungen ausge-

führt werden können und deshalb Differenzen bezüglich Qualitäts- und Terminangaben nur in seltenen 

Fällen ausschlaggebend sind, vgl. Stellungnahme pensionierter Chef TBA Graubünden vom 12.04.2021, 

act. 33.2.22 
222 Weisung «4250 Submissionswesen» 2001, act. 28.1.7.2.5 
223 Weisung «4250 Submissionswesen» 2001, act. 28.1.7.2.5 
224 Im internen Projekt des BVFD zur Erkennung von Submissionsabsprachen und zur Vermeidung von 

Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen aus dem Jahr 2013 wurde eine Checkliste erarbeitet, welche 

der Erkennung von Preisabsprachen dienen sollte. Die Dienststellen im BVFD haben die Checkliste bereits 

ab dem Jahr 2014 angewandt. Mit Beschluss der Regierung vom 5. Juli 2016 wurden dann sämtliche Be-

schaffungsstellen der Kantonsverwaltung angewiesen, bei Beschaffungen mit einem Auftragswert ab CHF 
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Gemäss Angaben des Chefs des TBA Graubünden habe der zuständige Bauleiter bereits 
damals auf seinen Vorgesetzten zugehen müssen, wenn bei dieser Prüfung Auffälligkei-
ten entdeckt worden seien. Wenn auf dieser Stufe die Angelegenheit nicht bereinigt wer-
den konnte, habe er an den nächsthöheren Vorgesetzten oder an den Submissionsverant-
wortlichen gelangen müssen, um die Gültigkeit resp. Ungültigkeit der Offerte zu klären, 
allenfalls in Rücksprache mit dem Submissionsjuristen des BVFD.225  
 
3.9. Vergabeentscheid 
 
Anschliessend erfolgte die Offertbeurteilung. Dafür ermittelte man aufgrund der im Of-
fertformular aufgeführten Zuschlagskriterien das wirtschaftlich günstigste Angebot. Ge-
stützt auf eine bereinigte Offertzusammenstellung, welche sowohl alle Offertsummen 
rangiert mit %-Differenz zum günstigsten Angebot als auch die Bewertungstabelle der 
Zuschlagskriterien mit der Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten Angebots enthielt, 
erfolgte schliesslich der Vergabeentscheid. Die Zuständigkeit für den Vergabeentscheid 
richtete sich nach der Auftragssumme und ergab sich aus der Finanzkompetenz resp. Aus-
gabenkompetenz beim TBA, welche sich über die Jahre geändert hat.226  
 
4. Vergabeverfahren im HBA und AWN 
 
Im HBA habe sich der Ablauf ebenfalls sehr ähnlich gestaltet, führte der Chef des HBA 
in der Befragung vor der PUK aus. Im HBA sei nach der Zusammenstellung der Offerten 
jeweils ein Vergabeantrag ausgearbeitet worden, welcher je nach Vergabekompetenz an 
die zuständige Stelle übermittelt worden sei. Im Bereich der Vergabekompetenz des 
HBA, d.h. bis CHF 50'000, sei kein Vergabeantrag erstellt worden, weil man habe frei-
händig vergeben können. Allerdings habe es auch dann eine Zusammenstellung gegeben, 
welche sich zum wirtschaftlich günstigsten Angebot geäussert habe. Auf Basis dieser Zu-
sammenstellung sei dann ein entsprechender Vertrag ausgearbeitet worden.227 
 
 
 

                                                 
20'000 diese Checkliste anzuwenden. Unterhalb dieses Auftragswerts sollte bzw. soll die Überprüfung an-

hand der Checkliste mindestens stichprobeweise durchgeführt werden. Vgl. dazu weitere Ausführungen 

unter I.II.2. 
225 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2; Weisung «4250 

Submissionswesen» 2001, act. 28.1.7.2.5 
226 Weisung «4250 Submissionswesen» 2001, act. 28.1.7.2.5 
227 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 12, act. 28.1.18.3 
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Zum Vergabeverfahren im AWN äusserte sich, der pensionierte Chef des AWN, gegen-
über der PUK anlässlich seiner Befragung und zeigte die Unterschiede des Vergabever-
fahrens zu den anderen Dienststellen des damaligen BVFD auf. So erklärte er, dass das 
AWN bei den meisten Projekten nicht als Bauherrin auftrete, sondern in einer Beratungs-
funktion für die Gemeinde tätig sei, da die Verantwortung für die Abwicklung der Sub-
mission bei der Gemeinde liege. Vor allem in Bezug auf Naturgefahren habe es aber auch 
Situationen gegeben, in welchen man schnell und ohne Submissionsverfahren habe han-
deln müssen, weil man Aufträge innert kürzester Zeit habe vergeben müssen und submis-
sionsrechtliche Termine nicht hätten eingehalten werden können. Man habe aber engen 
Kontakt mit der Finanzkontrolle gehabt und im Nachgang sei die Situation mit dieser 
jeweils nochmals besprochen worden, d.h. man habe geprüft, ob alles korrekt abgelaufen 
sei.228 
 
5. Würdigung 
 
Es lässt sich festhalten, dass das öffentliche Beschaffungsrecht komplex, die rechtlichen 
Vorgaben äusserst detailliert sind. Anhand des Auftraggebers (subjektiver Geltungsbe-
reich), der Auftragsart (objektiver Geltungsbereich) sowie der in der IVöB und im kanto-
nalen Submissionsgesetz definierten Schwellenwerte ist zu eruieren, welche der vier 
möglichen Verfahrensarten zur Anwendung gelangt bzw. gewählt werden dürfen. Wich-
tig im vorliegenden Zusammenhang ist Art. 3 SubV, welcher in bestimmten Fällen – na-
mentlich, wenn im offenen, selektiven oder Einladungsverfahren Angebote eingereicht 
werden, die aufeinander abgestimmt sind oder die nicht den wesentlichen Anforderungen 
der Ausschreibung entsprechen – unabhängig vom Auftragswert die Vergabe im freihän-
digen Verfahren zulässt. Schliesslich ist es zulässig, ein jeweils «strengeres» Verfahren 
anzuwenden, obwohl der entsprechende Schwellenwert nicht erreicht ist. Im TBA galt 
die Weisung, dass Aufträge mit einem Auftragswert von über CHF 50'000 immer im of-
fenen Verfahren vergeben werden mussten.229 Bei tieferen Auftragswerten durfte das frei-
händige Verfahren angewendet werden, mit der – seit 2005 in einer Weisung des TBA230 
verankerten – Einschränkung, dass bei Auftragswerten ab CHF 20'000 Offerten von min-
destens drei Anbietern eingeholt werden mussten. Auch im HBA wurde offenbar bei Auf-
tragswerten von über CHF 50'000 nicht freihändig vergeben. Die einzelnen Verfahrens-
arten sind ebenfalls streng reglementiert, sei dies in der IVöB, in der kantonalen Submis-
sionsgesetzgebung oder – im Kanton Graubünden – im Handbuch öffentliches Beschaf-
fungswesen.  

                                                 
228 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 11, act. 28.1.19.3 
229 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.1.2 
230 Weisung «4250 Submissionswesen» vom 18.09.2005, Ziff. 4.2.3, act. 28.1.7.2.7 
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Aufgrund der strengen Vorgaben bei Vergaben insbesondere im offenen Verfahren sowie 
der zahlreichen Ausschreibungen war es im TBA üblich, insbesondere bei komplexen 
und grossen Bauvorhaben, für das Erstellen der Ausschreibungsunterlagen externe Fach-
leute, insbesondere Ingenieurbüros, beizuziehen. Das HBA zog gemäss Aussagen des 
Chefs des HBA bei mittleren und grossen Projekten ebenfalls externe Fachleute bei. Un-
klar blieb bei der Untersuchung, ob bzw. wie die Arbeiten der externen Fachleute, zu 
welchen auch das Erstellen des Kostenvoranschlags gehörte, überwacht wurden. Der 
PUK erscheint eine sorgfältige Auswahl und Überwachung der externen Fachleute wich-
tig, zumal diese durch das Erstellen der Kostenvoranschläge die effektiven Vergabepreise 
– zumindest längerfristig – wohl wesentlich beeinflussen konnten.  
 
Erwähnenswert ist schliesslich, dass die Zuschlagskriterien zwar ebenfalls reglementiert, 
aber grundsätzlich divers sind. Der Chef des TBA Graubünden und der pensionierte Chef 
des TBA Graubünden gaben zu Protokoll, dass die Kriterien Preis, Termin und Qualität 
besonders gewichtet worden seien. Demgegenüber führte Hinweisgeber A. aus, in Tat 
und Wahrheit sei der Preis praktisch das einzige Zuschlagskriterium gewesen. Auf die 
Rolle des Preises wird später noch einzugehen sein.231 An dieser Stelle ist lediglich darauf 
hinzuweisen, dass auch die PUK bei der Prüfung der ihr zahlreich vorgelegenen Offer-
töffnungsprotokolle die Erkenntnis gewann, dass stark auf den Preis fokussiert wurde und 
mit anderen Worten jeweils der Billigste den Zuschlag erhielt. Die Auswertung der im 
TBA erfolgten Arbeitsvergaben im Bauhauptgewerbe ab CHF 100'000 (Zeitraum vom 3. 
Juni 2005 bis 31. Dezember 2019)232 durch die PUK ergab, dass im Kanton Graubünden 
nur gerade 1.25% (total 3'286 ausgewertete Vergaben) der Zuschläge nicht an den bei der 
Offertöffnung erstplatzierten Anbieter gingen, im Engadin sogar nur 1.17% (total 604 
ausgewertete Vergaben). Es ist davon auszugehen, dass es sich beim im Zeitpunkt der 
Offertöffnung Erstplatzierten auch um den günstigsten Anbieter handelte, was wiederum 
den Schluss nahelegt, dass andere Zuschlagskriterien nur eine sehr untergeordnete Rolle 
spielten.233 Die PUK geht davon aus, dass dies Submissionsabsprachen unter den Unter-
nehmern möglicherweise begünstigte.  
  

                                                 
231 Vgl. dazu die Ausführungen unter F. 
232 Vollständige Liste Datenexport VSTAT_TBA 2004 bis 2019, act. 10.1.1.33.2 
233 Auswertung TBA-Aufträge 2005-2019, act. 10.1.1.34 
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II. Damalige Kontrollmittel und Massnahmen im Kontext von Submissionsab-
sprachen 

 
1. Handlungsanweisungen im Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 
 
Im Jahr 1999 wurde das «Handbuch öffentliches Beschaffungswesen» durch das BVFD 
eingeführt. Beim Handbuch handelt es sich um eine Hilfestellung für Vergabebehörden 
auf kantonaler und kommunaler Ebene im Sinne einer leicht verständlichen Übersicht. Es 
ist weder rechtsverbindlich noch dient es als juristischer Kommentar zum öffentlichen 
Beschaffungsrecht.234 Es enthielt Erläuterungen und Empfehlungen zu allen Schritten ei-
nes Vergabeverfahrens.235 Das Handbuch wurde so aufgebaut, dass die einzelnen Themen 
jeweils in einem sogenannten Loseblattsystem abgehandelt sind, so dass eine Anpassung 
des Handbuches flexibel möglich ist. Seither ist es mehrmals zu einer Anpassung des 
Handbuchs gekommen; in den Jahren 2001, 2004, 2005 und 2014.236 Gemäss Aussage 
des Submissionsjuristen des BVFD sei der Kanton Graubünden einer der ersten Kantone 
in der Schweiz gewesen, der ein solches Handbuch zum Thema öffentliches Beschaf-
fungswesen eingeführt habe.237 
 
1.1. Handbuch 1999 und 2004 
 
Das Handbuch aus dem Jahr 1999 äussert sich zum Thema der Absprachen bzw. zum 
funktionierenden Wettbewerb. Es hält in Ziff. 5.3 der damaligen Version fest, dass die 
vom Gesetzgeber vorgegebene Zielsetzung des wirksamen Wettbewerbs eine wichtige 
Voraussetzung für den effizienten Einsatz der öffentlichen Mittel darstellt.238 Weiter hiess 
es, «ein wirksamer Wettbewerb bedeutet die freie Konkurrenz zwischen den Anbietern; 
d.h. dass einerseits die Anbieter untereinander keine Absprachen treffen und andererseits 
die Auftraggeber sicherstellen, dass der Wettbewerb nicht durch unterschiedliche Bedin-
gungen verzerrt wird.» Zu wettbewerbsbehindernden Absprachen hielt es in Ziff. 12.1. h) 
weiter fest, dass Anbieter, die mit Mitkonkurrenten Abreden getroffen haben, die den 

                                                 
234 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 1999, Ziff. 1.1 
235 Vgl. dazu die Aussage von pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol zum Handbuch: «Wir haben 

das Handbuch Submissionswesen. Das ist, würde ich sagen, idiotensicher.»; Protokoll Befragung AU pen-

sionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 208 f., act. 12.1.2.13.1 
236 Abrufbar unter: www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/diem/ds/beschaffungswesen/handbuch/Sei-

ten/Handbuch.aspx, zuletzt besucht am 10.03.2021 
237 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 32; act. 28.1.20.3 
238 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 1999, Ziff. 5.3 
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wirksamen Wettbewerb beseitigen oder erheblich beeinträchtigen, auszuschliessen sind. 
Ein Verdacht allein genügte allerdings nicht. Es mussten eindeutige Indizien oder Be-
weise einer Absprache vorliegen. Der Auftraggeber konnte dafür aber entsprechende 
Auskünfte und Unterlagen (z.B. Preisanalysen) bei den Anbietern anfordern. 
 

Mit der Einführung des Handbuchs wurden allen Departementen sowie Amtsstellen und 
Betrieben, und damit auch dem TBA, die internen Weisungen erteilt, einen Submissions-
verantwortlichen zu bezeichnen (Weisung Nr. 1)239, das Formular «Selbstdeklaration» zu 
verwenden (Weisung Nr. 3) sowie interne Anleitungen zu verfassen (Weisung Nr. 6).  
 
Infolge des Beitritts des Kantons zur IVöB sowie der Totalrevision des kantonalen SubG 
im Jahr 2004 wurde das Handbuch öffentliches Beschaffungswesen erneut überarbeitet. 
 
Das Handbuch öffentliches Beschaffungswesen äusserte sich zu Submissionsabsprachen 
auch im Zusammenhang mit dem freihändigen Verfahren. Mit Hinweis auf Art. 3 SubV 
erklärte es, dass das freihändige Verfahren ausnahmsweise anwendbar sein konnte, wenn 
im offenen oder selektiven Verfahren Angebote eingereicht wurden, die aufeinander ab-
gestimmt waren (Preisabsprachen).240 Auf diese Praxis wird weiter unten noch ausführli-
cher eingegangen.241  
 
Mit dem Handbuch öffentliches Beschaffungswesen stand den Vergabebehörden ein hilf-
reiches Instrument zur Sicherstellung von rechtlich korrekten Vergabeverfahren und des 
einheitlichen Vollzugs der Submissionsgesetzgebung zur Verfügung. Sodann waren wett-
bewerbsbehindernde Absprachen bereits im Handbuch 1999 ein Thema, was belegt, dass 
sich die zuständigen Behörden dieser Thematik bereits damals bewusst waren. Allerdings 
waren die Handlungsmöglichkeiten relativ begrenzt. Das Handbuch sah als Massnahme 
den Verfahrensabbruch vor, wobei dafür ein Verdacht auf wettbewerbsbehindernde Ab-
sprachen nicht genügte, sondern eindeutige Indizien oder Beweise einer Absprache vor-

                                                 
239 Jedes Departement sowie die Amtsstellen und Betriebe bezeichneten zuhanden des BVFD die für den 

einheitlichen Vollzug der kantonalen Submissionsgesetzgebung verantwortlichen Personen. Im Jahr 2001 

wurde vom TBA diese Weisung umgesetzt und seither wurden jeweils Submissionsverantwortliche be-

stimmt. 
240 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Ziff. 4.7.2 
241 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.1.2. 
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liegen mussten. Wie noch aufzuzeigen ist, war zudem die Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichts bezüglich Abreden zwischen Anbietenden streng.242 Was vorgekehrt wer-
den musste oder konnte, wenn lediglich ein Verdacht bestand, wird im Handbuch nicht 
ausgeführt.  
 

1.2. Weisung «4250 Submissionswesen» 
 
2001 erliess das TBA zudem eine neue Weisung «4250 Submissionswesen».243 Diese 
Weisung hielt interne Arbeitsanweisungen zum Vergabeverfahren fest und regelte aufga-
benspezifische und verwaltungstechnische Details für das TBA, wie z.B. Devisierung, 
Verfahrenswahl, Offertbereinigung und Arbeitsvergabe.244 Die Weisung galt für das 
ganze TBA und die mit Submissionen beauftragten Büros. Sie war dazu gedacht, stets 
aktualisiert zu werden. In Ziff. 5 hiess es, dass die Weisung stets der aktuellen Rechtspra-
xis als Folge von Gerichtsentscheiden und/oder neuen rechtlichen Erlassen anzupassen 
sei, wobei notwendige Ergänzungen und Änderungen sofort vorzunehmen und den Sub-
missionsverantwortlichen mitzuteilen seien. 
 
Das TBA wurde mit dieser Weisung angewiesen, wie nachfolgend noch zu erläutern sein 
wird, künftig Aufträge im Bauhauptgewerbe über CHF 50'000 in der Regel öffentlich 
auszuschreiben. 
 
Es wurde darin zudem bestimmt, dass die Dienststellen, Anstalten und Betriebe, die sel-
ber regelmässig öffentliche Beschaffungen tätigen oder solche im Rahmen von subventi-
onierten Vorhaben begleiten, folglich zuhanden des BVFD eine für den einheitlichen 
Vollzug der kantonalen Submissionsvorschriften verantwortliche Person bezeichnen 
mussten.245 Sie mussten durch Weisungen, Organisation und Kontrolle korrekte Submis-
sionsverfahren gemäss dem Handbuch öffentliches Beschaffungswesen sicherstellen. 

                                                 
242 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
243 Die Weisung wurde in der Folge mehrmals aktualisiert und an neue gesetzliche Bestimmungen ange-

passt. Weisung 4250 Submissionswesen vom 18.09.2001, act. 28.1.7.2.5; Weisung 4250 Submissionswe-

sen vom 01.01.2005, act. 28.1.7.2.7; Weisung 4250 Submissionswesen vom 01.01.2006, act. 28.1.7.2.13; 

Weisung 4250 Submissionswesen vom 01.11.2006, act. 28.1.7.2.14; Weisung 4250 Submissionswesen 

vom 10.11.2010, act. 28.1.7.2.14, Weisung 4250 Submissionswesen vom 30.01.2012, act. 28.1.7.2.16. 
244 Weisung 4250 Submissionswesen vom 18.09.2001, act. 28.1.7.2.5 
245 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 1998, Weisung Nr. 1; Handbuch öffentliches Beschaffungs-

wesen 2004, Weisung Nr. 1; Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2014, Weisung Nr. 1 
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Der Submissionsjurist des BVFD führte anlässlich seiner Befragung durch die PUK aus, 
dass eine solche Selbstdeklaration nur in den Kantonen Graubünden und Uri vorhanden 
gewesen sei; der Kanton habe hier mithin eine Vorreiterrolle eingenommen.255 Der Chef 
des TBA Bezirk 4 Scuol bestätigte dies gegenüber der PUK.256 
 
Positiv zu werten ist aus Sicht der PUK, dass der Kanton mit dem Selbstdeklarationsfor-
mular und den Integritätserklärungen offenbar eine Vorreiterrolle eingenommen hat. Zu-
gleich setzte er damit ein deutliches Zeichen, dass Submissionsabsprachen nicht toleriert 
würden und drohte bei Missachtung massive Sanktionen an. Dies sollte auch über den 
Einzelfall hinaus eine präventive Wirkung auf Absprachen haben. Allerdings bergen das 
Formular und die Erklärung auch die Gefahr, dass man sich allzu sehr darauf verlässt und 
die Offerten im Einzelfall nicht mehr ausreichend auf allfällige Absprachen hin überprüft 
werden. Möglicherweise war dies auch ein Grund dafür, dass sich viele der befragten 
Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung, wie noch auszuführen sein wird, im Nach-
hinein über das effektive Ausmass der getätigten Submissionsabsprachen sehr überrascht 
zeigten.   
 
1.4. Keine öffentliche Offertöffnung im selektiven Verfahren  
 
In Kapitel 10 «Offertöffnung und Protokoll» thematisierte das Handbuch ausserdem Sub-
missionsabreden im Zusammenhang mit der Anwendung des selektiven Verfahrens. An 
dortiger Stelle wurde ausgeführt, dass wenn die Anbieter im selektiven Verfahren nach 
der ersten Runde bekanntgegeben würden, die Gefahr bestünde, dass Absprachen und 
wettbewerbsverzerrende Handlungen unter den für die Offertstellung selektionierten Be-
werbern stattfinden könnten. Um dieser Gefahr entgegenzuwirken, empfahl das Hand-
buch, in der ersten Phase des selektiven Verfahrens keine öffentliche Offertöffnung 
durchzuführen.257 Das Gesetz sah eine öffentliche Offertöffnung auch nicht zwingend 
vor. 
 
Das Prinzip der Transparenz, welches vor allem auch bei der Offertöffnung zu tragen 
kommt, steht im selektiven Verfahren in einem Spannungsverhältnis zur Forderung nach 
einem wirksamen Wettbewerb. Dieser Problematik war man sich offensichtlich bewusst 
und die Empfehlung, in der ersten Runde auf eine öffentliche Offertöffnung zu verzich-

                                                 
255 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 35, act. 28.1.20.3 
256 Schreiben von Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 06.07.2020, act. 28.1.7.2.0 
257 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 10 
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Die Handlungsanweisung bezüglich Verfahrensabbrüche ist grundsätzlich geeignet, Ab-
sprachen im Einzelfall zu sanktionieren, nicht aber Absprachen zu erkennen oder zu ver-
hindern. Sie beschränkt sich zudem auf offensichtliche Submissionsabsprachen. Wie die 
Vergabebehörden vorzugehen hatten, wenn sie Submissionsabsprachen lediglich vermu-
teten bzw. wenn die vom Verwaltungsgericht aufgestellten Anforderungen für einen Ver-
fahrensausschluss oder -abbruch nicht erfüllt waren (vgl. dazu nachstehend), ergibt sich 
daraus nicht.  
 
1.6. Projekthandbuch AWN 
 
Nebst dem Handbuch öffentliches Beschaffungswesen, welches für die Submissionen des 
AWN als Dienststelle des BVFD ebenfalls anwendbar war, verfügte das AWN noch über 
ein Projekthandbuch. Dieses sei gemäss Angaben des pensionierten Chef des AWN, seit 
dem Jahr 2008 von den Mitarbeitenden des AWN angewendet worden.263 Der PUK lag 
die erste Version vom Dezember 2008 nicht vor, sondern lediglich eine revidierte Version 
aus dem Jahr 2014.264 
 
Grundlage des Projekthandbuchs bilden die gesetzlichen Bestimmungen des Kantons und 
das Handbuch öffentliches Beschaffungswesen. Zum Thema der Submissionsabsprachen 
machte das Projekthandbuch aus dem Jahr 2014 Ausführungen zu Massnahmen zur Er-
schwerung von Submissionsabsprachen, zu möglichen Indizien bei Submissionsabspra-
chen und zu Massnahmen bei Verdacht von Submissionsabsprachen. Da der PUK kein 
älteres Exemplar des Projekthandbuchs vorlag, konnte nicht abschliessend festgestellt 
werden, ab wann diese Handlungsanweisungen Anwendung erfahren sollten. Es ist aber 
mit Blick auf vereinzelte Punkte davon auszugehen, dass Teile davon erst im Zuge der 
im Nachgang der WEKO-Verfahren angeordneten Massnahmen in das Projekthandbuch 
aufgenommen wurden.  
 
2. Weitere Handlungsanweisungen und Kontrollinstrumente 
 
2.1. Ausschreibung ab der «Grenze» CHF 50'000 
 
Im Binnenmarktbereich bestimmen die Schwellenwerte nach Art. 7 Abs. 1bis IVöB (mit 
Verweis auf Anhang 2), welches Vergabeverfahren zur Anwendung kommt. Art. 12bis 
Abs. 3 IVöB ermöglicht den Kantonen, im nicht von Staatsverträgen erfassten Bereich 
tiefere Schwellenwerte für die Verfahren anzusetzen. Von dieser Möglichkeit machte der 

                                                 
263 Schreiben pensionierter Chef AWN betreffend Projekthandbuch vom 01.10.2020, act. 28.1.19.4 
264 Projekthandbuch AWN 2014, act. 2.9.16 
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Kanton Graubünden im Rahmen der Totalrevision des Submissionsgesetzes von 2004 
Gebrauch. 
 
Die Regierung begründete die im Vergleich zur IVöB tieferen Schwellenwerte wie folgt: 
«Bei einer Erhöhung der Schwellenwerte gemäss der revidierten IVöB würden die bishe-
rigen Bestrebungen zur Gewährleistung eines vor allem kantonal wirksamen Wettbe-
werbs in weite Ferne rücken. Eine erhebliche Erhöhung der heute im Kanton Graubün-
den geltenden Schwellenwerte birgt somit die Gefahr einer unerwünschten Bevorzugung 
bestimmter Anbieter (so genannter Hoflieferanten) im freihändigen Verfahren und im 
Einladungsverfahren in sich, was die Anliegen eines wirksamen und diskriminierungs-
freien Wettbewerbs unterlaufen würde.»265 
 
Mittels der erwähnten Weisung «4250 Submissionswesen» wurden die mit Beschaffun-
gen betrauten Büros des TBA angewiesen, im Bauhauptgewerbe alle Aufträge über CHF 
50'000 in der Regel öffentlich auszuschreiben, obwohl der Schwellenwert nach Submis-
sionsgesetz zu jenem Zeitpunkt bei CHF 400'000 lag.266, 267 Die Grenze von CHF 50'000 
blieb bei allen folgenden Versionen der Weisung «4250 Submissionswesen» unverändert. 
 
Dass diese Regelung in den Bezirks-Tiefbauämtern auch gelebt wurde, bestätigten meh-
rere befragte Personen. Der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung und heutiger 
Chef des TBA Graubünden, gab an, dass die Unterschreitung der gesetzlichen Schwel-
lenwerte ein bewusster Entscheid gewesen sei268, und der pensionierte Chef des TBA 
Graubünden, erklärte, dass man bereits ab CHF 50'000 öffentliche Ausschreibungen ver-
langte, um den Missbrauch zu verhindern und sich nicht dem Vorwurf auszusetzen, man 
bevorzuge gewisse Unternehmen.269  
 
 
 

                                                 
265 Botschaft Totalrevision SubG, Heft Nr. 8/ 2003–2004, S. 287 f. 
266 Weisung «4250 Submissionswesen» vom 18.09.2001, Ziff. 4.2.4, act. 28.1.7.2.5 
267 Das Projekthandbuch des AWN hielt fest, dass für die Verfahrenswahl zwar der Vergleich des geschätz-

ten Auftragswerts mit den Schwellenwerten des Handbuchs massgeblich war. Es stand dem Auftraggeber 

aber frei, ein höheres Verfahren als gesetzlich vorgeschrieben zu wählen. Bei der Wahl des freihändigen 

Verfahrens gestützt auf die Ausnahmebestimmung von Art. 3 SubV war jeweils mit dem Submissionsver-

antwortlichen des AWN Rücksprache zu nehmen. Projekthandbuch AWN 2014, act. 2.9.16 
268 Protokoll Befragung damalige Chef Abteilung Strassenerhaltung und heutiger Chef TBA Graubünden 

vom 12.11.2020, Frage 12, act. 28.1.25.2 
269 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.20, Frage 11, act. 28.1.21.2.1 
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Die Praxis der Vergabestellen, alle Aufträge über CHF 50'000 in der Regel öffentlich 
auszuschreiben, sei gemäss dem pensionierten Chef des TBA Graubünden vom Grossen 
Rat regelmässig kritisiert worden.270 Dies belegen zahlreiche parlamentarische Vorstösse, 
mit welchen u.a. versucht worden war, die Schwellenwerte gemäss Submissionsgesetz 
auszuschöpfen und damit im freihändigen Verfahren gezielt das einheimische Gewerbe 
zu fördern.271  
 
Ziel der Weisung, wonach Aufträge im Wert von CHF 50'000 öffentlich auszuschreiben 
waren, war die Förderung des Wettbewerbs und damit grundsätzlich auch die Verhinde-
rung von Submissionsabsprachen. Es handelt sich – neben den Selbstdeklarationen und 
Integritätserklärungen – um eine Massnahme, welche über den Einzelfall hinaus und so-
mit auch präventiv Wirkung entfalten konnte. Verschiedene parlamentarische Vorstösse 
zeigen aber auch, dass diese Regelung immer wieder unter Beschuss stand, wobei auch 
die Förderung der lokalen Wirtschaft, der «Heimatschutz» als Argument angeführt 
wurde. Dass sich die Regierung im Sinne der Wettbewerbsförderung regelmässig und 
erfolgreich gegen die Abschaffung dieser Weisung wehrte, ist mit Blick auf einen funk-
tionierenden Wettbewerb als grundsätzlich positiv zu beurteilen.  

 

2.2. Praxis Verwaltungsgericht  
 
Der Chef des TBA Graubünden führte anlässlich seiner Befragung vor der PUK aus, dass 
die Offerten vom Bauleiter jeweils basierend auf dem Kostenvoranschlag und auf Erfah-
rungspreisen kontrolliert worden seien. Wenn es keine Auffälligkeiten in Bezug auf den 
Preis gegeben habe, sei das nicht aufgepoppt. Mit anderen Worten sei es angesichts eines 

                                                 
270 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.20, Frage 11, act. 28.1.21.2.1 
271 Die Anhebung der Schwellenwerte war, wie der Parlamentarische Vorstoss vom 26. November 2002 

zeigt, aber bereits vor dem Inkrafttreten der IVöB ein Thema im Kanton Graubünden; Parlamentarischer 

Vorstoss betreffend Anhebung der Schwellenwerte in Submissionsverfahren vom 26.11.2002; vgl. act. 

3.8.5.17. Im Jahr 2012 wurde mit dem Parlamentarischen Vorstoss Kappeler vom 31. August 2012 erneut 

gefordert, dass der Kanton Graubünden die Schwellenwerte auf die maximalen Vorgaben der IVöB erhöhe; 

vgl. act. 3.8.3.3. In der Session des Grossen Rates vom Februar 2016 stellte Grossrat Felix (Scuol) eine 

Anfrage betreffend Ausschöpfung des zulässigen Handlungsspielraums gemäss Submissionsgesetz; An-

frage Felix vom 17.02.2016. Darin wollte Grossrat Felix wissen, weshalb bei einer grossen Anzahl von 

Beschaffungen die Schwellenwerte gemäss Submissionsgesetz nicht ausgeschöpft werden. Eine Ausschöp-

fung würde den administrativen Aufwand vermindern. Ausserdem könne man im freihändigen Verfahren 

dann gezielt das einheimische Gewerbe fördern; vgl. act. 3.8.3.3. 
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Verwaltungsgerichtsentscheids aus dem Jahr 2004, welcher für die Praxis des TBA weg-
weisend gewesen sei, nicht möglich gewesen, das Angebot des billigsten Anbieters für 
ungültig zu erklären und den Auftrag dem Unternehmen mit dem teureren Angebot zu 
erteilen.272  
 
Mit dem Urteil des Verwaltungsgerichts aus dem Jahr 2004 meinte der Chef des TBA 
Graubünden das Urteil U 04 57. Bei diesem Entscheid zugrundeliegenden Sachverhalt 
ging es darum, dass auf eine Ausschreibung einer Gemeinde drei Offerten eingingen, wo-
von zwei der Offerten mit Entscheid des Gemeindevorstands für ungültig erklärt wurden, 
weil u.a. Abreden unter diesen beiden Offerenten vermutet wurden. Der Auftrag wurde 
schliesslich an den übrig gebliebenen Anbieter, welcher ein höheres Angebot eingereicht 
hatte, vergeben. Gegen diesen Entscheid wurde eine Beschwerde an das Verwaltungsge-
richt erhoben. Das Verwaltungsgericht hielt in den Erwägungen 1a f.) zu Art. 16 lit. h 
SubG vom 7. Juni 1998 (heute Art. 22 lit. h SubG), wonach Angebote von der Berück-
sichtigung namentlich dann ausgeschlossen werden, wenn die Anbieterinnen Abreden 
getroffen haben, die den wirksamen Wettbewerb beseitigen oder erheblich beeinträchti-
gen, fest: «Sinn und Zweck dieser Bestimmung ist es, die öffentliche Hand bei der Vergabe 
öffentlicher Arbeitsaufträge vor unzulässiger Preistreiberei durch die Wettbewerbsteil-
nehmer zu schützen. Im Interesse des Staates und der Steuerzahler wurde mit dieser Be-
stimmung die Möglichkeit geschaffen, Preisabsprachen unter Konkurrenten zu ahnden, 
die zum Ziele haben, entweder eine Erhöhung des wettbewerbsrelevanten Preisangebots 
oder dann eine Verschlechterung des allgemeinen Leistungsangebotes zu bewirken. Bei-
des würde sich offensichtlich zum Nachteil der Vergabeinstanz auswirken […]. Daraus 
folgt, dass nicht jede Art der Absprache unter Anbietern zu deren Ausschluss führt, son-
dern nur solche, die wettbewerbsrelevante Auswirkungen haben. […]. Es wäre nun gera-
dezu abwegig, diese beiden Angebote mit dem Hinweis auf wettbewerbsbeeinträchtigen-
des Handeln auszuschliessen und dann, wenn der Wettbewerb wirklich ausgeschaltet ist, 
die teuerste Offerte zu berücksichtigen.».273 Mit dieser Begründung verneinte das Ver-
waltungsgericht auch in Folgeurteilen das Vorliegen von unzulässigen, einen Ausschluss 
rechtfertigenden Wettbewerbsabreden.274  
 
 
 

                                                 
272 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 68, act. 28.1.25.2 
273 Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden vom 02.07.2004, U 04 57  
274 Vgl. auch die Urteile des Verwaltungsgerichts Graubünden vom 14.09.2005, U 05 70, und vom 

19./25.04.2007, U 07 17  
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Der pensionierte Chef des TBA Graubünden, der Submissionsjurist des BVFD und Mario 
Cavigelli erklärten übereinstimmend, dass sich das TBA an die Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichts gehalten habe, wonach die Wiederholung eines Vergabeverfahrens 
dann geboten gewesen sei, wenn die eingereichten Angebote den vorgegebenen Kosten-
rahmen um mehr als 25% überstiegen hätten.275 Dazu ist auf die Urteile des Verwaltungs-
gerichts Graubünden U 02 26 und U 01 71 hinzuweisen, gemäss welchen das Verfahren 
gestützt auf Art. 17 Abs. 3 lit. c SubG vom 7. Juni 1998 (heute Art. 24 Abs. 3 lit. d SubG) 
wiederholt werden könne, wenn die eingereichten Angebote den vorgegebenen Kosten-
rahmen um mehr als 25% übersteigen.276 
 
Mario Cavigelli erklärte zudem, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts es 
dem Kanton erschwert habe, die Erheblichkeit der Überschreitung des Kostenrahmens zu 
begründen und darauf gestützt ein Vergabeverfahren abzubrechen, wenn dieses weniger 
als 25% über dem Kostenvoranschlag lag. Eine ähnliche Rechtsprechung habe aber auch 
in anderen Kantonen geherrscht.277 Der Submissionsjurist des BVFD führte dazu weiter 
aus, dass so dem Kanton der Ausschluss eines an einer Angebotskoordination mutmass-
lich beteiligten Anbieters nicht möglich gewesen sei, solange die Abrede den wirksamen 
Wettbewerb nicht beseitigt oder erheblich beeinträchtigt habe.278 
 
Auch der Chef des TBA Graubünden führte dazu aus, dass das TBA den Entscheid des 
Verwaltungsgerichts ernst genommen habe. Man habe unter Berücksichtigung dieses 
Entscheids daher mit Verfahrensabbrüchen reagiert, wenn der Wettbewerb nicht gespielt 

                                                 
275 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 16, act. 28.1.21.2.1; 

Stellungnahme zum Bericht AU Submissionsjurist BVFD vom 16.10.2020, act. 12.1.3.2.15; Mario Cavi-

gelli verwies darüber hinaus noch auf die Urteile des Verwaltungsgerichts Graubünden U 02 26 und U 01 

71, vgl. Schreiben von Mario Cavigelli vom 15.09.2020, S. 3, act. 2.10.1.1 
276 Eine explizite Auseinandersetzung mit der Frage des Verfahrensabbruchs, wenn die eingereichten An-

gebote keinen wirksamen Wettbewerb garantieren (Art. 17 Abs. 3 lit. d SubG vom 7. Juni 1998, Art. 24 

Abs. 3 lit. c SubG), findet sich in diesen Urteilen zwar nicht. Immerhin stellte aber das Verwaltungsgericht 

fest, dass «angesichts der überdurchschnittlich grossen Differenzen zwischen errechnetem Kostenvoran-

schlag und eingereichten Angeboten, den äusserst geringen Abweichungen zwischen den von den beiden 

… offerierten Preisen wie auch der minimalsten Auswahl an Anbietergemeinschaften [sich der Hinweis 

rechtfertigt], dass die Wiederholung des Vergabeverfahrens sich wohl auch gestützt auf Art. 17 Abs. 3 lit. 

d SubG hätte abstützen lassen…», vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden vom 1. Mai 2002, U 02 

26, E. 3 
277 Schreiben von Cavigelli vom 15.09.2020, S. 3, act. 2.10.1.1 
278 Stellungnahme zum Bericht AU Submissionsjurist BVFD vom 16.10.2020, act. 12.1.3.2.15 
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habe. Dies belege auch die Liste des TBA zu den Verfahrensabbrüchen. Damit wolle er 
sagen, dass sie «nicht nichts» gemacht hätten.279   
 
Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts war für das Handeln des TBA Graubünden 
wegweisend. Aus damaliger Sicht stellt sich aber die Frage, ob es im Sinne der Submis-
sionsgesetzgebung war – unbesehen der Umstände im Einzelfall – bei Verfahrensabbrü-
chen oder -ausschlüssen in erster Linie auf das Preiskriterium abzustellen. Die PUK geht 
davon aus, dass diese Rechtsprechung dazu beitrug, dass man die Problematik der Sub-
missionsabsprachen nicht grundsätzlich anging, sondern bei einer einzelfallbezogenen 
Beurteilung und einzelfallbezogenen Massnahmen blieb. Die Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichts bestätigte möglicherweise die Vergabebehörden bei ihrer bereits im Zu-
sammenhang mit den Zuschlagskriterien aufgezeigten Fokussierung auf die Preisfrage. 
Gleichzeitig sahen sich die Vergabebehörden dadurch in ihren Möglichkeiten, vermutete 
Submissionsabsprachen zu unterbinden, eingeschränkt.  
 
2.3. Prüfung der Offerten mittels Preisvergleich 
 
Mario Cavigelli führte gegenüber der PUK aus, dass es vor Einführung der Checkliste 
Indizien Preisabsprachen (CIS) keine abstrakten Regeln gegeben habe, welche die Hand-
habung bei einer Überschreitung eines allfälligen Kostenvoranschlags, einer Kosten-
schätzung oder von allgemeinen Erfahrungswerten geregelt hätten. Vielmehr sei jeder 
Einzelfall unter Beachtung allfälliger Besonderheiten geprüft worden. Dies gelte sowohl 
für das TBA als auch für das HBA.280 
 
Der Chef des TBA Graubünden bestätigte anlässlich seiner Befragung in der AU, dass 
man die Offerten mit dem Kostenvoranschlag und den Einheitspreisen verglichen habe. 
Wenn Abweichungen festgestellt worden seien, habe man dies analysiert und bei Bedarf 
Massnahmen ergriffen. Ansonsten habe man keine weiteren Instrumente gehabt, um Sub-
missionsabsprachen zu erkennen.281 
 
Auch der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA, führte anlässlich sei-
ner Befragung in der AU aus, dass er über den Vergleich der Offerte mit dem Kostenvor-
anschlag hinaus keine weiteren Kontrollmechanismen zur Erkennung von Preisabspra-
chen zur Verfügung gehabt hätte, abgesehen von der Selbstdeklaration. Solange der Preis 

                                                 
279 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 68, act. 28.1.25.2 
280 Schreiben von Mario Cavigelli vom 15.09.2020, S. 2 f., act. 2.10.1.1 
281 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden vom 13.11.2018, Zeilen 90 ff., act. 12.1.2.3 
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im Rahmen gewesen sei, habe man ohnehin nichts machen können.282 Zum pensionierten 
Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA ist zu sagen, dass er gemäss dem pensionier-
ten Chef des TBA Bezirk 1 Chur die Anlaufstelle für alle Bezirke im Kanton gewesen sei 
und deshalb alle Submissionen über seinen Tisch gelaufen seien.283 
 
Schliesslich erklärt der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, anlässlich der Befragung in der 
AU ebenso, dass zur Erkennung von Preisabsprachen damals die Preise verglichen wor-
den seien, d.h. man habe den Kostenvoranschlag und die Offerten verglichen. Zudem sei 
versucht worden, das Preisniveau zu überblicken.284 
 
Auf Nachfrage der PUK gaben mehrere Personen an, dass im Untersuchungszeitraum ein 
Preismonitoring der Bauhauptstoffe nicht existiert habe.285 
 
Auch der Vergleich der Offerte mit dem Kostenvoranschlag ermöglichte es den Vergab-
ebehörden nur – aber immerhin – im Einzelfall korrigierend einzuwirken. Wie soeben 
erörtert, war für das Verwaltungsgericht zudem ein Verfahrensabbruch infolge Über-
schreitens des vorgegebenen Kostenrahmens nur angezeigt, wenn die Überschreitung 
massiv war. Zu bedenken ist weiter, dass der Vergleich der Offerte mit dem Kostenvor-
anschlag nur begrenzt aussagekräftig ist bezüglich allfälliger Abreden. Dies zum einen, 
weil es auch andere Gründe für (zu) hohe Offertpreise gibt, so z.B., weil es zwischen der 
Erstellung des Kostenvoranschlags und des Zuschlags zu Veränderungen im Projekt 
selbst kommen kann oder Fehlkalkulationen Ursache für auffallende Überschreitungen 
der Kostenvoranschläge sind. Zum anderen wird bei Abreden nicht in jedem Fall das Ziel 
verfolgt, den Zuschlag auf einem massiv überhöhten Angebot zu erhalten, sondern mit-
unter wird lediglich eine von den Bauunternehmen gewünschte Verteilung der Aufträge 
bezweckt. In diesen Fällen kann das Erkennen von bestimmten Mustern bei den Offerten 
zielführender sein als der blosse Fokus auf den Preis.  
 

                                                 
282 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 646 

f., act. 12.1.2.7 
283 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 24, act. 28.1.12.1 
284 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 86 ff., act. 12.1.2.5 
285 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 79, act. 28.1.25.2; Protokoll Befra-

gung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 42, act. 28.1.24.2; Protokoll Be-

fragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 33, act. 28.1.10.1; Protokoll 

Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 30, act. 28.1.12.1 
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3. Schulung des Personals 
 
Seit der Revision des SubG im Jahr 2004 war wie erwähnt vorgesehen, dass die Submis-
sionsverantwortlichen im Kanton aus- und weitergebildet werden.286 Im BVFD war der 
Submissionsjurist für die Organisation von Ausbildungen und Schulungen verantwort-
lich. 
 
Gegenüber der PUK erklärte der Submissionsjurist BVFD, dass im TBA schon sehr früh 
Schulungen zum öffentlichen Beschaffungswesen durchgeführt worden seien.287 So habe 
der Chef des TBA Graubünden bereits im Jahr 2002 in einer Schulung das Thema der 
Ausschlüsse in Folge von Wettbewerbsabreden behandelt. Zudem habe man im Nach-
gang zu einer Besprechung zwischen Vertretern des Kantons Graubünden und dem Sek-
retariat der WEKO am 18. März 2009 in Chur288 Weiterbildungsunterlagen der WEKO 
zur Thematik von Submissionsabsprachen in die eigenen Schulungen integriert.289 Ein 
Nachweis dafür ist das E-Mail vom 22. Februar 2012 vom Leiter Binnenmarkt der 
WEKO, welcher Schulungsunterlagen für das Modul «Wettbewerb im Beschaffungspro-
zess» dem Submissionsjuristen des BVFD zukommen liess.290 Weiter liegt der PUK ein 
E-Mail vom 18. September 2018 vom Submissionsjuristen des BVFD an die WEKO vor, 
worin er zum Ausbau des Ausbildungsangebots um einen Kontakt zur zuständigen Person 
bei der WEKO bittet. Darin führte der Submissionsjurist des BVFD unter anderem aus, 
dass der Kanton Graubünden zum Thema «Wettbewerb im Beschaffungsprozess» regel-
mässige Ausbildungen veranstalte und einem Angebotsausbau nach Vorliegen der Er-
kenntnisse aus den WEKO-Untersuchungen offen gegenüber stehe.291 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol erklärte gegenüber der PUK, dass regelmässig Weiter-
bildungen mit den Mitarbeitenden durchgeführt wurden, welche bei Bedarf auch das Sub-
missionswesen thematisiert hätten.292 
 
 
 

                                                 
286 Art. 35 Abs. 2 SubG 
287 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 35; act. 28.1.20.3 
288 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.2.9. 
289 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 32, act. 28.1.20.3 
290 E-Mail WEKO an Submissionsjurist BVFD vom 22.02.1012, act. 2.5.4.5 
291 E-Mail Submissionsjurist BVFD an WEKO vom 18.09.2018, act. 2.5.4.8 
292 Schreiben von Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 06.07.2020, Seite 2, act. 28.1.7.2.0 
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Der Chef des HBA gab an, dass Mitarbeitende des HBA nach der Revision des Kartell-
gesetzes im Jahr 2004 eine allgemeine Schulung beim Departement gehabt hätten.293 Es 
seien Kurse durchgeführt worden und man habe interne Schulungen mit dem Submissi-
onsjuristen des BVFD gehabt. 
 
Demgegenüber erklärt der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur anlässlich der Be-
fragung vor der PUK, dass es zwar immer Schulungen und Weiterbildungen gegeben 
habe und die Bezirkschefs drei bis vier Mal im Jahr zusammen gekommen seien.294 Al-
lerdings sei dabei nie über Preisabsprachen gesprochen worden. Er selber habe nie eine 
Schulung in Bezug auf das Erkennen oder Verhindern von Preisabsprachen erhalten. 
Auch der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco, gab an, dass es bis 2016 keine 
Weiterbildungen zum Thema Preisabsprachen gegeben habe.295 
 
Der PUK lag für den Zeitraum bis zur Eröffnung der WEKO-Untersuchungen Ende 2012 
lediglich ein Foliensatz einer Weiterbildung zum Thema «Submissionswesen» vor, wel-
che vom Chef des TBA Graubünden als Referent am 29. Oktober 2002 durchgeführt 
wurde. Soweit aus dem Foliensatz ersichtlich ist, war hauptsächlich das Vergabeverfah-
ren Inhalt der Weiterbildung. Das Thema Submissionsabsprachen fand sich in den Folien 
allerdings nur am Rande wieder.296 So wurde etwa auf die Möglichkeit eines Ausschlus-
ses in Folge wettbewerbsbeeinträchtigender Absprachen erwähnt.297 
 
Inwiefern und wann Schulungen mit welchen Mitarbeitenden im Untersuchungszeitraum 
bzw. bis zur Eröffnung der WEKO-Verfahren mit Handlungsanweisungen zur Erkennung 
und Verhinderung von Submissionsabsprachen effektiv durchgeführt wurden, blieb letzt-
lich unklar. Angesichts der vorgefundenen Akten und der Aussagen der befragten Perso-
nen ist zu vermuten, dass die Submissionsverantwortlichen in den Dienststellen, aber 

                                                 
293 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 49, act. 28.1.18.3 
294 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 31, act. 28.1.12.1 
295 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 48, act. 

28.1.24.2 
296 Ausbildung Submissionswesen, Präsentation Weiterbildung Submissionswesen TBA vom 29.10.2002, 

Folie 19, act. 2.9.15 
297 Aus dem Kursprogramm des Personalamts des Kantons in den Jahren 2012 und 2018 ist ersichtlich, 

dass jeweils unter der Leitung des Submissionsjuristen des BVFD eine halbtägige Weiterbildung zu den 

Grundlagen des öffentlichen Beschaffungswesens stattgefunden hat. Ausbildung Submissionswesen, Kur-

sprogramm Personalamt 2012; Ausbildung Submissionswesen, act. 2.9.7; Kursprogramm Personalamt 

2018, act. 2.9.8 
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auch die übrigen Mitarbeitenden, welche mit Submissionen zu tun hatten, wenig bis keine 
Schulungen bzw. Weiterbildungen zur Thematik erhalten hatten.  

 
4. Würdigung 
 
Die PUK stellt fest, dass im Kanton Graubünden mit dem Handbuch öffentliches Be-
schaffungswesen schon früh ein Hilfsmittel mit Handlungsanweisungen bestand, welches 
den Submissionsverantwortlichen bei der korrekten Durchführung von Submissionsver-
fahren und bei der Schaffung einer einheitlichen Praxis wertvolle Unterstützung bot. 
Ebenfalls finden sich darin Handlungsanweisungen zum Umgang mit Preisabsprachen, 
was aufzeigt, dass das Bewusstsein für dieses Thema und für die Schädlichkeit von Ab-
sprachen bereits damals grundsätzlich vorhanden war. 
 

Die konkreten Massnahmen, namentlich der Vergleich der Offertpreise mit dem Kosten-
voranschlag und die Verfahrensabbrüche, bezogen sich zum einen auf den Einzelfall und 
hatten damit kaum Präventivwirkung. Der Vergleich der Offerte mit dem Kostenvoran-
schlag ergab zudem auch nicht in jedem Fall eine aussagekräftige Antwort auf die Frage, 
ob eine Absprache vorlag. Verfahrensabbrüche konnten nur erfolgen, wenn eindeutige 
Indizien oder Beweise einer Absprache vorhanden waren. Verdachtsfällen konnte damit 
nicht begegnet werden und es bestanden keinerlei Anweisungen, was bei einem Ver-
dachtsfall vorzukehren war. Hinzu kommt die strenge, preisfokussierte Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichts298. Diese trug möglicherweise dazu bei, dass man bei vermute-
ten Absprachen davon ausging, dass kein Handlungsbedarf aber auch keine Handlungs-
möglichkeiten bestanden. Die damalige Praxis des Verwaltungsgerichts erscheint im Üb-
rigen auch unter dem Aspekt, dass öffentliche Mittel sparsam einzusetzen sind, nicht 
nachvollziehbar.  
 
Als (auch) präventiv wirkende Mittel war das Selbstdeklarationsformular mit Integritäts-
erklärung vorgesehen. Dabei handelt es sich um ein grundsätzlich geeignetes Instrument 
zur Prävention von Submissionsabsprachen, es barg aber – aus heutiger Sicht – auch die 
Gefahr, dass man zu sehr auf die dortigen Angaben vertraute.  
 
Auch die Weisung, dass Aufträge mit Auftragswerten ab CHF 50'000 öffentlich auszu-
schreiben sind, ist grundsätzlich als wettbewerbsfördernde Massnahme zu begrüssen. 
Fehlen aber die Mittel und Massnahmen, um allfälligen Submissionsabsprachen im offe-
nen Verfahren vorzubeugen und wirksam zu begegnen, ist das Ziel der Wettbewerbsför-
derung in Frage gestellt und birgt vielmehr die Gefahr angesichts der erhöhten Anzahl an 

                                                 
298 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
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Vergaben, Absprachen zu begünstigen. Das haben die von der WEKO aufgedeckten Kar-
telle eindrücklich aufgezeigt.  
 
Die PUK geht schliesslich davon aus, dass die Mitarbeitenden des Kantons im Untersu-
chungszeitraum im Rahmen von Weiterbildungen und Schulungen nur sehr marginal auf 
die Problematik von unrechtmässigen Preisabsprachen sensibilisiert wurden. Es war da-
mals noch wenig Know-How vorhanden und man wähnte sich wohl angesichts der vor-
handenen Handlungsanweisungen in Sicherheit.  
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E. Kenntnisse von Submissionsabsprachen 
 
I. Hinweise auf Submissionsabsprachen im Allgemeinen 
 
Die PUK hatte u.a. der Frage nachzugehen, ob Mitglieder der Regierung und kantonale 
Angestellte von den Kartellabsprachen und weiteren Praktiken im Tief- und Hochbau und 
anderen Bereichen Kenntnis hatten oder bei entsprechender Sorgfalt hätten Kenntnis ha-
ben müssen. Um dieser Frage nachzugehen, bedurfte es – nebst der Darlegung der dama-
ligen Rechtslage299 und Praxis300 – insbesondere auch der Klärung der gegebenen Sach- 
und Informationslage zur damaligen Zeit. Mit anderen Worten war abzuklären: 
 

- ob und inwiefern bei Mitgliedern der Regierung und Kantonsmitarbeitenden 
punktuell oder gar systematisch Wissen über die in der Folge aufgedeckten Sub-
missionsabsprachen vorhanden war;  

- ob angesichts allfälliger Indizien die Vermutung dafür nahe lag, dass im Bau- und 
Belagswesen Submissionsabsprachen stattfanden und Mitglieder der Regierung 
bzw. kantonale Angestellte bei entsprechender Sorgfalt es hätten bemerken müs-
sen; 

- und wie man schliesslich mit den vorliegenden Informationen umgegangen ist.  
 
Der Fokus der PUK richtete sich im Nachfolgenden insbesondere auf das hier interessie-
rende TBA, aber auch auf die beiden Dienststellen HBA und AWN, ohne Erörterung des 
Vortritts von A.Q. im Oktober 2009 beim TBA, anlässlich welchem er unbestrittenermas-
sen über Submissionsabsprachen der Bauunternehmer im Unterengadin berichtete. Dieser 
Vortritt, und was im Anschluss daran geschah, soll in einem separaten Kapitel besondere 
Berücksichtigung finden.301   
 
Die nachfolgend vorgefundenen Dokumente und Vorgänge wurden von der PUK für die 
Beantwortung der im Raum stehenden Fragen als relevant erachtet. Zentral waren darüber 
hinaus aber vor allem auch die Sachverhaltsschilderungen der zahlreich befragten Perso-
nen.  
  

                                                 
299 Vgl. dazu die Ausführungen unter C.IV. 
300 Vgl. dazu die Ausführungen unter D. 
301 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II. 
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1. Aussagen der befragten Personen 
 
1.1. Aussagen von A.Q. 
 
A.Q. wurde im Laufe der vorliegenden Untersuchung betreffend Submissionsabsprachen 
dreimal persönlich von der PUK angehört. Dabei führte er gegenüber der PUK im Ein-
zelnen aus, wie sich die Bauunternehmer bei Submissionen im Unterengadin abgespro-
chen hatten und wann und wen er von inner- und ausserhalb der Verwaltung über diese 
Machenschaften informiert hatte. Um seine Ausführungen zu belegen, reichte er der PUK 
dazu diverse Unterlagen ein. Darüber hinaus wies er auf Vorteilsannahmen durch Kan-
tonsangestellte und andere hin und machte geltend, dass sich in erster Linie die Bauun-
ternehmen bei der Ausführung von Bauprojekten unrechtmässig verhalten hätten. Die 
beiden letzten Themenbereiche wurden medial ebenfalls verschiedentlich thematisiert.302 
Diese werden in einem separaten Kapitel erörtert.303 
 
Zu den Submissionsabsprachen der im Unterengadiner Baukartell involvierten Unterneh-
men, welchem er seinen Angaben zufolge mit seiner Firma L.Q. SA bis 2006 ebenfalls 
angehörte, erklärte er, dass die Offerten bei etwa 90% aller Projekte abgesprochen worden 
seien; dies sei jedenfalls während seiner Zeit im Kartell so gewesen.304 Mit der Zeit hätten 
die Unternehmen im Kartell für gewisse Bauprojekte bis um 100% höher offeriert.305 Es 
würden Listen existieren, aus welchen ersichtlich sei, wer wieviel von welchen Aufträgen 
profitiert habe. Seinen Schätzungen zufolge sei die öffentliche Hand jährlich um rund 
CHF 20 Millionen betrogen worden.306 
 
Anlässlich seiner Befragungen warf A.Q. dem TBA vor, aktiv dem System des Baukar-
tells mitgeholfen zu haben.307 Ohne die Mithilfe des TBA und weiterer Personen aus der 

                                                 
302 Schmid, Bündner Baukartell: Beamte geraten ins Visier, NZZ am Sonntag vom 8. September 2019, act. 

9.4.4.7; derselbe: Bündner Baukartell: Jetzt wird die Justiz aktiv, NZZ am Sonntag vom 15. September 

2019, act. 9.4.4.9; Conzett Anja, Eine Liste, zwei Namen – und die Bündner Luft stinkt nach Schiesspulver, 

in: Republik vom 27.11.19, act. 9.4.1.8; Haefely Andrea, Kartell, Die geheimen Listen, in: Beobachter vom 

12.04.2019, S. 12 ff., act. 9.4.6.2 
303 Vgl. dazu die Ausführungen unter H. 
304 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, S. 4, act. 14.1.1.93.2 
305 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 2, act. 9.1.10.2 
306 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 2 und 3, act. 9.1.10.2 
307 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, S. 16, act. 14.1.1.93.2 
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öffentlichen Verwaltung hätte das Kartell nicht existieren können. So seien interne Un-
terlagen des TBA den Bauunternehmen zugespielt worden, womit Preisabsprachen an-
lässlich von Vorversammlungen überhaupt erst ermöglicht worden seien.308 
 
A.Q. behauptete weiter, dass er Mitarbeitende des TBA mehrfach über die Verhaltens-
weisen von Bauunternehmern im Unterengadin informiert habe. Anlässlich seiner Befra-
gung in der AU erklärte er, dass er bereits im Jahr 1999 den Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, 
über die Absprachen in Kenntnis gesetzt habe. Unterlagen dazu habe er aber nicht abge-
geben.309 Im Jahr 2002 habe er zudem auch den heute pensionierten Chef des TBA Grau-
bünden, darüber informiert, dass Preisabsprachen stattfinden würden.310 Eine Reaktion 
darauf sei ausgeblieben. Im Rahmen eines Lieferboykotts gegen ihn habe er im Jahr 2005 
neben dem heute pensionierten Chef des TBA Graubünden auch noch den Chef des TBA 
Bezirk 4 Scuol über die Existenz des Baukartells im Unterengadin in Kenntnis gesetzt.311 
Erneut habe es von Seiten des TBA keine Reaktion auf seine Hinweise gegeben. Im Jahr 
2006 habe er auch mit dem ehemaligen Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol über Preisab-
sprachen gesprochen.312 Seinen Hinweisen sei man deshalb nicht weiter nachgegangen, 
weil man die Arbeiten in der Region behalten und keine Auseinandersetzungen unter den 
Bauunternehmen hervorrufen wollte. Zudem hätte dies die Bauarbeiten verzögert.313  
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol sei aufgrund seiner früheren Tä-
tigkeit bei einer Baufirma über die Submissionsabsprachen im Bilde gewesen.314  
 
Im Jahr 2009 sei es zu einer Besprechung beim TBA gekommen, an welcher er selbst, 
der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung, der pensionierte Mitarbeiter der 
Zentralverwaltung des TBA und der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol teilgenommen hät-
ten.315 Die anwesenden Mitarbeitenden des TBA habe er ausführlich über die Existenz 
des Baukartells im Unterengadin aufgeklärt und dessen Funktionsweise aufgezeigt. Er 
habe zudem Unterlagen eingereicht, welche seine Aussagen untermauern würden. An-
lässlich der Befragung vom 9. Oktober 2018 reichte A.Q. der PUK zahlreiche Dokumente 

                                                 
308 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.4, act. 9.1.20.2 
309 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 56 ff., act. 12.1.2.2 
310 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 4 act. 9.1.10.2 
311 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 4, act. 14.1.1.74.2 
312 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 102 ff., act. 12.1.2.2 
313 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 6, act. 14.1.1.74.2 
314 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 8, act. 9.1.10.2 
315 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 2, act. 9.1.10.2 
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ein, welche gemäss seinen Aussagen zufolge identisch mit jenen seien, die er anlässlich 
seines Vortritts beim TBA abgegeben habe. 316, 317  
 
Im Anschluss an seinen Vortritt beim TBA habe er sich mit denselben Dokumenten an 
den damaligen Gemeindepräsidenten von Scuol und heutigen Regierungsrat, Jon Dome-
nic Parolini, gewandt. Ihm habe er die Unterlagen aber nicht abgegeben, sondern nur ge-
zeigt.318 
 
Anlässlich der Befragung in der AU gab A.Q. an, dass es im Herbst 2009, nach dem 
Treffen mit Jon Domenic Parolini, zu mehreren Telefonaten mit dem Submissionsjuristen 
im Departementssekretariat BVFD, gekommen sei. Bis zur Anzeige an die WEKO im 
Jahr 2012 habe er sicher drei oder vier Mal mit ihm telefoniert und die Listen, aus welchen 
Submissionsabreden ersichtlich seien, thematisiert. In den Jahren danach habe er noch 
weitere telefonische Kontakte mit dem Submissionsjuristen des BVFD gehabt. Ab 2009 
bis heute seien es insgesamt mindestens zwanzig Kontakte gewesen.319 Bei der ersten 
Befragung von A.Q. vor der PUK am 9. Oktober 2018 sagte A.Q. ebenfalls aus, dass er 
ca. zwanzig Mal mit dem Submissionsjuristen des BVFD telefoniert habe.320 Einen Zeit-
raum dafür gab er damals nicht an. Anlässlich der Befragung von A.Q. vor der PUK am 
6. November 2020 machte A.Q. auf Nachfrage nochmalige Aussagen betreffend Submis-
sionsjurist des BVFD, welche zu seinen Aussagen vor der AU im Widerspruch stehen. 
So erklärte A.Q. gegenüber der PUK, dass es möglich sei, dass der Submissionsjurist des 
BVFD das erste Mal im Jahr 2012 im Rahmen des Verfahrens U 12 49 von Preisabspra-
chen Kenntnis erhalten habe. Jedenfalls habe der erste Kontakt zwischen ihm und dem 
Submissionsjurist des BVFD erst nach der Einleitung der WEKO-Verfahren stattgefun-
den.321 Später ergänzte A.Q., der Submissionsjurist des BVFD sei von seiner, d.h. A.Q.’s 
Beraterin, schon früher, im Zusammenhang mit einem Widerruf («Lavin-Giarsun und 
Vnà»), über die Preisabsprachen informiert worden.322 Im Rahmen des rechtlichen Ge-
hörs führte A.Q. aus, dass die Telefonate zwischen ihm und dem Submissionsjuristen des 
BVFD vor 2012 nicht die Listen, sondern diverse Bauprojekte betroffen hätten.323  

                                                 
316 Vgl. dazu act. 14.1.2.2.1 - 14.1.2.2.37 
317 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.2, act. 9.1.10.2  
318 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.2, act. 9.1.10.2 
319 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 355 ff., act. 12.1.2.2 
320 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.4, act. 9.1.10.2 
321 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, S.9, act. 14.1.1.93.2 
322 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, Anmerkung 11, act. 14.1.1.93.2 
323 Stellungnahme A.Q. vom 30.04.2021, S. 4, act. 33.2.48.1 
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Darüber hinaus habe er auch verwaltungsexternen Personen von den Preisabsprachen be-
richtet. Er habe 2001/2002 eine Unternehmerin aus dem Unterengadin, über die Machen-
schaften des Kartells informiert. Da sie selbst aber Verbindungen zu den Bauunternehmen 
gehabt habe, habe sie das Ganze seiner Meinung nach auch mitgetragen.324 Weiter habe 
er 2005 eine Journalistin der «Südostschweiz», über das Kartell aufgeklärt, welche darauf 
aber nicht reagiert habe, weil sie wohl selbst ebenfalls Verbindungen zu einer Bauunter-
nehmung gehabt habe.325 Anlässlich der Befragung in der AU sagte A.Q., dass unter den 
von ihm informierten Personen auch der ehemalige Grossrat aus dem Unterengadin, und 
der ehemalige Gemeindepräsident einer Unterengadiner Gemeinde, waren.326 Eine Un-
ternehmerin aus dem Unterengadin bestritt in ihrer Stellungnahme vom 6. April 2021, 
2001/2002 von A.Q. informiert worden zu sein. Sie führte weiter aus, sie habe A.Q. erst 
im Jahr 2007 im Zusammenhang mit einem Bauprojekt näher kennengelernt, dieser habe 
ihr in den Jahren 2007 bis 2013 keine konkreten Unterlagen oder Informationen zum 
Baukartell gezeigt.327 Eine ehemalige Journalistin der «Südostschweiz» führte am 6. Ap-
ril 2021 gegenüber der PUK aus, A.Q. nicht persönlich zu kennen und sich nicht an eine 
«Aufklärung über das Baukartell 2002» zu erinnern. Die Behauptung, sie habe wohl 
selbst ebenfalls Verbindungen zu einer Bauunternehmung gehabt, sei nachweislich falsch 
und weise sie in aller Form zurück.328  
 
Unterlagen zum Kartell habe er auch dem ehemaligen Gemeindepräsidenten einer Un-
terengadiner Gemeinde und ehemaligen Verwaltungsratspräsidenten der L.Q. SA, ge-
zeigt. Dieser habe bereits in einem Schreiben 2004 dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 
und dem pensionierten Chef des TBA Graubünden Hinweise auf Preisabsprachen gege-
ben.329 Schliesslich sei auch sein damaliger Rechtsanwalt und späterer Regierungsrat 
Christian Rathgeb über die Preisabsprachen informiert gewesen.330 
 
A.Q. äusserte gegenüber der PUK wiederholt seine Enttäuschung darüber, dass man seine 
Vorwürfe seitens Behörden nicht nachverfolgt habe. Seiner Meinung nach hätte man spä-
testens nach seinem Vortritt im Jahr 2009 den Hinweisen nachgehen müssen, was aber 

                                                 
324 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 9, act. 14.1.1.74.2 
325 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 4, act. 14.1.1.74.2 
326 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 46 und 434, act. 12.1.2.2 
327 Stellungnahme Unternehmerin aus dem Unterengadin vom 06.04.2021, act. 33.2.5 
328 Stellungnahme ehemalige Journalistin der «Südostschweiz» vom 06.04.2021, act. 33.2.6 
329 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.2, act. 9.1.10.2 
330 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.2, act. 9.1.10.2 
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nicht der Fall gewesen sei. Das TBA Graubünden habe sich der «aktiven Beihilfe» schul-
dig gemacht, weil es nicht reagiert habe und weil es den Mitgliedern des Baukartells In-
formationen habe zukommen lassen. 331 
 
Nachdem A.Q. der Firma P über die Preisabsprachen im Unterengadin berichtet habe, 
habe sich diese im Juni 2012 mit einem Schreiben an die WEKO gewandt.332 Daraufhin 
habe ein Treffen mit Mitarbeitenden der WEKO und ihm stattgefunden.333 Dies sei der 
Auslöser für die WEKO-Untersuchungen gewesen. 
 
1.2. Verwaltungsinterne Personen sowie Mitglieder der Regierung  
 
1.2.1. Ehemaliger Mitarbeiter des TBA Bezirk 7 Thusis 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 7 in Thusis war von Ende 1970 bis April 2000 
Mitarbeiter des TBA Bezirk 7 Thusis. Er war dort viele Jahre Stellvertreter des Bezirks-
chefs.334 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 7 in Thusis erklärte gegenüber der PUK, dass 
Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre alle bis hinauf zum Regierungsrat gewusst 
hätten, dass die Bauunternehmen die Preise absprechen würden.335 Man habe gewusst, 
dass sich die Unternehmen jeweils zwecks Aufteilung der Arbeiten zu Berechnungssit-
zungen treffen würden, welche vom GBV organisiert worden seien. Man habe diskutiert, 
wie die Arbeiten verteilt werden sollen. Es habe auch häufig Streit unter den Unterneh-
mern gegeben. Am Folgetag dieser Sitzungen habe der ehemalige Mitarbeiter des TBA 
Bezirk 7 in Thusis jeweils über sein Netzwerk erfahren, wer welche Aufträge erhalten 
solle. Dabei sei es auch vorgekommen, dass keine Einigung stattgefunden habe. Dieses 
Ergebnis habe man «Verfahren null» genannt. In der Folge habe es eine Preisfreigabe 
gegeben und die Unternehmen hätten offerieren können, was sie wollten.  
 
 
 

                                                 
331 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, act. 14.1.1.93.2 
332 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 385 ff., act. 12.1.2.2 
333 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S.4, act. 9.1.10.2 
334 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 14.02.2020, Fragen 8 f., act. 

28.1.2.2; Stellungnahme ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 07.04.2021, act. 33.2.14 
335 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 14.02.2020, Fragen 21 f., act. 

28.1.2.2 
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Bei den Belagsfirmen habe mehr Einigkeit in ihren Berechnungssitzungen geherrscht. 
Dadurch hätten sie mehr Wirkung in der Arbeitsvergabe erzielt. Bezüglich Preisverein-
barung sei aber oft übertrieben worden. Man habe im TBA deshalb entschieden, das nicht 
mehr so zu akzeptieren. Zu dieser Zeit sei das Hauptkriterium bei den Arbeitsvergaben 
der Offertpreis gewesen. Als Gegenmassnahme habe man den Auftrag nicht an den preis-
lich Erstplatzierten erteilt, sondern an Anbieter, die über dem Preisniveau der günstigsten 
Offerte gelegen hätten. Dies habe man deshalb machen können, weil eine sogenannte 4%-
Regel bestanden habe, was heisse, dass die Regierung die Vergaben innerhalb einer 4% 
Preistoleranz habe bestimmen können. Später seien beim Vergabeentscheid neue Zu-
schlagskriterien geschaffen worden. Das bedeute, dass nebst dem Preis auch die Qualität, 
die Termintreue und die Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben habe miteinbezogen wer-
den können. Das sei so bis im Jahr 2000 gehandhabt worden. Nachher seien ihm aber 
keine Absprachen mehr bekannt gewesen.336  
 
Auf Nachfrage, ob er denke, dass die Mitarbeitenden im TBA Bezirk 7 Thusis, in anderen 
Bezirkstiefbauämtern oder im TBA in Chur davon gewusst hätten, dass Submissionsab-
sprachen auch nach 2004 immer noch stattfinden, gab er an, dass er dies eher nicht glaube. 
Die Fronten zwischen den Baufirmen hätten sich massiv verhärtet und er glaube deshalb 
nicht, dass Leute wie der pensionierte Chef des TBA Graubünden oder der damalige Chef 
der Abteilung Strassenerhaltung von den Submissionsabsprachen etwas mitgekommen 
hätten. Im Unterengadin als geschlossene Region sei dies vielleicht anders gewesen, er 
wisse es aber nicht. Denkbar sei, dass jemand beim Kanton Kenntnis gehabt habe, dass 
abgesprochen werde, aber wohl unklar gewesen sei, in welchem Ausmass dies vor sich 
gegangen sei. Er wolle niemanden in Schutz nehmen, man müsse sich aber die Frage 
stellen, wie man die Absprachen hätte belegen wollen, wenn man es vermutet habe. An-
nulliere man die gesamte Submission aufgrund der mutmasslichen Preisabsprache, dann 
stehe das Projekt und vielleicht das Anschlussprojekt still. Und wenn man nach den Ab-
klärungen z.B. zwei Monate mit Verspätung dann loslege, löse das aufgrund des zu ver-
antwortenden späteren Baustarts Nachtragsforderungen aus. Das müsse man sich auch 
vor Augen führen.337   
 
 
 

                                                 
336 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 14.02.2020, Frage 22, act. 

28.1.2.2; Stellungnahme ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 07.04.2021, act. 33.2.14 
337 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 14.02.2020, Frage 35, act. 

28.1.2.2; Stellungnahme ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 07.04.2021, act. 33.2.14 
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1.2.2. Pensionierter Mitarbeiter des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol war bis Ende 1993 in einer Bau-
unternehmung tätig, bevor er anschliessend zum TBA Bezirk 4 Scuol wechselte und bis 
zu seiner Pensionierung im Jahr 2016, mithin während über 20 Jahren, dort arbeitete. Zu 
ihm ist zu sagen, dass er mit A.Q. seit vielen Jahren befreundet ist. Er ist Taufpate einer 
seiner Töchter. Er war bereits ein Freund des Vaters von A.Q. und benutzt die Jagdhütte 
von A.Q. seit vielen Jahren mit.338 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol lehnte die Mitwirkung wiederholt 
mit Verweis auf seine im Rahmen der AU gemachten Aussagen ab. Die PUK legte ihren 
Untersuchungen daher dieses Befragungsprotokoll zu Grunde.339 Anlässlich seiner Be-
fragung in der AU gab er an, dass er vor seinem Eintritt beim Kanton für seine damalige 
Firma an Submissionsversammlungen teilgenommen habe. Die Unternehmen hätten die 
Offertzahlen bekannt gegeben. Anhand dieser Zahlen habe man dann Absprachen treffen 
können. Er habe dann aber einen Schnitt gemacht, als er zum TBA gegangen sei.340 
 
Auf Nachfrage, ob er etwas bezüglich der Submissionsabsprachen im Unterengadin ge-
wusst habe, führt er aus, dass er schon gesehen hatte, wie es früher gewesen sei, und da 
könne man eins und eins zusammenrechnen, wie es weitergehe. Es sei auch klar, dass er 
mit diesen «Mauscheleien» nicht einverstanden gewesen sei, aber nichts Genaues ge-
wusst habe. Sie hätten nur Vermutungen gehabt, es seien Spekulationen gewesen. Und es 
sei ja auch nicht seine Aufgabe gewesen, da seien andere Instanzen in Chur dafür zustän-
dig gewesen; und die hätten wohl genau so viel gewusst wie er.341 Man habe darüber im 
Dorf bzw. in der ganzen Talschaft geredet. Viele Leute hätten dies aber auch abgetan und 
hätten nicht daran glauben wollen.342  
 

                                                 
338 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 20.02.2020, Frage 23, act. 28.1.5.6 
339 Schreiben von Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni vom 05.08.2018, act. 12.1.2.1; Aktennotiz Telefonat 

mit pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.08.2020, act. 28.1.17.1, vom 08.12.2020, act. 

28.1.17.2 sowie vom 02.02.2021, act. 28.1.17.3. 
340 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 57 

ff., 312 ff., act. 12.1.2.13.1 
341 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 312 

ff., act. 12.1.2.13.1 
342 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 80 

ff., act. 12.1.2.13.1 
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A.Q. habe ihm dann im Zeitraum 2006 - 2010 über die Submissionsabsprachen im Un-
terengadin erzählt. Für ihn sei das keine Überraschung gewesen. Er habe ihm daraufhin 
geraten, damit zur Gemeinde, zum Bezirk, zum Kantonsingenieur oder sogar zum Depar-
tement zu gehen. Submissionsabsprachen seien aber nicht nur mit A.Q., sondern auch mit 
anderen Unternehmern Gesprächsthema gewesen. Auch habe er mit anderen Mitarbeitern 
des TBA Bezirk 4 Scuol darüber gesprochen und selbstverständlich mit dem Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol. Auf Nachfrage, was der «Tenor der Gespräche» gewesen sei, ant-
wortete er, dass man wusste, dass etwas lief, aber man nicht gewusst habe, was genau.343  
 
Auf die Frage, wie er sich erklären könne, dass sich Submissionsabsprachen in kleinräu-
migen Verhältnissen wie im Unterengadin während Jahren hinter dem Rücken der Be-
hörden abspielen konnten, führt er aus: Die «Sünder» seien immer die Grossräte gewesen, 
die hätten sich das leisten können. Es sei ein «heisses Eisen» gewesen, man habe sich 
nicht die Finger verbrennen wollen. Eigentlich habe man es nicht genauer wissen wollen. 
«Man hätte seine Stelle riskiert, wenn man sich exponiert hätte. Es ist eine Existenz-
frage!» Aber man wusste schon, durch indirekte Information, dass etwas nicht koscher 
sei.344 
 
1.2.3 Pensionierter Mitarbeiter der Zentralverwaltung TBA 
 
Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA war von Ende 1989 bis 2016 
für das TBA Graubünden tätig, zuletzt als Stellvertreter, des heutigen Chefs des TBA 
Graubünden, als dieser noch Chef Abteilung Strassenerhaltung war.345 
 
Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA erklärte bei seiner Befra-
gung im Rahmen der AU von Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni, dass er vor seinem 
Eintritt beim TBA im Jahr 1989 u.a. in einer Bauunternehmung gearbeitet habe und dort 
von Preisabsprachen unter den Bauunternehmen Kenntnis hatte. Absprachen habe es 
nicht nur bei den Belagsunternehmen gegeben, sondern auch im Baugewerbe. Er sei bei 
diesen Absprachen dabei gewesen, später auch bei den Beläglern, denn Absprachen habe 
es in beiden Bereichen gegeben. Er habe das in den 1980er gesehen, es sei aber so bis 

                                                 
343 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 149 

ff., act. 12.1.2.13.1 
344 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 568 

ff., act. 12.1.2.13.1 
345 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 39, 

act. 12.1.2.7 
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2004 gelaufen.346 Das sei «ganz offiziell» gewesen und regional ganz unterschiedlich; es 
sei darauf angekommen, wie die Wirtschaftslage gewesen sei und wie die Leute mitei-
nander auskamen usw.347 Im Belagswesen habe man es auf jeden Fall gemerkt, dort habe 
es regelrechte Gebietsaufteilungen gegeben, weshalb man «Toleranzen, Margen» ein-
führte, um gegen die «Belagsmafia» zu wirken. Über diese Absprachen habe man beim 
TBA gesprochen, das sei bis 2012 phasenweise sicher ein Thema gewesen; im Belags-
wesen anhaltend. Bei den Bauunternehmen habe es immer Unsicherheiten gegeben, da es 
verdeckter gewesen sei. Auf Nachfrage, ob man versucht habe, etwas dagegen zu machen, 
gibt der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA an: «Das TBA versuchte 
schon, etwas zu machen. Man schaute z.B. Ausreisser bei den Preisen an; man versuchte 
schon zu schauen im Unterengadin, wie weit man gehen kann, bis man abrechnen 
muss.»348 Beim TBA habe man wahrgenommen, dass die Preise variierten. Wenn sie je-
weils etwas höher gewesen seien, habe man gesagt: «Aha, jetzt sprechen sie wieder dar-
über.»349 Wenn z.B. die Installationspauschale beim günstigsten Angebot CHF 30'000 
betragen habe und beim Zweitgünstigsten CHF 130'000, dann sei dies ein Hinweis gewe-
sen, dass man vermutlich abgesprochen hatte. Aber was hätte man dagegen unternehmen 
sollen, solange der Preis im Rahmen gewesen sei.350 Die Kontrolle hätte vom Departe-
ment kommen müssen. Man habe ja einen Vergabejuristen gehabt, der genauere Prüfun-
gen oder weitergehende Schritte hätte veranlassen müssen.351  
 
1.2.4. Ehemaliger Mitarbeiter eines Bezirks-TBA 
 
Hinweisgeber A. wurde von der PUK kontaktiert, nachdem dieser von einer hinweisge-
benden Kontaktperson darüber informiert worden war, dass dieser unter Umständen be-
reit wäre, an der Untersuchung mitzuwirken. Diese Person ersuchte um Anordnung von 

                                                 
346 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 123 

ff., act. 12.1.2.7 
347 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 173 

ff., act. 12.1.2.7 
348 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 173, 

act. 12.1.2.7 
349 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 639, 

act. 12.1.2.7 
350 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 638 

ff., act. 12.1.2.7 
351 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 672 

ff., act. 12.1.2.7 
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geeigneten Schutzmassnahmen im Sinne von Art. 46 OVR und legte glaubhaft dar, dass 
sie davon ausgehen müsse, dass sie durch die Mitwirkung im Verfahren einem schweren 
Nachteil ausgesetzt werden würde, wenn ihre Identität publik werde. Anlässlich ihrer Sit-
zung vom 18. Februar 2020 entschied die PUK, dieser Person Anonymität zuzusichern.352 
Das hatte zur Folge, dass die Verfahrensrechte der Regierung gestützt auf Art. 38 Abs. 3 
OVR insofern beschränkt werden mussten, als der Name nicht bekannt gegeben wurde 
und eine allfällige Teilnahme an der Befragung untersagt wurde.353   
 
Auf Nachfrage, wann er das erste Mal von Submissionsabsprachen der Bauunternehmer 
im Unterengadin gehört habe, gab er an, dass er es durch die mediale Berichterstattung 
im digitalen Magazin «Republik» erfahren habe. Sein damaliger Vorgesetzter habe ihn 
nicht darüber informiert.354 Auf die Frage, wie er sich erklären könne, dass über viele 
Jahre Absprachen stattgefunden hätten und niemand von der Verwaltung bzw. vom Be-
zirks-TBA davon gewusst haben soll, führte er aus: «Ja, das habe ich mich auch gefragt 
und habe mir dazu zwei Antworten gegeben. Entweder, dass jemand Dreck am Stecken 
hat oder, und das vermute ich mehr, dass man Angst hatte, dass man damit etwas ins 
Rollen bringt, das man nicht mehr kontrollieren kann. Ich habe mir schon ein paar Mal 
die Frage gestellt, ob man vielleicht damit gerechnet hat, dass die Firma von A.Q. in 
Konkurs gerät und sich das Problem dann von selbst löst. Ich denke, wenn man betrogen 
wird, z.B. auch privat, dann lässt man das doch nicht auf sich sitzen. Vor allem wenn man 
etwas nicht weiss, ist es das eine, wenn man es aber weiss, und nichts dagegen unter-
nimmt, kann ich das nicht verstehen.».355  
 
1.2.5. Ehemaliger Mitarbeiter des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol war von 1994 bis 2016 Bauleiter 
beim TBA Bezirk 4 Scuol. 
 
In seiner schriftlichen Stellungnahme gegenüber der PUK führte der pensionierte Mitar-
beiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol aus, dass über Submissionsabsprachen schon immer 
geredet worden sei. Anscheinend seien diese in den 2000er Jahren konkreter geworden, 
denn ab diesem Zeitpunkt sei das Formular «Bestätigung des Anbieters» den Ausschrei-
bungsunterlagen beigelegt worden, wonach der Anbieter unter anderem bestätigen 

                                                 
352 Protokoll Sitzung PUK vom 18.02.20, act. 9.1.60.2 
353 Schreiben an Kanzleidirektor vom 20.02.2020, act. 10.1.1.20 
354 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 20.02.2020, Fragen 48 f., act. 28.1.5.6 
355 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 20.02.2020, Frage 56, act. 28.1.5.6 
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musste, dass es keine Absprachen gegeben habe.356 Aussagen von anderen Mitarbeitern 
zu Preisabsprachen habe er jeweils mehr als Anspielung verstanden, welche aber wohl 
gerechtfertigt gewesen seien. Bei den Belagsfirmen sei bekannt gewesen, dass diese eine 
Liefergemeinschaft für den Strassenbelag (Firma L) gehabt hätten und anscheinend Teil-
haber dieser Lieferfirma gewesen seien, womit sie die Herstellungspreise von Strassen-
belag haben diktieren können. Auch seien viele ARGE gegründet worden unter den Be-
lagsfirmen, was wiederum nur möglich gewesen sei, wenn sie sich untereinander abge-
sprochen hätten.357 Auf Nachfrage der PUK bestätigte der pensionierte Mitarbeiter 1 des 
TBA Bezirk 4 Scuol, dass er nie mit dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol über Preisabspra-
chen gesprochen habe.358 
 

1.2.6. Pensionierter Mitarbeiter des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol war von 1993 bis 2013 Leiter Projek-
tierung Bau im TBA Bezirk 4 Scuol und damit zugleich Stv. Chef des TBA Bezirk 4 
Scuol.  
 
Gegenüber der PUK erklärte er, dass er, bevor er davon erfahren habe, nicht geahnt habe, 
dass sich die Bauunternehmen absprechen würden. Er habe das erste Mal von Submissi-
onsabsprachen der Bauunternehmer im Unterengadin im Rahmen der Hausdurchsuchun-
gen der WEKO im Herbst 2012 gehört.359 Diese hätten mittels Formular ja bestätigen 
müssen, dass keine Absprachen stattfinden würden. Auf diese Angaben habe man ver-
traut, andernfalls man mit Sicherheit reagiert hätte.360 Mit der Aussage des pensionierten 
Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA konfrontiert, dass Submissionsabsprachen 
bis in die 2000er Jahre hinein «ganz offiziell» gewesen seien und er vermutet habe, dass 
die Bauunternehmungen miteinander sprechen, antwortete er: «Dass die Bauunternehmer 
untereinander Kontakt hatten und miteinander redeten, das ja. Aber, dass sie die einzel-
nen Aufträge konkret untereinander aufteilen, das war mir nicht bekannt und das hätte 
ich mir nicht vorstellen können.»361 Dass der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 
4 Scuol mit ihm über verbotene Submissionsabsprachen gesprochen habe, könne er sich 

                                                 
356 Schreiben pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2012, Ziff. 5, act. 28.1.27.2; Stel-

lungnahme pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 08.03.2021, act. 33.2.10 
357 Schreiben pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2012, Ziff. 6, act. 28.1.27.2 
358 Schreiben pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2012, Ziff. 7, act. 28.1.27.2 
359 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 27, act. 28.1.8.1 
360 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 33, act. 28.1.8.1 
361 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 34 f., act. 
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nicht erinnern; dieser habe ihm nie darüber berichtet, dass A.Q. ihm im Jahr 2006 davon 
erzählt habe.  
  
1.2.7. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol begann seine Tätigkeit beim TBA Graubünden in den 
1980er Jahren. Im Herbst 1988 wurde er als Chef des TBA Bezirk 4 Scuol gewählt und 
ist seither in dieser Funktion tätig.  
 
Dass Absprachen unter den Bauunternehmen in den 1970er und 1980er Jahren bzw. vor 
der Revision des Wettbewerbsrechts allseits bekannt gewesen seien, bestätigte auch er 
gegenüber der PUK. Die Intensität und Professionalität dieser Absprachen sei ihm aber 
bis zum Vortritt von A.Q. im Jahr 2009 nicht bekannt gewesen. Auch habe er es nicht 
geahnt. Erst als A.Q. in seinem Büro Unterlagen präsentiert habe, habe er dazu gesagt, 
dass er es zwar nicht beurteilen könne, aber wenn das stimme, dann sei das eine grosse 
Sache und man damit «nach Chur» müsse.362  
 
Das Preisniveau im Unterengadin sei höher gewesen, das habe man gewusst. Dies sei auf 
die höheren Materialkosten und die Abgelegenheit des Unterengadins zurückzuführen. 
Darüber hinaus müsse man bedenken, dass das TBA seit 1998 ISO 9001 zertifiziert sei 
und sich regelmässig habe Rezertifizierungsprüfungen unterziehen müssen. Zudem habe 
die Finanzkontrolle einzelne Baustellen einer Prüfung unterzogen. Schliesslich habe man 
alle Projekte mit einer Bausumme von über CHF 50'000 öffentlich ausgeschrieben, des-
halb davon ausgehen dürfen, dass der Markt spiele. Bei grösseren Projekten habe zwar 
ein Vergleich mit den anderen Dienststellen gefehlt, weil diese jeweils über die Zentral-
verwaltung in Chur gelaufen seien. Die Alarmglocken hätten bei ihm aber deshalb nicht 
geläutet. Er habe keine Hinweise gehabt, aufgrund welcher er hätte Rückschlüsse ziehen 
müssen, dass Submissionsabsprachen in der heute bekannten Form vor sich gingen.363 
Dass es zwischendurch vielleicht im Stillen zu einer Abrede im Stile «offerierst du, sonst 
offeriere ich» gekommen sei, und dass die Unternehmer miteinander geredet hätten, das 
sei ja klar gewesen; es wäre blauäugig gewesen, nicht davon auszugehen. Aber dass dies 
so systematisch abgelaufen sei, mit dieser Finesse, diesen Vorversammlungen mit Invol-
vierung des GBV, das hätten sie nicht gewusst.364 
 

                                                 
362 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 36, act. 28.1.7.1 
363 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 49, act. 28.1.7.1 
364 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 708 ff., act. 12.1.2.5 
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Dass der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol mit ihm über verbotene Sub-
missionsabsprachen gesprochen habe, verneinte er. Weshalb er dies nicht gemacht haben 
soll, konnte er sich nicht erklären.365 Auch verneinte er die Aussage von A.Q., dass ihn 
dieser bereits im Jahr 1999 auf Submissionsabsprachen aufmerksam gemacht habe.366 
 
1.2.8. Ehemaliger Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur / Mitarbeiter der Zentral-

verwaltung TBA 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur war rund zehn Jahre als Bauführer bei 
der Firma M tätig, bevor er im Jahr 2009 beim TBA Bezirk 1 Chur Stv. Bezirkschef, d.h. 
Leiter Projektierung Bau, wurde. Im 2015 wechselt er in die Zentralverwaltung des TBA 
und wurde Chef Strassenerhaltung. 
 
Im Sinne von Gerüchten und Mutmassungen sei seit jeher über Preisabsprachen gespro-
chen worden, führte er anlässlich der Befragung vor der PUK aus, aber nicht in dem Aus-
mass, wie diese heute in Erscheinung getreten seien. Allerdings habe man nie konkrete 
Indizien oder Beweise dafür gehabt.367 Auch habe er während seiner Zeit als Bauführer 
bei der Baufirma nicht konkret etwas mitbekommen und auch nicht an solchen Abspra-
chen teilgenommen.368 
 
Als er im Jahr 2009 seine Stelle beim Tiefbauamt angetreten habe, hätten sich für ihn 
diese Vermutungen zerschlagen, weil es mehrmals vorgekommen sei, dass mehrere Aus-
schreibungen jeweils an dasselbe Unternehmen vergeben worden seien. Das habe er als 
klares Zeichen gegen Absprachen interpretiert.369 Er habe deshalb auch nicht seinen Vor-
gesetzten oder andere Personen über mutmassliche Preisabsprachen informiert, weil es 
sich seiner Meinung nach um ein allgemeines Gerücht handelte, das kursierte.370 
 

                                                 
365 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 47 f., act. 28.1.7.1 
366 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 147 f., act. 12.1.2.5 
367 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 25, act. 

28.1.10.1 
368 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 31, act. 

28.1.10.1 
369 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 25 f., act. 

28.1.10.1 
370 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 30, act. 

28.1.10.1 
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1.2.9. Pensionierter Chef des TBA Bezirk 1 Chur 
 
Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur war rund 40 Jahre lang im TBA Bezirk 1 
Chur tätig. Nachdem er über Jahrzehnte dort die Funktion Leiter Projektierung Bau inne-
hatte, wurde er schliesslich im Jahr 2008 zum Chef TBA Bezirk 1 Chur ernannt und im 
Jahr 2015 pensioniert.371 
 
Auf Submissionsabsprachen angesprochen, führte er in der Befragung vor der PUK aus, 
dass er von den Bauunternehmen persönlich nie etwas gehört habe, dass Absprachen statt-
fänden. Aber man habe es vermutet, schon ungefähr seit Mitte der 1980er Jahre. Beweise 
habe man dafür aber keine gehabt.  
 
Mit den Aussagen des pensionierten Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA372 kon-
frontiert, dass die Preise variierten und man davon ausging, dass die Bauunternehmer 
miteinander sprechen, gab er an, dass man dies auch im TBA Bezirk 1 Chur gemerkt 
habe. Auch «das Spiel» mit der Bauinstallationspauschale, dass diese kurzum heraufge-
setzt worden sei, habe man festgestellt. Wenn die Pauschale hoch gewesen sei, habe man 
gewusst, dass der Baumeister irgendwo spekuliere.373 Bewusst geworden sei ihm das erst 
später, nachdem man die anderen Offerten genauer angeschaut habe. Weil sich das immer 
wieder wiederholt habe, habe er angefangen zu vermuten, dass Preisabsprachen stattfän-
den. Das habe sich aber nicht so rasch ergeben, sondern sei ein längerer Prozess gewesen. 
Man müsse sich vorstellen, jeweils im Frühling, wenn man alle Arbeiten vergeben habe, 
sei man im Bezirk mit 30 bis 50 Offerten konfrontiert gewesen. Da habe man vorwärts 
machen müssen und sei nicht in der Lage gewesen, überall genau hinzuschauen. Man 
habe zwar geprüft, ob alles formell korrekt sei, sei aber nicht in der Lage gewesen, bei 
allen Offerten eine Preisanalyse zu erstellen. Nur der erstplatzierte Offerent sei genauer 
geprüft worden.374 
 
Auf die Frage, ob er mit diesem Verdacht auf seine Vorgesetzten zugegangen sei, führt 
er aus: «Das ist eine sehr gute Frage. Ich habe mich das auch einmal gefragt. Ich denke, 
ich habe mich dafür nicht verantwortlich gefühlt in meiner Stellung. Ich habe zwar mit 

                                                 
371 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 9, act. 28.1.12.1 
372 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 636 

ff., act. 12.1.2.7 
373 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 24, act. 28.1.12.1 
374 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 25, act. 28.1.12.1 

 

 

 

 





 - 117 - 

Absprachen geredet worden sei, er könne aber nicht sagen, dass es so gewesen sei.381 
Angesprochen auf das von der WEKO im Juni 2020 eingeleitete Verfahren gegen drei 
Baufirmen in der Moesa und ob er in diesem Zusammenhang bezüglich Submissionsab-
sprachen etwas bemerkt habe, führt er vor der PUK aus, dass es möglich sei, dass es 
solches vielleicht gegeben habe. Er kenne die drei in diesem Verfahren involvierten Fir-
men schon fast 40 Jahre. Er meine, dass diese Unternehmen mal zu tief und mal zu hoch 
offeriert hätten. Und entsprechend hätten sie Arbeiten mal zu tiefen, mal zu hohen Preisen 
ausgeführt. Er denke, dass sei das Unternehmerleben.382 Es habe Konstellationen von 
Preisen gegeben, die nicht immer nachvollziehbar gewesen seien, z.B. einen Aushub für 
einen Rappen. Er habe solches annullieren wollen, aber die Haltung des Kantons sei eine 
andere gewesen. Auf Nachfrage bei den Bauunternehmern hätten diese gemeint, dass sie 
diese Kosten anderswo reingepackt hätten und es ihnen um den Schlussbetrag gehe, der 
stimmen müsse.383 Einige Male hätten sie bei den eingereichten Offerten Auffälligkeiten 
bemerkt und daraufhin mit anderen Kriterien neu ausgeschrieben. Allgemein habe man 
stets interveniert bzw. annulliert, wenn man das Gefühl von Submissionsabsprachen ge-
habt habe. Das sei schon so gewesen, bevor er zum Bezirkschef ernannt worden sei.384 
 
1.2.11. Ehemaliger Leiter kantonales Strassenbaulabor 
 
Der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA war von Ende 1993 bis 2007 bei 
der Zentralverwaltung TBA in der Funktion als Leiter des kantonalen Strassenbaulabors 
tätig. Darüber hinaus war er als Kantonsgeologe angestellt.385 
 
Er selber habe in seiner Funktion keine Submissionen gemacht. Auf die Frage, wie er sich 
erklären könne, dass über viele Jahre Absprachen stattgefunden hätten und niemand von 
der Verwaltung bzw. vom TBA davon gewusst haben soll, gab er vor der PUK zur Ant-
wort, dass man es wohl vermutet habe, auch weil die Preise teilweise nahe beieinander-

                                                 
381 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 26, act. 

28.1.24.2 
382 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 29, act. 

28.1.24.2 
383 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 31, act. 

28.1.24.2 
384 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Fragen 30 ff., act. 

28.1.24.2 
385 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 7, act. 28.1.13.1 
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gelegen seien. Diese Vermutung habe man im TBA auch geäussert. Man müsse aber wis-
sen, dass wenn ein Anbieter zehn Jahre lang im Kanton offeriere, dann wisse er ganz 
genau, wie die anderen offerieren würden.386 Weshalb man im TBA diesem Verdacht 
nicht nachgegangen sei, erklärte der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA 
folgendermassen: «Erstens ist es sehr schwierig, solches nachzuweisen. Zudem braucht 
man im Amt jemanden, der grosse Erfahrung hat oder jemanden aus dem Kader, wenn 
man hier hätte versuchen wollen, dem nachzugehen. Und sie müssen wissen, die Leute 
waren völlig überlastet. […] Damit will ich sagen, dass die Leute nicht zusätzliche Arbeit 
suchten.»387 Zudem sei in Erwägung zu ziehen, dass das TBA, nachdem es erfolglos ge-
gen die Firma L ein Verfahren bei der WEKO in Gang gesetzt hatte, sich vielleicht zwei-
mal überlegt habe, ob es eine weitere Untersuchung gegen Preisabsprachen anstosse.388 
 
1.2.12. Chef Abteilung Strassenbau/Stv. Chef TBA 
 
Der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA arbeitet seit 1995 beim TBA Graubünden. 
Per anfangs 2005 hat er die Leitung der Abteilung Strassenbau übernommen. Seit anfangs 
2002 ist er darüber hinaus Stv. Chef TBA Graubünden.389  
 
Anlässlich seiner Befragung in der AU von Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni gab er 
an, dass er nicht bestätigen könne, dass Preisabsprachen im Baugewerbe und in anderen 
Branchen bis etwa Ende der 1990er Jahre allgemein akzeptiert gewesen seien.390 Im Be-
lagswesen habe man aber etwas gemerkt, weil in den Regionen immer etwa die gleichen 
Unternehmen «vorne» gewesen seien. Das sei dann auch mit dem Departement bespro-
chen worden. Man habe daraufhin eine Meldung an die WEKO gemacht, die ja dann aber 
zum Schluss gekommen sei, dass es keine Auffälligkeiten gegeben habe. «Dementspre-
chend ging es dann im TBA eigentlich so weiter. Was im Departement besprochen wurde, 
weiss ich nicht; aber bei uns ging es weiter wie bis anhin.»391  
 
Auf die Frage, wie er sich erklären könne, dass Submissionsabsprachen in kleinräumigen 
Verhältnissen wie im Unterengadin, wo insbesondere in der Baubranche jeder jeden zu 

                                                 
386 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 45, act. 28.1.13.1 
387 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 46, act. 28.1.13.1 
388 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 48, act. 28.1.13.1 
389 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 38 ff., act. 12.1.2.12 
390 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 79 ff., act. 12.1.2.12 
391 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 115 ff., 125 f., act. 

12.1.2.12 

 

 

 



 - 119 - 

kennen scheine, sich während Jahren hinter dem Rücken der Behörden abspielen konnten, 
führt er aus, dass er es nicht wusste und es ihm nicht einmal mutmassungsmässig zuge-
tragen worden sei. Sie hätten die Anweisung gehabt, gerade weil es nur wenige Unter-
nehmen in der Region gegeben habe, welche gewisse Bauprojekte hätten bewältigen kön-
nen, die Offerten auf Herz und Nieren zu prüfen, was die Preisgestaltung anbelange. Man 
habe entsprechend Einheitspreise geprüft und Preisvergleiche gemacht. Ob hier vielleicht 
Angst im Spiel gewesen sein könnte, weshalb nichts von diesen Absprachen an die Ober-
fläche gedrungen sei, verneinte der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA insoweit, als 
ihm solches nicht zu Ohren gekommen sei.392  
 
1.2.13. Chef TBA Graubünden/ehemaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung 
 
Der Chef des TBA Graubünden begann seine Tätigkeit beim TBA Graubünden im Jahr 
1998 als Chef Abteilung Strassenerhaltung und wurde im April 2015 zum Chef TBA 
Graubünden ernannt. Als Chef Abteilung Strassenerhaltung waren ihm sämtliche Bezirk-
stiefbauämter im Kanton unterstellt.393  
 
Er habe ganz sicher im Jahr 2012 erstmals von verbotenen Submissionsabsprachen der 
Baumeister in Graubünden erfahren. Im Belagswesen habe es schon früher Vermutungen 
gegeben, über welche er aber persönlich erst im Rahmen der Aufarbeitung der Doku-
mente in seiner aktuellen Funktion Kenntnis erhalten habe.394 Dass Bauunternehmer im 
Unterengadin sich über Preise absprechen würden, sei ihm nicht bewusst gewesen; auch 
habe er es nicht geahnt.395 Abgesehen vom Vortritt von A.Q. im Jahr 2009 seien darüber 
hinaus nie aktiv Informationen über Preisabsprachen durch Mitarbeitende des TBA an 
ihn herangetragen worden.396 Auf die Frage, wie er sich erklären könne, dass über viele 
Jahre systematisch Submissionsabsprachen stattgefunden hätten, Mitarbeitende in seinem 
Amt davon gewusst hätten, er aber nichts mitbekommen habe, gab er vor der PUK zur 

                                                 
392 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 429 ff., act. 

12.1.2.12 
393 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 38 ff., act. 12.1.2.3 
394 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Fragen 38 und 41, act. 28.1.25.2 
395 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 39, act. 28.1.25.2 
396 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 43, act. 28.1.25.2 

 

 



 - 120 - 

Antwort: «Diese Frage ist berechtigt. Ich kann ihnen aber keine Antwort darauf geben, 
wirklich nicht.».397 
 
1.2.14. Pensionierter Chef des TBA Graubünden 
 
Der heute pensionierte Chef des TBA Graubünden stiess 1980 zum TBA und wurde im 
Jahr 1985 zum Oberingenieur und Chef TBA Graubünden ernannt. Diese Funktion übte 
er bis zur Pensionierung am 30. März 2015 aus.398   
 
Die Vermutungen, dass Preisabsprachen stattfänden, hätten sich damals aber auf die Be-
lagsunternehmen beschränkt. Dort habe man bereits vor 2000 ein ungutes Gefühl gehabt, 
weil die Preise im Belagswesen hoch gewesen seien. Man habe dann ca. im Jahr 2001 zu 
einer Sitzung mit den Belagsunternehmern eingeladen, an welcher u.a. der Regierungsrat 
anwesend gewesen sei. Weil sich bezüglich der Preise nichts verändert habe, sei dann 
eine Meldung an die WEKO erfolgt. 
 
Dass auch Bauunternehmen die Preise absprechen würden, habe er weder gewusst noch 
geahnt.399 Das erste Mal, dass er davon erfahren habe, sei im Rahmen der Information 
des Chefs des TBA Graubünden über den Vortritt von A.Q. in Chur im Herbst 2009 ge-
wesen. Zudem meine er, sei aber nicht ganz sicher, dass A.Q. bereits vorher im Sommer 
angekündigt habe, dass er beim Bezirkstiefbauamt Informationen platzieren möchte.400 
Es sei für ihn selber erstaunlich, dass trotz seiner vielen Kontakte bei seiner Tätigkeit mit 
Gemeinden, Politikern, Organisationen, Privatpersonen und Mitarbeitenden nie jemand 
auf ihn zugekommen sei und auf Absprachen bei Submissionen hingewiesen habe. Ins-
besondere habe er dies angesichts der Selbstdeklaration und der strengen WEKO-Sankti-
onsmöglichkeiten nicht für möglich gehalten. Es sei für ihn eine riesengrosse Enttäu-
schung gewesen bzw. er sei entsetzt darüber, dass die Unternehmer als Partner des Bau-
herrn, den Kanton und das TBA derart hintergangen hätten. Er führte weiter aus, dass das 
TBA und er persönlich stets von allen sehr positiv beurteilt worden seien, u.a. auch von 
vielen Vertretern der GPK des Grossen Rates oder der FIKO, welche die gute und straffe 
Führung des TBA in einem Bericht zuhanden Grossen Rates festgehalten habe. Der Blick 

                                                 
397 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 45, act. 28.1.25.2 
398 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2020, Zeilen 37 ff., act. 

12.1.2.6 
399 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 21, act. 28.1.21.2.1 
400 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 20, act. 28.1.21.2.1 
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aufs Ganze dürfe nicht verloren gehen. Wichtig sei auch, dass die Angelegenheit nicht 
aus heutiger Optik mit dem heutigen Wissen betreffend Absprachen beurteilt werde.401 
 
Auf Vorhalt der Aussagen des pensionierten Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA 
bezüglich seiner Vermutungen402 gab er zur Antwort, dass er ihm darüber nicht berichtet 
habe, obschon er sehr lange bei ihnen im TBA gewesen sei, und fügt an: «Er führt aus, 
dass sie es vermutlich immer noch machen und ich meine, er hätte zu mir kommen müs-
sen. Wir hätten dann aber Fakten haben müssen, dem hätten wir nachgehen können. Denn 
die Fakten hätten wir gebraucht, wie auch die WEKO Fakten braucht.»403 Auch das Wis-
sen des pensionierten Mitarbeiters 2 des TBA Bezirk 4 Scuol sei nie bis zu ihm gelangt.404 
Er sei persönlich aufgrund des Arbeitsumfangs gezwungen gewesen, Aufgaben zu dele-
gieren und auf die Zuverlässigkeit und Fachkompetenz der Mitarbeitenden zu vertrauen. 
Er habe jedoch verlangt, immer und unbedingt über wichtige und spezielle Vorkomm-
nisse und Probleme informiert zu werden.405 
 
1.2.15. Chef des HBA Graubünden 
 
Der Chef des HBA übt seit anfangs 2002 die Funktion des Kantonsbaumeisters und Chef 
HBA Graubünden aus. Von 1992 bis 2002 war er beim HBA Projektleiter im Beitrags-
wesen und Wettbewerb. 
 
Zum ersten Mal habe er von Submissionsabsprachen im Zusammenhang mit dem Werk-
hof in Ilanz gehört. Das Verfahren sei abgebrochen worden, weil die Preise zu hoch ge-
wesen seien. Das habe sich ungefähr im Jahr 2003/2004 abgespielt. Geahnt habe er vorher 
nicht, dass sich die Bauunternehmen bei Submissionen absprechen bzw. Vermutungen 
von Absprachen hätte man zwar schon lange gehabt, aber keine gesicherten Hinweise. Es 
sei etwa wie ein Märchen gewesen, das man geglaubt habe oder eben nicht. Sie seien 
deshalb erschüttert gewesen, als sie davon Kenntnis erhalten hätten. Es sei bei ihrer Tä-

                                                 
401 Einleitende Bemerkungen von pensionierter Chef TBA Graubünden anlässlich seiner Befragung vom 

30.10.2020, act. 28.1.21.2.2 
402 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 173, 

639 ff., act. 12.1.2.7 
403 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 23, act. 28.1.21.2.1 
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tigkeit nie Thema gewesen, dass man die ganze Zeit von den Bauunternehmen hintergan-
gen werde.406 A.Q. sei beim TBA in Erscheinung getreten. Zum HBA sei niemand ge-
kommen und habe Hinweise gegeben.407 
 
1.2.16. Pensionierter Chef des AWN Graubünden 
 
Der pensionierte Chef des AWN startete seine Tätigkeit beim Kanton im Jahr 1984 als 
akademischer Mitarbeiter beim Forstinspektorat. Nach verschiedenen Stationen inner-
halb des AWN wurde er im Jahr 2006 als Chef AWN gewählt. Diese Funktion übte er bis 
zu seiner Pensionierung Mitte 2020 aus.408  
 
Er habe zum ersten Mal von Submissionsabsprachen der Bauunternehmen im Kanton 
Graubünden ca. im Jahr 2018 aus den Medien erfahren. Er habe nichts geahnt, auch wenn 
man dazu nicht viel Fantasie bräuchte. Auf die Frage, wie er sich erklären könne, dass im 
Kanton über viele Jahre systematisch Submissionsabsprachen stattgefunden hätten, er 
aber davon nichts mitbekommen habe, gab er vor der PUK zur Antwort, dass wenn er 
irgendwelche konkreten Anhaltspunkte gehabt hätte, hätte er reagieren müssen. Das wäre 
ganz klar gewesen. Er habe aber keine konkreten Anhaltspunkte gehabt.409  
 
1.2.17. Submissionsjurist im Departementssekretariat BVFD 
 
Der Submissionsjurist des BVFD ist seit 2005 als juristischer Mitarbeiter beim BVFD 
tätig und betreut in dieser Funktion die Dienststellen des Departements und die Gemein-
den insbesondere in submissionsrechtlichen Fragestellungen.410 Seit Einführung der so-
genannten «Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen sowie für die Ent-
gegennahme von Korruptionshinweisen», welche beim heutigen DIEM angesiedelt ist, 
ist er zudem die diesbezügliche Ansprechperson. 
 
In der Befragung vor der PUK führte er aus, dass er, bevor er von den Submissionsab-
sprachen von den Bauunternehmen im Kanton erfahren habe, keine diesbezüglichen An-
haltspunkte gehabt habe.411 Von den ihm vorgehaltenen Dokumenten (Umfrage der 

                                                 
406 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Fragen 27 f., act. 28.1.18.3  
407 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 43, act. 28.1.18.3 
408 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 9, act. 28.1.19.3 
409 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Fragen 23 ff., act. 28.1.19.3 
410 Protokoll Befragung AU Submissionsjurist BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 43 ff., act. 12.1.2.9 
411 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 13 f., act. 28.1.20.3 
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Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltschutzdirektoren-Konferenz [BPUK] samt 
Fragebogen412, Aktennotiz TBA Graubünden vom 23.05.2000 betreffend Preis- bzw. Ge-
bietsabsprachen413) bzw. dass 18 von 26 Kantonen, darunter auch der Kanton Graubün-
den, im Jahr 2000 Preisabsprachen vermutet hätten, habe er im Rahmen der im vorliegen-
den Zusammenhang erfolgten Aktensichtung Kenntnis erhalten. Vom Vortritt von A.Q. 
beim TBA Graubünden im Jahr 2009 bzw. Indizien auf Submissionsabsprachen im Un-
terengadin habe er erstmals aufgrund von Unterlagen, die im Juni 2012 im Verfahren vor 
Verwaltungsgericht Graubünden (Verfahren U 12 49) eingegangen seien, erfahren.414 

1.2.18. Pensionierter Departementssekretär BVFD 

Der pensionierte Departementssekretär des BVFD wurde Ende 1987 zum Departe-
mentssekretär BVFD ernannt und blieb in dieser Funktion bis zu seiner Pensionierung 
anfangs 2018. 

Anlässlich seiner Befragung in der AU von Prof. Dr. Stöckli und Prof. Dr. Hänni gab er 
an, dass sie nicht das Gefühl gehabt hätten, es fänden regelmässige Preisabsprachen statt. 
Ausser bei den Belagsunternehmen, der Firma L, dort habe man es festgestellt. Sie hätten 
es seiner Meinung nach auch nicht merken können, auch nicht nach 2009. Erst im Rah-
men eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, in welchem A.Q. entsprechende Unter-
lagen eingereicht habe, habe man es erfahren. Dies sei im Sommer 2012 gewesen.415 
Auch im TBA sei man nicht davon ausgegangen, dass Submissionsabsprachen stattfän-
den. Aufgrund des Austauschs, der offenen Türen und der loyalen Mitarbeitenden hätten 
sie davon ausgehen dürfen, dass gemeldet worden wäre, wenn etwas gewesen wäre. Wei-
ter fügt er an: «Sie dürfen davon ausgehen, dass der Oberingenieur im Tiefbauamt, Herr 

aber auch Herr  die waren sensibilisiert, die wären ganz sicher gekom-
men, wenn etwas gewesen wäre.»416 

412 Auswertung und Bericht BPUK über Preisabsprachen, act. 3.6.2.6, Fragebogen BPUK über Preisab-

sprachen, act. 3.6.2.5 
413 Aktennotiz TBA Graubünden vom 23.05.2000 betr. Preis- bzw. Gebietsabsprachen, act. 3.6.2.2 
414 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 13, 30 f., act. 28.1.20.3; vgl. 

Protokoll Befragung AU Submissionsjurist BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 157 ff., act. 12.1.2.9 
415 Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 195 ff., 

act. 12.1.2.8 
416 Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 217 ff., 

act. 12.1.2.8 
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1.2.19. Ehemaliger Departementsvorsteher BVFD und heutiger Ständerat 
 
Stefan Engler (CVP) war von 1999 – 2010 Regierungsrat und Departementsvorsteher des 
BVFD. Seit 2011 vertritt er den Kanton Graubünden als Ständerat. 
 
Anlässlich der Befragung durch die PUK führte Stefan Engler aus, dass er mit der Einlei-
tung der WEKO-Verfahren zum ersten Mal Kenntnis davon erlangt habe, dass Bauunter-
nehmen im Kanton Graubünden in Preisabsprachen verwickelt seien.417 Während seiner 
Amtszeit habe kein einziger Mitarbeiter, kein einziger Vertreter einer Gemeinde und auch 
nie ein Ingenieur, der für den Kanton Aufträge ausgeführt, Devis gemacht und Offerten ge-
prüft habe, ihm angezeigt, dass Absprachen stattfänden.418 
 
Zu den Vermutungen über Preisabsprachen im Belagswesen im Jahr 2000 führte Stefan 
Engler aus, dass Absprachen vermutet worden seien, weil im Belagswesen nicht erklär-
bare Preissprünge wahrgenommen worden seien. Man habe dann entsprechend reagiert 
und z.B. Verfahren abgebrochen oder Anbieter ausgeschlossen.419 Aus der internen Ak-
tennotiz vom 27. Juni 2000420 sei ersichtlich, dass er von Beginn weg an der Aufklärung 
dieser Vermutungen interessiert gewesen sei und die rechtlichen Möglichkeiten in diesem 
Zusammenhang abgeklärt haben wollte.421 Dass sich Bauunternehmen in gleicher oder 
ähnlicher Weise verhalten und sich zu Preisabsprachen treffen würden, habe er nicht ver-
mutet. Er habe eher das Gefühl gehabt, dass sich die Unternehmungen «bis aufs Blut 
bekämpfen» würden, statt Absprachen zu treffen. Er sei auch überzeugt, dass wenn das 
Wissen vorhanden gewesen wäre, man die entsprechenden Konsequenzen gezogen hätte; 
es gäbe seiner Meinung nach aus Sicht des TBA keinen Grund, nicht zu reagieren.422  
 
1.2.20. Departementsvorsteher BVFD 
 
Mario Cavigelli (CVP) ist seit anfangs 2011 Regierungsrat und Departementsvorsteher 
des BVFD (heute DIEM). Von 2000 – 2010 war er Mitglied des Grossen Rates. 
 
 

                                                 
417 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 13, act. 28.1.22.3.1 
418 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 19, act. 28.1.22.3.1 
419 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 14, act. 28.1.22.3.1 
420 Interne, vertrauliche Aktennotiz BVFD vom 27.06.2000, act. 2.3.1.1 
421 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 14, act. 28.1.22.3.1  
422 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 16 ff., act. 28.1.22.3.1 
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Zum ersten Mal von Submissionsabsprachen der Bauunternehmer im Kanton habe er im 
Juni 2012 gehört. Auf die Frage der PUK, ob er geahnt habe, dass sich Bauunternehmen 
im Kanton absprechen, bevor er davon erfahren habe, antwortete er, dass es immer wieder 
mal ein Thema gewesen und kolportiert worden sei, dass unter den Baumeistern und ge-
nerell im Gewerbe Absprachen stattfänden. Er habe sich aber nicht vorstellen können, 
dass sich Bauunternehmen in dieser Weise gegenüber dem Kanton verhalten würden, zu-
mal sie diesem gegenüber in einer gewissen Abhängigkeit ständen und ein Vertrauens-
verhältnis bestehe.423   
 
1.2.21. Ehemaliger Gemeindepräsident Scuol und heutiger Departementsvorsteher 

EKUD 
 
Jon Domenic Parolini (BDP) wurde im Mai 2014 zum Regierungsrat gewählt. Zurzeit ist 
er Vorsteher des Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartements (EKUD). Von 
2000 – 2014 war er Mitglied des Grossen Rates. Im gleichen Zeitraum amtete er als Ge-
meindepräsident von Scuol.  
 
Wie erwähnt, wurde zwar dem Verhalten von Gemeindebehördenmitgliedern und -ange-
stellten – da nicht Adressaten der Untersuchungen der PUK – nicht weiter nachgegangen. 
Jon Domenic Parolini wurde in seiner Funktion als ehemaliger Gemeindepräsident von 
Scuol angesichts der «Nähe» zum Untersuchungsauftrag und des öffentlichen Interesses, 
über im Raum stehende schwerwiegende Vorwürfe gegenüber einem amtierenden Regie-
rungsmitglied gleichwohl in die Untersuchungen einbezogen.424 
 
Auf die Frage, wann er das erste Mal von Submissionsabsprachen gehört habe, gab er vor 
der PUK zur Antwort, dass er das nicht mehr genau wisse. Im Laufe der Jahre – nicht nur 
im Unterengadin – sei es immer wieder punktuell Thema gewesen bzw. sei gemunkelt 
worden, dass abgesprochen würde. Mit den Möglichkeiten, die sie in der Gemeinde ge-
habt hätten, habe man versucht sensibilisiert zu sein. Man habe die Offerten angeschaut, 
hinterfragt und den Vergleich gezogen mit dem Kostenvoranschlag. Stichhaltige Hin-
weise oder gar Beweise hätten sie lange keine gehabt. Es sei auch eine Vertrauenssache 
gegenüber den Ingenieurbüros gewesen. Diese würden eine wichtige Arbeit für die Ge-
meinde ausführen, weshalb man hätte erwarten dürfen, dass diese ihre Fühler ausstrecken. 
Man habe ein grosses Vertrauen auch in die Ingenieurbüros gehabt.425  
 

                                                 
423 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 21, act. 28.1.26.2 
424 Vgl. dazu die Ausführungen unter A.III.1.3 
425 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Fragen 18 und 35, act. 28.1.6.1.9 
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1.2.22. Zusammenfassende Erkenntnisse aus den Aussagen der verwaltungsinternen 
Personen und Regierungsmitglieder 

 
Zunächst lässt sich festhalten, dass zwischen den Kenntnissen bezüglich der Submissi-
onsabsprachen unter Belagsfirmen und jenen der Bauunternehmer im Unterengadin zu 
unterscheiden ist. Verbreitet schienen das Wissen oder die Vermutungen bezüglich Ab-
sprachen unter den Belagsfirmen in den 1980er Jahren bis anfangs der 2000er Jahre ge-
wesen zu sein. 426 Im Kontext der Absprachen der Belagsfirmen wurde denn auch regel-
mässig argumentiert, dass der Kanton daraufhin eine Meldung an die WEKO gemacht 
habe, die jedoch zum Schluss gekommen sei, dass es keine Auffälligkeiten gegeben 
habe.427 Erstaunlich ist in diesem Zusammenhang, dass der heutige Chef des TBA und 
damals Chef Abteilung Strassenerhaltung (damit waren ihm sämtliche Bezirkstiefbauäm-
ter im Kanton unterstellt) davon erst im Rahmen der Aufarbeitung der Dokumente in 
seiner aktuellen Funktion Kenntnis erhalten hat.428 
 
Demgegenüber äussern sich die befragten Personen bezüglich der Submissionsabspra-
chen der Bauunternehmer im Unterengadin differenzierter. Zahlreiche Mitarbeitende un-
terschiedlicher Stufen und Dienststellen innerhalb des BVFD gaben an, dass früher, d.h. 
noch im alten Jahrhundert, Preisabsprachen allgemein bekannt gewesen seien. Viele da-
von stellten auch nicht in Abrede, dass die Bauunternehmer vermutlich nach der Revision 
des Kartellgesetzes miteinander geredet hätten; anschaulich dazu etwa der Chef des TBA 
Bezirk 4 Scuol, welcher aussagte, dass es ja klar gewesen sei, dass die Unternehmer hie 
und da ein bisschen miteinander geredet hätten bzw. es wäre blauäugig gewesen, nicht 
davon auszugehen. Regelmässig taten die befragten Personen derartiges jedoch als Ge-
rücht ab und stellten sich häufig auf den Standpunkt, dass man weder Hinweise noch 
Beweise dafür erhalten habe, aufgrund welcher man hätte Rückschlüsse ziehen müssen, 
dass Submissionsabsprachen systematisch vor sich gehen würden. Sie alle zeigten sich 
überrascht bis enttäuscht oder gar schockiert über die Machenschaften der inzwischen 
aufgedeckten Kartelle.  

                                                 
426 Ein Verbot unzulässiger Wettbewerbsabreden sah allerdings erst das Kartellgesetz 1995, welches am 

17. Juni 1966 in Kraft trat, vor, vgl. C.IV.6  
427 So etwa der Chef Abteilung Strassenbau TBA, vgl. dazu Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Stras-

senbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 115 ff., act. 12.1.2.12 
428 Der Chef TBA Graubünden führte dazu in seiner Stellungnahme vom 14. April 2021 aus, dass die ent-

sprechenden Akten als vertraulich eingestuft worden seien und an das vorgesetzte Departement adressiert 

gewesen seien, Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

14.04.2021, S. 11, act. 33.2.36.1 
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Anders hingegen der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA und der 
pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol, welche während ihren Tätigkeiten in 
den 1980er Jahren – also noch vor Inkrafttreten des Kartellgesetzes 1995429 – in der pri-
vaten Baubranche selber Absprachen erlebt hatten und anschliessend mit Blick auf die 
vorliegende Untersuchung Schlüsselpositionen besetzten; Der pensionierte Mitarbeiter 2 
des TBA Bezirk 4 Scuol, als langjähriger Mitarbeiter im TBA Bezirk 4 Scuol und folglich 
inmitten des Geschehens des Baukartells im Unterengadin, der pensionierte Mitarbeiter 
der Zentralverwaltung des TBA als Mitarbeiter bei der Zentralverwaltung TBA – und wie 
vom pensionierten Chef des TBA Bezirk 1 Chur ausgeführt – die Anlaufstelle für alle 
Bezirke im Kanton, was bedeutet, dass alle Submissionen über seinen Tisch gelaufen sind 
und er folglich einen riesigen Überblick im Kanton hatte. 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol führte anschaulich aus, dass man 
zwar im Dorf bzw. in der ganzen Talschaft darüber redete, es viele aber nicht hätten glau-
ben wollen. Für ihn war es keine Überraschung, als A.Q. ab 2006 ihm über die Submis-
sionsabsprachen im Unterengadin erzählte. Er selber erachtete es als etwas Unrechtes, 
sah sich jedoch nicht in der Lage, etwas dagegen tun zu können. So bezeichnete er die 
Absprachen als «heisses Eisen», bei welchem man sich nicht habe die Finger verbrennen 
wollen. Eigentlich habe man es nicht genauer wissen wollen, auch wenn man durch indi-
rekte Information wusste, dass etwas nicht koscher war. Seinen Angaben zufolge sprach 
er mit anderen Mitarbeitern des TBA Bezirk 4 Scuol darüber und «selbstverständlich» 
auch mit dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol. Der «Tenor der Gespräche» sei gewesen, 
dass man wusste, dass etwas lief, aber nicht genau was. Diesen Aussagen stehen die Aus-
sage des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol gegenüber, welcher bestreitet, dass der pensio-
nierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol mit ihm darüber gesprochen habe, aber auch 
jene von anderen Mitarbeitern des TBA Bezirk 4 Scuol, welche ebenfalls verneinen, kon-
krete Hinweise gehabt zu haben.  
 
Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA sagte aus, dass es bei den 
Bauunternehmen immer Unsicherheiten gegeben habe, da es verdeckter gewesen sei als 
bei den Belagsunternehmen. Das TBA habe aber schon versucht, etwas dagegen zu un-
ternehmen. Offenbar schien man nach Ausreissern bei den Preisen Ausschau zu halten 
und brach in Einzelfällen die Verfahren ab. Jedenfalls habe man gewusst, dass die Bau-
unternehmer wieder miteinander sprechen, wenn die Preise jeweils etwas höher gewesen 
seien. Auch stiess er z.T. auf Hinweise in den Offerten auf Preisabsprachen. Gleich wie 
der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol hat er sich jedoch nicht in der 

                                                 
429 Vgl. C.IV.6 
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nicht sein, dass der Beton in Ramosch teurer ist als in Scuol, obwohl der Lieferweg kürzer 
war. Die   darauf angesprochen, meinte, man müsse schauen, man wolle 
den Auftrag in Scuol. Auf jeden Fall will ich sagen, dass als Architekt oder Ingenieur man 
rasch merkte, was unter den Bauunternehmungen abgeht. Man hätte blind sein müssen, 
wenn man es nicht gemerkt hätte. Als Beispiel ein Fall, den ich mit einem Nachbarn erlebt 
habe, der bei der Firma  arbeitet. Im Rahmen der Offerten hat die Firma 

  zu 20% günstiger offeriert als die anderen. Als ich ihn darauf angesprochen 
habe, meinte er, dass er respektive die Firma  nicht billiger offerieren dürfen, 
sonst gebe es keine Arbeit mehr mit der Firma  dort. Die Situation war klar, man 
wusste es einfach. Es ist jetzt nicht besser. Alle haben es gewusst und folglich auch wohl 
die Leute im TBA. Die Region ist einfach zu klein, dass man es nicht hätte mitbekommen 
müssen. Als weiteres Beispiel, als ich einfach bei der Firma   eine Sitzung 
betreffend Ausmasskontrolle hatte, sah ich, wie alle Vertreter der Bauunternehmungen 
aus einem Büro kamen. Es war klar, dass es nicht um ein Klassentreffen ging. Auf meine 
Nachfrage hin, sagte man mir, dass es nur eine Sitzung des Baumeisterverbands sei. Dar-
über hat man gesprochen. Alle wussten davon.»433 
 
Seiner Meinung nach sei es zwar auch für Fachleute im Einzelnen anhand der Offerten 
schwierig, Absprachen festzustellen. Es werde aber viel mit der Installationspauschale 
gespielt. Hier habe es aber Unterschiede gegeben. Vereinzelte hätten diese Pauschale 
hoch angesetzt und hätten bei den Einzelpreisen tiefer offeriert und umgekehrt. Auffällig 
sei es jedenfalls im erwähnten Fall mit der Firma E in Ramosch gewesen. Dort habe man 
den Eindruck erhalten, dass die Offerten nicht seriös ausgefüllt worden seien bzw. einfach 
eingereicht wurden, damit man mitofferiert habe. Und wenn man mal nachgefragt habe, 
weil der Preis viel höher gewesen sei, habe man zur Antwort bekommen, dass es in Ord-
nung sei, wenn man den Zuschlag nicht erhalte. Das Interesse sei dann offensichtlich 
gering gewesen, die Arbeit zu bekommen.434 
 
1.3.2. Architekt im Unterengadin 
 
Architekt 2 ist ein weiterer, seit zahlreichen Jahren im Unterengadin tätiger Architekt. 
Dabei handelt es sich um den Ehemann der bei den Untersuchungen der PUK zu den 
Polizeieinsätzen gegen A.Q. involvierten Person, der Teamleiterin eines Regionalen So-
zialdienstes.435  
 

                                                 
433 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 30, act. 28.1.4.2 
434 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 31, act. 28.1.4.2 
435 Protokoll Befragung Architekt 2 vom 26.06.2020, Fragen 8 f., act. 28.1.9.2 
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Auf die Frage, ob er geahnt oder Hinweise gehabt habe, dass sich die Bauunternehmen 
im Unterengadin bei Submissionen absprechen, führte er aus, dass er gehört hatte, dass 
diese zusammen Kaffee trinken, aber nicht mehr. Auch habe er nie gesehen, dass diese 
Gruppe zusammengekommen sei. Er habe sich gedacht, dass die Bauunternehmer in ei-
nem guten Sinne miteinander sprechen würden, d.h. im Sinne einer guten Arbeitsvertei-
lung im Tal, was früher ja Gang und Gäbe war. Von der Systematik sei er aber überrascht 
gewesen.436 
 

1.3.3. Bauleiterin im Unterengadin 
 
Bauleiterin A. ist seit vielen Jahren im Unterengadin tätig. Sie ist die Ehefrau der bei der 
Untersuchungen der PUK zu den Polizeieinsätzen gegen A.Q. involvierten Person, des 
damaligen Chefs der Regionenpolizei Kantonspolizei Graubünden.437 Von 2010 – 2018 
war sie für die FDP Mitglied des Grossen Rates. 
 
Zum ersten Mal von Submissionsabsprachen im Unterengadin habe sie im Herbst 2012 
gehört, als die Intervention der WEKO bei allen Büros, die betroffen gewesen seien, statt-
gefunden habe. Sie selber sei nicht davon betroffen gewesen. Geahnt habe sie davon 
nichts. Ob Personen der Verwaltung oder des TBA Bezirk 4 Scuol von den Absprachen 
gewusst hätten, könne sie nicht beurteilen.438 Bauunternehmer A. sei ein Grossratskollege 
gewesen aus der gleichen Region. Er sei der Chef einer Baufirma, mit welcher sie beruf-
lich ein paar Mal im Zusammenhang eines Auftrags ihrer Kunden zu tun gehabt habe. 
Mit ihm sei sie nie direkt in Kontakt gestanden, sondern nur mit seinen Angestellten. 
Auch privat habe sie nichts mit ihm zu tun gehabt.439 
 
1.3.4. Ehemaliger Gemeindepräsident einer Unterengadiner Gemeinde, ehemali-

ger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA und ehemaliger Grossrat 
 
Der ehemalige Gemeindepräsident war von 1983 – 1998 Gemeindepräsident einer Un-
terengadiner Gemeinde. Zudem war er von 1977 – 1997 Mitglied des Grossen Rates. In 
den Jahren 2002 und 2003 war er Verwaltungsratspräsident der Firma L.Q. SA. Zudem 
amtet er als Richter am Regionalgericht Engiadina Bassa/Val Müstair.  
 

                                                 
436 Protokoll Befragung Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 11, act. 28.1.9.2 
437 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Fragen 8 ff., act. 28.1.16.5 
438 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Fragen 38 ff., act. 28.1.16.5 
439 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Fragen 20 f., act. 28.1.16.5 
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Im Jahr 2006 habe er die Information von A.Q. erhalten, dass A.Q. aus dem Kartell aus-
steigen werde. Vorher habe man es einfach vermutet. Damit konfrontiert worden sei er 
erstmals als Gemeindepräsident. Im Kontext von Bauvorhaben während seiner Amtszeit 
sei ihm dies damals aufgefallen. Man habe die Firmen daraufhin angesprochen, Preisab-
sprachen seien aber abgestritten worden.440  
 
Auffälligkeiten habe er auch im Kontext des Spitalausbaus in Scuol in den 1990er Jahren 
bemerkt. Dieser sei vom Kanton finanziell unterstützt worden. Im submissionsrechtlichen 
Entscheid habe dieser festgehalten, dass er nicht den maximal möglichen Betrag subven-
tioniere. Der Kanton habe dies mit statistischen Erhebungen über die Baupreise im Kan-
ton begründet, und der höchste Preis sei jener in St. Moritz gewesen. Weil nun die Preise 
in der Region höher als in St. Moritz gewesen seien, habe dies der Kanton nicht akzeptiert 
und bloss einen tieferen Gesamtbetrag subventioniert. Der Kanton hätte sich da schon 
fragen müssen, wieso die Preise in Scuol noch höher seien als im 600 Meter höher gele-
genen St. Moritz.441 
 
Im Jahr 2009 sei A.Q. mit einem Stapel Akten (ca. 50-100 Seiten) bei ihm zuhause in 
Samnaun vorbeigekommen und habe ihm die Vorgänge rund um die Preisabsprachen er-
klärt. Er habe daraufhin A.Q. den Ratschlag gegeben, dass er damit zum Kanton gehen 
soll.442  
 
Anlässlich seiner Befragung in der AU führte er aus, dass es entgegen den Behauptungen 
des Bauunternehmers A. nicht stimme, dass Preisabsprachen im Baugewerbe und anderen 
Branchen allseits bekannt gewesen seien. Er als Gemeindepräsident hätte das nie so ak-
zeptiert. Es treffe aber zu, dass sich die Bauunternehmer in Restaurants getroffen hätten. 
Was die aber genau gemacht hätten, sei nicht bekannt gewesen.443  
 
 
 

                                                 
440 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA und ehemaliger Gemeindeprä-

sident Unterengadiner Gemeinde vom 18.06.2019, 452 ff., act. 10.1.1.23.4 
441 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA vom 18.06.2019, Zeilen 633 ff., 

act. 10.1.1.23.4 
442 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA vom 18.06.2019, Zeilen 159 f., 

250 f., act. 10.1.1.23.4 
443 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA vom 18.06.2019, Zeilen 469 ff.; 

491 ff., act. 10.1.1.23.4 
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Auf die Frage, wie er sich erkläre, dass sich Submissionsabreden im Unterengadin wäh-
rend Jahren hinter dem Rücken der Behörden abspielen konnten, führte er in der Befra-
gung der AU aus, dass er sich vorstellen könne, dass man vermutete, «es könnte sein», 
aber nicht in diesem Ausmass und dieser Systematik. Er habe schon seine Zweifel, ob sie 
im Tiefbauamt wirklich gar nichts gewusst hätten.444 
 
1.3.5. Eine an den Submissionsabsprachen im Unterengadin beteiligte Person und 

ehemaliger Grossrat 
 
Bauunternehmer A. ist Verwaltungsratsmitglied bei der der Firma A, der Firma C, der 
Firma F und der Firma D und Teilhaber der Firma A.  
Von 2000 – 2014 war er Mitglied des Grossen Rates und während 16 Jahren im Vorstand 
des GBV sowie von ca. 1995 bis 2016/2017 rund 20 Jahre Präsident der GBV-Sektion 
Unterengadin/Val Müstair. 
 
Zu den Kartellabsprachen führte er aus, dass es sich nicht um ein abgeschlossenes System 
gehandelt habe – nicht immer nur dieselben Unternehmen hätten sich getroffen – und 
deshalb der Begriff Kartell seiner Meinung nach nicht zutreffe.445 Die Firma A habe sich 
aber seit den 1960er Jahren an Submissionsabsprachen beteiligt. Grundlage sei das Wett-
bewerbsreglement des Baumeisterverbands gewesen, welches für alle Firmen in der 
Schweiz verbindlich gewesen sei.446  
 
Auf die Frage, ob die Praxis der Submissionsabreden auch den Behörden nach 2004 be-
kannt gewesen sei, gab Bauunternehmer A. an, dass es bis 2003 wirklich allgemein be-
kannt gewesen sei, ab diesem Zeitraum hingegen eher nicht. Man habe sich früher sogar 
in öffentlichen Restaurants getroffen. Ab 2004 hätten die Bauunternehmer aber schon 
Wind davon bekommen, dass dies kartellrechtlich nicht in Ordnung sei.447 
 
Im GBV sei dies eine offene Sache gewesen, und einmal sei von einer Firma dieser Bau-
meister gekommen, einmal der andere. Der Baumeisterverband habe das systematisch 
organisiert. Bei ihnen habe es zehn, fünfzehn Bauführer gegeben, vielleicht ein Drittel 

                                                 
444 Protokoll Befragung AU ehemaliger Verwaltungsratspräsident L.Q. SA vom 18.06.2019, Zeilen 633 ff., 

act. 10.1.1.23.4 
445 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 21, act. 28.1.11.3 
446 Vgl. dazu E.I.2.11.1. 
447 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 244 ff., 250 ff., act. 12.1.2.11 
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habe von den Absprachen gewusst. Kantonsweit sei dies überall etwa gleich gewesen. 
Was den Verwaltungsrat anbelange, so sei bei ihnen Geschäftsführer und Verwaltungsrat 
in einer Person vereint gewesen. Bei der Firma E hingegen sei der Verwaltungsrat nicht 
operativ, da wisse er nicht, was der Verwaltungsrat gewusst habe.448 
 
Auf die Frage der PUK, ob die Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol, aber auch Poli-
tiker im Unterengadin geahnt hätten, dass sich Bauunternehmen im Unterengadin abspre-
chen, antwortet er: «Das kann ich nicht wirklich beantworten. Gewisse Exponenten wuss-
ten vielleicht mehr, andere weniger. Festhalten kann ich, dass diese Vorversammlungen 
nicht ganz unbekannt waren.»449 Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol 
z.B. habe von den Absprachen gewusst, weil er von einem Bauunternehmen zum TBA 
gewechselt habe. Es gebe auch viele weitere Beispiele, er nenne aber keine weiteren Na-
men. Er könne zudem auf die Sektionsversammlungen des GBV verweisen, an welchen 
diverse Behördenmitglieder, Mitarbeiter der Verwaltung und Gemeindepräsidenten an-
wesend gewesen seien. Dort habe man miteinander gesprochen. Im Rahmen des rechtli-
chen Gehörs ergänzte der Bauunternehmer A., es sei unumgänglich und komme immer 
wieder vor, dass beim Kaderpersonal Leute aus den Unternehmungen zum Kanton wech-
seln, oder umgekehrt. Deshalb sei die Wahrscheinlichkeit gross, dass die Praxis der Sub-
missionsabreden, welche nicht nur im Unterengadin, sondern im ganzen Kanton ähnlich 
gewesen sei, auch z.T. den Behörden bekannt gewesen sei.450 
 
Konfrontiert mit dem Vorwurf der PUK, dass er während der Zeit des Wirkens des Bau-
kartells Mitglied des Grossen Rates gewesen sei und parallel rechtswidrige Preisabspra-
chen getätigt habe und folglich seine politische Verantwortung gegenüber dem Kanton 
und seinen Bürgerinnen und Bürgern nicht wahrgenommen habe, antwortete er: «Man 
hat es nicht so wahrgenommen damals. Wie erwähnt, man hat es nicht als Kartell be-
trachtet, sondern als Usanz im Baugewerbe. Die Preise haben bei uns aber immer ge-
stimmt. Die waren in Ordnung und marktgerecht. Die öffentliche Hand ist meiner Mei-
nung nach nicht zu Schaden gekommen, obwohl das Handeln rechtswidrig war, was be-
dauerlich ist.»451 
 

                                                 
448 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 215 ff., act. 12.1.2.11 
449 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 43, act. 28.1.11.3 
450 Stellungnahme Bauunternehmer A. vom 23.04.2021, S. 6, act. 33.2.45.2 
451 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 73, act. 28.1.11.3 
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1.3.6. Eine weitere an den Submissionsabsprachen im Unterengadin beteiligte Per-
son 

 
Bauunternehmer B. war im Zeitraum ab 2002 bis zu deren Liquidation im Jahre 2012 der 
Geschäftsführer und Gesellschafter der Bau- und Transportfirma Firma B. Er hatte sich 
ab 2004 aktiv an den Submissionsabsprachen im Unterengadiner Kartell beteiligt.452 
 
Auf die Frage der PUK, ob die Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol oder Politiker 
seiner Meinung nach gewusst hätten, dass sich Bauunternehmen im Unterengadin abspre-
chen, antwortet er, dass diese vielleicht Vermutungen gehabt hätten; er könne es aber 
nicht mit Sicherheit sagen.453 A.Q. habe versucht, Leute vom TBA einzubinden. A.Q. 
habe den pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol als Patenonkel für eine 
Tochter gewählt. A.Q. habe so vermutlich versucht, an Informationen zu kommen, die 
andere nicht hatten. Insofern sei eine Verbindung in die Verwaltung vorhanden gewesen. 
Was die Politiker betreffe, wisse er auch nicht genau, denke aber schon, dass die etwas 
geahnt hätten.454 
 
1.3.7. Eine an den Submissionsabsprachen im Belagswesen beteiligte Person  
 
Hinweisgeber B. war über einen langen Zeitraum Geschäftsführer einer Belagsfirma in 
Graubünden und während rund 20 Jahren selber an Submissionsabsprachen beteiligt. Bei 
dieser Person handelt es sich um einen im Rahmen der WEKO-Untersuchung i.S. Bau-
leistungen Graubünden (Untersuchung 22-0457) befragten Zeugen. Nachdem die WEKO 
ihn auf Ersuchen der PUK kontaktiert und die Rückmeldung erhalten hatte, dass er unter 
der Zusicherung von Schutzmassnahmen bereit sei, an der Untersuchung mitzuwirken, 
wurde er schriftlich befragt.455 Hinweisgeber B. legte daraufhin glaubhaft dar, dass er 
durch die Mitwirkung im Verfahren mutmasslich einem schweren Nachteil ausgesetzt 
würde, wenn seine Identität publik würde. Deshalb gewährte ihm die PUK in der Folge 
die Schutzmassnahmen. Hinweisgeber B. betonte, dass sich seine Aussagen ausschliess-
lich auf den Bereich der Belagsarbeiten beziehen. Dazu würden im Strassenbau die letz-
ten 20 cm Koffermaterial, die Randabschlüsse und alle Asphaltbetonarbeiten zählen. Die 

                                                 
452 Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Fragen 9, 20, act. 28.1.15.2 
453 Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Fragen 9 und 20, act. 28.1.15.2 
454 Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Fragen 45 und 47, act. 28.1.15.2 
455 Aktennotiz Telefonat mit WEKO vom 9.10.2020, act. 11.2.7.21. Mit einer persönlichen Befragung war 

Hinweisgerber B. nicht einverstanden.  
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Unternehmen für Belagsarbeiten hätten ihre Absprachen im Jahr 2009 teilweise und im 
Jahr 2010 vollständig eingestellt.456 
 
Gründe für Submissionsabsprachen seien aus seiner Sicht gewesen, dass jeder auf den 
einen oder anderen Auftrag habe hoffen können und so seine Ressourcen besser einplanen 
konnte.457 Im Rahmen der schriftlichen Befragung führte er aus, dass der GBV bei den 
Absprachen im Belagswesen keine Rolle gespielt habe. Die Submissionsabsprachen seien 
nur innerhalb der Mitglieder der Vereinigung Bündnerischer Unternehmen für Strassen-
bau (VBU) ohne irgendwelches Zutun des GBV erfolgt.458 Mitarbeitende des TBA seien 
bei den Submissionsabsprachen soweit ihm bekannt sei, nicht involviert gewesen, d.h. 
«am Tisch» seien diese nie gesessen. Es habe aber zum einen Kadermitarbeitende gege-
ben, die von den Unternehmen zum TBA gewechselt hätten und folglich Kenntnis gehabt 
hätten. Zum anderen habe es seiner Erinnerung nach beim Ausmessen oder an der Bege-
hung ab und zu Bemerkungen von Bauleitern des TBA gegeben im Sinne von «ihr Be-
lägler macht das besser als die Baumeister und schützt eure Preise» oder «ihr Belägler 
redet ja miteinander, ihr habt es gut; das sehe man auch an den Offerten usw.». Es liege 
aber schon Jahre zurück und er wolle keine konkreten Namen nennen, weil er es auch 
nicht beweisen könne. 459, 460 Schliesslich hätte man wohl auch an den Offerten merken 
können, weil bei fast jedem Objekt die Differenz zwischen den Erst-, Zweit- und Dritt-
rangierten gleich gewesen sei. Weil z.B. im Ober- oder Unterengadin nur wenig Submit-
tenten um die Aufträge gebuhlt hätten, hätte dies auffallen müssen. Das beschriebene 
Muster habe es zwar auch in anderen Gebieten gegeben, aber nicht so deutlich wie im 
Engadin. Ab 2002 sei es allerdings immer schwieriger geworden, diese Systematik fest-
zustellen, weil Einflüsse von «Dritten» sowie Unterbrüche der Absprachen wegen Strei-
tigkeiten innerhalb der VBU Einfluss auf die Offerteingaben gehabt hätten.461 
 
1.3.8. Zusammenfassende Erkenntnisse aus den Aussagen der verwaltungsexternen 

Personen 
 
Mit Ausnahme der Bauleiterin, welche anlässlich ihrer Befragung vor der PUK vor allem 
dadurch aufgefallen war, dass sie wenig aussagekräftig Auskunft gab, deuten die Aussa-

                                                 
456 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 15, act. 9.2.29.3  
457 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 8, act. 9.2.29.3  
458 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 7, act. 9.2.29.3  
459 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 12, act. 9.2.29.3  
460 Aktennotiz Telefonat mit Hinweisgeber B. vom 22.10.2020, act. 9.2.29.1 
461 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Fragen 8 und 11, act. 9.2.29.3  
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gen der verwaltungsexternen Personen bezüglich den Submissionsabsprachen im Un-
terengadin darauf hin, dass weite Kreise zumindest in der Baubranche Kenntnis hatten, 
dass sich die Bauunternehmer in irgendeiner Form absprechen. Zum einen lässt die Aus-
sage des Bauunternehmers A., dass in seinem Unternehmen «zehn oder fünfzehn Bau-
führer, vielleicht ein Drittel», von den Absprachen gewusst hätten und kantonsweit dies 
überall etwa gleich gewesen sei, diesen Schluss zu. Dafürsprechen aber auch die Aussage 
von Architekt 1, der meinte, als Architekt oder Ingenieur habe man wohl rasch realisiert, 
was unter den Bauunternehmen abgehe und man hätte blind sein müssen, wenn man es 
nicht gemerkt hätte, oder jene von Architekt 2, der ebenfalls wusste, dass die Bauunter-
nehmer zusammenkamen. 
 
Was die Frage betrifft, ob die Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol von den Abspra-
chen Kenntnis hatten, ist bemerkenswert, dass sich beide Mitglieder des Unterengadiner 
Kartells dazu verhalten äussern und eine klare Antwort zu vermeiden scheinen; mit Aus-
nahme der Bezeichnung einer Person, nämlich dem pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA 
Bezirk 4 Scuol, welcher gemäss dem Bauunternehmer A. aufgrund seines Wechsels von 
einem Bauunternehmen zum TBA von den Absprachen gewusst habe.  
 
Der Architekt 1, dem die Absprachen u.a. aufgrund der Offerten aufgefallen waren und 
eine Vorversammlung selber zufälligerweise bemerkt hatte, verweist dagegen in deutli-
chen Worten auf die Kleinräumigkeit der Region und meint vor diesem Hintergrund, dass 
er es sich nicht vorstellen könne, dass die Mitarbeitenden des TBA von Submissionsab-
sprachen nichts mitbekommen hätten.  
 

Auch der ehemalige Gemeindepräsident einer Unterengadiner Gemeinde, Verwaltungs-
ratspräsident der L.Q. SA und Grossrat musste gut vernetzt sein, er hatte schon früh wäh-
rend seiner Amtszeit als Gemeindepräsident Auffälligkeiten bemerkt und folglich Ab-
sprachen vermutet. Wenn auch nicht in diesem Ausmass und mit dieser Systematik, so 
zweifelte er gleichwohl, dass die Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol lange Zeit wirk-
lich gar nichts gewusst haben sollen.  
 
Auch Hinweisgeber B., welcher im Belagswesen selber über eine lange Zeit aktiv an Sub-
missionsabsprachen beteiligt war, verwies auf Kadermitarbeitende, welche von den Un-
ternehmen zum TBA Graubünden gewechselt hätten und folglich Wissensträger gewesen 
seien. Zudem soll es bei Begehungen oder beim Ausmessen ab und zu Äusserungen von 
Bauleitern gegeben haben, die darauf schliessen lassen, dass Kenntnisse von den Abspra-
chen vorhanden waren. Sofern sich diese Personen tatsächlich in der erwähnten Weise 
geäussert haben, ist zudem daraus zu schliessen, dass sie dies offenbar als gegeben hin-
nahmen. Zumindest bis ins Jahr 2002 hätte die Systematik der Offerteingaben schliesslich 
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vor allem im Engadin auffallen müssen, erst später sei es dann aufgrund von externen 
Anbietern schwieriger geworden, diese Systematik zu erkennen. 
 
Festhalten lässt sich angesichts der Aussagen der verwaltungsexternen Personen aber 
auch, dass die PUK keine Hinweise auf eine aktive Beteiligung von Kantonsangestellten 
im Kontext der Submissionsabsprachen in Graubünden gefunden hat. Von einem Mit-
glied des kantonsweiten Strassenbaukartells wurde vielmehr ausgeführt, dass soweit ihm 
bekannt sei, Mitarbeitende des TBA Graubünden bei den Absprachen nie aktiv involviert 
gewesen seien.  
 

2. Vorgefundene Dokumente und Vorgänge 
 
2.1. Bericht der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltschutzdirektoren
 -Konferenz (BPUK) vom Mai 2000 
 
Eine schweizweite Umfrage der BPUK fällt in die gleiche Zeit wie die beiden nachfol-
genden Aktennotizen. Eine im Januar 2000 gestartete Umfrage ergab, dass 18 von 26 
Kantonen, die an der Umfrage teilnahmen, das Vorkommen von Absprachen bestätigten. 
Insbesondere im Bereich Bauhauptgewerbe habe man Preisabsprachen festgestellt oder 
vermutet. Die BPUK kam vor diesem Hintergrund damals zum Schluss, dass Absprachen 
zwar vorkommen würden, diese aber kein beunruhigendes Ausmass angenommen hätten 
und darüber hinaus ohnehin häufig schwierig zu beweisen seien.462 
 
Der Kanton Graubünden hatte an dieser Umfrage ebenfalls teilgenommen. Im Fragebo-
gen vom Mai 2000 gab er an, dass seiner Beurteilung nach gelegentlich Preisabsprachen 
stattfänden, vorwiegend im Tiefbau, konkret im Strassenbau (Belagsarbeiten).463 Weiter 
hielt der Kanton Graubünden fest, dass diese Absprachen durch den Berufsverband orga-
nisiert würden. Bejaht wurde insbesondere die Frage, ob man Kenntnis von Absprachen 
habe, die den Markt im Sinne eines Verstosses gegen das Kartellgesetz verfälschen wür-
den.464 Weiter wurde bejaht, dass dagegen Massnahmen ergriffen wurden, konkret dass 
die Ausschreibung wiederholt und an einen Nichtbeteiligten vergeben werde.465  
 
 

                                                 
462 Auswertung und Bericht BPUK über Preisabsprachen, S. 1, act. 3.6.2.6 
463 Frage 2.5 des Fragebogens BPUK über Preisabsprachen, act. 3.6.2.5 
464 Frage 2.5 des Fragebogens BPUK über Preisabsprachen, act. 3.6.2.5 
465 Frage 2.6 des Fragebogens BPUK über Preisabsprachen, act. 3.6.2.5 
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Eines der wenigen konkreten Beispiele dafür lässt sich in der Ausschreibung für die Be-
lagsarbeiten Crap Sès - Burvagn an der Julierstrasse aus dem Jahr 1999 finden.466 Das 
BVFD brach das Ausschreibungsverfahren ab und vergab die Arbeiten gestützt auf Art. 
3 lit. b SubV im freihändigen Verfahren.467 Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass 
sämtliche eingereichten Offerten gegenüber dem Auftrag aus dem Vorjahr bei der Mehr-
zahl der Positionen erhebliche Preissteigerungen aufwiesen, die sachlich nicht vertretbar 
und nachvollziehbar seien. Es bestehe der «begründete Verdacht, dass die Anbieter un-
zulässige Preisabsprachen getroffen haben».  
 
Diese Umfrage und insbesondere die Antworten des Kantons Graubünden machen deut-
lich, dass man vermutete, dass Absprachen von den Bauunternehmungen getätigt wurden, 
in erster Linie vor allem im Belagswesen. Bemerkenswert erscheint, dass der Kanton da-
von ausging, dass die Submissionsabsprachen «durch den Berufsverband» organisiert 
würden.  
 

2.2. Aktennotiz des Rechtsdienstes des TBA des Kantons Graubünden vom 23. 
Mai 2000 

 
In einer Aktennotiz des Rechtsdienstes des TBA des Kantons Graubünden vom 23. Mai 
2000 werden Möglichkeiten für ein rechtliches Vorgehen gegen vermutete Preis- bzw. 
Gebietsabsprachen erörtert.468 Der Zeitpunkt der Erstellung lässt vermuten, dass diese im 
Nachgang zu der Umfrage der BPUK vom Januar 2000 erfolgte. Der Sachverhalt wird 
dabei wie folgt geschildert: «Die Ergebnisse der Vergabeverfahren des Tiefbauamtes 
Graubünden für Strassenbeläge lässt immer wieder vermuten, dass zwischen den an den 
Submissionen beteiligten Unternehmen Absprachen bezüglich Preis, Mengen oder Ge-
bieten vorgenommen werden.» Zur Rechtslage wird zusammengefasst ausgeführt, unter 
welchen Voraussetzungen Abreden nach Art. 5 KG unzulässig sind und dass bei vermu-
teten Abreden eine Meldung an die WEKO erfolgen kann, welche in der Folge Vorabklä-
rungen vornimmt. Nebst den kartellrechtlichen Massnahmen wird auch die Möglichkeit 
eines submissionsrechtlichen Ausschlusses der betroffenen Unternehmen erörtert. Als 
Schlussfolgerung hält die Aktennotiz vom 23. Mai 2000 fest, dass ein submissionsrecht-
liches Vorgehen aufgrund der schwierigen Beweisbarkeit schwierig sei. Es sei daher eine 
Aussprache mit den betroffenen Firmenvertretern zu organisieren. Dabei könne man 
ihnen mit einer Anzeige beim Sekretariat der WEKO drohen.  

                                                 
466 Mitteilung Verfahrensabbruch und freihändige Vergabe infolge offensichtlicher Preisabsprachen vom 

19.04.1999, act. 3.6.2.1 
467 Vgl. die weiteren Ausführungen zu den Verfahrensabbrüchen unter D.II.1.5. 
468 Aktennotiz TBA Graubünden vom 23.05.2000 betr. Preis- bzw. Gebietsabsprachen, act. 3.6.2.2 
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Aus der Aktennotiz ersichtlich ist, dass diese auf Anfrage von Regierungsrat Stefan Eng-
ler erstellt wurde. Weiter zeigt sich, dass der pensionierte Chef des TBA Graubünden, 
eine Kopie zur Kenntnis erhielt. Bereits aus dem Titel wird deutlich, dass das TBA damals 
Preis- bzw. Gebietsabsprachen der Unternehmen für Strassenbeläge vermutete.  
 
2.3. Interne, vertrauliche Aktennotiz des BVFD vom 27. Juni 2000  
 
Bei dieser rund einen Monat später verfassten – als intern und vertraulich bezeichneten – 
Aktennotiz wird einleitend bemerkt, dass man damit sämtliche denkbaren rechtlichen 
Folgen von Submissionsabsprachen aufzeigen und Massnahmen zur Verhinderung der-
selben darlegen wollte.469 Auch sollte die Abhandlung dazu dienen, das Vorgehen des 
BVFD bei festgestellten Submissionsabsprachen, insbesondere im Bereich Belagsarbei-
ten, festzulegen.  
 

In konzentrierter Form hält die Aktennotiz die Rechtslage nach dem Kartell-, Straf-, Sub-
missions- und Privatrecht hinsichtlich allfälliger Preisabsprachen fest. Neben den recht-
lichen Folgen von Absprachen werden noch weitere dem BVFD zur Verfügung stehende 
Massnahmen und Möglichkeiten abgehandelt, unter anderem ein informelles Gespräch 
mit den involvierten Unternehmen oder sogenannte Bietererklärungen. Mit letzteren si-
chern die Anbieter dem Auftraggeber bei der Eingabe der Angebote zu, keine Submissi-
onsabsprachen getroffen zu haben. Diese Massnahmen wurden jedoch sogleich wieder 
mit der Begründung verworfen, dass damit gegenüber den Unternehmen ein Misstrauens-
votum ausgesprochen würde.470 Ziel eines Treffens sollte sein, den Unternehmen die 
rechtlichen Folgen aufzuzeigen und die Ergreifung von Massnahmen bei weiteren fest-
gestellten und wettbewerbsverzerrenden Absprachen in Aussicht zu stellen. Weiter sollte 
den Unternehmen die Schädlichkeit von Absprachen für den Wettbewerb dargelegt wer-
den.  
 
 
 

                                                 
469 Interne, vertrauliche Aktennotiz BVFD vom 27.06.2000, act. 2.5.1.1 
470 Der ehemalige Submissionsjurist BVFD führte in seiner Stellungnahme vom 14. April 2021 an die PUK 

aus, es hätten gemäss Fachexperten keine hinreichenden Indizien für das Vorliegen von Absprachen vor-

gelegen, welche ein Einschreiten erlaubt oder weiterführende Abklärungen gemäss damaliger Rechtslage 

ermöglicht hätten. Aus diesem Grund sei empfohlen worden, die fraglichen Belagsfirmen im Rahmen eines 

Gesprächs auf die Ergreifung von sanktionierenden Massnahmen im Falle festgestellter Absprachen auf-

merksam zu machen, vgl. E-Mail ehemaliger Submissionsjurist BVFD vom 14.04.2021, act. 33.2.35 
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Unterzeichnet wurde die interne Aktennotiz vom damaligen Oberbauleiter TBA und dem 
ehemaligen Submissionsjuristen des BVFD.471 Eine Kopie ging zur Kenntnis an den da-
maligen Regierungsrat und Vorsteher des BVFD, Stefan Engler, den pensionierte Depar-
tementssekretär BVFD, und den pensionierten Chef des TBA Graubünden.  
 
In der Folge kam es tatsächlich zu einem Treffen zwischen dem BVFD, dem TBA und 
den Geschäftsführern mehrerer Belagsfirmen, was aus einem Einladungsschreiben des 
BVFD vom 28. Juli 2000 an eine dieser Belagsfirmen hervorgeht.472 Demnach hat am 5. 
September 2000 ein informelles Treffen unter dem Thema «Auftragsvolumen und Be-
lagsarbeiten aus Sicht Kanton» stattgefunden. Eingeladen wurde vom Vorsteher des 
BVFD, Stefan Engler.  
 
Regierungsrat Stefan Engler gab anlässlich seiner Befragung vor der PUK bezugnehmend 
auf die Aktennotiz vom 27. Juni 2000 an, dass er von Anfang an daran interessiert gewe-
sen sei, zu wissen, was in dieser Thematik Sache und was die rechtlichen Möglichkeiten 
in diesem Zusammenhang seien. Die Vermutung habe sich auf die Preise bezogen, näm-
lich auf die nicht erklärbaren Preissprünge vor allem im Belagswesen.473, 474 In seiner 
Stellungnahme vom 12. April 2021 ergänzte Stefan Engler, der Grund, dass die Zusam-
menkunft «nur» als «informell» betitelt worden sei, habe darin bestanden, dass keine 
Nachweise für konkrete Verstösse vorgelegen hätten und damit kein Generalverdacht be-
standen habe.475 
 
 

                                                 
471 Verfasst wurde die Aktennotiz gemäss Aussage des damaligen Oberbauleiters TBA vom ehemaligen 

Submissionsjuristen BVFD aufgrund der Berichterstattung des damaligen Oberbauleiters TBA an den da-

maligen Chef TBA und Stefan Engler über den Verdacht auf Preisabsprachen im Belagsbau, verbunden mit 

der Frage nach Einschaltung der WEKO, vgl. Stellungnahme damaliger Oberbauleiter TBA vom 

08.04.2021, act. 33.2.11.  
472 Einladung an Belagsfirma vom 28.07.2000, act. 2.9.22 
473 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 1. Oktober 2020, Frage 16, act. 28.1.22.3.1 
474 Der pensionierte Chef TBA Graubünden führte bereits im Kontext einer Kreditverschiebung von der 

Engadinerstrasse auf die Julierstrasse am 5. Oktober 1999 in einer separaten Begründung für die Kredit-

verschiebung aus, dass die Preise bei den Belagsarbeiten im Jahr 1999 im Vergleich zum Vorjahr markant 

gestiegen seien. Die Belagsofferten seien von Fall zu Fall überprüft und bei offensichtlich überhöhten Of-

ferten entsprechende Massnahmen ergriffen worden. Als Reaktion auf den Preisanstieg habe man auch die 

Ausschreibung der Belagsarbeiten angepasst, act. 3.6.2.3. 
475 Stellungnahme Stefan Engler vom 12.04.2021, S. 3, act. 33.2.21 
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Der pensionierte Chef des TBA Graubünden führte bei der Befragung vor der PUK aus, 
dass man bereits im Jahr 2000 ein ungutes Gefühl gehabt habe, weil die Preise im Be-
lagswesen hoch gewesen seien.476 Dies sei auch der Grund für die Erstellung der internen 
Aktennotiz vom 27. Juni 2000 mit der rechtlichen Auslegeordnung zu Fragen von Sub-
missionsabsprachen gewesen. Im Jahr 2001 (recte 2000) habe man in Anwesenheit des 
damaligen Regierungsrats Stefan Engler eine Besprechung mit den Belagsunternehmen 
durchgeführt und diese mit den zu hohen Preisen konfrontiert. Man habe die Preise im 
Anschluss an diese gemeinsame Besprechung weiterverfolgt und festgestellt, dass sich 
nichts geändert habe. Als man schliesslich im Jahr 2003 festgestellt habe, dass die Firma 
L den Nicht-Aktionären den Belag teurer in Rechnung stellte als ihren Aktionären477, 
habe man eine Meldung bei der WEKO eingereicht. Im Jahr 2005 sei das Verfahren der 
WEKO gegen die Firma L allerdings eingestellt worden. Nach diesem Verfahren habe 
man gedacht, dass die Belagsunternehmen gewarnt und sensibilisiert worden seien.  
 
Insgesamt wird deutlich, dass die Ausführungen in der Aktennotiz zur Rechtslage und die 
angedachten Massnahmen des BVFD in erster Linie das Belagswesen betrafen, in wel-
chem man Absprachen vermutete. Die lobenswerte Aktennotiz zeigt aber auch, dass zum 
einen ein Bewusstsein für das Phänomen der Submissionsabsprachen bereits zu jener Zeit 
vorlag, zum anderen aber im Departement auch das Wissen über die Schädlichkeit vor-
handen war. Schliesslich macht die Aktennotiz deutlich, dass das BVFD bestrebt war, 
Submissionsabsprachen zu unterbinden, wenn auch aus heutiger Sicht nicht besonders 
entschieden, in dem man sich ob all der möglichen Massnahmen lediglich für ein infor-
melles Gespräch entschied, welches – wie der weitere Verlauf gezeigt hat – ohne Wirkung 
blieb. Unklar blieb, weshalb die Aktennotiz als vertraulich eingestuft wurde.  
 

2.4. Protokoll Offertöffnung Projekt Madulain innerorts, Belagsarbeiten 
 
Auf dem Protokoll der Offertöffnung des Bauprojekts Madulain innerorts, Belagsarbei-
ten, vom 20. März 2003478, bei welchem die vier eingegangenen Angebote in einer 
Spanne von rund 4% lagen, findet sich weiter ein handschriftlicher Vermerk mit dem 
Wortlaut «Besser verteilt geht fast nicht mehr!». Auf Nachfrage der PUK gibt der pensi-
onierte Chef des TBA Graubünden an: «Das ist meine Handschrift. Es ist mir aber nicht 

                                                 
476 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, act. 28.1.21.2.1, Frage 21 
477 Dazu muss gesagt werden, dass die Firma L von den bedeutendsten Belagsfirmen im Kanton beherrscht 

wurde.   
478 Protokoll der Offertöffnung des Bauprojekts Madulain innerorts, Belagsarbeiten, vom 20. März 2003, 

act. 2.9.32 
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mehr in den Einzelheiten bekannt. Aber wenn ich das Jahr 2003 sehe, dann war das die 
Zeit, in der wir mehr als ein ungutes Gefühl hatten und dies war eine spontane Bemer-
kung.»479 
 
Es zeigt sich wiederum, dass der pensionierte Chef des TBA Graubünden bzw. das TBA 
auch im Nachgang des informellen Gesprächs im September 2000 immer noch Submis-
sionsabsprachen der Unternehmen für Strassenbeläge vermutete und bestätigt zugleich 
die Einschätzung des pensionierten Chefs des TBA Graubünden, dass diese unverändert 
vor sich gingen.  
 
2.5. Meldung der Regierung an die WEKO betreffend der Firma L 
 
Aufgrund der vermuteten Wettbewerbsbeschränkungen im Belagswesen wandte sich die 
Regierung des Kantons Graubünden mit Schreiben vom 11. Juli 2003 schliesslich an die 
WEKO.480 Darin erklärte sie, dass die Firma L als Betreiberin von Belagsmischwerken, 
die Preise nach Kundengruppen differenziere, wobei sie den an der Firma L beteiligten 
Strassenbauunternehmen das Belagsmischgut günstiger verkaufe als den nicht beteiligten 
Unternehmen. Dies habe nach Ansicht der Regierung nachteilige Auswirkungen auf den 
Wettbewerb bei Strassenbelägen im Kanton. Deshalb werde die WEKO ersucht, in Bezug 
auf die Verhältnisse im Strassenbelagsmarkt in Graubünden eine Vorabklärung gemäss 
Art. 26 Abs. 1 KG durchzuführen. 
 
Die WEKO eröffnete am 17. August 2004 eine Vorabklärung und nahm Abklärungen zu 
den von der Regierung beanstandeten Punkten auf. Die Ermittlungen der WEKO ergaben, 
dass die Preisgestaltung der Firma L in Bezug auf die ungleichen Lieferbedingungen 
möglicherweise als kartellrechtlich problematisch einzustufen sei.481 Die Firma L änderte 
nach einer Besprechung mit der WEKO am 24. März 2005 den Aktionärsbindungsvertrag 
ab, um der Ungleichbehandlung der Bezüger ihrer Produkte vorzubeugen und gab damit 
die Ungleichbehandlung der Bauunternehmer auf.482 Dem TBA wurde die Situation sei-
tens der WEKO erläutert und eine Einstellung des Verfahrens angekündigt, wogegen 
keine Einwände des TBA erfolgten. 
 
Diese Meldung der Regierung ist grundsätzlich als positiv zu bewerten. Sie bezieht sich 
jedoch in erster Linie nicht auf die Problematik der Submissionsabsprachen, sondern auf 

                                                 
479 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, act. 28.1.21.2.1, Frage 22 
480 Schreiben der Regierung betreffend Wettbewerbsbeschränkungen vom 11.07.2003, act. 2.5.2.1 
481 Schreiben der WEKO betreffend Einstellung der Vorabklärung vom 21.10.2005, act. 2.5.2.1 
482 Schreiben der WEKO betr. Strassenbeläge im Kanton Graubünden vom 11.10.2005, act. 2.5.2.4 
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den verwandten Bereich der gemäss Kartellgesetz unzulässigen Verhaltensweisen markt-
beherrschender Unternehmen (Art. 7 KG). Bewusste Massnahmen zur systematischen 
Bekämpfung, der im Kanton vermuteten und als schädlich taxierten Preisabsprachen im 
Belagswesen, sind – abgesehen von punktuellen Verfahrensabbrüchen z.B. bei überhöh-
ten Preisen – allerdings keine dokumentiert. 
 
2.6. Briefe und E-Mails im Zusammenhang mit dem «Beton-Lieferboykott»  
 
A.Q. übermittelte der PUK am 30. April 2020 zahlreiche Dokumente. Darunter befanden 
sich u.a. auch diverse Schreiben im Zusammenhang mit einem von A.Q. behaupteten 
Lieferboykott der Betonwerke im Unterengadin. Zum einen fanden sich darunter je ein 
fast identisches Schreiben vom 19. November 2004 an das Betonwerk Firma O und an 
die Firma N483 sowie ein weiteres an die Firma O vom 7. Januar 2005.484 A.Q. drückte 
darin sein Unverständnis dafür aus, dass ihn die beiden Betonwerke nicht mehr beliefern 
wollen und beklagt, dass ihm dieses Verhalten aufzeige, wie versucht werde, unliebsame 
Konkurrenz im Baugewerbe auszuschalten, um den Markt nicht spielen zu lassen und die 
Preise zum Nachteil Bauwilliger hochzuhalten.485 Er hielt fest, dass der gemeinsame Boy-
kott einzig deshalb erfolge, weil er ein eigenes Betonwerk errichten wolle. Er stellte in 
Aussicht, seinen Kunden – insbesondere den Gemeinden und dem Kanton – eine Kopie 
seines Schreibens zukommen zu lassen. Es fand sich dazu ein entsprechendes, rätoroma-
nisch verfasstes Schreiben an den Gemeinvorstand Ramosch und Scuol je vom 19. No-
vember 2004.486 
 
A.Q. führte dazu aus, dass er darüber hinaus bereits im Jahr 2005 den pensionierten Chef 
des TBA Graubünden sowie eine ehemalige Journalistin der «Südostschweiz» darüber, 
und in diesem Zusammenhang, zugleich über die Existenz des Kartells informiert habe. 
Er habe in seinen Informationsschreiben die «Listen mit den Kreuzchen» des Kartells 
mitgeschickt, damit man sehe, dass es Preisabsprachen gebe. Alle, ausser der pensionierte 

                                                 
483 Schreiben an die Unia SA vom 19.11.2004, act. 14.11.1.29.8; Schreiben an die Firma N vom 19.11.2004, 

act. 14.11.1.29.9 
484 Schreiben an die Unia SA vom 07.01.2005, act. 14.11.1.29.2 
485 Schreiben an die Unia SA vom 07.01.2005, act. 14.11.1.29.2 
486 Schreiben an den Gemeindevorstand Ramosch vom 19.11.2004, act. 14.11.1.29.10; Schreiben an den 

Gemeindevorstand Scuol vom 19.11.2004, act. 14.11.1.29.11 
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nicht ganz ausschliessen, dass E-Mail oder Schreiben an die Zentralredaktion der Zeitung 
in Chur gegangen seien.494   
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte anlässlich der Befragung in der AU aus, dass er 
sich nicht an solche Schreiben erinnern könne, schloss jedoch auch nicht aus, sie erhalten 
zu haben.495 Der pensionierte Chef des TBA Graubünden gab an, nie eine E‐Mail betref-
fend A.Q.’s Schwierigkeiten im Kontext von Betonlieferungen bekommen zu haben.496 
Auf Nachfrage konnte A.Q. keinen Nachweis erbringen, dass die Schreiben und insbe-
sondere die E-Mails an den pensionierten Chef des TBA Graubünden und den Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol verschickt wurden.  
 
Aus Sicht der PUK kann angesichts dieser Sachlage folglich nicht als erstellt gelten, dass 
der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und der pensionierte Chef des TBA Graubünden über 
den von A.Q. geltend gemachten «Lieferboykott» und insbesondere in diesem Zeitpunkt 
über die bekannten «Listen mit den Kreuzchen» des Kartells informiert wurden. Im Üb-
rigen betrifft dieser Sachverhalt betreffend den behaupteten Beton-Lieferboykott, wie be-
reits die Meldung der Regierung an die WEKO betreffend der Firma L, in erster Linie 
nicht die Thematik der Submissionsabsprachen, sondern den verwandten Bereich der ge-
mäss Kartellgesetz unzulässigen Verhaltensweisen marktbeherrschender Unternehmen 
(Art. 7 KG). 
 
2.7. DOK-Reportage des Schweizer Fernsehens vom 4. Dezember 2019 
 
A.Q. sagte gegenüber der PUK aus, bereits im Zeitraum um die Jahre 2000 bis 2002 ver-
schiedene Persönlichkeiten aus dem Unterengadin auf die Submissionsabreden im Un-
terengadin aufmerksam gemacht zu haben. Eine davon sei eine Unternehmerin aus dem 
Unterengadiner gewesen.497 Sie bestätigte in einer DOK-Reportage des Schweizer Fern-
sehens vom 4. Dezember 2019, dass A.Q. im Unterengadin jahrelang auf Preisabreden 
aufmerksam gemacht habe und dass auch sie selbst von ihm auf diese Thematik ange-
sprochen worden sei. Ihrer Ansicht nach habe aber niemand wirklich zugehört, auch sie 
nicht. Vermutlich habe man nichts verändern wollen, ansonsten hätte man es ja gemacht. 

                                                 
494 Stellungnahme ehemaliger Journalistin der «Südostschweiz» vom 06.04.2021, act. 33.2.6 
495 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol AU vom 13.11.2018, Zeilen 171 ff., act. 12.1.2.5 
496 Stellungnahme pensionierter Chef TBA Graubünden vom 27.09.2020 zum Berichtsentwurf AU Unter-

suchungsauftrag 2, S. 2, act. 12.1.3.2.9 
497 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, act. 14.1.1.74.2 
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bei der WEKO im Zusammenhang mit der Firma L eingereicht habe, woraufhin die Dis-
kriminierungen beim Materialbezug beendet worden seien und die Voruntersuchung 
2005 habe abgeschlossen werden können. Die entsprechenden Unterlagen wurden der 
GPK beigelegt. Schliesslich versicherte Regierungsrat Stefan Engler, dass der Kanton als 
Bauherr die künftige Preisentwicklung aufmerksam verfolgen und bei Verdacht auf Preis-
absprachen kantonsinterne Abklärungen vornehmen werde. Bei Feststellung von grund-
sätzlichen bzw. generellen Tendenzen werde allenfalls erneut die WEKO involviert. Das 
TBA werde als hauptsächlich involvierte Amtsstelle die Interessen des Kantons bezüglich 
dieser Problematik konsequent vertreten.501 
 
Auf die Frage der PUK erklärte Stefan Engler anlässlich seiner Befragung, dass ihm nicht 
bekannt sei, ob weitergehende Abklärungen im Nachgang dieses Schreibens stattgefun-
den hätten. Aus dem Schriftstück gehe hervor, dass er die Anfrage zur Beantwortung an 
das TBA weitergeleitet habe. Aus dem Antwortschreiben sei ersichtlich, dass auf den Fall 
Firma L Bezug genommen worden sei und dass das TBA keine Anhaltspunkte für Ab-
sprachen zurückgemeldet habe. Man habe aber auch mitgeteilt, dass man bei Verdachts-
momenten eine Meldung an die WEKO machen werde. 
 
Die Korrespondenz zwischen der GPK und dem BVFD zeigt einmal mehr auf, dass Sub-
missionsabsprachen bereits vor den WEKO-Untersuchungen im Jahr 2012 ein Thema 
waren. Erstaunlich ist in diesem Zusammenhang, dass innert nur zehn Tagen nach Ein-
gang des Schreibens der GPK das BVFD eine Antwort versandt hat, wobei davon auszu-
gehen ist, dass die Stellungnahme vom TBA verfasst wurde. Stefan Engler konnte gegen-
über der PUK nicht sagen, ob weitere Abklärungen vorgenommen wurden. Das Datum 
und der Inhalt des Antwortschreibens deuten aber daraufhin, dass nach Eingang des 
Schreibens der GPK offensichtlich keine weiteren Abklärungen vorgenommen wurden. 
Vielmehr schien sich das BVFD bzw. das TBA sicher zu sein, dass keine Submissions-
abreden im Belagswesen stattfinden. Ausserdem bezog sich der Verweis auf die Meldung 
zur Firma L auf unzulässige Verhaltensweisen marktbeherrschender Unternehmen ge-
mäss Art. 7 KG. Zur Frage nach kartellartigen Absprachen, wie sie im Tessin stattfanden, 
erfolgte nur die Antwort, dass keine offensichtlichen Verstösse gegen das Kartellrecht 
bestehen. Es stellt sich daher die Frage, ob man der Frage nach Preisabsprachen bei der 
Beantwortung der Anfrage überhaupt nachgegangen ist. 
 
 

                                                 
501 Schreiben BVFD an GPK vom 26.03.2007, Absprachen im Bereich Beläge, act. 2.9.18 
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2.9. Schreiben der WEKO im 2008 betreffend «Bekämpfung von Submissionsab-
sprachen» 

 
Mit Schreiben der WEKO vom 22. Dezember 2008 mit dem Betreff «Bekämpfung von 
Submissionsabsprachen» an den damaligen Regierungsrat Stefan Engler brachte die 
WEKO zum Ausdruck, dass sie Interesse an einer Zusammenarbeit mit den kantonalen 
Beschaffungsstellen habe, weil es dies für eine erfolgreiche Bekämpfung von Submissi-
onsabsprachen bedürfe. Inhaltlich standen für die WEKO drei Punkte im Vordergrund, 
nämlich erstens, dass die WEKO kantonale Submissionsdaten auswerte mit dem Ziel, 
Indizien für allfällige Absprachen zu eruieren, zweitens dass die Erfahrung zeige, dass 
die Meldung verdächtiger Sachverhalte durch Beschaffungsstellen oder Anbieter ein 
wirksames Instrument zur Aufdeckung von Submissionsabsprachen darstelle und präven-
tive Wirkung habe, und drittens, dass das Sekretariat der WEKO ein Weiterbildungsmo-
dul mit dem Titel „Sicherstellung des Wettbewerbs im öffentlichen Beschaffungswesen“ 
anbiete.502  
 
Zwischen Regierungsrat Stefan Engler, dem pensionierten Departementssekretär BVFD 
und dem Submissionsjuristen des BVFD sowie den Vertretern des Sekretariats der 
WEKO vom Sekretariat der WEKO fand am 18. März 2009 ein Gespräch in Chur statt. 
Gemäss Beschlussprotokoll wurde vereinbart, dass die WEKO bezüglich der Auswertung 
der Submissionsdaten ihre Vorstellungen konkretisieren und nochmals auf das BVFD zu-
kommen werde.503 Bezüglich des Ausbildungsmoduls bekundete man seitens BVFD In-
teresse und es wurde der Wunsch geäussert, dass dieses – wie von der WEKO angeboten 
– in die bestehende kantonale Weiterbildung zum öffentlichen Beschaffungswesen inte-
griert werde. Es wurde vereinbart, dass hier das BVFD seine Vorstellungen noch konkre-
tisieren und auf die WEKO zugehen werde. 
 
In den Akten finden sich keine Hinweise, was in der Folge geschah. Stefan Engler gab 
anlässlich seiner Befragung vor der PUK an, dass er keine spezielle Erinnerung an dieses 
Gespräch habe.504 Der Submissionsjurist des BVFD führte anlässlich seiner Befragung in 
der AU dazu aus, dass die WEKO ihren Bedarf an Daten bezüglich Offertöffnungsproto-
kolle in der Folge nicht angemeldet habe.505 In seiner Befragung vor der PUK gab er auf 

                                                 
502 Schreiben der WEKO an BVFD betreffend Bekämpfung von Submissionsabsprachen vom 22. Dezem-

ber 2008, act. 2.9.2 
503 Schreiben der WEKO an BVFD betreffend Bekämpfung von Submissionsabsprachen vom 31. März 

2009, act. 2.9.3 
504 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 34, act. 28.1.22.3.1 
505 Protokoll Befragung AU Submissionsjurist BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 135 f., act. 12.1.2.9 
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die Frage an, ob im Nachgang Informationen aus dieser Besprechung im Sinne einer Sen-
sibilisierung an die Ämter bzw. Amtschefs weitergeleitet wurden, dass er dies nicht mehr 
genau in Erinnerung habe. Bei den Dienststellen sei aber bekannt gewesen, dass man bei 
hinreichenden Anhaltspunkten eine Meldung an die WEKO machen konnte, d.h. man 
habe gewusst, dass man dann reagieren und solche Sachverhalte mit der WEKO bespre-
chen und an diese melden kann. Eine gesetzliche Meldepflicht habe es aber nicht gege-
ben.506 Was die Bedürfnisse des Kantons bezüglich des Weiterbildungsmoduls der 
WEKO betreffe, habe man diese in der Folge bekanntgegeben und die Thematik von Sub-
missionsabsprachen in die eigenen Schulungen integriert. Man habe dafür entsprechende 
Unterlagen und Schulungsmaterial von der WEKO erhalten.507 Der pensionierte Depar-
tementssekretär BVFD präzisierte in seiner Stellungnahme vom 9. April 2021, obwohl 
sie darum ersucht hätten, sei die WEKO nicht besonders interessiert gewesen, dem BVFD 
das Weiterbildungsmodul auszuhändigen. Das BVFD habe das Modul erst im Jahr 2012, 
nach abermaliger Nachfrage, erhalten und anschliessend in die internen Weiterbildungen 
integriert.508 
 
Am 18. März 2009, d.h. kurz bevor ein erstes Gespräch zwischen Mitarbeitern des TBA 
und A.Q. in Scuol stattgefunden hat, fand folglich zwischen Vertretern des BVFD und 
der WEKO eine Besprechung zum Thema «Bekämpfung von Submissionsabsprachen» 
statt. Davon ausgegangen werden kann, dass das Weiterbildungsmodul der WEKO in die 
eigenen Schulungen des Kantons integriert wurde. Unklar bleibt, ob und in welcher Weise 
dazu unmittelbar Informationen aus dieser Besprechung im Sinne einer Sensibilisierung 
an die Ämter bzw. Amtschefs weitergeleitet wurden. Behauptet wird, dass die WEKO 
ihren Bedarf bezüglich Auswertung der Submissionsdaten gegenüber dem BVFD nicht 
mehr angemeldet habe. Feststellen lässt sich aber, dass im Zeitraum 2008/2009 aufgrund 
dieses Vortritts der WEKO im BVFD das Thema Submissionsabsprachen und ihre Schäd-
lichkeit präsent war.  
 
2.10. Vergabe Bauprojekt «H27, Engadinerstrasse, Anschluss Senterstrasse» 
 
Die WEKO stiess bei ihren Untersuchungen auf ein Bauprojekt aus dem Jahr 2007. Es 
handelte sich dabei um das Bauprojekt «H27, Engadinerstrasse, Anschluss Sen-
terstrasse». Die WEKO hielt in ihrer Verfügung «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin 
I» vom 26. März 2018509 fest: 

                                                 
506 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 31, act. 28.1.20.3 
507 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 32, act. 28.1.20.3 
508 Stellungnahme pensionierter Departementssekretär BVFD vom 09.04.2021, S. 4 f., act. 33.2.19.1 
509 Verfügung WEKO «Hoch und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Ziffer 284, act. 11.2.17 
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Betreffend die Änderung des Zuschlagsempfängers geht zumindest die WEKO in ihrer 
Verfügung davon aus, dass die Änderung des Zuschlagsempfängers auf eine Intervention 
von C. zurückzuführen sei, wobei er die Firma E dazu bewegte, auf einen Rekurs gegen 
die Vergabe an die ARGE 1 zu verzichten.  
 
Im Rahmen der Befragung in der AU bestätigte Bauunternehmer A., dass mit «C.___» in 
der Verfügung der WEKO er selbst gemeint sei und machte weitere Ausführungen zu 
diesem Vergabevorgang.515 Er erklärte, dass es sich nicht um eine Absprache gehandelt 
habe. Vielmehr habe er sich mit einem handschriftlichen Schreiben vom 2. Mai 2007 – 
und zuvor anlässlich der April-Session des Grossen Rats – an Regierungsrat Stefan Engler 
gewendet und gesagt, dass bei einer so kleinen Differenz zwischen den Offertpreisen die 
lokale Firma aus regionalpolitischen Gründen den Zuschlag erhalten sollte.516 Regie-
rungsrat Stefan Engler habe dies gleich beurteilt und habe deshalb zusammen mit der 
Gesamtregierung den Auftrag an die ARGE 1 vergeben. Ausserdem habe er (Bauunter-
nehmer A.) mit der Firma E Kontakt aufgenommen und mitgeteilt, dass er hoffe, dass 
kein Rekurs gegen die Vergabe an die ARGE 1 erfolgen würde, worauf sich die Firma E 
dazu bereit erklärt habe.517 Gegenüber der PUK erklärte Bauunternehmer A., dass er nicht 
gewusst habe, dass am 1. Mai 2007 departementsintern vorgesehen gewesen sei, den Auf-
trag an die Firma E zu vergeben.518 Er habe sein Schreiben vom 2. Mai 2007 in Unkennt-
nis des departementsinternen Vergabeantrags vom 1. Mai 2007 an den Regierungsrat ge-
schickt. 
 
Die Meinung, dass diese Vergabe nicht in den Kontext von Preisabsprachen zu stellen 
sei, teilte auch Stefan Engler gegenüber der PUK.519 Dieser Vergabevorgang sei in eine 
Zeit gefallen, als man noch überhaupt keine Kenntnisse von den Preisabsprachen gehabt 
habe.520 Die Offertöffnung zeige auch, dass eine Konkurrenzsituation vorhanden gewesen 
sei, da nebst Unternehmen aus dem Engadin auch Nordbündner Unternehmen offeriert 
hätten. Man habe aus den Offerten folglich nichts herauslesen können, was für Abspra-
chen gesprochen hätte. Er führte weiter aus, dass sich ein Bauunternehmer nach der Of-
fertöffnung über seine Person an die Regierung gewandt und argumentiert habe, dass die 
beiden Erstplatzierten Angebote sehr nahe beieinanderliegen würden und man bei der 

                                                 
515 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 479 ff., act. 12.1.2.11 
516 Handschriftlicher Brief von Bauunternehmer A. vom 02.05.2007, act. 12.1.3.12.26 
517 Handschriftlicher Brief von Bauunternehmer A. vom 02.05.2007, act. 12.1.3.12.26 
518 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 58, act. 28.1.11.3 
519 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 43, act. 28.1.22.3.1 
520 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 46, act. 28.1.22.3.1 
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Vergabe auch regionalwirtschaftliche Argumente berücksichtigen soll, denn es gehe um 
die Erhaltung von Arbeitsplätzen in der Region.521 Weiter sei erklärt worden, dass das 
erstplatzierte Unternehmen (Firma E) kundgetan habe, auf ein Rechtsmittel im Falle der 
Vergabe an das zweitplatzierte zu verzichten. Als Folge davon habe die Regierung in 
Abwägung der Interessen den Rückzug des erstplatzierten Unternehmens akzeptiert und 
aus regionalwirtschaftlichen Gründen aufgrund der Gleichwertigkeit der Angebote und 
aufgrund des Schutzes von Arbeitsplätzen in einer strukturschwachen Region die 
Vergabe an das zweitplatzierte Unternehmen vorgenommen. Die Mitteilung der Vergabe 
sei unter Aufrechterhaltung der Rechtsmittel erfolgt und nicht angefochten worden. Aus-
serdem gehe er davon aus, dass das Schreiben von Bauunternehmer A. nach dem 1. Mai 
2007 eingetroffen sei und es dem Zufall zuzuschreiben sei, dass das Schreiben das TBA 
kurz vor der Antragsstellung erreicht habe.522 Seine Erwähnung in der genannten WEKO-
Verfügung habe den Eindruck hinterlassen, dass er persönlich mit den Preisabsprachen 
etwas zu tun gehabt hätte. Dem sei aber nicht so. Diese Vergabe sei auch nicht im Zu-
sammenhang mit den Absprachen gestanden.523  
 

Die PUK stellt fest, dass argumentiert wird, dass hier der Erstplatzierte auf sein Angebot 
verzichtet und die Regierung diesen Verzicht anerkannt hat. Und in Abwägung der klei-
nen Preisdifferenz sowie der regionalwirtschaftlichen Gründe hat diese sich dafür ent-
schieden, an den Zweitplatzierten zu vergeben. Festhalten lässt sich aber auch, dass bei 
diesem Projekt insgesamt sieben Offerten aus unterschiedlichen Regionen (Engadin, Prät-
tigau und Chur) eingingen und die Vergabe 7% unter dem Kostenvoranschlag erfolgte.524  
 
Rechtlich betrachtet sind Anbieter für die in den Vergabeunterlagen festgehaltene Dauer 
der Verbindlichkeit an ihre Angebote gebunden. Demzufolge können sie damals wie 
heute ihre Offerte nur bis zum Ablauf der Eingabefrist zurückziehen (Art. 18 Abs. 1 
SubG). Dafür braucht es keine Einwilligung des Auftraggebers. Nach Ablauf der Einga-
befrist können die Angebote praxisgemäss hingegen nicht mehr einseitig durch den An-
bieter, sondern nur noch mit Einwilligung des Auftraggebers zurückgezogen werden.525  
 
 
 

                                                 
521 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 43, act. 28.1.22.3.1 
522 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 44, act. 28.1.22.3.1 
523 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 47, act. 28.1.22.3.1 
524 Kostenkontrolle H27 Strassenkorrektion Anschluss Senterstrasse, Baumeisterarbeiten, act. 2.5.11.36, 

S. 15 
525 Handbuch öffentliches Beschaffungswesen 2004, Kap. 8.2 
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Das Schreiben von Bauunternehmer A. vom 2. Mai 2007 erfolgte nach Eingabe der Of-
ferten und der Offertöffnung Mitte April 2007, sodass ein einseitiger Rückzug des preis-
lich günstigsten Angebots folglich nicht mehr möglich war. Daraufhin sprachen sich die 
beiden Bauunternehmen untereinander ab, woraufhin Bauunternehmer A. einseitig und 
sinngemäss das Einverständnis des erstplatzierten Anbieters auf den Zuschlag bzw. den 
Verzicht auf eine Beschwerde gegen eine allfällige Vergabe an die ARGE 1 bei Regie-
rungsrat Stefan Engler zuhanden der Regierung platzierte. Dass dieses Schreiben Stefan 
Engler einen Tag nach Ausfertigung des departementsinternen Vergabeantrags an die 
Firma E erreichte, ist vermutlich tatsächlich dem Zufall zuzuschreiben, letztlich ange-
sichts der Rechtslage aber auch ohne Belang. Kritisch erachtet die PUK hingegen, dass 
die Regierung in der Folge die Erklärung von Bauunternehmer A. bezüglich des Rück-
zugs des Angebots der Firma E als solchen interpretierte, ohne diesen Umstand direkt mit 
der Firma E selber abzuklären. Angesichts der in der Vergabeverfügung angegebenen 
regionalwirtschaftlichen Gründe macht es vielmehr den Anschein, als ob dieses (indirekt 
angezeigte) Rückzugsangebot nur allzu gelegen kam, um den Auftrag in einer grenzwer-
tigen Auslegung des rechtlichen Rahmens an ortsansässige Baufirmen vergeben zu kön-
nen. 
 

Gemäss dem Leitfaden der OECD zur Bekämpfung von Angebotsabsprachen im öffent-
lichen Beschaffungswesen beruht eine Angebotsausschaltung darauf, dass ein oder meh-
rere Unternehmen sich bereit erklären, nicht zu bieten oder ein vorher eingereichtes An-
gebot wieder zurückzunehmen, damit der designierte Bieter gewinnt. Angebotsausschal-
tung bedeutet also im Wesentlichen, dass ein Unternehmen kein Angebot vorlegt.526 
Wenn auch gemäss Verfügung der WEKO «Engadin I»527 dieser Vorgang nicht als un-
zulässige Wettbewerbsabsprache sanktioniert wurde, so lässt sich nach Meinung der PUK 
festhalten, dass sich dieses «Absprechen» im Nachgang zur Offertabgabe zum einen doch 
im Graubereich des Zulässigen bewegte. Zum anderen enthielt dieses Verhalten der bei-
den Anbieter zumindest aus heutiger Sicht gewisse Hinweise auf mögliche Submissions-
abreden. Als störend erachtet die PUK schliesslich, dass der Bauunternehmer und dama-
lige Grossrat Conrad in seinem handgeschriebenen Brief den Kanton aufforderte, einen 
mutigen Entscheid zu fällen und sich mit dieser Intervention offensichtlich sein Mandat 
zu Nutze machte, und Stefan Engler dem kein Einhalt bot.  
 

                                                 
526 OECD, Leitfaden zur Bekämpfung von Angebotsabsprachen im öffentlichen Beschaffungswesen 2009, 

S. 2, act. 11.2.10 
527 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 284, act. 11.2.17 
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2.11. Vorversammlungen 
 
Die WEKO hielt in ihrer Verfügung vom 26. März 2018 «Engadin I» weiter fest, dass die 
beteiligten Bauunternehmen an den Vorversammlungen Bauprojekte im Unterengadin 
aufgeteilt und die Angebotspreise festgelegt hätten.528 Obwohl es möglich sei, dass die 
Vorversammlungen noch andere Ziele gehabt hätten, wie z.B. die Beseitigung von Un-
klarheiten in den Ausschreibungsunterlagen, würden keine Zweifel daran bestehen, dass 
die Aufteilung von Hoch- und Tiefbauleistungen sowie die Festlegung der Angebots-
preise darauf abgezielt hätten, den Wettbewerb unter den Beteiligten auszuschalten.529 
Die Festlegung der Angebotspreise sei mittels einem sogenannten Berechnungsverfahren 
erfolgt. Dabei habe der Berechnungsleiter den Mittelwert der vorkalkulierten Eingabe-
summen der teilnehmenden Unternehmen berechnet.530 Anschliessend habe der Berech-
nungsleiter eine Rangfolge der Unternehmen erstellt und ihnen mitgeteilt, welche Einga-
besummen sie einzugeben hätten.531 
 
Im Zentrum des Interesses war im Kontext der Vorversammlungen insbesondere die 
Frage, ob die Mitarbeitenden der Verwaltung über die Existenz dieser Vorversammlun-
gen wussten, und wenn ja, was sie darüber wussten. Dass keine Hinweise darauf gefunden 
wurden, dass sie gar aktiv daran beteiligt gewesen sein sollen, wurde bereits an anderer 
Stelle erläutert.532 
 
2.11.1 Rolle des GBV  
 
Der Berechnungsleiter sei vom GBV mandatiert gewesen und habe von diesem jeweils 
Sitzungspauschalen ausbezahlt erhalten.533 Auch wenn keine Vertreter des GBV selbst an 
den Vorversammlungen anwesend waren und der GBV selbst nicht als Anbieter von Bau-

                                                 
528 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 146, act. 11.2.17 
529 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 184 f., act. 11.2.17 
530 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 142, act. 11.2.17 
531 Vgl. zur Veranschaulichung die handschriftlichen «Listen», welche auch in den Medien kursierten; vgl. 

Durband Gion Matthias, Conzett Anja, Hauptmeier Ariel, Das Kartell: Teil 1, Der Aussteiger, in: Republik 

vom 24.04.2018, act. 9.4.1.1 
532 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.1.3.8. 
533 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 160, act. 11.2.17 
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leistungen aufgetreten sei, so sei er doch in der Rolle des Organisators in die Vorver-
sammlungen involviert gewesen und habe die Grundlage für die Projektzuteilungen und 
Angebotskoordinierungen unter den involvierten Unternehmen geboten.534  
 
Unter den von A.Q. eingereichten Unterlagen befinden sich verschiedene Faxmitteilun-
gen des GBV, mit denen zu solchen «Vorversammlungen» geladen wurde.535 Der GBV 
bestätigte auf schriftliche Nachfrage gegenüber der PUK, bei der Organisation der Vor-
versammlungen in der Sektion Engiadina Bassa/Val Müstair mitgewirkt zu haben, aber 
einzig in dieser Region.536, 537 Die Vorversammlungen hätten bis im Jahr 2008 stattgefun-
den bzw. seien im Mai 2008 eingestellt worden, weil es von Seiten der Unternehmen 
keine Nachfrage mehr gegeben habe.538, 539 
 
Der GBV erklärte gegenüber der WEKO und in einer Medienmitteilung auf ihrer Web-
seite, dass sich sein Auftrag zur Organisation von Vorversammlungen aus dem Wettbe-
werbsreglement (Reglement über das Angebotswesen) des Schweizerischen Baumeister-
verbandes (SBV) ergeben habe.540 Diese Medienmitteilung war auf der Webseite des 
GBV nicht mehr abrufbar, nachdem die PUK weitere Informationen dazu eingefordert 

                                                 
534 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 160, act. 11.2.17; 

Schreiben des GBV vom 10.12.2020, act. 31.1.4.1.1 
535 Einladungen zur Vorversammlung, act. 14.1.2.2.15 – 14.1.2.2.19 
536 Der GBV verwies in seiner schriftlichen Auskunft gegenüber der PUK auf den Entscheid der WEKO 

«Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26. März 2018, vgl. Schreiben des GBV vom 10.12.2020, 

Schriftliche Auskünfte und Herausgabe von Unterlagen, act. 31.1.4.1.1 
537 Der GBV legte dabei jeweils Ort, Datum und Zeit der Vorversammlungen fest, vgl. dazu Verfügung 

WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 160, act. 11.2.17 
538 Schreiben des GBV vom 10.12.2020, act. 31.1.4.1.1; Stellungnahme des GBV vom 16.04.2021, act. 

33.2.37.1 
539 Dass die Vorversammlungen bis in das Jahr 2008 durch den GBV organisiert worden seien, bestätigte 

Bauunternehmer A. Mitarbeiter der Firma A hätten bis 2008 an solchen Vorversammlungen teilgenommen, 

allerdings nur dann, wenn eine Offerte zu einem bestimmten Projekt eingegeben worden sei. Nach 2008 

habe es keine Vorversammlungen mehr gegeben; vgl. dazu Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 

19.08.2020, Frage 27, act. 28.1.11. Bauunterunternehmer B. bestätigte gegenüber der PUK, dass die Vor-

versammlungen bis in das Jahr 2006/2007 und vielleicht auch im Jahr 2008 noch stattgefunden hätten; vgl. 

dazu Protokoll Befragung Bauunterunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 26, act. 28.1.15.2 
540 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 160, act. 11.2.17 
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hatte.541 Die PUK fragte beim SBV nach, ob es zutreffe, dass das entsprechende Regle-
ment542 bis 2008 Vorversammlungen vorgesehen habe. Der SBV führt dazu aus, dass die 
entsprechende Bestimmung des Reglements, d.h. Art. 8 im Revisionsentwurf vom 25. 
Oktober 2002 vollständig überarbeitet und die mögliche Durchführung von Vorversamm-
lungen ersatzlos gestrichen worden sei, was von der Delegiertenversammlung des SBV 
vom 20./21. November 2002 genehmigt worden sei. Im Rahmen der Compliance-Mass-
nahmen des SBV sei im März 2004 zuhanden aller Regionen, Sektionen und Mitglieder 
des SBV zudem ein SBV-Flash publiziert worden. Darin sei über die Anpassungen des 
Reglements über das Angebotswesen informiert und unter anderem auch darauf hinge-
wiesen worden, dass an Versammlungen nach Art. 8 des Reglements über das Angebots-
wesen die Bauherrschaft in jedem Fall zu orientieren und an die Versammlung einzuladen 
sei.543 Wie sämtliche Sektionen des SBV sei auch der GBV über die Geschäfte der Dele-
giertenversammlung und damit über die jeweiligen Änderungen des Reglements über das 
Angebotswesen informiert worden. Der GBV sei mit seinen Delegierten jeweils in der 
Delegiertenversammlung vertreten gewesen. Die Geschäfte der Delegiertenversammlung 
und damit auch die Änderungen dieses Reglements seien gegenüber den jeweiligen Prä-
sidenten und Geschäftsführern der kantonalen Baumeisterverbände an den jeweiligen 
Präsidenten- und Geschäftsführerkonferenzen thematisiert worden.544 
 
2.11.2. Aussagen von befragten verwaltungsexternen Personen 
 
Über die Durchführung von sogenannten Vorversammlungen berichteten gegenüber der 
PUK auch die in die Submissionsabsprachen involvierten Bauunternehmer. 
 
Bauunternehmer A. führte aus, dass sich Bauunternehmer gestützt auf ein Reglement des 
SBV zu Vorversammlungen getroffen hätten.545 An diesen Vorversammlungen hätten di-

                                                 
541 Gemäss Stellungnahme des GBV war dies darauf zurückzuführen, dass die Webseite am 1. Dezember 

2020 durch eine grundlegend neu aufgebaute Webseite ersetzt worden sei. Die technischen Einstellungen 

bei den Medienberichten hätten die Anzeige der letzten zehn Einträge vorgesehen, die älteren seien auto-

matisch nicht mehr angezeigt worden. Der GBV habe keine Medienberichte auf seiner Webseite gelöscht. 

Vgl. Stellungnahme GBV vom 16.04.2021, act. 33.2.37.1 
542 Reglement über das Angebotswesen vom 21. November 2002, in Kraft vom 01.01.2003 bis 31.12.2008, 

act. 31.2.4.2 
543 Schreiben des SBV vom 14.01.2021, S. 2 f., act. 31.2.4.1 
544 Schreiben des SBV vom 14.01.2021, S. 2 f., act. 31.2.4.1 
545 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 21, act. 28.1.11.3 
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verse Unternehmen aus dem Hoch- und Tiefbau teilgenommen, wobei es sich nicht im-
mer um dieselben gehandelt habe. Grundsätzlich hätten alle Bauunternehmen aus der 
ganzen Schweiz teilnehmen können. Das Reglement des SBV habe für die Mitglieder des 
Verbands die Pflicht vorgesehen, Offerteingaben dem GBV zu melden.546 An die Vor-
versammlungen seien dann jene eingeladen worden, die ihre Offertangaben gemeldet hät-
ten. Sinn der Vorversammlungen sei gewesen, die Aufträge unter den Bauunternehmen 
vernünftig zu verteilen, insbesondere in Bezug auf die räumliche Aufteilung. Es sei aber 
auch um die Preisgestaltung gegangen, wobei aber immer zu ortsüblichen Marktpreisen 
offeriert worden sei.547  
 
Im Jahresbericht der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair habe er stets erwähnt, dass 
es Vorversammlungen gebe. Bauunternehmer A. reichte im Rahmen der AU die Jahres-
berichte 2004 bis 2012 ein, die er als Präsident der Sektion Unterengadin/Val Müstair des 
GBV verfasste.548 In den Jahresberichten ist unter der Rubrik «Verbandstätigkeiten» auf-
geführt, ob und mit welchem Erfolg in den Jahren 2004 bis 2012 «Vorversammlungen» 
durchgeführt wurden.549  
 
Die Leute, die an den Sektionsversammlungen teilgenommen hätten, hätten die Einla-
dungen mit dem Bericht erhalten. Dies seien z.B. auch die Medien gewesen. Kein Mensch 
habe sich gefragt, was mit diesen Vorversammlungen gemeint sei. In der Befragung vor 
der PUK führt er dazu aus: «Vor der Untersuchung war es nie ein Thema, nachher wollte 
niemand mehr gewusst haben, dass es Vorversammlungen gab.»550 Speziell erläutert habe 
er den Jahresbericht aber nicht.551 
 
 
 
 

                                                 
546 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 22, act. 28.1.11.3 
547 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 25, act. 28.1.11.3 
548 Jahresberichte des Präsidenten GBV Secziun Engiadina Bassa, Val Müstair 2004-2012; act. 12.1.3.12.15 
549 2004: Bis Mitte Jahr mit Erfolg durchgeführt, im Sommer und Herbst keine mehr (aus bekannten 

Gründen). 2005: Anfangs Jahr mit schwachem Erfolg durchgeführt, im Sommer und Herbst keine mehr. 

2006: Erste Saisonhälfte mit gutem Erfolg durchgeführt, im Sommer und Herbst weniger erfolgreich. 2007: 

Im Münstertal regelmässig durchgeführt, sonst keine. 2008: Im Münstertal z.T. durchgeführt, sonst keine. 

2009: Keine. 2010: Keine. 2011: Keine. 2012: Keine. 
550 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Fragen 40 ff., act. 28.1.11.3 
551 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 368 f., act. 12.1.2.11 
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Weiter führte er anlässlich seiner Befragung in der AU aus, dass man sich zu diesen Vor-
versammlungen früher in öffentlichen Restaurants getroffen habe. Ab 2004 habe man 
dann schon Wind bekommen, dass dies kartellrechtlich nicht in Ordnung gewesen sei.552  
Bauunternehmer B. bestätigte anlässlich seiner Befragung, dass seine Firma, als Mitglied 
des GBV die Einreichung von Offerten habe melden und er deshalb als Vertreter der Un-
ternehmung an Vorversammlungen habe teilnehmen müssen, ansonsten er mit Busse be-
straft worden wäre.553 Sinn dieser Vorversammlungen sei gewesen, das anstehende Ar-
beitsvolumen in der Region zu überblicken. Man habe aber auch verhindern wollen, dass 
Unternehmen aus anderen Regionen in den regionalen Markt eindringen, weshalb die Si-
cherung der Aufträge für die einheimischen Unternehmen ebenfalls ein Ziel gewesen sei. 
Schliesslich habe man auch geschaut, dass die kleinen Unternehmen für kleine Aufträge 
offerierten und die grossen Unternehmen für grosse Aufträge.554 Die Vorversammlungen 
seien jeweils vom GBV organisiert worden.555 Auf die Frage, ob diese Zusammenkünfte 
seiner Meinung nach rechtmässig gewesen seien, gab er zur Antwort: «Das ist schwierig 
zu beantworten. Auf der einen Seite wusste man, dass man Preisabsprachen nicht machen 
darf, wie erwähnt kam es aber nicht immer zu diesen Absprachen, weil man ergebnislos 
die Sitzungen verliess. Auf der anderen Seite verlangte der Baumeisterverband die Teil-
nahme an den Sitzungen. Man war sich nicht sicher, ob es verboten war und als kleine 
Unternehmung muss man sowieso schweigen und mitmachen, sonst hätte man keine 
Chance gehabt.»556 
 
Hinweisgeber B., welcher als Geschäftsführer eines Belagsunternehmens über viele Jahre 
aktiv an Submissionsabsprachen beteiligt gewesen war, gab an, dass diese im Belagswe-
sen ohne irgendwelches Zutun des GBV erfolgt seien.557 Die Belagsunternehmen hätten 
sich auf verschiedene Weise abgesprochen, so entweder am Rande der «normalen» Sit-
zungen, in separaten Sitzungen oder per Telefon.558 
 
Wie bereits erwähnt, führte Architekt 1, ein seit vielen Jahren im Unterengadin tätiger 
Architekt, dazu aus, dass er im Rahmen einer Sitzung betreffend Ausmasskontrolle bei 
der Firma C einmal gesehen habe, wie alle Vertreter der Bauunternehmen aus einem Büro 

                                                 
552 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 250 ff., act. 12.1.2.11 
553 Protokoll Befragung Bauunterunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 22, act. 28.1.15.2 
554 Protokoll Befragung Bauunterunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 23, act. 28.1.15.2 
555 Protokoll Befragung Bauunterunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 37, act. 28.1.15.2 
556 Protokoll Befragung Bauunterunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 28, act. 28.1.15.2 
557 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 7, act. 9.2.29.3 
558 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 5, act. 9.2.29.3 
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Im Übrigen gaben beinahe alle befragten Personen aus der Verwaltung gegenüber der 
PUK an, dass ihnen nicht bekannt gewesen sei, dass in Graubünden lange nach der Revi-
sion des Kartellgesetzes unter der Federführung des GBV noch Vorversammlungen mit 
Bauunternehmen veranstaltet worden seien, anlässlich welchen Submissionsabsprachen 
stattgefunden hätten. Mehrheitlich berichteten sie, dass sie erst in den Medien bzw. in der 
Verfügung der WEKO darüber gelesen hätten.564 
 
Auch Stefan Engler führte aus, dass er keine Kenntnisse von solchen Vorversammlungen 
gehabt habe. Der Kontakt mit dem GBV habe sich im Übrigen darauf beschränkt, die 
Delegiertenversammlung zu besuchen. Darüber hinaus habe er keinen Kontakt mit dem 
GBV gehabt.565, 566  
 
2.11.4. Würdigung  
 
Festhalten lässt sich zunächst, dass der GBV bei den Absprachen im Belagswesen offen-
bar keine Rolle gespielt hat. Demgegenüber ist seine Beteiligung bei den Submissionsab-
sprachen im Unterengadin unbestritten. Widersprüchliche Aussagen liegen bezüglich der 
Frage vor, ob der GBV auch in anderen Regionen des Kantons Vorversammlungen (mit-
)organisiert hat und wenn ja, bis wann dies der Fall war. Immerhin legt die Aussage von 
dem ehemaligen Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis die Vermutung nahe, dass dies zu-
mindest bis ins Jahr 2000 der Fall war.567 Als reine Schutzbehauptung hat sich ferner die 
Begründung des GBV erwiesen, dass sich sein Auftrag zur Organisation von Vorver-
sammlungen aus dem Wettbewerbsreglement des SBV ergeben habe. Zweifelsohne war 
der GBV über die erfolgten Anpassungen des Wettbewerbsreglements informiert, hat sie 
aber offensichtlich längere Zeit ignoriert.  
 
Aus den Befragungen der PUK und den ihr vorliegenden Unterlagen ergibt sich, dass 
zumindest einigen Mitarbeitern des TBA bekannt war, dass über viele Jahre und bis nach 

                                                 
564 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12. No-

vember 2020, Frage 40, act. 28.1.25.2; Protokoll Befragung Chef HBA vom 11. September 2020, Fragen 

30 f., act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25. September 2020, Frage 27, act. 

28.1.19.3; Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25. September 2020, Frage 16, act. 28.1.20.3 
565 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 1. Oktober 2020, Fragen 22 f., act. 23.1.22.3 
566 Auch Mario Cavigelli gab an, dass er davon erst mit der Verfügung der WEKO Kenntnis erhalten habe; 

Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 4. Dezember 2020, Frage 22, act. 28.1.26  
567 Diesbezüglich hielt der GBV im Rahmen des rechtlichen Gehörs fest, Vorversammlungen seien bis ins 

Jahr 2002 gemäss dem Wettbewerbsreglement des SBV zulässig gewesen, vgl. Stellungnahme GBV vom 

16.04.2021, act. 33.2.37.1  
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der Jahrtausendwende Vorversammlungen zum Zweck der Auftragsaufteilung und der 
Preisfestlegung durchgeführt worden sind. Einzuräumen ist allerdings, dass es sich alles 
um langjährige Kantonsangestellte handelte und niemand bestätigt hat, dass er auch nach 
der Revision des Kartellrechts im Jahr 2004 über derartige Versammlungen der Bauun-
ternehmer gewusst habe. Angesichts der Aussage von Bauunternehmer A., dass man sich 
früher gar in öffentlichen Restaurants getroffen habe und erst nach der Revision des Kar-
tellrechts vorsichtiger geworden sei, aber auch jener von Architekt 1, gemäss welchem 
man über diese Sitzungen bei den Bauunternehmern gesprochen habe und alle davon ge-
wusst hätten, können jedoch nicht alle Zweifel ausgeräumt werden, dass auch Mitarbei-
tende des TBA Bezirk 4 Scuol von solchen Zusammenkünften zumindest ahnten. Es ist 
anzunehmen, dass diese Vorversammlungen auch später für Aufsehen sorgten, wenn man 
sich vor Augen führt, dass gemäss den vorgefundenen Akten – und wie Architekt 1 es 
selber erlebt hatte – diese später, nämlich z.B. am Freitag, 24. Februar 2006, 14 Uhr, bei 
der Firma C stattfanden und sich demzufolge weiterhin nicht wirklich im Verborgenen 
abspielten.568 
 
Bemerkenswert erscheint der PUK im Weiteren, dass aktenkundig in den Jahresberichten 
der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair von 2004 bis 2008 offen erwähnt wurde, 
dass Vorversammlungen jeweils stattgefunden haben und Personen aus dem TBA, die an 
den Sektionsversammlungen regelmässig teilgenommen haben, wie z.B. der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol, mit Einladungen mit den erwähnten Jahresberichten bedient wur-
den. Aus Sicht der PUK ist folglich festzuhalten, dass damit Indizien auf mögliche Sub-
missionsabreden zwischen den Bauunternehmen im Unterengadin vorgelegen haben. 
Hinweise, dass jemand vom TBA bzw. vom Kanton darauf aufmerksam geworden wäre 
und kritisch nachgefragt hätte, finden sich dagegen keine. Freilich liesse sich argumen-
tieren, dass das TBA über die reglementwidrige Praxis des GBV hätte informiert sein 
müssen, um überhaupt entsprechend handeln zu können, und dass die Verantwortung zu 
informieren beim BVFD gelegen wäre. Eine solche Argumentation würde nach Ansicht 
der PUK aber zu kurz greifen. Denn das Wissen, dass Submissionsabsprachen rechtswid-
rig waren, war beim TBA bereits vor der Revision des Kartellrechts im Jahr 2004 vor-
handen. 
 
2.12. Offerteingaben 
 
Mehrere befragte Personen machten Aussagen zur Frage, ob sie anlässlich der Prüfung 
von Offerten gewisse Auffälligkeiten beobachtet hätten, welche auf allfällige Submissi-

                                                 
568 Z.B. am 24. Februar 2006, 14 Uhr, bei der Firma J, act. 14.1.2.2.15 ff. 
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onsabreden hätten hindeuten können. Auch wenn die Antworten unterschiedlich ausfie-
len, wurden u.a. auffällig nah beieinanderliegende Preise, grosse Unterschiede bei der 
Installationspauschale oder Überschreitungen der Kostenvoranschläge genannt. 
 
So antwortete der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco auf die Frage der PUK, 
ob man anhand der eingereichten Offerten nie etwas Auffälliges bemerkt habe: «Doch, 
haben wir. Einige Male.»569 Bei der Prüfung von Offerten gebe es Konstellationen von 
Preisen, die nicht immer nachvollziehbar seien, z.B. die Preise für die Lieferung eines 
Kubikmeters eines Materials. So könne es vorkommen, dass die Bauunternehmer, wenn 
der Kanton einen Preis akzeptiert, mal einen zu tiefen und mal einen zu hohen Preis er-
halten hätten.570 Wenn man Auffälligkeiten bei Offerten bemerkt habe, seien diese annul-
liert und neu ausgeschrieben worden.571 Die meisten würden solche Verschiebungen in 
den Offerten auch heute noch machen und niemand verstehe, wie die Bauunternehmen 
genau gerechnet hätten. Schliesslich gehe es darum, dass das, was bewilligt worden sei, 
auch eingehalten werde.572 
 
Der Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA hingegen meinte auf die Frage, ob man 
anhand der Offerten etwas hätte merken können, dass er dies eher nicht glaube. Dies sehe 
er auch heute in seiner Fachfunktion. Es sei sehr unterschiedlich und nicht zu 100% 
durchschaubar. Die verwendeten Kalkulationssysteme seien sehr unterschiedlich.573 
 
Der Chef des TBA Graubünden führte aus, die Frage sei schwierig, ob man Absprachen 
erkennen könne, wenn man Offerten genau prüfe. Es könne Indizien und Auffälligkeiten 
geben und man könne diese erkennen. Es bleibe aber schwierig, Absprachen zu erkennen, 
wenn die Bauunternehmer sich nicht gänzlich «dumm» verhalten würden.574 
 
Was das Belagswesen betrifft, erklärte Hinweisgeber B., der selber viele Jahre im Kartell 
im Belagswesen mitgewirkt hatte, dass das TBA mit der nötigen Aufmerksamkeit aus den 
eingereichten Offerten hätte erkennen können, dass die Offerten aufeinander abgestimmt 
gewesen seien, wenn nur Offerten von Unternehmen eingereicht worden seien, welche 

                                                 
569 Protokoll pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 30, act. 28.1.24.2 
570 Protokoll pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 31, act. 28.1.24.2 
571 Protokoll pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 32, act. 28.1.24.2 
572 Protokoll pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 33, act. 28.1.24.2 
573 Protokoll Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 23.06.2020, Frage 28, act. 28.1.10.1 
574 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 62, act. 28.1.25.2 
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mitabgesprochen hätten. In Gebieten, z.B. Ober- und Unterengadin, wo wenige Submit-
tenten um die Aufträge gebuhlt hätten, hätte dies auffallen müssen. Bei fast jedem Objekt 
sei die Differenz zwischen den erst-, zweit- und drittrangierten Unternehmen gleich ge-
wesen. Dieses Muster habe es auch in anderen Gebieten, aber nicht so deutlich wie im 
Engadin gegeben. Ab 2002 sei es zwar immer schwieriger geworden, diese Systematik 
festzustellen, weil Einflüsse von «Dritten» sowie Unterbrüche der Absprachen wegen 
Streitigkeiten innerhalb der VBU Einfluss auf die Offerteingaben gehabt hätten. Wenn 
allerdings Dritte mitofferiert hätten, hätte es bei genauer Analyse der Offerten auffallen 
müssen, dass die Preise oft erheblich tiefer gewesen seien.575 
 
2.12.1. Installationspauschale 
 
Die WEKO hielt in ihrer Verfügung «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 
26. März 2018 fest, dass die am Kartell beteiligten Bauunternehmen im Rahmen der Vor-
versammlungen nicht nur das Unternehmen bestimmt, welches den jeweiligen Auftrag 
erhalten sollte, sondern auch die Angebotspreise der übrigen Unternehmen festlegt hätten, 
mit welchen sie das zuschlagsempfangende Unternehmen schützen sollten.576 A.Q. schil-
derte anlässlich der Befragung vor der PUK, dass man die Angebotspreise unter anderem 
mit der Position der Bauinstallationspauschale577 habe anpassen können.578 So habe er 
selbst z.B. beim Projekt «Sesselbahn Schlivera, Scuol» die Bauinstallationspauschale auf-
grund der Absprache mit den anderen Bauunternehmen nach oben anpassen müssen. 
Dazu reichte A.Q. der PUK zwei Offerten gleichen Datums ein, wobei bei der ursprüng-
lichen Offerte die Bauinstallationspauschale CHF 11'050 beträgt und bei der anderen, 
welche aufgrund der Absprache angepasst wurde, CHF 16'050.579 
 

Zu diesem Thema erklärte der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA 
in der AU, dass er z.B. aufgrund von Auffälligkeiten bei der Installationspauschale ange-
nommen habe, dass Absprachen stattfinden würden. Er meinte dazu: «Zum Beispiel, wenn 
die Installationspauschale beim günstigsten Angebote 30'000 war und beim Zweitgüns-
tigsten 130’0000, war das ein Hinweis, dass es wohl Absprachen gegeben hatte. Dann 

                                                 
575 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Fragen 8 und 11, act. 9.2.29.3  
576 Verfügung WEKO «Hoch- und Tiefbauleistungen Engadin I» vom 26.03.2018, Rz. 249, act. 11.2.17 
577 Bei der Installationspauschale handelt es sich um die Kosten für die Einrichtung der Baustelle, z.B. Hin- 

und Rücktransport, Montage und Demontage etc. Diese Pauschale erhält der Bauunternehmer in der Regel 

beim Start eines Projekts ausbezahlt. 
578 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 7, act. 14.1.1.74.2 
579 Offerten Sesselbahn Schlivera, Scuol, vom 20.03.2003, act. 14.11.4.11.1 und 14.11.4.11.2 

 

 



 - 165 - 

hatte derjenige, der den Auftrag eben nicht erhalten sollte, einfach die Installationspau-
schale hochgeschraubt, damit er nicht zu viel Aufwand hatte. Was hätten wir dagegen tun 
sollen? Solange der Preis im Rahmen war…».580 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol führte in der Befragung der AU 
aus, dass das Problem mit der Installationspauschale bekannt gewesen sei. Es sei jeweils 
nicht klar gewesen, was diese Pauschale alles beinhaltete. Diese Pauschalen hätten zwar 
viel Gesprächsstoff geliefert, aber die Feinkontrolle der Offerten sei dann zentral in Chur 
erfolgt. Sie selbst hätten einfach Notizen für die Leute in Chur gemacht, wie z.B. «Warum 
so billig?» oder «Warum so teuer?». Diese Kommentare seien seiner Erfahrung nach in 
Chur ernst genommen worden.581 
 
Demgegenüber meinte der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol anlässlich seiner 
Befragung vor der PUK, dass seines Erachtens die unterschiedlichen Installationspau-
schalen keine Hinweise auf Absprachen gewesen seien, was aber auch schwierig zu un-
tersuchen sei.582 Einige Bauunternehmer hätten mehr Leistungen in die Einheitspreise 
gerechnet und andere mehr in der Installationspauschale eingefügt. Er habe den Eindruck 
gehabt, dass gewisse Bauunternehmer eine höhere Installationspauschale eingegeben hät-
ten, damit sie dieses Geld schon sicher mal hätten. Bei den offerierten Einheitspreisen 
habe man nämlich nur das effektive Ausmass bezahlt erhalten, während die Installations-
pauschale eben pauschal in der ganzen Höhe bezahlt worden sei.583 Andererseits habe 
man mit der Installationspauschale aber auch den Spielraum nutzen können, wenn man 
günstiger habe offerieren wollen.584 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur meinte zur Aussage des pensionierten 
Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA betreffend Installationspauschale, dass er 
dessen Aussage zwar nachvollziehen könne, aber selber nicht daran glaube. Er sei der 
festen Überzeugung, dass die unterschiedlichen Installationspauschalen nicht als Indiz für 
Preisabsprachen gewertet werden könnten. So stelle er fest, dass mit der Bauinstallations-
pauschale weiter spekuliert werde, obwohl heute, wie er annehme, keine Absprachen 

                                                 
580 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 639 

ff. act. 12.1.2.7 
581 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 232 

ff., act. 12.1.2.13.1 
582 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 40, act. 28.1.8.1 
583 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 39, act.28.1.8.1 
584 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 40, act.28.1.8.1 
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mehr stattfinden würden. Konkret halte man die Einheitspreise tief und versuche dann, 
das restliche Geld, welches man für die Auftragsausführung benötige, über die Bauinstal-
lationspauschale wieder hereinzuholen. Damit komme man am Anfang des Projekts 
schnell zu Geld.585 Auf Nachfrage, ob er mit dieser Thematik auf seinen Vorgesetzten 
oder andere Personen zugegangen sei, gab er zur Antwort, dass weil er die Sache mit der 
Installationspauschale für ein «allgemeines Gerücht» gehalten habe, er es auch nicht für 
nötig gehalten habe, auf seinen damaligen Vorgesetzten zuzugehen.586 Im Rahmen des 
rechtlichen Gehörs präzisierte der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur, diese 
Antwort habe sich nicht spezifisch auf die einzelne Position der Installationspauschale, 
sondern grundsätzlich auf die Problematik der Preisabsprachen bezogen. Wenn er bei der 
Offertkontrolle unübliche Einheitspreise bzw. eine spekulative Preisgestaltung festge-
stellt habe, habe er dies sehr wohl seinem Vorgesetzten gemeldet. Solche Feststellungen 
seien dann auch analysiert und intensiv diskutiert worden. Diese Diskussion habe sich 
aber, soweit er sich erinnere, nicht um Preisabsprachen gedreht, sondern viel mehr um 
die Thematik des Preis- bzw. Abrechnungsrisikos für den Bauherrn bei einem allfälligen 
Zuschlag für diese konkreten Angebote.587 
 
Anders wiederum beurteilte der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur, der damalige 
Vorgesetzte des ehemaligen Mitarbeiters des TBA Bezirk 1 Chur, das Spiel mit den In-
stallationspauschalen und erklärte, konfrontiert mit den Aussagen des pensionierten Mit-
arbeiters der Zentralverwaltung des TBA, dass sie im TBA Bezirk 1 Chur auch festgestellt 
hätten, dass diese kurzum heraufgesetzt worden seien.588 Auf die Frage, was er gemacht 
habe, nachdem er das festgestellt habe, antwortete der pensionierte Chef des TBA Bezirk 
1 Chur : «Wir hatten keine Kompetenzen über solche Sachen. Das ist uns erst im Nach-
gang bewusst geworden. Wenn es eine hohe Pauschale gab, wusste man, dass der Bau-
meister irgendwo spekuliert. Entscheidend war der Endpreis, massgebend dafür, ob die 
Pauschale hoch oder tief war. Genauer geprüft hat man dann nur den Billigsten, hier hat 
man die Pauschale rechnerisch geprüft. Bewusst worden ist mir das erst nachher. Nach-
dem man die anderen Offerten genauer angeschaut hat. Sagen muss man, dass die Pau-
schale bei den Belagsunternehmen in etwa gleich war, weil die mussten ja für die Arbeit 

                                                 
585 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 29, act. 

28.1.10.1 
586 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 30, act. 

28.1.10.1 
587 Stellungnahme Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 08.04.2021, act. 33.2.18 
588 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 24, act. 28.1.12.1 
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alle die gleichen Maschinen usw. auf den Platz bringen. Als ich das immer wieder wie-
derholt habe, habe ich angefangen zu vermuten, dass hier Preisabsprachen stattfanden. 
Das hat sich aber nicht so rasch ergeben, sondern war ein längerer Prozess. Sie müssen 
sich vorstellen im Frühling jeweils, wenn die Arbeiten vergeben und ausgeführt werden 
müssen, ist man im Bezirk mit 30 bis 50 Offerten konfrontiert. Da musste man vorwärts 
machen und war nicht in der Lage, überall genau hinzuschauen. Man hat geprüft, ob 
alles formell korrekt war, aber man war nicht in der Lage, bei allen Offerten eine Preis-
analyse zu erstellen, sondern, wie erwähnt wurde nur der Erstplatzierte geprüft.»589 
 

Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur erklärte auf Nachfrage der PUK, dass er 
mit seinem Verdacht nicht auf seinen Vorgesetzten zugegangen sei, weil er sich wohl 
nicht dafür verantwortlich gefühlt habe in seiner Stellung.590 
 
Es zeigt sich, dass die Aussagen der befragten Personen zur Frage, ob Mitarbeitende der 
Vergabestellen bei sorgfältiger Prüfung der Offerten Submissionsabsprachen hätten ent-
decken bzw. erkennen können, auseinandergehen. Auch wenn mehrheitlich berichtet 
wurde, dass bei gewissen Offertpositionen oder in der Preisgestaltung Auffälligkeiten 
entdeckt worden seien, zogen nicht alle den gleichen Schluss daraus, nämlich, dass – wie 
sich erst im Nachgang effektiv herausstellte – Submissionsabsprachen die Ursache sein 
könnten. 
 
Übereinstimmend wird beschrieben, dass die Installationspauschalen in den Offerten für 
denselben Auftrag sehr unterschiedlich ausgefallen sind. Die Aussage des pensionierten 
Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA, wonach dies ein Indiz für Submissionsab-
sprachen sei, stützten allerdings nicht alle. Einleuchtend ist demgegenüber, dass mit der 
Anpassung der Installationspauschale auf einfache Weise eine Schutzofferte erstellt wer-
den konnte. Das musste jedoch nicht bedeuteten, dass auffällige Installationspauschalen 
zwingend auf Absprachen zurückzuführen waren. Es gibt angesichts der Ausführungen 
der befragten Personen durchaus auch andere nachvollziehbare Gründe, weshalb die Bau-
unternehmen unterschiedlich hohe Installationspauschalen offerierten und es offenbar 
auch heute noch tun. Bemerkenswert erscheint in diesem Kontext die Aussage des pensi-
onierten Chefs des TBA Bezirk 1 Chur, dass für ihn das Erkennen von Submissionsab-
sprachen anhand der Installationspauschale ein längerer Prozess gewesen sei und sich ihm 
nicht anhand einzelner Offerten, sondern erst in einer Gesamtbetrachtung gezeigt habe. 

                                                 
589 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 25, act. 28.1.12.1 
590 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Fragen 26 und 27, act. 

28.1.12.1; vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.1.2.9. 
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Festzuhalten ist aber auch, dass die Problematik der unterschiedlich hohen Installations-
pauschalen im Austausch mit den jeweiligen Vorgesetzten innerhalb des TBA Graubün-
den offenbar kein oder kaum ein Thema war. 
 
2.12.2. Ein-Franken-Positionen 
 
Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco berichtete der PUK von einer weiteren 
Auffälligkeit in den Offerten. So erzählte er, dass er aufgrund seiner eigenen Erfahrung 
als Bauunternehmer dagegen gewesen sei, dass man in den Offerten der Bauunternehmen 
Positionen akzeptiere, die z.B. einen Aushub für einen Rappen enthielten. Solches habe 
er annullieren wollen. Die Haltung des Kantons sei da aber eine andere gewesen und dem 
habe er sich in seiner Funktion unterwerfen müssen. Bei solchen Auffälligkeiten habe 
man die Bauunternehmen angefragt, ob sie sich bewusst seien, dass sie nicht einmal zum 
Selbstkostenpreis offeriert hätten. Darauf hätten die Bauunternehmen gesagt, dass sie sich 
dem bewusst seien und dies anderswo eingepackt hätten. Es gehe ihnen um den Schluss-
betrag, denn dieser müsse stimmen.591 
 
Von solchen Positionen in den Offerten sprach auch der pensionierte Mitarbeiter 2 des 
TBA Bezirk 4 Scuol anlässlich seiner Befragung in der AU. So erklärte er, dass Bauun-
ternehmern für unsichere Posten nur einen Einfränkler offeriert hätten und bei den ande-
ren Posten dafür höher gewesen seien. Wenn sich dann das entsprechende Risiko ver-
wirklicht habe, hätten die Unternehmen aber auch liefern müssen.592 
 
Zu diesen sogenannten Ein-Franken-Positionen oder Platzhalterpreisen gilt es zu sagen, 
dass sie gemäss bundesrechtlicher und kantonaler Rechtsprechung nicht per se und von 
vornherein unzulässig sind. Es gibt aber bestimmte Gründe, bei deren Vorliegen eine Un-
zulässigkeit bejaht werden kann. Ein Entscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons Zü-
rich hat z.B. den Entscheid des TBA Zürich gestützt, welches einen Offerenten wegen 
Minus- und Nullerpositionen in den Offerten ausgeschlossen hat, weil das TBA Zürich 
in den Ausschreibungsunterlagen explizit geschrieben hatte, dass solche Offertpositionen 
nicht akzeptiert würden. Das Verwaltungsgericht hielt fest, dass es sich dabei auch nicht 
um überspitzten Formalismus handle.593 Das Bundesgericht führte in einem Entscheid zu 

                                                 
591 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 31, act. 

28.1.24.2 
592 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 214 

ff., act. 12.1.2.13.1 
593 VGer Zürich, VB.2010.00402 
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dieser Thematik aus, dass sogenannte Nullpreisofferten in Bezug auf Leistungseinheiten 
grundsätzlich zulässig seien, dies aber nicht bedeute, dass eine bewusst tiefe Kalkulation 
durch einen (überhöhten) Preis bei einer ganz anderen Position kompensiert werden 
könne.594 In einem solchen Fall sei der Ausschluss der Offerte möglich, weil gegen das 
Transparenz- und Gleichbehandlungsgebot, das Prinzip der Vergleichbarkeit der Offerten 
sowie das Prinzip der Preisvereinbarung nach Einheitspreisen verstossen werde. 
 
Von Offerten mit Ein-Franken-Positionen haben einige Mitarbeitende des TBA berichtet. 
Sie stellen diese Thematik prima vista aber nicht in den Kontext von Preisabsprachen. 
Auch die Rechtsprechung beschreibt dieses Phänomen der Platzhalterpreise und erachtet 
es, obschon nicht unproblematisch, nicht per se als unzulässig.  
 
2.12.3. Überschreitung des Kostenvoranschlags/Verfahrensabbrüche 
 
Die Praxis des TBA, dass die Offertpreise mit dem Kostenvoranschlag verglichen wur-
den, wurde bereits im Zusammenhang mit der Prüfung von Offerten beschrieben.595 Zu-
sammen mit dem Selbstdeklarationsformular wurde diese Vorgehensweise als Kontrol-
linstrument zur Erkennung von Submissionsabsprachen beschrieben. 
 
Die PUK ging der Frage nach, wie häufig Vergabeverfahren des TBA und des HBA in-
folge Überschreitung des Kostenvoranschlags abgebrochen wurden. Zudem wollte sie in 
Erfahrung bringen, ob und an welche Bauunternehmen die Aufträge anschliessend im 
freihändigen Verfahren vergeben wurden.596 
 
Das DIEM reichte mit Schreiben vom 15. September 2020 der PUK eine Übersicht des 
TBA mit allen Verfahrensabbrüchen im Zeitraum von 1993 bis 2017 inkl. Begründung 
für die Abbrüche ein.597 Das DIEM erklärte, dass das TBA aufgrund fehlender Daten-
grundlage keine Aussagen hinsichtlich der Anzahl von überschrittenen Kostenvoran-
schlägen machen könne. Bei den jeweiligen Submissionsverfahren seien die Offerten 
zwar geprüft und verglichen sowie einem allfällig vorhandenen Kostenvoranschlag oder 

                                                 
594 BGer 2P.164/2002, Urteil vom 27.11.2002 
595 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.3. 
596 Schreiben PUK Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Akten vom 29.07.2020, act. 10.1.1.24 
597 Schreiben DIEM Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Amtsakten vom 15.09.2020, act. 

2.10.1.01; Liste Verfahrensabbrüche TBA GR inkl. Begründung vom 04.10.2018, act. 3.6.1.1 
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allgemeinen Erfahrungswerten gegenübergestellt worden, aber eine allfällige Gegenüber-
stellung sei nicht digital hinterlegt oder nicht durchgehend in den Projektunterlagen ar-
chiviert.598 
 
Aus der Liste der Verfahrensabbrüche des TBA ist immerhin ersichtlich, dass Vergabe-
verfahren wiederholt abgebrochen wurden, weil der Kostenvoranschlag, der Kostenrah-
men oder Erfahrungswerte überschritten wurden. Zudem wird als Begründung für einige 
Abbrüche das Fehlen eines wirksamen Wettbewerbs, aber auch der Verdacht auf Preis-
absprachen angegeben. Insgesamt wurden bis zum Jahr 2012 zehn Verfahren wegen 
Überschreitung des Kostenvoranschlags abgebrochen und davon anschliessend acht im 
freihändigen Verfahren vergeben. Zudem wurden drei Verfahren wegen fehlenden Wett-
bewerbs abgebrochen und anschliessend zwei davon im freihändigen Verfahren verge-
ben.599 Im Zeitraum zwischen 1993 bis 2012 wurden ausserdem drei Verfahren infolge 
Verdachts auf Preisabsprachen abgebrochen: 
 

- Verbauung Val Mot und Quaunas, Gemeinde St. Maria, 11.10.1993: «Die Offer-
ten weisen Merkmale einer Preisabsprache unter den Offerten auf, was nach Sub-
missionsverordnung unzulässig ist. Die Gemeinde hat eine Annullation der Sub-
mission beschlossen und von den Offerenten Regieofferten eingeholt.» 
 

- A3a Julierstrasse; Belagsarbeiten Crap Sès – Burvagn, Baulos 1, 2, 19.04.1999: 
«Sämtliche eingereichten Offerten weisen gegenüber dem Auftrag aus dem Vor-
jahr «Belagsarbeiten Crap Sès – Burvagn» bei der Mehrzahl der Positionen er-
hebliche Preissteigerungen auf, die sachlich nicht vertretbar und nachvollziehbar 
sind. Es besteht daher der begründete Verdacht, dass die Anbieter unzulässige 
Preisabsprachen getroffen haben. Der Auftraggeber bricht aus diesem Grund das 
vorliegende Verfahren ab (Art. 17 Abs. 2 SubG). Die Arbeiten werden gemäss Art. 
3 lit. b SubV im freihändigen Verfahren vergeben.» 
 

- A3b Malojastrasse, Baumeisterarbeiten, Schneerutschverbauung Casaccia, 
25.08.1999: «Aufgrund dieser Umstände besteht der begründete Verdacht, dass 
die Anbieter ihre Angebote aufeinander abgestimmt haben und somit unzulässige 
Preisabsprachen getroffen haben. Der Auftraggeber bricht aus diesem Grund das 
vorliegende Einladungsverfahren ab (Art. 17 Abs. 2 SubG). Da die Schneerutsch-

                                                 
598 Schreiben DIEM Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Amtsakten vom 15.09.2020, S. 1 f., 

act. 2.10.1.01 
599 Liste Verfahrensabbrüche TBA GR inkl. Begründung vom 04.10.2018, act. 2.10.1.3.6 
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verbauung Casaccia aus Sicherheitsgründen noch in diesem Jahr realisiert wer-
den sollte, werden die Baumeisterarbeiten in Anwendung von Art. 3 lit. b und d 
SubV im freihändigen Verfahren vergeben.» 

 
Regierungsrat Mario Cavigelli erklärte im erwähnten Schreiben vom 15. September 2020 
gegenüber der PUK, dass es vor der Einführung der Checkliste «Indizien Preisabsprachen 
(CIS)» keine abstrakten Regeln gegeben habe, welche die Handhabung bei einer Über-
schreitung eines allfälligen Kostenvoranschlags, einer Kostenschätzung oder von allge-
meinen Erfahrungswerten geregelt hätten. Vielmehr sei jeder Einzelfall unter Beachtung 
allfälliger Besonderheiten geprüft worden. Allerdings gehe aus der Übersicht aller Ver-
fahrensabbrüche des TBA Graubünden hervor, dass eine erhebliche und nachvollziehbare 
Überschreitung eines allfälligen Kostenvoranschlags zum Verfahrensabbruch und grund-
sätzlich zur freihändigen Vergabe geführt habe. Mario Cavigelli führte ausserdem aus, 
dass auch bei der Beurteilung von Vergaben im Bereich Hochbau eine einzelfallweise 
Betrachtung erforderlich gewesen sei. Bei der Beurteilung von Überschreitungen würden 
neben der technischen Prüfung auch Erfahrungswerte und Marktkenntnisse der Planer 
und der HBA-Mitarbeiter einfliessen. Gründe für grosse Abweichungen könnten auf-
wendige Konstruktionen und Materialvorgabe, geforderte Standards oder auch Abwei-
chungen vom Projekt-/Planungsstand zum Stand des Kostenvoranschlags sein. Die spe-
zifische Beurteilung der jeweiligen Ausschreibung sei entscheidend.600 
 
Zum Umgang mit dem Kostenvoranschlag im TBA Graubünden erklärte der pensionierte 
Chef des TBA Graubünden, dass dieser vor allem für die Budgetierung und die Kontrolle, 
insbesondere bei grösseren Projekten, als Orientierungsinstrument gedient habe. Wenn 
entsprechend Offerten eingegangen seien, die weit vom Kostenvoranschlag entfernt ge-
legen seien, sei dies geprüft worden. Das Verfahren sei jeweils abgebrochen worden, 
wenn die Offerten überhöht gewesen seien.601 
 
Der Chef des HBA erklärte zum Umgang damit im HBA Graubünden, dass der Kosten-
voranschlag die Richtlinie sei, es aber häufig Differenzen nach unten oder oben gebe. Die 
Vergabe erfolge jeweils an den wirtschaftlich günstigsten Anbieter. Es komme vor, dass 
immer wieder mal über dem Kostenvoranschlag vergeben werde. Wenn sich im Laufe 
der Arbeitsausführung alles detaillierter zeige, könne es zu Verschiebungen kommen, d.h. 
zu Situationen, bei welchen z.B. mehr Betonwände für den Bauunternehmer zu leisten 

                                                 
600 Schreiben DIEM Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Amtsakten vom 15.09.2020, S. 3, act. 

2.10.1.1 
601 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 16, act. 28.1.21.2.1 
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seien oder für den Gipser weniger Arbeiten anfallen würden. Man müsse aber trotzdem 
dafür besorgt sein, dass der Kostenvoranschlag des Gesamtprojekts eingehalten werden 
könne.602 
 
Bei den Submissionsverfahren des AWN sei der Kostenvoranschlag gemäss den Aussa-
gen des pensionierten Chefs des AWN im Rahmen eines Regierungsbeschlusses geneh-
migt worden und habe eingehalten werden müssen.603 Sei die Einhaltung des Kostenvor-
anschlags nicht möglich gewesen, habe man nochmals bei der Regierung eine neue Pro-
jektgenehmigung einholen müssen, was für den betroffenen Mitarbeiter sehr unangenehm 
gewesen sei. Deshalb habe man auf die Einhaltung des Kostenvoranschlags sehr genau 
geachtet. Er könne sich ausserdem nicht daran erinnern, dass eingegangene Offerten den 
Kostenvoranschlag überschritten hätten.604 Er glaube, dass das Risiko für Überschreitun-
gen des Kostenvoranschlags bei den Vergaben des AWN klein sei, weil die Bauherrschaft 
bei den Gemeinden liege und das AWN nachgelagert sei.605 
 
Der pensionierte Chef des TBA Graubünden, der Submissionsjurist des BVFD, Mario 
Cavigelli und der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung erklärten übereinstim-
mend, dass sie sich streng an die Praxis des Verwaltungsgerichts gehalten hätten, wonach 
ein Abbruch nur angezeigt gewesen sei, wenn der vorgegebene Kostenrahmen um mehr 
als 25% überschritten worden sei.606 Die Liste der Verfahrensabbrüche zeige aber gemäss 
dem Chefs des TBA Graubünden eben auch, dass das TBA mit Verfahrensabbrüchen 
reagiert habe, wenn der Wettbewerb nicht gespielt habe.607 
 
Anhand der vorgelegenen Unterlagen, aber auch anhand der Aussagen der befragten Per-
sonen, zeigt sich, dass in den meisten Fällen von Verfahrensabbrüchen die Aufträge an-
schliessend im freihändigen Verfahren vergeben wurden. Wie bereits ausgeführt, waren 
Verfahrensabbrüche aus wichtigen Gründen möglich.608 Die gesetzliche Grundlage für 
eine anschliessende freihändige Vergabe war in Art 3 Abs. 1 lit. b und d SubV 1998 bzw. 
Art. 3 Abs. 1 lit. b und e SubV 2004 zu finden. 
 

                                                 
602 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 38 f., act. 28.1.18.3 
603 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 13, act. 28.1.19.3 
604 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 16, act. 28.1.19.3 
605 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 16, act. 28.1.19.3 
606 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
607 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 68, act. 28.1.25.2 
608 Art. 17 Abs. 1 SubG 1998 bzw. ab 2004 Art. 24 Abs. 2 SubG 2004 
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Fraglich war in diesem Zusammenhang, ob bei einer auf den Verfahrensabbruch hin er-
folgten freihändigen Vergabe Bauunternehmen berücksichtigt wurden, welche bereits im 
abgebrochenen Verfahren mitofferiert hatten.  
 
So wurde z.B. das Verfahren zum Projekt «A3a Julierstrasse; Belagsarbeiten Crap Sès – 
Burvagn, Baulos 1,2» aus dem Jahr 1999 wegen Verdachts auf Preisabsprachen abgebro-
chen und anschliessend im freihändigen Verfahren vergeben, welche bereits im ersten 
Verfahren mitofferiert hatte.609 Allerdings ist bemerkenswert, dass die Schlussabrech-
nung des Projekts mit CHF 314'636.20 tiefer lag, als der Betrag, für welchen die Arbeit 
vergeben wurde (CHF 329'471.90).610 
 
Beim Projekt «749.10 Stuglstrasse, Buorchas – Stugl, km 6.19» aus dem Jahr 2011 wer-
den als Gründe die Überschreitung des Kostenvoranschlags um 20% und kein hinreichen-
der Wettbewerb, aber keine vermuteten Preisabsprachen genannt.611 Das Bauunterneh-
men, welches den Auftrag im freihändigen Verfahren mit der Offertsumme von CHF 
1'401'065.30 erhalten hatte, reichte bereits im zuvor abgebrochenen Verfahren eine Of-
ferte ein, damals zu einem Betrag von CHF 1'593'631.10.612 Abgerechnet wurde das Pro-
jekt schliesslich zu einem wesentlich tieferen Betrag von CHF 1'089'784.85.613 
 
Die PUK stellte Mario Cavigelli im Zusammenhang mit dem Projekt «Sampuoirbachbrü-
cke, Baumeister- und Belagsarbeiten»614 die Frage, weshalb nach einem Abbruch auf-
grund zu weniger Offerten und fehlendem Wettbewerb in der Folge das freihändige Ver-
fahren gewählt und nicht nochmals öffentlich ausgeschrieben worden sei. Mario Cavigelli 
erklärte, dass es in gewissen Regionen eine Tatsache sei, dass zum Teil wenige Angebote 
auf Ausschreibungen eingehen würden. Wenn diese dann wie im angesprochenen Fall 
noch den Kostenvoranschlag überschreiten würden, könne man mit dem freihändigen 
Verfahren die Bauunternehmen, ähnlich wie Private, damit konfrontieren, dass sie zu 
hoch offeriert hätten. Das bedeutet, dass man den Bauunternehmen mit Sachkunde die 

                                                 
609 Mitteilung Verfahrensabbruch vom 19.04.1999, act.3.7.2.14 
610 Schreiben DIEM Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Amtsakten vom 15.09.2020, S. 5, act. 

2.10.1.1; Mitteilung Auftragsvergabe vom 31.05.1999, act. 3.7.2.15 
611 Liste Verfahrensabbrüche TBA GR inkl. Begründung vom 04.10.2018, act. 2.10.1.3.6 
612 Entscheid Abbruch des Verfahrens vom 26.09.2011, act. 3.7.14.6 
613 Schreiben DIEM Erteilung von Auskünften und Herausgabe von Amtsakten vom 15.09.2020, S. 5 f., 

act. 2.10.1.1 
614 Protokoll Offertöffnung TBA vom 16.03.2011, act. 3.7.14.1 
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Stirn bieten müsse. Die Arbeiten seien ja unausweichlich und notwendig. Es habe aber 
nicht viele solcher Fälle gegeben.615 Er sei nicht der Meinung, dass solche freihändigen 
Vergaben dazu beitragen würden, dass die Unternehmen sich die Arbeiten untereinander 
verteilen würden. Der Anbieter würde im freihändigen Verfahren dann auch enger be-
treut.616 
 
Im Untersuchungszeitraum war der Vergleich der Offerten mit dem Kostenvoranschlag 
das zentrale Kontrollmittel zur Erkennung von Submissionsabsprachen. Die Liste der 
Verfahrensabbrüche zeigt, dass es allerdings – gemessen an der Gesamtzahl der Aufträge 
zwischen 1993 bis 2012 – nur eine kleine Anzahl von Verfahrensabbrüchen gegeben hat, 
die auf eine Überschreitung des Kostenrahmens und insbesondere auf den Verdacht von 
Preisabsprachen zurückzuführen waren. Was die erfolgten Verfahrensabbrüche aufgrund 
von Hinweisen auf Submissionsabsprachen betrifft, fielen diese alle noch ins alte Jahr-
hundert. Ferner kann einigen befragten Personen darin gefolgt werden, dass nicht jede 
Überschreitung des Kostenrahmens ein Indiz auf Submissionsabsprachen darstellen 
muss. Es gibt Umstände, die sich im Laufe eines Bauprojekts ergeben und zu einer Über-
schreitung führen können, ohne dass dabei Preise abgesprochen wurden. Ausserdem er-
klärten mehrere Personen übereinstimmend, dass der Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichts streng gefolgt worden sei, wonach erst eine Überschreitung des Kostenrahmens 
von mindestens 25% als erheblich einzustufen war. Man sah sich aufgrund der preisfok-
kussierten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts617 in den Handlungsmöglichkeiten 
eingeschränkt. Dennoch zeigen die – wenn auch – wenigen Verfahrensabbrüche aufgrund 
eines Verdachts auf Absprachen, dass ein gewisses Bewusstsein für diese Thematik vor-
handen war.  
 
Auch wenn eine freihändige Vergabe zugunsten eines Unternehmens, welches im vor-
gängig abgebrochenen Verfahren mitofferierte, nicht unproblematisch ist, konnte Regie-
rungsrat Mario Cavigelli nachvollziehbare Gründe dafür vorbringen, die der begrenzten 
Konkurrenzsituation in gewissen Regionen des Kantons zuzuschreiben sind. Ausserdem 
fällt in diesem Zusammenhang auf, dass der abgerechnete Endpreis bei freihändigen 
Vergaben gemäss den der PUK vorgelegenen Dokumenten wiederholt beträchtlich unter 
dem Vergabepreis und unter dem Kostenvoranschlag zu liegen kam. 
 
 

                                                 
615 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.202, Frage 32, act. 28.1.26.2 
616 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.202, Frage 33, act. 28.1.26.2 
617 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
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2.13. Hinweis betreffend eine historische Baute 
 
Mit Schreiben vom 13. August 2018 meldeten sich zwei Personen bei der PUK und be-
richteten über eine aus ihrer Sicht gesetzeswidrige Handhabung durch eine Gemeinde im 
Kanton Graubünden bei einem Bauprojekt.618 Nach Ersuchen der PUK um Ergänzungen 
zum Sachverhalt und um Einreichung weiterer Unterlagen zur Sache reichte Person 1, die 
sich bei der PUK gemeldet hat, mit Schreiben vom 31. August 2018 eine ausführliche 
Sachverhaltsschilderung und weitere Beilagen ein.619 
 
Person 1, die sich bei der PUK gemeldet hat, führte zusammengefasst aus, dass er als 
Gemeindevorstand des Departements für öffentliche Bauten und Planung in einer Ge-
meinde des Kantons einen Verstoss gegen die kantonale Submissionsgesetzgebung fest-
gestellt habe. Für die Restaurierung einer historischen Baute, an welcher sich der Kanton 
im Rahmen der Subventionsgesetzgebung ebenfalls beteiligt hatte, habe die Gemeinde 
die Baumeisterarbeiten statt im offenen Vergabeverfahren im Einladungsverfahren aus-
geschrieben. Zudem seien die Leistungen des Restaurators freihändig vergeben, statt öf-
fentlich ausgeschrieben worden. Nachdem Person 1, die sich bei der PUK gemeldet hat, 
seine Zweifel über dieses Vorgehen angemeldet hatte, wandte sich die Bauherrin, eine 
Stiftung, an den Submissionsjuristen des BVFD. Dieser kam zum Schluss, dass die Bau-
meisterarbeiten zwar hätten öffentlich ausgeschrieben werden müssen, er aber angesichts 
der Gesamtumstände keine weiteren Interventionen für angezeigt halte. In der Folge habe 
Person 1, die sich bei der PUK gemeldet hat, sich mit einem Rapport über diesen Sach-
verhalt an die Gemeinde gewandt, welche seine Vorbringen ignoriert habe. Anschliessend 
habe er eine Beschwerde beim BVFD eingereicht, welche unter Berücksichtigung der 
Einschätzung des Submissionsjuristens des BVFD abgewiesen worden sei. Gegen den 
Entscheid des BVFD habe Person 1, die sich bei der PUK gemeldet hat, wiederum eine 
Beschwerde bei der Regierung eingereicht. Die Regierung habe die Beschwerde von ihm 
ebenfalls abgewiesen. 
 
In Form einer unpräjudiziellen Beurteilung an die Stiftungsratspräsidentin führte der Sub-
missionsjurist des BVFD in einer E-Mail aus, dass die privatrechtliche Stiftung für die 
Sanierung der historischen Baute aufgrund einer Finanzierung von rund 70% durch die 
öffentliche Hand der kantonalen Submissionsgesetzgebung unterstellt sei (Art. 6 Abs. 1 
lit. a SubG). Die Baumeisterarbeiten hätten öffentlich ausgeschrieben werden müssen. 

                                                 
618 Schreiben zweier Personen die sich bei der PUK meldeten vom 13.08.2018, act. 13.1.1.0 
619 Empfangsbestätigung PUK vom 23.08.2018, 13.1.2; Schreiben von Person 1, die sich bei der PUK mel-
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Immerhin sei aber zur Ermittlung der Baumeisterarbeiten ein formelles Einladungsver-
fahren mit mehreren Anbietern durchgeführt und somit die benötigten Leistungen unter 
Konkurrenz vergeben worden. Der wirtschaftliche Einsatz öffentlicher Mittel dürfte des-
halb wohl gewahrt worden sein. Weiter führte der Submissionsjurist des BVFD aus, dass 
man die Arbeitsleistungen des Restaurators wohl hätte öffentlich ausschreiben statt frei-
händig vergeben müssen. Bezüglich der Frage, ob für die Vollendung der Sanierung eine 
öffentliche Ausschreibung für die Baumeisterarbeiten bzw. für den Restaurator nachzu-
holen sei, nahm der Submissionsjurist des BVFD den Standpunkt ein, dass dies aus Grün-
den der Verhältnismässigkeit nicht angezeigt sei. Schliesslich stufe er die mutmasslich 
falsch gewählten Submissionsverfahren nicht als derart gravierend ein, dass sich daraus 
für den Kanton als Subventionsgeber eine Reduktion der gesprochenen Beiträge aufdrän-
gen würde.620 
 
Anlässlich der Befragung vor der PUK führte der Submissionsjurist des BVFD zu diesem 
Fall aus, dass damals die Stiftungsratspräsidentin mit einer Vertreterin der kantonalen 
Denkmalpflege zu ihm gekommen sei und um eine Beurteilung der Sache gebeten habe. 
Er habe deshalb geprüft, ob der Denkmalpflege empfohlen werden solle, Subventionen 
zu kürzen. Nach Prüfung der Unterlagen sei er zum Schluss gekommen, dass mit Blick 
auf die submissionsrechtlich gewählte Verfahrensart zwar nicht alles korrekt gelaufen sei, 
er mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit und Verhältnismässigkeit aber zum Schluss ge-
kommen sei, dass keine Subventionen zurückgefordert werden sollen. Person 1, die sich 
bei der PUK gemeldet hat, habe in diesem Zusammenhang auch eine Aufsichtsbe-
schwerde gegen ihn eingereicht, welcher nicht Folge geleistet worden sei. Seine Einschät-
zung zum Fall sei folglich gestützt worden.621 
 
Es lässt sich festhalten, dass der oben beschriebene Sachverhalt in erster Linie eine kom-
munale Vergabe betraf. Person 1, die sich bei der PUK gemeldet hat, führte an, dass aus 
seiner Sicht gegen die Submissionsgesetzgebung verstossen worden sei und er sich mit 
seinem Vorbringen von den zuständigen Personen als nicht richtig ernst genommen ge-
fühlt habe. Der Kanton wurde hier insoweit involviert, als zu beurteilen war, ob gegen 
die Vergabebestimmungen in einer Weise verstossen worden war, dass die vom Kanton 
gesprochenen Subventionen ganz oder teilweise entzogen werden mussten. Der Submis-
sionsjurist des BVFD hat sich entsprechend seiner Funktion auf Anfrage der Stiftungs-

                                                 
620 E-Mail Submissionsjurist BVFD an Stiftungsrätin vom 21.11.2014, act. 13.1.1.2; vgl. dazu Art. 33 

SubG, gemäss welchem Widerhandlungen gegen die Vergabebestimmungen durch subventionierte Auf-

traggeber durch den ganzen oder teilweisen Entzug der Subvention geahndet werden können. 
621 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 45, act. 28.1.20.3 
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Kenntnis habe. Dieser führte aus, dass er es nicht mehr präsent habe, das Schreiben aber 
offensichtlich erhalten habe; beim internen Verteilstempel auf dem Dokument sei näm-
lich seine Handschrift erkennbar. Er wisse aber nicht, was damit im Nachgang geschehen 
sei.624 
 
Mit dem anonymen Schreiben konfrontiert, erklärte der pensionierte Chef des TBA Be-
zirk 2 Mesocco, dass er keine Kenntnis von diesem Brief habe. Er könne aber auch nicht 
ausschliessen, dass er das Schreiben schon mal gesehen habe und dass es an einer Sitzung 
mal thematisiert worden sei. Er vermute aber, dass es sich um ein Schreiben eines frus-
trierten Bauunternehmers handle, welcher den Auftrag nicht erhalten habe. Eine Reaktion 
darauf habe es nicht gegeben, da kein konkreter Vorwurf vorgebracht worden sei.625 
 
Fest steht, dass das anonyme Schreiben beim TBA eingegangen ist. Da sich aber der pen-
sionierte Chef des TBA Graubünden und der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Me-
socco weder an den Erhalt des Schreibens noch an den Umgang mit demselben erinnern 
können, bleibt unklar, ob und welche Folgen das Schreiben im Nachgang hatte. Aufgrund 
dieser Aussagen ist davon auszugehen, dass das Schreiben keine konkreten Massnahmen 
ausgelöst hat. 
 
2.15. Prüfungen der Finanzkommission (Fiko) 
 
Die PUK wollte von der Finanzkontrolle des Kantons Graubünden (Fiko) wissen, ob sie 
bei der Prüfung von Bauprojekten des HBA oder TBA im Zeitraum 2000 bis 2012 jemals 
festgestellt habe, dass die submissionsrechtlichen Bestimmungen nicht eingehalten wor-
den seien.626 
 
Die Fiko führte aus, dass Prüfungen durch die Fiko in den seltensten Fällen flächende-
ckend, sondern auf der Basis einer Stichprobenauswahl erfolgen würden. Die Auswahl 
der Projekte einer Dienststelle, welche die Fiko genauer prüfe, erfolge grundsätzlich risi-
kobasiert, unter Einbezug der finanziellen Relevanz des Projekts. Aus diesem Grund 
seien beim HBA im Wesentlichen die Verpflichtungskredite und beim TBA die grösseren 

                                                 
624 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 25 f., act. 28.1.21.2.1 
625 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 34 ff., act. 

28.1.24.2 
626 Schreiben PUK Gesuch um Herausgabe von Unterlagen und schriftliche Auskünfte an Fiko vom 

27.11.2020, act. 32.1.1.1 
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Ausbauprojekte geprüft worden. Die Fiko reichte alle Berichte zu Prüfungen von Bau-
projekten des HBA und TBA für die relevante Zeitspanne ein und bezeichnete jeweils die 
Berichtsstellen, bei welchen Feststellungen zur Nichteinhaltung von submissionsrechtli-
chen Bestimmungen gemacht wurden.627 
 
Die Durchsicht der Berichte unter Berücksichtigung der Bemerkungen der Fiko ergab, 
dass die Fiko sich in keinem Bericht zu allfälligen Submissionsabsprachen äusserte. Le-
diglich bei einigen wenigen Projekten machte die Fiko Feststellungen zu submissions-
rechtlichen Fragen oder gab gewisse Empfehlungen ab. So äusserte sie sich bei einzelnen 
Projekten z.B. zum Thema Überschreitung des Kostenvoranschlags628, zum Umgang mit 
Verfahren, die nicht an den günstigsten Anbieter vergeben wurden629 oder zum Umstand, 
dass im Unterengadin für grössere Aufträge auffallend wenig Offerten eingegangen wa-
ren und damit wohl nur ein eingeschränkter Wettbewerb besteht.630 
 
Im Jahr 2009 legte die Fiko zudem einen Bericht über die Dienststellenprüfung des TBA 
vor. Die Prüfung umfasste die Prozesse des TBA, das Rechnungswesen, die Eigenleis-
tungen des TBA, den Personalbereich, das Beitragswesen, den Landerwerb, GRiforma 
und die Zusammenarbeit mit der ASTRA-Filiale in Bellinzona. Darin hielt sie fest, dass 
das TBA bereits im Jahre 1998 ISO-zertifiziert worden sei. Die Prozesse, Weisungen und 
Dokumentationen seien stetig weiter verbessert worden, sodass sie 2009 einen sehr guten 
Zustand erreicht hätten. Die Fiko stellt zusammenfassend fest, dass die finanzrelevanten 
Arbeiten sach- und ordnungsgemäss abgewickelt worden seien und das TBA eine gut 
funktionierende Dienststelle sei.631 
 
Im Jahr 2012 wurde zudem das TBA Bezirk Chur einer Prüfung unterzogen, wobei aber 
auf die Prüfung der Stelle Projektierung und Bau verzichtet wurde, weil bereits 2011 ein 

                                                 
627 Schreiben Fiko Gesuch um Herausgabe von Unterlagen und schriftliche Auskünfte an PUK vom 

04.01.2021, S. 1-7, act. 32.1.1.2.1 
628 Bericht über Nachrevision der Prüfung der Abteilung Kunstbauten TBA vom 17.1.2013, Abschnitt 3.1, 

act. 32.1.1.2.2.24; Bericht über die Prüfung des Projekts «Innbrücke Punt d’En Vulpera» auf dem Verbin-

dungsstrassenabschnitt «Anschluss Engadinerstrasse – Vulpera» vom 16.12.2010, Abschnitt 6, act. 

32.1.1.2.6.2 
629 Bericht über die Zwischenrevision des Bauprojekts Umfahrung Tiefencastel vom 15.06.2000, Abschnitt 

5.1, act. 32.1.1.2.2.2 
630 Bericht über Zwischenrevision des Hauptstrassenprojekts «Engadinerstrasse Korrektion Nairs – Scuol 

West» vom 04.08.2005, act. 32.1.1.2.2.15 
631 Bericht über die Prüfung der Dienststelle TBA vom 14.09.2009, act. 32.1.1.2.5.2 
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Projekt des TBA Bezirk Chur von der Fiko geprüft wurde. Insgesamt hielt die Fiko fest, 
dass soweit geprüft, das TBA Bezirk Chur die ihm übertragenen Arbeiten korrekt aus-
führe.632 
 
Die PUK stellte der Fiko die Frage, ob sie nach Bekanntwerden der WEKO-Untersuchun-
gen die Einhaltung der submissionsrechtlichen Bestimmungen insbesondere durch das 
TBA genauer geprüft habe. Die Fiko erklärte, dass bei der Prüfung von Bauprojekten 
grundsätzlich, nicht erst seit Bekanntwerden der WEKO-Untersuchungen, auch die Ein-
haltung der submissionsrechtlichen Bestimmungen ein Teil der Prüfungshandlungen 
sei.633 
 
Im Bericht 2014 über die Zwischenprüfung der Strassenkorrektion «Giarsun-Ardez 
West» bezog sich die Fiko sodann zum ersten Mal bei einer Prüfung auf den Umstand, 
dass die WEKO Untersuchungen wegen unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen im 
Kanton Graubünden führe. Die Fiko hielt fest, dass sie aufgrund der besonderen Aus-
gangslage dem Submissionswesen besondere Bedeutung schenke. Beim geprüften Pro-
jekt wurde bei der Vergabe eine Offerte im ersten Rang als ungültig ausgeschlossen, weil 
der ausländische Anbieter über keine operative Betriebsstätte vor Ort verfügte. Damit 
ging der Auftrag an ein nur geringfügig höheres Angebot im zweiten Rang. Diese Hand-
habung hielt die Fiko aus wettbewerbsrechtlicher Sicht für problematisch. Die Fiko be-
antragte deshalb, dass in gleichgelagerten Submissionsfällen wettbewerbsorientiert und 
juristisch korrekt vorzugehen und auf eine korrekte Anwendung der Ausnahmebestim-
mungen im Staatsvertragsbereich (Bagatellklausel) zu achten sei. Darüber hinaus sei bei 
den Nachtragsleistungen Optimierungsbedarf festgestellt worden. Dem TBA wurde emp-
fohlen, die Nachtragsleistungen aussagekräftiger zu begründen und die Details zu den 
grösseren Nachtragsleistungen vollständig zu erheben. Weiter stellte die Fiko fest, dass 
die Nachvollziehbarkeit der Ausmasse verbessert werden müsse, um eine grössere Si-
cherheit in diesem wichtigen Bereich zu erhalten.634 
 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Prüfungen der Fiko in der Mehrheit aller 
Fälle keine Beanstandungen zur Einhaltung von submissionsrechtlichen Bestimmungen 
enthielten. Die wenigen Feststellungen und Empfehlungen, welche die Fiko im Rahmen 

                                                 
632 Bericht über die Prüfung des TBA Bezirk Chur vom 07.09.2012, act. 32.1.1.2.7.2 
633 Schreiben Fiko Gesuch um Herausgabe von Unterlagen und schriftliche Auskünfte an PUK vom 

04.01.2021, S. 7, act. 32.1.1.2.1 
634 Bericht über die Zwischenprüfung der Strassenkorrektion Giarsun-Ardez West auf der Engadinerstrasse 

vom 02.10.2014, act. 32.1.1.2.9.2 
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ihrer Prüfungen bis zum Jahr 2012 machte, bezogen sich allerdings nicht auf Preisabspra-
chen. Es ist nach Meinung der PUK nicht davon auszugehen, dass vor diesem Hintergrund 
die Berichte der Fiko zum HBA oder TBA in Bezug auf die Erkennung oder Verhinde-
rung von Submissionsabsprachen bei den Stellen, die damit jeweils bedient wurden 
(GPK, DFG oder BFVD), eine Reaktion hätten auslösen müssen. Der Bericht 2014 zum 
Projekt «Strassenkorrektion Giarsun-Ardez West» zeigte aber, dass die Fiko sich vor dem 
Hintergrund der hängigen WEKO-Untersuchungen stärker mit der Thematik von Sub-
missionsabreden befasste und dem TBA gewisse Empfehlungen aufgrund der festgestell-
ten Mängel erteilte. 
 
3. Würdigung 
 
Gesamthaft stellt die PUK fest, dass die befragten verwaltungsinternen Personen und Re-
gierungsmitglieder die Submissionsabsprachen im Belagswesen in den 1980er Jahren635 
bis anfangs der 2000er Jahre schon früh vermuteten, teilweise sogar davon wussten. Dies 
zeigen beispielhaft die Antworten des Kantons Graubünden im Fragebogen der Umfrage 
der BPUK aus dem Jahr 2000. Als Folge davon kam es zu vereinzelten Verfahrensabbrü-
chen, z.B. bei überhöhten Preisen, wobei die strenge Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichts diesbezüglich nicht viel Spielraum liess. In einer internen, vertraulichen Akten-
notiz vom 27. Juni 2000 handelte das BVFD die zur Verfügung stehenden Massnahmen 
und Möglichkeiten ab, wobei man sich offenbar lediglich für ein informelles Gespräch 
mit Vertretern des BVFD, des TBA und den Geschäftsführern mehrerer Belagsfirmen 
entschied, bei welchem den Unternehmen u.a. die Schädlichkeit von Absprachen für den 
Wettbewerb dargelegt werden sollte. Von der Massnahme der sogenannten Bietererklä-
rungen, mit welchen die Anbieter dem Auftraggeber bei der Eingabe der Angebote zusi-
chern, keine Submissionsabsprachen getroffen zu haben, sah man offenbar ab, da damit 
gegenüber den Unternehmen ein Misstrauensvotum ausgesprochen worden wäre.636 Das 
informelle Gespräch, welches auf Einladung des ehemaligen Regierungsrats Stefan Eng-
ler im September 2000 stattgefunden hatte, brachte offensichtlich keine wesentliche Ver-
änderung der Situation. Im Jahr 2003 erfolgte dann eine Meldung an die WEKO, welche 
aber einen anderen Sachverhalt betraf, nämlich vermutete unzulässige Verhaltensweisen 

                                                 
635 Ein Verbot unzulässiger Wettbewerbsabreden sah allerdings erst das Kartellgesetz 1995, welches am 

17. Juni 1996 in Kraft trat, vor, vgl. C.IV.6  
636 2001 wurde eine sogenannte Integritätserklärung in das Selbstdeklarationsformular eingeführt, mit wel-

cher alle Anbieter garantieren mussten, dass sie keine Absprachen oder andere wettbewerbsbeeinträchti-

gende Massnahmen getroffen hatten; vgl. Schreiben Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 06.07.2020, S. 2; act. 

28.1.7.2.0 
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eines marktbeherrschenden Unternehmens, der Firma L, Betreiberin von Belagsmisch-
werken.   
 
Angesichts des vorhandenen Untersuchungsmaterials, der Aussagen der Befragten und 
der ausgewerteten Dokumente, stellte die PUK fest, dass der Kanton trotz Kenntnissen 
oder zumindest Vermutungen über Submissionsabsprachen im Belagswesen nur sehr zö-
gerlich eingeschritten war. Die ergriffenen Massnahmen fruchteten offensichtlich nicht 
und man vermutete beim TBA auch nach dem informellen Gespräch mit Regierungsrat 
Stefan Engler und trotz vereinzelter Verfahrensabbrüche weiterhin Submissionsabspra-
chen. Dennoch schritt man nicht zu Massnahmen zur systematischen Bekämpfung von 
unzulässigen Preisabsprachen, obwohl man sich des Themas und der Schädlichkeit der 
Preisabsprachen bewusst war und – wie die interne, vertrauliche Aktennotiz vom Juni 
2000 zeigt – auch das Massnahmenspektrum kannte. Offenbar trug auch die Einstellung 
des WEKO-Verfahrens im Jahr 2005 dazu bei, dass keine weiteren Massnahmen ergriffen 
wurden. Dass dieses Verfahren nicht Preisabsprachen im Belagswesen, sondern den Tat-
bestand von Art. 7 KG betraf, schien man bewusst oder unbewusst ausser Acht gelassen 
zu haben. In den Worten des Chefs der Abteilung Strassenbau im TBA ging es im TBA 
dementsprechend – also entsprechend der Feststellung der WEKO, dass es keine Auffäl-
ligkeiten gegeben habe – « weiter wie bis anhin».  
 
Was die Submissionsabsprachen der Bauunternehmer im Unterengadin betrifft, stellt die 
PUK fest, dass diese weniger offen handelten und die Absprachen somit weniger leicht 
erkennbar waren als jene im Belagswesen. Dennoch ist aufgrund der Aussagen verschie-
dener befragter Personen sowie der weiteren Informationen davon auszugehen, dass Mit-
arbeitende des BVFD, namentlich des TBA, von Absprachen wussten oder solche we-
nigstens vermuteten, wenn auch nicht im schliesslich von der WEKO aufgedeckten Aus-
mass. Besonders hervorzuheben sind die Aussagen des pensionierten Mitarbeiters der 
Zentralverwaltung des TBA, welcher als zentrale Anlaufstelle der Bezirke offenbar einen 
guten Überblick über die Submissionen im Kanton hatte. Gemäss dem pensionierten Mit-
arbeiter der Zentralverwaltung des TBA habe man jedenfalls gewusst, dass die Bauunter-
nehmer wieder miteinander sprachen, wenn die Preise jeweils etwas höher gewesen seien. 
Auch die Aussagen weiterer Mitarbeitender – z.B. der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA 
Bezirk 4 Scuol, der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA, der pensionierte 
Mitarbeiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol, der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur, 
aber auch vieler weiterer – bestätigen aus Sicht der PUK, dass man innerhalb des TBA, 
aber auch des BVFD über das Thema sprach und spekulierte. Wie konkret das Wissen 
bzw. der Verdacht unter den Mitarbeitenden des BVFD war, kann nicht gesamthaft beat-
wortet werden. Einige Mitarbeiter – erwähnenswert sind der pensionierte Mitarbeiter der 
Zentralverwaltung des TBA und der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol, 
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welche vor ihrer Tätigkeit für den Kanton in der privaten Baubranche arbeiteten – hatten 
zweifellos konkretere Kenntnisse als andere, bei welchen es möglicherweise bei einem 
Verdacht, vielleicht verbunden mit der Hoffnung, dass es sich um ein Gerücht handle, 
blieb. Weniger präsent war das Thema offenbar im HBA und im AWN. Aufgrund der 
Aussagen des Chefs des HBA und des pensionierten Chefs des AWN sowie der übrigen 
Befragten, aber auch aufgrund der vorhandenen Unterlagen, bestehen aus Sicht der PUK 
keine Anhaltspunkte, dass man im HBA und AWN von den Absprachen wusste oder sol-
che vermutete.   
 
Aufgrund der Aussagen der befragten verwaltungsexternen Personen – namentlich des 
Architekten 1, aber auch des Architekten 2 und des ehemaligen Verwaltungsratspräsiden-
ten der L.Q. SA sowie der Unternehmerin aus dem Unterengadin in der DOK-Reportage 
des Schweizer Fernsehens vom 4. Dezember 2019 – kommt die PUK weiter zum Schluss, 
dass man zumindest verbreitet in der Baubranche, vermutlich aber auch darüber hinaus, 
wusste, dass sich die Bauunternehmer in irgendeiner Form absprachen.637 Diesen Schluss 
legen auch die Aussagen von Bauunternehmer A. und Hinweisgeber B. nahe, welche ak-
tiv an den Kartellen beteiligt waren. Deutlich wird aber auch, dass die Kartellmitglieder 
bemüht waren, nach der Jahrtausendwende die Absprachen nicht in der Öffentlichkeit 
oder in Anwesenheit von Mitarbeitenden des TBA zu machen. So traf man sich offenbar 
ab 2004 nicht mehr in einem öffentlichen Restaurant, und gemäss Hinweisgeber B. sassen 
Mitarbeitende des TBA bei den Absprachen nicht «am Tisch». Dies wertet die PUK als 
starken Hinweis darauf, dass Mitarbeitende des TBA nicht aktiv in die Absprachen invol-
viert waren, hätte es doch anderenfalls keinen Sinn gemacht, die Absprachen «heimlich» 
zu tätigen. Allerdings wiesen die befragten Kartellmitglieder auch auf Gründe hin, wes-
halb man innerhalb der Verwaltung von den Absprachen wissen konnte oder hätte wissen 
müssen, so aufgrund des Wechsels von Mitarbeitenden aus der privaten Baubranche ins 
TBA, aufgrund der «nicht ganz unbekannten» Vorversammlungen, der Gespräche bei den 
Sektionsversammlungen des GBV, aber – zumindest im Belagswesen – auch aufgrund 
der Systematik der Offerten. Die Frage, ob die Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol 
effektiv davon wussten, beantworteten die Mitglieder des Unterengadiner Kartells ver-
halten. Über die Gründe dieser zurückhaltenden Antworten lässt sich nur spekulieren. 

                                                 
637 Eine Unternehmerin aus dem Unterengadin präzisierte im Rahmen ihrer schriftlichen Stellungnahme am 

6. April 2021, es sei in ihren Jahren als Verwaltungsrätin der Firma J üblich gewesen, dass die Geschäfts-

leitung den Verwaltungsrat Anfang Jahr über die allgemeine Bausituation für die kommende Saison in der 

Region informiert habe. Auf der Ebene Verwaltungsrat seien jedoch nie konkrete Preise bei den Offerten 

besprochen worden. Es sei mehr darum gegangen, aus Kapazitätsgründen eventuelle Kooperationen mit 

anderen Firmen einzugehen. Vgl. Stellungnahme Unternehmerin aus dem Unterengadin vom 06.04.2021, 

act. 33.2.5  
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Jedenfalls kann (auch) angesichts der von den Unternehmern erwähnten Indizien auf 
Kenntnisse oder zumindest Vermutungen innerhalb der Verwaltung geschlossen werden. 
Die PUK erachtet es aber als nicht erstellt und auch nicht wahrscheinlich, dass Mitarbei-
tende der kantonalen Verwaltung aktiv an den Absprachen beteiligt waren.  
 
Bemerkenswert ist aus Sicht der PUK, dass am 18. März 2009 – kurze Zeit vor dem Vor-
tritt von A.Q. beim TBA in Scuol – eine Besprechung zwischen Vertretern der WEKO 
und des BVFD zum Thema «Bekämpfung von Submissionsabsprachen» stattfand, das 
Thema Submissionsabsprachen und ihre Schädlichkeit somit einmal mehr diskutiert 
wurde. Man hätte also auf das Thema sensibilisiert sein müssen, weshalb es überrascht, 
dass sich zahlreiche befragte Personen aus der Verwaltung nicht klarer dazu äussern 
konnten, lediglich von Gerüchten und von fehlenden Beweisen sprachen, und schliesslich 
erstaunt waren, als die WEKO Ende 2012 einschritt und die besagten Verfahren eröffnete. 
In diesem Zusammenhang erwähnenswert ist die Aussage des pensionierten Chefs des 
TBA Bezirk 1 Chur, wonach an den Treffen der Bezirkschefs, welche drei bis vier Mal 
pro Jahr stattgefunden hätten, nicht über Preisabsprachen diskutiert wurde. Sollte dies 
tatsächlich zutreffen, wäre es nach Ansicht der PUK zu kritisieren, dass nicht einmal der 
Vortritt der WEKO im März 2009 zum Anlass genommen wurde, in den Bezirken über 
die Problematik zu informieren und damit sämtliche Mitarbeitende in den Bezirkstiefbau-
ämtern dafür zu sensibilisieren.  
 
Was schliesslich den Kenntnisstand des Submissionsjuristen des BVFD betrifft, sind die 
Aussagen von A.Q. widersprüchlich. Während er gegenüber der AU angab, im Herbst 
2009 und bis zur Anzeige an die WEKO im Jahr 2012 mehrmals mit dem Submissions-
juristen des BVFD telefoniert und ihn auf das Thema hingewiesen zu haben, sprach er an 
der Befragung vor der PUK vom 9. Oktober 2018 – allerdings ohne Angabe eines kon-
kreten Zeitraums – sogar von ca. 20 telefonischen Kontakten. In der Befragung vor der 
PUK vom 6. November 2020 erachtete A.Q. es als möglich, dass der Submissionsjurist 
des BVFD das erste Mal im Jahr 2012, im Rahmen des Verfahrens U 12 49, von Preisab-
sprachen Kenntnis erhalten habe und erwähnte zudem, dass der erste Kontakt zwischen 
ihm und dem Submissionsjuristen des BVFD jedenfalls erst nach Einleitung der WEKO-
Verfahren stattgefunden habe.638 Vor diesem Hintergrund erscheint der PUK die Aussage 

                                                 
638 Im Nachgang zur Befragung vom 6. November 2020 brachte A.Q. eine dritte Version der Ereignisse an, 

wonach der Submissionsjurist des BVFD schon früher, im Zusammenhang mit einem Widerruf, im Kontakt 

mit seiner damaligen Rechtsanwältin gewesen sei und über die Preisabsprachen und Machenschaften, we-

nigstens im Unterengadin, informiert gewesen sei, vgl. Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, Präzi-

sierung 11, act. 14.1.1.93.2. 
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des Submissionsjuristen des BVFD selber, wonach er bis 2012 keine Hinweise auf Sub-
missionsabsprachen erhalten habe, glaubwürdig.  
 
Insgesamt lassen die durch die Untersuchung erlangten Erkenntnisse den Schluss zu, dass 
im TBA – mehr oder weniger detaillierte – Kenntnisse oder Vermutungen bezüglich der 
Absprachen unter den Bauunternehmern im Unterengadin vorhanden waren. Ebenfalls 
geht die PUK davon aus, dass zumindest in den Bezirken zunehmend nicht nur Vermu-
tungen, sondern auch Wissen über die Absprachen vorhanden war. Dass dies erst nach 
dem Vortritt von A.Q. auf dem TBA Bezirk 4 Scuol der Fall war, erachtet die PUK an-
gesichts des Untersuchungsergebnisses als unwahrscheinlich. Belege, dass damalige 
Chef der Abteilung Strassenerhaltung, der pensionierte Chef des TBA Graubünden oder 
Stefan Engler in diesem Zeitraum ahnten oder wussten, dass die Bauunternehmen Bau-
projekte im Unterengadin systematisch abgesprochen haben, hat die PUK keine gefun-
den.   
 
Zur Reaktion der Mitarbeitenden bzw. der Vergabestellen auf diese Vermutungen und 
Kenntnisse ist darauf hinzuweisen, dass die diesbezüglichen Möglichkeiten der Mitarbei-
tenden in der damaligen Zeit relativ beschränkt waren. Dies zum einen, weil es ohne sys-
tematisch angewendete Hilfsmittel, wie z.B. eines Preismonitorings oder der später ein-
geführten Checkliste, schwierig war, Submissionsabsprachen zu erkennen, geschweige 
denn nachzuweisen. Weiter sah man sich aufgrund der strengen Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichts, wonach erst eine Überschreitung des Kostenrahmens von mindestens 
25% als erheblich einzustufen war und somit zu einem Verfahrensabbruch gestützt auf 
Art. 17 Abs. 3 lit. c SubG vom 7. Juni 1998 (bzw. Art. 24 Abs. 3 lit. e SubG) führen 
konnte, in einer schwachen Position, um gegen Absprachen vorzugehen. An diese Recht-
sprechung hielt man sich in der Verwaltung und die Aussagen der Befragten lassen dies-
bezüglich auch auf eine gewisse Resignation schliessen, so z.B. die Aussage des pensio-
nierten Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA, wonach man ja nichts habe tun kön-
nen, solange der Preis im Rahmen gewesen sei. Ob man sich mit den Bauunternehmern 
«nicht angelegt» hat, weil man teilweise auch Angst hatte und sich – in den Worten von 
dem pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol – nicht die Hände verbrennen 
oder gar seine Stelle verlieren wollte, blieb mangels weiterer Hinweise unklar. Insgesamt 
war der Fokus der Vergabestellen stark auf den Einzelfall gerichtet. Man holte die (of-
fenbar wirkungslose) Selbstdeklaration ein, prüfte die eingegangenen Offerten nach An-
haltspunkten auf Absprachen, verglich sie namentlich mit dem Kostenvoranschlag und 
schritt im Einzelfall mit Verfahrensabbrüchen ein. Die Gesamtsituation hatte man dem-
gegenüber weniger im Auge. Als Aufgabe der Vergabestellen sah man in erster Linie die 
Vergabe und Organisation der anstehenden Bauprojekte; die Bekämpfung von Submissi-
onsabsprachen wurde nicht als originäre Aufgabe der Vergabestellen wahrgenommen. 
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Die Vergabestellen hatten denn auch ein grosses Interesse daran, die vorgesehenen Pro-
jekte termingerecht zu vergeben. Möglicherweise trug auch dies dazu bei, dass man bei 
Verfahrensabbrüchen oder gar weitergehenden Massnahmen eher zurückhaltend war. 
Ferner hat wohl auch die Politik ihren Teil dazu beigetragen, dass man Submissionsab-
sprachen nicht beherzter bekämpfte, herrschte doch lange Zeit – teilweise auch noch heute 
– die Meinung vor, dass einheimische Unternehmen in den Regionen vor auswärtigen 
Firmen geschützt werden müssten. Die sogenannte «Heimatschutzklausel bzw. 4%-Re-
gel»639 wurde Ende der 1970er bzw. Anfang der 1980er Jahre aufgehoben. Mit der Auf-
hebung der Regel und der Einführung der neuen Submissionsgesetzgebung im Kanton 
Graubünden trat die Bedeutung des Preises bei der Prüfung der Angebote stark in den 
Vordergrund. Der Preiskampf nahm folglich stark zu, was die Preisabsprachen unter den 
Bauunternehmern möglicherweise begünstigte. Es ist davon auszugehen, dass das Betrei-
ben von «Heimatschutz» auch heute noch in weiten Kreisen als legitim betrachtet bzw. 
zumindest nicht abgelehnt wird, die Unternehmer möglicherweise sogar als (zu schüt-
zende) Opfer der neuen Gesetzgebung betrachtet wurden und dies nicht dazu beitrug, dass 
man Submissionsabsprachen entschieden und systematisch bekämpfte. 
 
Abschliessend erachtet es die PUK als wahrscheinlich, dass einzelne Kantonsangestellte 
Dienstpflichten verletzten, indem sie von den Kartellen bzw. unrechtmässigen Preisab-
sprachen wussten oder konkrete Indizien in nicht nachvollziehbarer Weise ignorierten 
und – abgesehen von vereinzelten Verfahrensabbrüchen und Gesprächen, welche aber 
nicht zielführend waren – keine weiteren Abklärungen oder Massnahmen zur Bekämp-
fung solcher Praktiken anstiessen und weiterverfolgten. Dies gilt im Besonderen für das 

                                                 
639 Der ehemaligen Mitarbeiters TBA Bezirk 7 in Thusis, führte anlässlich seiner Befragung vor der PUK 

aus, dass in den 1970er Jahren die Anwendung der sog. 4%-Klausel üblich gewesen sei. Man habe diese 

4%-Klausel auch «Heimatschutzklausel» genannt. Mit der Anwendung dieser Klausel sei es im Rahmen 

von 4% möglich gewesen, auszuwählen, wem eine Arbeit vergeben wird. Der Sinn dahinter sei der Schutz 

der einheimischen Unternehmen vor den Firmen aus dem Unterland gewesen, die nach Graubünden ge-

drängt seien. Protokoll Befragung des ehemaligen Mitarbeiters TBA Bezirk 7 in Thusis vom 14.02.2020, 

Frage 21, act. 28.1.2.2. Im Rahmen des rechtlichen Gehörs ergänzte der ehemalige Mitarbeiter TBA Bezirk 

7 in Thusis, die «Heimatschutzklausel» sei dem Zeitgeist der 70er und 80er Jahre angepasst gewesen. Der 

Schutz des einheimischen Gewerbes habe letztlich auch der Erhaltung von Arbeitsplätzen gedient. Mit Si-

cherheit könne man davon ausgehen, dass diese Anordnungen legitim gewesen seien, vgl. Stellungnahme 

von ehemaligen Mitarbeiter TBA Bezirk 7 in Thusis vom 07.04.2021, act. 33.2.14. Vgl. dazu auch Protokoll 

Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 24, act. 28.1.12.1 und Protokoll 

Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 653 ff., act 

12.1.2.7 
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Belagswesen, nach Ansicht der PUK aber auch bezüglich der Submissionsabsprachen im 
Unterengadin. Zumindest von denjenigen Kantonsangestellten, welche früher in Bauun-
ternehmungen tätig waren und über das Kartell in Kenntnis waren, wäre aufgrund ihrer 
Dienstpflichten ein entschiedeneres und beharrlicheres Einschreiten geboten gewesen. 
Sie machten denn auch weitgehend geltend, dass sie mit ihren Vorgesetzten und anderen 
Mitarbeitenden darüber gesprochen hätten, was von diesen allerdings bestritten wurde. 
Darüber hinaus ist in Erwägung zu ziehen, dass diese Mitarbeitenden aufgrund ihrer 
früheren Arbeitsverhältnisse in einem Loyalitätskonflikt standen und die Wahrung der 
Dienstpflichten gegenüber dem Kanton möglicherweise eine Verletzung von Geheimhal-
tungs- oder Treuepflichten gegenüber den früheren Arbeitgebern mit sich gebracht hätte. 
Nicht nur bezüglich der ehemaligen Mitarbeitenden von am Kartell beteiligten Unterneh-
men, sondern ganz grundsätzlich ist zudem darauf hinzuweisen, dass den Kantonsange-
stellten im Untersuchungszeitraum nicht das heutige Wissen zur Verfügung stand und 
ihnen somit nicht der gleiche Sorgfaltsmassstab angerechnet werden darf, welcher von 
der Regierung und von den Angestellten im Submissionswesen heute erwartet werden 
kann.640  
 
II. Vortritt A.Q. im Jahr 2009 
 
Die Reportage im digitalen Magazin «Republik» berichtete nebst dem Polizeieinsatz, der 
bereits im ersten Teilbericht der PUK abgehandelt wurde, auch über die Submissionsab-
sprachen der Bauunternehmen im Unterengadin. Dabei erhob die «Republik» gestützt auf 
die Aussagen von A.Q. schwere Vorwürfe gegenüber mehreren Personen aus der öffent-
lichen Verwaltung und Politikern im Kanton Graubünden.641 Vom TBA Graubünden ge-
rieten dabei der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung, der pensionierte Mitar-
beiter der Zentralverwaltung des TBA und der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol in den Fo-
kus, weil diese Personen an einer Besprechung mit A.Q. am 1. Oktober 2009 in Chur 
anwesend gewesen sein sollen, anlässlich welcher A.Q. über Submissionsabsprachen im 
Unterengadin berichtet hatte. Sowohl die Medien als auch A.Q. stellten dieses Ereignis 

                                                 
640 Vgl. C.XI; vgl. zum Sorgfaltsmassstab im Untersuchungszeitraum auch die Stellungnahme von Submis-

sionsjurist BVFD vom 14.04.2021, act. 33.2.32.1  
641 Durband Gion Matthias, Conzett Anja, Hauptmeier Ariel, Das Kartell, Teil 3: Die Politik, in: Republik 

vom 26.04.2018, act. 9.4.1.3. Die «Republik» hatte dem TBA im Hinblick auf die Berichterstattung eine 

lange Liste mit Fragen geschickt und um deren Beantwortung gebeten. Die Antwort des TBA kommentierte 

die «Republik» wie folgt: «Die Antworten sind grotesk. Sie sind im besten Fall arrogant. Im schlimmsten 

Fall eine Bankrotterklärung. Sie zeugen in keinster Weise von dem Willen, auch nur die geringste Frage 

ab- oder aufzuklären. Sie riechen nach Bürokratie, nach Vertuschung.» 
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als Schlüsselmoment dar, weil das TBA spätestens ab diesem Zeitpunkt über Submissi-
onsabreden informiert gewesen sei. 
 
Die PUK befragte zur Aufklärung des Sachverhalts rund um den Vortritt von A.Q. alle 
Personen, die an jenem Treffen im Herbst 2009 anwesend waren, persönlich oder schrift-
lich.642 Darüber hinaus wurden weitere als relevant eingestufte Personen befragt, die im 
Kontext dieses Vortritts involviert wurden oder aufgrund ihrer Funktion allenfalls hätten 
involviert werden müssen. 
 
1. Hergang bis zur Besprechung beim TBA in Chur 
 
Im Vorfeld der Besprechung vom 1. Oktober 2009 beim TBA in Chur wandte sich A.Q. 
gemäss übereinstimmenden Aussagen der betroffenen Personen bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt im gleichen Jahr an das TBA Bezirk 4 Scuol. Allerdings gehen die Aussagen 
der involvierten Personen zu den Umständen dieses Kontakts auseinander. 
 
Anlässlich seiner Befragung in der AU erklärte A.Q., dass es am 30. März 2009 zu einem 
Treffen zwischen ihm und dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol beim Bezirkstiefbauamt in 
Scuol gekommen sei. An diesem Gespräch habe A.Q. nur angekündigt, dass er Unterla-
gen zeigen wolle, welche Submissionsabreden im Unterengadin beweisen würden. Man 
habe einen Termin auf den 1. Oktober 2009 beim TBA in Chur vereinbart. Erst anlässlich 
dieses Gesprächs wollte A.Q. dann die erwähnten Unterlagen zeigen.643 Zu seinem Vor-
tritt beim TBA im Jahr 2009 sei es auch gekommen, nachdem A.Q. die Unterlagen dem 
ehemaligen Verwaltungsratspräsidenten der L.Q. SA gezeigt habe und dieser ihm geraten 
habe, damit zum TBA zu gehen.644 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol schilderte anlässlich seiner Befragung in der AU, dass 
A.Q. ihn am 30. März 2009 angerufen habe und das erste Mal auf Preisabsprachen hin-
gewiesen habe. A.Q. habe gesagt, dass er Beweise dafür habe und um ein Treffen gebeten. 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol habe sich mit einem Treffen einverstanden erklärt, 
aber den pensionierten Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA als Fachvorgesetzten 

                                                 
642 Persönlich befragt wurden A.Q, der Chef des TBA Graubünden und der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol. 

Der pensionierte Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA wurde schriftlich befragt, lehnte seine Mitwirkung 

aber mit Verweis auf seine Aussagen ab, welche er im Rahmen der Administrativuntersuchung (Untersu-

chungsauftrag 2) gemacht hatte, act. 9.2.31.2 
643 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 147 ff., act. 12.1.2.2 
644 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 2, act. 9.1.10.2 
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2. Treffen in Chur 
 
2.1. Aussagen von A.Q. vor der PUK und in der AU 
 
Anlässlich seiner Befragung in der AU führte A.Q. aus, dass es am 1. Oktober 2009 zu 
einem Treffen im TBA in Chur gekommen sei. Beim Gespräch seien der damalige Chef 
der Abteilung Strassenerhaltung, der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des 
TBA der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und er selbst anwesend gewesen. Er habe den 
Anwesenden alles über die Funktionsweise des Kartells erzählt und an gewissen Beispie-
len aufgezeigt. Er habe die mitgebrachten Unterlagen dem TBA überreicht und man habe 
zusammen die Unterlagen angeschaut. Der damalige Chef der Abteilung Strassenerhal-
tung habe gefragt, ob er die Dokumente haben könne. Dann sei eine Sekretärin gekom-
men und habe eine Kopie der Unterlagen erstellt, welche der damalige Chef der Abteilung 
Strassenerhaltung bekommen habe. Das Gespräch sei nicht protokolliert worden und er 
habe auch keine Bestätigung erhalten, dass die Dokumente übergeben worden seien.652 
Es seien ca. 80 Blätter gewesen, die er dem TBA zum Kopieren abgegeben habe.653 
 
Gegenüber der PUK führte A.Q. aus, dass er nach dem Gespräch vom TBA zwei Wochen 
lang nichts mehr gehört habe. Dann habe ihm der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol telefo-
nisch mitgeteilt, dass die von ihm zur Kopie abgegebenen Akten zu alt seien. A.Q. habe 
ihm widersprochen, weil er bewusst keine Akten zum Gespräch mitgenommen habe, wel-
che älter als fünf Jahre gewesen seien.654 Die jüngsten Unterlagen, die er beim TBA ein-
gereicht habe, seien aus dem Jahr 2006 gewesen. Er habe ohnehin keine neueren Unter-
lagen ab dem Jahr 2007 liefern können, weil er zu dieser Zeit nicht mehr Teil des Kartells 
gewesen sei. 655  
 
2.2. Aussagen von A.Q. in den Medien 
 
Die «Südostschweiz» berichtete, dass sich A.Q. im Herbst 2009 mit Vertretern des TBA 
getroffen und ihnen dargelegt habe, wie Bauunternehmer im Unterengadin systematisch 
Preise absprechen und Aufträge untereinander verteilen mit Preisaufschlägen von bis zu 
einem Viertel. Weiter habe A.Q. erzählt, dass er dem TBA auch einschlägige Unterlagen 
gezeigt und ausgehändigt habe wie z.B. handgeschriebene Tabellen mit Bauaufträgen 

                                                 
652 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 180 ff., 206 ff., act. 12.1.2.2 
653 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 228 ff., act. 12.1.2.2 
654 Protokoll Befragung AU A.Q. vom 24.09.2018, Zeilen 250 ff., act. 12.1.2.2 
655 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 3, act. 14.1.1.74.2 
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samt Verteilung dieser an die beteiligten Unternehmen. Das TBA habe gegenüber der 
«Südostschweiz» das Treffen bestätigt, allerdings stelle es sich auf den Standpunkt, dass 
keine Unterlagen ausgehändigt, sondern nur gezeigt worden seien. In Absprache mit dem 
Departement sei das TBA dann zum Schluss gelangt, dass die Anschuldigungen zu 
schwach dokumentiert seien.656 
 
Der dritte Teil der Reportage in der «Republik» befasste sich ebenfalls mit dem Vortritt 
von A.Q. beim TBA. Gestützt auf die Aussagen von A.Q. schilderte die «Republik» den 
Sachverhalt wie folgt: 
 
A.Q. habe sich beim TBA einen Termin geben lassen und sei mit 80 Seiten akribisch 
geordneten Notizen, Faksimiles und Akten zum Kartell beim TBA am frühen Nachmittag 
erschienen. Dort sei er in ein Sitzungszimmer im ersten Stock geführt worden, wo der 
damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung, der pensionierte Mitarbeiter der Zentral-
verwaltung des TBA und der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol ihn empfangen hätten. Sie 
hätten gesagt, dass sie froh seien, dass er sich dazu entschlossen habe, sich an das TBA 
zu wenden. Während ungefähr zwei Stunden habe er den Anwesenden alles erzählt zur 
Verteilung der Aufträge, zu den Netzwerken bis in die Behörde und Banken und zu den 
handschriftlichen Listen für die Verteilung der Aufträge. Die mitgebrachten Unterlagen 
habe A.Q. dem damaligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung übergeben. Dieser habe 
die Unterlagen einer Sekretärin gegeben, welche diese kopiert habe. Der damalige Chef 
der Abteilung Strassenerhaltung habe nach den Ausführungen von A.Q. empört gewirkt. 
Er habe gesagt: «Das kann doch nicht sein!» Dann habe er A.Q. versichert, dass nun 
durchgegriffen werde. Er beglückwünschte A.Q. für dessen Mut mit den Worten: «Ich 
muss schon sagen, Chapeau!» Bei der Verabschiedung habe ihm der damalige Chef der 
Abteilung Strassenerhaltung gesagt, dass er sich bei ihm melden werde. Nach dem Tref-
fen beim TBA seien Wochen ohne einen Anruf verstrichen. A.Q. habe irgendwann dann 
selbst beim TBA angerufen, sei aber vertröstet worden. Erst zwei Wochen später habe er 
einen Anruf des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol erhalten. Dieser habe A.Q. gefragt, ob er 
aktuellere Fälle habe, da seine Dokumente schon drei Jahre alt seien. A.Q. habe geant-
wortet, dass er seit drei Jahren nicht mehr Teil des Kartells sei. Der Chef des TBA Bezirk 
4 Scuol sei dabei geblieben, dass neuere Unterlagen gebraucht würden, um an den Regie-
rungsrat zu gelangen.657 
 
 

                                                 
656 Den ersten Kartellhinweis gabs bereits 2009, in: Südostschweiz vom 14.05.2014, act. 9.4.2.6 
657 Durband Gion Matthias, Conzett Anja, Hauptmeier Ariel, Das Kartell, Teil 3: Die Politik, in: Republik 

vom 26.04.2018, act. 9.4.1.3 
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Anders als die «Republik», welche in ihrer Reportage keine Zweifel an der Glaubwürdig-
keit der Aussagen von A.Q. anbrachte, äusserte sich ein Artikel in der «Weltwoche» vom 
30. Mai 2018 deutlich kritischer zur Person von A.Q. Die Weltwoche berichtete gestützt 
auf Aussagen verschiedener Personen, die mit A.Q. geschäftlich Kontakt hatten, dass 
A.Q. seine Lieferanten, Kunden und Arbeiter jahrelang um ihre Einkünfte aber auch den 
Kanton, den Bund und die Sozialversicherung um die ihnen zustehenden Beträge ge-
bracht habe, weil er sich selbst in eine finanziell schwierige Situation gebracht habe. Auch 
habe sein Verhalten zu Spannungen zwischen ihm und seinen Geschwistern geführt. Vor 
allem sei es zu finanziellen Problemen und zu seinem schädigenden Verhalten gegenüber 
Dritten bereits vor der Meldung an die WEKO im Jahr 2012 gekommen. Es treffe zwar 
zu, dass A.Q. entscheidend zur Aufdeckung der Preisabsprachen im Baugewerbe beige-
tragen habe, aber das von den meisten Medien gezeichnete Bild über A.Q. als Opfer und 
Held sei nicht zutreffend.658 
 

2.3 Unterlagen 
 
A.Q. übergab der PUK am 30. April 2020 folgende Unterlagen und erklärte, dass es sich 
um die identischen Akten handle, welche er auch dem TBA im Herbst 2009 abgegeben 
habe.659 Die PUK ging mit A.Q. die einzelnen Unterlagen durch und liess sich deren In-
halt von A.Q. erklären660: 
 

- Sechs Sitzungseinladungen (per Fax): Es handelt sich um Einladungen an Bauun-
ternehmen aus den Jahren 1996 bis 2006 zu Sitzungen zu den Themen «Standort-
bestimmung», «Submissionen», «Lagebeurteilung und Aussichten». Alle Einla-
dungen sind von Bauunternehmer A. unterzeichnet. Vier Einladungen tragen den 
Briefkopf der Firma A und zwei des GBV Sektion Engiadina Bassa/Val Müstair. 
Gemäss A.Q. seien diese Einladungen für die Verteilung der Aufträge an die Bau-
unternehmen versandt worden.661 

                                                 
658 Gut Philipp, Die Legende vom heiligen Adam; in: Weltwoche vom 30.05.2018, act. 9.4.3.1 
659 Schreiben A.Q. betreffend Unterlagen Vortritt TBA, act. 14.11.1.1 
660 Protokoll Befragung A.Q. vom 08.05.2020, S. 1 ff., act. 14.1.1.74.2 
661 Sitzungseinladungen aus den Jahren 1996 bis 2006, act. 14.11.1.2 
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- Rechnung des GBV Sektion Engiadina Bassa/Val Müstair für den Kostenbeitrag 
Submissionsteilnahme: Es handelt sich um eine Rechnung vom 2. September 
2004 über CHF 800 an die Firma von A.Q., die L.Q. SA. Dieser erklärte, dass von 
ihm als Nicht-Mitglied des GBV pauschale Kosten für die Teilnahme an den Vor-
versammlungen verlangt worden seien. A.Q. habe diese Rechnungen aber nie be-
zahlt.670 
 

- Weitere Unterlagen zu konkreten Bauaufträgen: A.Q. reichte Unterlagen zu be-
stimmten Bauaufträgen und Vergaben ein. Darunter befinden sich auch zwei An-
meldeformulare des GBV (eines davon von A.Q. ausgefüllt und ein leeres 
Exemplar) mit dem Titel «Anmeldeformular für die Teilnahme an Submissio-
nen». Dort mussten Angaben zum Bauobjekt sowie Informationen zur eigenen 
Offerte eingetragen werden. Ausserdem musste die Frage «Submittentenver-
sammlung erwünscht: ja/nein» beantwortet werden.671 

 
Die oben aufgeführten Unterlagen bestehen aus insgesamt 83 Seiten. 
 
2.4. Aussagen des Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassen-

erhaltung 
 
Der Chef des TBA Graubünden bestätigte anlässlich seiner Befragung in der AU, dass 
am 1. Oktober 2009 ein Treffen mit A.Q. stattgefunden habe.672 Auf die Frage nach dem 
Inhalt der Besprechung antwortete er, dass A.Q. über Absprachen im Bauhauptgewerbe 
im Unterengadin gesprochen habe und von Versammlungen berichtet habe, an welchen 
die Aufträge verteilt worden seien.673 A.Q. habe sich vor allem auf den Zeitraum 1997 
bezogen, aber auch gesagt, dass es im Jahr 2009 immer noch so sei. Die Aussagen von 
A.Q. habe man entgegengenommen und ihm eine gewisse Courage attestiert.674 Zudem 

                                                 
670 Rechnung des GBV «Kostenbeitrag für Submissionsteilnahme» vom 02.09.2004, act. 14.11.1.10 
671 act. 14.11.1.11 bis 14.11.1.18.2 
672 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 172 ff., act. 12.1.2.3 
673 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 194 ff., act. 12.1.2.3 
674 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 205 ff., act. 12.1.2.3 
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habe er neue Unterlagen gefordert, welche nicht über zehn Jahre alt seien. A.Q. habe 
gesagt, dass er diese noch beschaffen könne.675 
Anlässlich der Befragung in der AU wurde der Chef des TBA Graubünden unter Vorlage 
einiger Unterlagen gefragt, ob A.Q. ihm diese am 1. Oktober 2009 gezeigt habe. Der Chef 
des TBA Graubünden sagte aus, dass er davon ausgehe, dass A.Q. ihm weder die Faxmit-
teilungen der Firma A oder des GBV noch die handschriftlichen Tabellen der Berech-
nungsleiter gezeigt habe. Ebenso wenig könne er bestätigen, das Formular «Anmeldung 
für die Teilnahme an Submissionen», die Einladungen zu den Vorversammlungen sowie 
die weiteren Unterlagen zu den konkreten Bauaufträgen gesehen zu haben.676  
 
Gegenüber der PUK bestätigte der Chef des TBA Graubünden, dass er A.Q. für dessen 
Mut mit dem Wort «Chapeau» beglückwünscht habe. Es brauche Überwindung, wenn 
man mit solchen Vorwürfen bei der Bauherrschaft vorstellig werde.677 Auf die Frage, ob 
er die Aussagen von A.Q. für glaubwürdig hielt, da er sie mit «Chapeau» kommentierte, 
antwortete er: «Man muss das in den Gesamtkontext stellen. A.Q. hat uns eine Situation 
geschildert damals, mit welcher wir nicht gerechnet hätten, dass so etwas stattfindet. Da-
bei hat er Unterlagen gezeigt aus dem Jahr 1997, aber zugleich gesagt, dass solche Ab-
sprachen auch aktuell noch der Fall seien. Dabei erwähnte er, dass er aktuellere Unter-
lagen dazu habe. Weiter erwähnte er, dass er seit 2006 nicht mehr bei den Absprachen 
dabei sei. Diese uns in Aussicht gestellten, aktuelleren Unterlagen hat er uns nicht nach-
gereicht. Und ich meine, man hat zweimal mündlich nachgehakt und es sind trotzdem 
keine Unterlagen bei uns eingegangen. Damit hat A.Q. an Glaubwürdigkeit verloren, weil 
er die in Aussicht gestellten Unterlagen nicht lieferte. Ich bitte sie, das Ganze in den 
Gesamtkontext zu stellen. Im Jahr 2005 hat A.Q. für eine Bachverbauung 30% günstiger 
offeriert. Und im Nachgang ergab sich, dass er wegen eines Kalkulationsfehlers, nicht 
mehr zu seinem Angebot stehen konnte, und zum offerierten Preis nicht ausführen konnte. 
Die Vergabe musste dann widerrufen werden. 2007 hatten wir auf vier Baustellen mit 
A.Q. Probleme. Im 2008 hatte er zwei Aufträge von uns erhalten, welche man ihm dann 
später wieder wegnehmen musste, weil er offenbar Sozialabgaben oder Steuern nicht be-
zahlt hatte. Deshalb Courage bzgl. seines Vortritts ja, aber in einem Gesamtkontext 

                                                 
675 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 211 ff., act. 12.1.2.3 
676 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 318 ff, act. 12.1.2.3 
677 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 50, act. 28.1.25.2 
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spielte das mit rein. Das ist vielleicht schwer nachvollziehbar, aber in der damaligen 
Situation hatte das Gesamtpaket einen Einfluss.».678, 679 
 
Weiter erklärte der Chef des TBA Graubünden auf Nachfrage der PUK, dass es aus Sicht 
von A.Q. Sinn gemacht habe, keine aktuelleren Unterlagen einzureichen, weil er sich mit 
neueren Unterlagen unter Berücksichtigung der Verjährungsfrage selbst hätte belasten 
können.680 
 
Anlässlich der Befragung vor der PUK wurde der heutige Chef des TBA Graubünden 
ausserdem mit der Frage konfrontiert, wie er sich erklären könne, dass er einem Journa-
listen der «Südostschweiz» zunächst gesagt habe, dass A.Q. anlässlich der Besprechung 
vom 1. Oktober 2009 keine Unterlagen eingereicht habe,681 in der AU dann aber erklärte, 
dieser habe doch Unterlagen eingereicht. Ausserdem wollte die PUK wissen, wie es dazu 
komme, dass A.Q. von 80 Seiten spreche, die er dem TBA abgegeben habe, er selbst in 
der AU aber nur von fünf Dokumenten gesprochen habe. Der Chef des TBA Graubünden 
gab der PUK zur Antwort, dass er davon überzeugt sei, dass nur fünf Dokumente kopiert 
worden seien, weil sonst dort, wo er die fünf Dokumente gefunden habe, sicher mehr 
auffindbar gewesen wären. Ob A.Q. aber mehr Unterlagen bei sich gehabt habe, könne er 
nicht sagen. Gezeigt habe er aber nur fünf Dokumente. Ausserdem glaube er nicht, dass 
er zur Anfertigung von nur fünf Kopien extra die Sekretärin aufgeboten habe, da die Be-
sprechung im 2. Stock stattgefunden und sein Büro sich im Erdgeschoss befunden habe. 
Zum Widerspruch betreffend die Aussagen gegenüber der «Südostschweiz» meinte er, 
dass ihn ein Journalist namens Durband angerufen habe und er von dessen Fragen, welche 
sich auf ein fünf Jahre altes Ereignis bezogen hätten, überfallen worden sei. Er könne 
deshalb nicht mehr genau sagen, wie es zu jener Aussage gekommen sei.682 
 

                                                 
678 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 51, act. 28.1.25.2. 
679 A.Q. bezeichnete im Rahmen des rechtlichen Gehörs die Schilderungen von Chef TBA Graubünden 

betreffend Kalkulationsfehler und Problemen auf vier Baustellen als unzutreffend, vgl. Stellungnahme A.Q. 

vom 30.04.2021, S. 4, act. 33.2.48.1 
680 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 65, act. 28.1.25.2 
681 Aktennotiz Telefonat zwischen Herrn Durband von der Südostschweiz und Chef TBA Graubünden/da-

maliger Chef Abteilung Strassenunterhaltung vom 14.05.2014, act. 3.5.5.1 
682 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 47, act. 28.1.25.2 
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Das TBA reichte der PUK sodann die Dokumente ein, welche ihnen vom Vortritt von 
A.Q. noch vorliegen. Dabei handelte es sich um insgesamt fünf Dokumente, genauer fünf 
handschriftliche Listen mit Angaben zu Projekten und Bauunternehmen sowie mit einge-
kreisten Kreuzchen.683 Dieselben Listen bezeichnete A.Q. als «Buchhaltungslisten» des 
Berechnungsleiters.684 
 
Weiter gab der heutige Chef des TBA Graubünden gegenüber der PUK an, dass kein 
offizielles Protokoll zum Gespräch mit A.Q. geführt worden sei. Der pensionierte Mitar-
beiter der Zentralverwaltung des TBA habe ein Tagebuch geführt, in welchem er Notizen 
zu diesem Gespräch festgehalten habe. Als der pensionierte Mitarbeiter der Zentralver-
waltung des TBA in Rente gegangen sei, habe er dieses aber vernichtet.685 Mit dem heu-
tigen Wissen würde sicher ein Protokoll geführt werden, wenn es zu einer vergleichbaren 
Situation kommen würde.686 
 
2.5. Aussagen des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Gegenüber der AU erklärte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, dass es am 1. Oktober 2009 
zu einem Treffen beim TBA in Chur gekommen sei. A.Q. habe dabei erneut geschildert, 
wie die Preisabsprachen vor sich gehen würden. Er habe auch gewisse Dokumente ge-
zeigt, von welchen dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol vor allem noch die Liste mit der 
Verteilung der Aufträge im Kopf geblieben sei. Der damalige Chef der Abteilung Stras-
senerhaltung habe Unterlagen von A.Q. durch die Sekretärin kopieren lassen. Der Chef 
des TBA Bezirk 4 Scuol könne aber nicht sagen, welche Unterlagen tatsächlich kopiert 
worden seien.687 Er könne sich aber noch daran erinnern, dass der damalige Chef der 
Abteilung Strassenerhaltung auf das Alter der Dokumente hingewiesen habe, worauf 
A.Q. geantwortet habe, dass er auch neuere Unterlagen bringen könne.688 Ob A.Q. 80 
Seiten mitgebracht habe und alle kopiert worden seien, könne der Chef des TBA Bezirk 

                                                 
683 Am 01.10.2009 dem TBA von A.Q. zur Verfügung gestellte handschriftliche Listen, act. 3.5.1.1 
684 Vgl. die Ausführungen unter E.II.2.3. 
685 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 48, act. 28.1.25.2 
686 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 49, act. 28.1.25.2 
687 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 258 ff., 419, act. 12.1.2.5 
688 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 280 ff., act. 12.1.2.5 
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4 Scuol nicht sagen. 80 Seiten würden ihm aber etwas viel erscheinen.689 Ausserdem habe 
er festgestellt, dass der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung über die Schilde-
rungen von A.Q. sehr erstaunt gewesen sei, so wie der pensionierte Mitarbeiter der Zent-
ralverwaltung des TBA und er es auch gewesen seien im April 2009.690 
 
Zu den Unterlagen sagte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol in der AU aus, dass er sich an 
die handschriftlichen Tabellen der Berechnungsleiter mit den Kreuzchen erinnern könne. 
Er könne zwar nicht mehr genau sagen, welche Unterlagen er sonst noch gesehen habe, 
aber die Faxmitteilungen habe A.Q. vermutlich gezeigt, auch bereits beim Treffen in 
Scuol. Auf jeden Fall sei bei ihm aufgrund der gezeigten Unterlagen und Ausführungen 
von A.Q. der Eindruck entstanden, dass hinter dem Verhalten des Baumeisterverbands 
ein System bestanden habe, weshalb er von diesem auch enttäuscht gewesen sei.691 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol bestritt in der AU, dass er im Nachgang zur Bespre-
chung A.Q. aufgefordert habe, die versprochenen Unterlagen noch einzureichen.692 Er 
selbst habe keinen Grund gehabt, bei A.Q. nachzuhaken, da er die Sache ja schon beim 
kantonalen TBA deponiert habe. Es habe aber ein Telefonat mit A.Q. in einem anderen 
Zusammenhang gegeben, anlässlich welchem er noch gefragt habe, ob A.Q. die neuen 
Unterlagen eingereicht habe, was dieser verneint habe.693 In seiner Stellungnahme vom 
12. April 2021 führte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol aus, diese telefonische Nachfrage 
nach aktuelleren Unterlagen sei nicht nur beiläufig, sondern auf Wunsch des TBA er-
folgt.694 
 
Die Aussagen von A.Q. im Zusammenhang mit den Preisabsprachen seien ihm glaub-
würdig erschienen, auch wenn A.Q. in dieser Zeit grundsätzlich nicht immer sehr glaub-
würdig gewirkt habe.695 
 
  

                                                 
689 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 383 ff., act. 12.1.2.5 
690 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 312 ff., act. 12.1.2.5 
691 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 412 ff., act. 12.1.2.5 
692 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 434 ff., act. 12.1.2.5 
693 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 438 ff., act. 12.1.2.5 
694 Stellungnahme Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.04.2021, S. 3, act. 33.2.20 
695 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 289 ff, 321 ff., act. 12.1.2.5 
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2.6. Aussagen eines pensionierten Mitarbeiters der Zentralverwaltung TBA 
 
Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA führte in der AU aus, dass 
A.Q. darüber geklagt habe, dass er im Unterengadin «blockiert werde».696 Er könne sich 
nicht im Einzelnen daran erinnern, wovon A.Q. genau berichtet habe. Er erinnere sich 
aber noch an Listen, welche A.Q. gezeigt habe.697 Er gehe davon aus, dass A.Q. sich 
gewünscht habe, dass der Kanton etwas gegen das System der Submissionsabreden und 
gegen die Boykotte gegen ihn unternehme.698 Der damalige Chef der Abteilung Strassen-
erhaltung habe gesagt, dass er die Sache überweisen werde, das sei dann Chefsache ge-
wesen. Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA erklärte, dass er als 
Stellvertreter des Chefs des TBA Graubünden an der Besprechung dabei gewesen sei und 
anschliessend damit nichts mehr zu tun gehabt habe.699 
 
Weiter erklärte der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA in der AU, 
dass er schlechte Kopien von handschriftlichen Dokumenten gesehen habe. Er könne sich 
nur an solche Tabellen erinnern, an Faxmitteilung oder Einladungen zu Vorversammlun-
gen aber an weitere Unterlagen zu spezifischen Bauprojekten dagegen nicht.700 
 
Auf Nachfrage gab der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA in der 
AU weiter an, dass er die Aussagen von A.Q. für glaubwürdig gehalten habe. Auch die 
handgeschriebenen Listen, die A.Q. gezeigt habe, seien ihm glaubwürdig, wenn auch alt, 
erschienen.701 Er wisse zwar nicht mehr, wie alt die Unterlagen genau gewesen seien, 

                                                 
696 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 244 

ff., act. 12.1.2.7 
697 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 259 

ff., act. 12.1.2.7 
698 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 279 

ff., act. 12.1.2.7 
699 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 267 

ff., act. 12.1.2.7 
700 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 363 

ff., act. 12.1.2.7 
701 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 273 

ff., act. 12.1.2.7 
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aber jedenfalls so alt, dass man gesagt habe, das bringe nichts.702 A.Q. sei deshalb münd-
lich aufgefordert worden, neuere Unterlagen einzureichen; dass er dazu auch schriftlich 
aufgefordert worden sei, sei ihm nicht bekannt.703  
 
Zum Umfang der von A.Q. mitgebrachten Unterlagen könne er keine genauen Angaben 
machen. Er könne zwar nicht ausschliessen, dass es 80 Seiten gewesen seien, glaube aber, 
dass A.Q. nicht so viele abgegeben habe.704 Zum Gespräch sei kein Protokoll geführt 
worden.705 Er habe aber über jede Besprechung ein Tagebuch geführt, auch über diese. 
Er habe diese Aufzeichnungen aber am Tag seiner Pensionierung vernichtet.706 
 
2.7. Aussagen des ehemaligen Gemeindepräsidenten von Scuol, des ehemaligen 

Verwaltungsratpräsidenten L.Q. SA und ehemaligen Grossrats 
 
A.Q. hatte sich nach eigenen Aussagen vor der Kontaktaufnahme mit dem TBA in Scuol 
an den ehemaligen Verwaltungsratspräsidenten der L.Q. SA gewendet und ihm unter 
Vorlage von Unterlagen ebenfalls das System der Preisabsprachen erklärt. Der ehemalige 
Verwaltungsratspräsident der L.Q. SA bestätigte in der AU die Vorlage von Dokumenten 
zu den Preisabsprachen. Er habe A.Q. daraufhin geraten, sich damit an das TBA in Chur 
und danach an den Gemeindepräsidenten von Scuol zu wenden. Er gehe davon aus, dass 
A.Q. dieselben Dokumente, welche er gesehen habe, später in Chur auch gezeigt habe. 
Er könne sich nicht vorstellen, dass A.Q., wie es vom TBA behauptet werde, nur mit fünf 
Blättern nach Chur gegangen sei; er habe ja dort etwas erreichen wollen. Ihm selbst habe 
er 50 bis 100 Blätter gezeigt.707 A.Q. sei nach dem Gespräch in Chur begeistert gewesen, 
weil man ihm zugehört und ihn für seinen Mut beglückwünscht habe.708 Er habe berichtet, 
dass die Besprechung lange gedauert habe, weil alles kopiert und gebostitcht worden sei. 

                                                 
702 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 291 

ff., act. 12.1.2.7 
703 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 298 

ff., act. 12.1.2.7 
704 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 337 

ff., act. 12.1.2.7 
705 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 344 

ff., act. 12.1.2.7 
706 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 349 

ff., act. 12.1.2.7 
707 Protokoll Befragung ehemaliger Verwaltungsratspräsident der L.Q. SA, S. 7, act. 10.1.1.23.4  
708 Protokoll Befragung ehemaliger Verwaltungsratspräsident der L.Q. SA, S. 8, act. 10.1.1.23.4 
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ten spricht. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und der pensionierte Mitarbeiter der Zent-
ralverwaltung des TBA konnten dazu keine genauen Angaben machen, wenn auch beide 
meinten, dass ihnen 80 Seiten etwas viel erscheinen würden. Ausschliessen konnten sie 
es aber auch nicht. Während A.Q. und der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol übereinstimmend 
angaben, dass die Unterlagen von der Sekretärin kopiert worden seien, sagte der Chef des 
TBA Graubünden, er glaube nicht, dass er zur Anfertigung von nur fünf Kopien extra die 
Sekretärin aufgeboten habe. Unter den fünf Dokumenten, die der Chef des TBA Grau-
bünden nach eigenen Aussagen gesehen und das TBA der PUK eingereicht hat, befanden 
sich fünf handschriftliche Listen. Faxmitteilungen der Firma A oder des GBV habe der 
Chef des TBA Graubünden hingegen nicht gesehen. Dies steht im Widerspruch zur Aus-
sage des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol, wonach A.Q. die Faxmitteilungen bei seinem 
Vortritt vermutlich gezeigt hat, wie er es bereits beim Treffen zuvor in Scuol ebenfalls 
gemacht hat. Auch vor dem Hintergrund des ehemaligen Verwaltungsratspräsidenten der 
L.Q. SA gemachten Aussagen zur Motivationslage von A.Q, nämlich eine Reaktion des 
TBA zu bezwecken, erscheinen die Aussagen von A.Q. bezüglich Umfang der einge-
reichten Unterlagen als glaubwürdig bzw. glaubwürdiger. Zudem hat der Chef des TBA 
Graubünden im Nachgang zum Vortritt von A.Q. im Jahr 2009 widersprüchliche Aussa-
gen zum Umfang der Akten gemacht und gab gegenüber der Südostschweiz im Jahr 2014 
an, dass A.Q. gar keine Unterlagen eingereicht habe. 
 
Zum Alter der Unterlagen kann die PUK gestützt auf die Aussagen der betroffenen Per-
sonen ebenfalls keine abschliessende Beurteilung vornehmen. A.Q. behauptete, dass die 
aktuellsten Unterlagen aus dem Jahr 2006 stammen würden, was angesichts seines Aus-
stiegs aus dem Kartell zu dieser Zeit sowie der Tatsache, dass A.Q. im Jahr 2009 auch 
den Gemeindepräsidenten von Scuol auf eine Liste aus dem Jahr 2006 aufmerksam 
machte714, als plausibel erscheinen kann. Gemäss dem Chef des TBA Graubünden han-
delte es sich vor allem um veraltete Unterlagen aus dem Zeitraum 1997. Der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol und der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA 
konnten zum Alter der Unterlagen keine klaren Aussagen treffen. Die Aussagen des ehe-
maligen Verwaltungsratspräsidenten der L.Q. SA, wonach die Unterlagen zum damaligen 
Zeitpunkt wohl nicht älter als fünf Jahre gewesen seien, da er sie – er ist Rechtsanwalt – 
auf die Verjährung geprüft habe, erscheinen der PUK wiederum als glaubwürdig. Für die 
Aussagen des Chefs des TBA Graubünden hingegen spricht seine These, dass A.Q. sich 
möglicherweise mit aktuelleren Dokumenten selbst hätte belasten können. 
 
 
 

                                                 
714 Vgl. die Ausführungen unter E.III. 
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Letztlich muss offenbleiben, welche Dokumente abgegeben wurden und von welchen 
Dokumenten eine Kopie erstellt wurde. Dies ist nicht zuletzt auf die fehlende Dokumen-
tierung der Besprechung zurückzuführen sowie auf eine fehlende Bestätigung der einge-
reichten Unterlagen. Die befragten Personen waren alle der Ansicht, dass rückwirkend 
betrachtet eine Dokumentierung der Besprechung angezeigt gewesen wäre. Aus Sicht der 
PUK kam das TBA in dieser Hinsicht ihrer Dokumentationspflicht nicht nach, was es der 
PUK erschwert, ein abschliessendes Urteil über die Verwaltungstätigkeit des TBA zu 
treffen. Die fehlende Dokumentation erstaunt insbesondere auch im Hinblick auf die 
Schwere der Vorwürfe, welche ja nachdem ein erstes Treffen in einer ähnlichen Zusam-
mensetzung bereits im Frühling 2009 stattgefunden hatte, nicht überraschend kamen. 
 
Zum eigentlichen Inhalt des Gesprächs kommt die PUK aufgrund der im Wesentlichen 
übereinstimmenden Aussagen aller befragten Personen zum Schluss, dass A.Q. von sys-
tematischen Submissionsabreden durch Bauunternehmen im Unterengadin berichtete. Es 
ist folglich nicht zu bezweifeln, dass A.Q. auch über die Vorversammlungen, organisiert 
durch den GBV, berichtet hat; dies bestätigten sowohl der Chef des TBA Graubünden als 
auch der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol. Obwohl der pensionierte Mitarbeiter der Zentral-
verwaltung des TBA sich an den genauen Inhalt der Besprechung nicht mehr erinnern 
konnte, bestätigte er, dass A.Q. mit seinem Vortritt eine Reaktion des Kantons auf das 
System der Submissionsabreden und auf den Boykott gegen ihn verlangte. Ebenso kann 
als erstellt betrachtet werden, dass A.Q., auch wenn er aufgrund seines geltend gemachten 
Ausstiegs aus dem Kartell keine Unterlagen für die Zeit nach 2006 einreichte, klar zum 
Ausdruck gebracht hat, dass die von ihm beschriebenen Verhaltensweisen auch zum Zeit-
punkt seines Vortritts noch praktiziert würden. 
 
Trotz der grundsätzlichen Skepsis bezüglich der Glaubwürdigkeit von A.Q. zu jener Zeit, 
welche einige befragte Personen wiederholt betonten, erklärten alle an der Besprechung 
vom 1. Oktober 2009 anwesenden Personen, dass sie die Ausführungen zu den systema-
tischen Submissionsabreden grundsätzlich für glaubwürdig hielten, auch wenn der Chef 
des TBA Graubünden vorbrachte, dass A.Q. später an Glaubwürdigkeit verloren habe, 
weil er keine aktuelleren Unterlagen geliefert habe. Unabhängig davon ist folglich als 
erstellt zu betrachten, dass das TBA anlässlich der Besprechung vom 1. Oktober 2009 
eingehend zum System der Submissionsabreden im Unterengadin informiert wurde, diese 
für glaubwürdig hielt und begründete Hinweise dazu hatte, dass weiterhin Absprachen 
stattfänden. 
 
Der Chef des TBA Graubünden, der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und der pensionierte 
Mitarbeiter der Zentralverwaltung TBA erklärten übereinstimmend, dass A.Q. bereits an-
lässlich der Besprechung vom 1. Oktober 2009 aufgefordert wurde, aktuellere Unterlagen 
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einzureichen. A.Q. hingegen erwähnte den Wunsch des TBA nach neueren Unterlagen 
erst im Zusammenhang mit einem Telefonat mit dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol im 
Nachgang zum Gespräch. Der Chef des TBA Graubünden bezog sich ebenfalls auf dieses 
Telefonat des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol an A.Q. und erklärte, dass der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol darin A.Q. zur Nachreichung der Unterlagen aufgefordert habe. Der 
Chef des TBA Bezirk 4 Scuol hingegen bestritt bei der Befragung durch die PUK, A.Q. 
aufgefordert zu haben, die Unterlagen noch einzureichen; er selbst habe ja keinen Grund 
gehabt, bei A.Q. nachzuhaken. Er führte weiter aus, A.Q. anlässlich eines Telefonats in 
einem anderen Zusammenhang gefragt zu haben, ob dieser die neuen Unterlagen einge-
reicht habe, was A.Q. verneint habe. Diese erste Darstellung des Sachverhalts erscheint 
der PUK glaubwürdiger als die im Rahmen des rechtlichen Gehörs des Chefs des TBA 
Bezirk 4 Scuol dargelegte, wonach eine «telefonische Nachfrage nach aktuellen Unterla-
gen» erfolgt sei. Unabhängig davon, ob und wie A.Q. zur Nachreichung von weiteren 
Unterlagen aufgefordert wurde, wäre das TBA aus Sicht der PUK in der Verantwortung 
gestanden, den Hinweisen von A.Q. weiter nachzugehen, insbesondere, weil sie diese 
grundsätzlich für glaubwürdig hielten. Das Telefonat des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol, 
bei welchem es sich hauptsächlich um eine andere Angelegenheit handelte, wird von der 
PUK – unabhängig vom konkreten Inhalt sowie davon, ob der Anstoss dazu vom TBA in 
Chur kam – als nicht ausreichend betrachtet. Vielmehr hätte der Chef des TBA Graubün-
den, wenn er die Hinweise angesichts der Tragweite nicht als Chefsache betrachtet und 
sich gleich selber darum gekümmert hätte, zumindest den klaren Auftrag an den Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol geben müssen, bei A.Q. gezielt weitere Unterlagen mündlich bzw. 
schriftlich zu verlangen. Das hat der Chef des TBA Graubünden aber unterlassen und 
daher seine Dienstpflichten nicht ausreichend wahrgenommen. Zu kritisieren ist folglich, 
dass das TBA weitere Untersuchungen und Massnahmen davon abhängig machte, ob 
A.Q. noch aktuellere Unterlagen einreiche. Angesichts der Tragweite der Behauptungen 
von A.Q. anlässlich des Gesprächs vom 1. Oktober 2009 ist dies auch aus damaliger Sicht 
gleich zu beurteilen.   
 
3. Geschehnisse im Anschluss an die Besprechung vom 1. Oktober 2009 
 
3.1. Handlungen der Gesprächsteilnehmer 
 
Im Nachgang zum Gespräch vom 1. Oktober 2009 habe der damalige Chef der Abteilung 
Strassenerhaltung nach eigenen Aussagen seinen direkten Vorgesetzten, den pensionier-
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ten Chef des TBA Graubünden, und, so meine er, den Submissionsjuristen des Departe-
ments, über das Gespräch mit A.Q. informiert.715 Weil er diese beiden Personen infor-
miert habe, habe er sich aus der Pflicht entlassen gefühlt, weitere Abklärungen zu den im 
Raum stehenden Behauptungen vorzunehmen.716 Auch anlässlich der Befragung in der 
AU gab der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung an, dass er davon ausgehe, 
dass er den pensionierten Chef des TBA Graubünden und den Submissionsjuristen des 
BVFD direkt über das Gespräch mit A.Q. informiert habe.717 Zudem seien seiner Erinne-
rung nach sowohl der pensionierte Chef des TBA Graubünden als auch der Submissions-
jurist des BVFD bereits über das Treffen zwischen A.Q. und dem TBA im Frühling in 
Scuol informiert gewesen.718 
 
Eine Meldung an die WEKO sei nicht erfolgt.719 Dies sei aber auch kein Thema gewesen, 
da dies in der damaligen Zeit nicht üblich gewesen sei. Ausserdem habe es sich um alte 
Unterlagen gehandelt. Vermutlich würde man auch heute kritisch hinterfragen, ob eine 
Meldung überhaupt erfolgen solle. Ausserdem sei er der Meinung, dass eine Meldung an 
die WEKO nicht in seiner Kompetenz als Abteilungsleiter gewesen wäre, sondern man 
dies «über das Departement» hätte machen müssen.720 
 
Auf Nachfrage führte er vor der PUK aus, dass man die Mitarbeitenden im TBA in Chur, 
aber auch jene im TBA Bezirk 4 Scuol, nicht aktiv über diese mutmasslichen Submissi-
onsabreden informiert habe.721 Auch heute sei es noch so, dass man bei einem Verdachts-
fall oder bei einer Meldung an die WEKO innerhalb des TBA nicht alle Mitarbeitenden 
informiere. Eine Meldung an die WEKO müsse möglichst vertraulich behandelt werden, 

                                                 
715 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 52, act. 28.1.25.2 
716 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 57, act. 28.1.25.2 
717 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 360 ff., act. 12.1.2.3 
718 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 367 ff., act. 12.1.2.3 
719 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 54, act. 28.1.25.2 
720 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 57, act. 28.1.25.2 
721 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 58, act. 28.1.25.2 
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denn es könne die Gefahr bestehen, dass Bauunternehmer über Mitarbeitende des TBA 
erfahren, dass eine Meldung erfolgt sei.722 Im Rahmen des rechtlichen Gehörs wies der 
Chef des TBA Graubünden ferner auf ein Telefongespräch aus dem Jahr 2012 zwischen 
dem BVFD und der WEKO hin, «in welchem selbst ein Vertreter der WEKO aufgrund 
der bei der WEKO eingereichten Akten nicht von Vornherein vom Vorliegen eines Kar-
tellrechtsverstosses ausgegangen» sein soll und der Vertreter der WEKO zudem auf das 
Alter der Unterlagen hingewiesen haben soll.723 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol erklärte zu diesem Thema, dass er seine Mitarbeiter 
im TBA in Scuol weder über das Gespräch mit A.Q. vom 30. März 2009 noch über jenes 
vom 1. Oktober 2009 in Chur informiert habe, weil es seiner Ansicht nach für ihn «noch 
nicht so handfest war» und er keine Gerüchte habe verbreiten wollen.724 Im Anschluss an 
die Besprechung in Chur habe er seinen Mitarbeitenden allerdings gesagt, dass sie auf-
passen müssten, weil Preisabsprachen im Bezirk vermutet würden. Er habe aber nicht 
konkret über den Inhalt der Besprechung in Chur und über die Situation rund um A.Q. 
berichtet. Er habe dem TBA in Chur aus Gründen der Hierarchie nicht vorgreifen wol-
len.725 Im Rahmen des rechtlichen Gehörs ergänzte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, er 
habe nach der Besprechung in Chur mit Bestimmtheit davon ausgehen dürfen, dass die 
Angelegenheit vom TBA in Absprache mit dem Departement geprüft werde. Entspre-
chend sei er damals auch informiert worden und dieses Vorgehen sei ihm auch bei späte-
ren Nachfragen und Gesprächen bestätigt worden. Er habe keine Gründe gehabt, die Ein-
schätzungen und Entscheide der vorgesetzten Stellen zu hinterfragen. Zudem habe das 
ganze Submissionswesen unter der Obhut und in der Kompetenz «von Chur» gestanden. 
Die Richtlinien und Vorgaben für die Durchführung von Submissionen und zur Verhin-
derung von Submissionsabsprachen seien für alle Bauleiter gleich gewesen. Es sei nicht 
in seiner Kompetenz gewesen, in eigener Regie für die eigenen Bauleiter anderslautende 
Informationen und weitergehende Anleitungen und Massnahmen zur Verhinderung von 
Submissionsabsprachen anzuordnen.726  
 
 

                                                 
722 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 58 und 59, act. 28.1.25.2 
723 Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, 

S. 3, act. 33.2.36.1 sowie act. 33.2.36.2 
724 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 50 und 51, act. 28.1.7.1 
725 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 62, act. 28.1.7.1 
726 Stellungnahme von Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.04.2021, S. 3, act. 33.2.20 

 



 - 215 - 

Auf die Frage, ob er im Anschluss an die Besprechung weitere Personen über die Aussa-
gen von A.Q. informiert oder sonstige Schritte unternommen habe, antwortete der pensi-
onierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA in der AU, dass dies Sache des De-
partements gewesen sei. Der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung habe selbst 
gewünscht, dass die Kommunikation mit dem Departement über ihn laufe. Der pensio-
nierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA selbst habe mit niemandem darüber 
gesprochen und habe auch nicht weiter nachgefragt. Seines Wissens habe A.Q. aber auch 
keine neueren Unterlagen eingereicht.727  
 

3.2. Informationsfluss im Nachgang der Besprechung vom 1. Oktober 2009 
 
3.2.1. Pensionierter Chef des TBA Graubünden 
 
Der pensionierte Chef des TBA Graubünden erklärte anlässlich seiner Befragung in der 
AU, dass er im Verlauf des Sommers 2009 vom damaligen Chef der Abteilung Strassen-
erhaltung auf Aussagen von A.Q., wonach es im Unterengadin Absprachen gebe, auf-
merksam gemacht worden sei.728 Auf die Frage, was er zur Aussage des pensionierten 
Mitarbeiters der Zentralverwaltung des TBA sage, wonach der ehemalige Chef der Ab-
teilung Strassenerhaltung das Departement über die Kontaktaufnahme von A.Q. im April 
2009 informiert habe, antwortete der pensionierte Chef des TBA Graubünden, dass er 
dies nicht wisse. Es sei aber üblich gewesen, dass immer der direkte Vorgesetzte über 
allfällige Probleme informiert werde. Es sei aber davon auszugehen, dass der ehemalige 
Chef der Abteilung Strassenerhaltung den Submissionsjuristen des Departements infor-
miert habe, da der ehemalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung die Schnittstelle des 
TBA zum Submissionsjuristen des BVFD gewesen sei.729 
 
Weiter gab der pensionierte Chef des TBA Graubünden in der AU an, dass er vom ehe-
maligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung über das Gespräch mit A.Q. vom 1. Okto-
ber 2009 informiert worden sei.730 Der ehemalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
habe ihm mitgeteilt, dass A.Q. von Absprachen berichtet habe «und dass es Tabellen 

                                                 
727 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 412 

ff., act. 12.1.2.7 
728 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 237, act. 12.1.2.6 
729 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 247 ff., act. 

12.1.2.6 
730 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 284 ff., act. 

12.1.2.6 
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heute, ja, hätte man müssen. Aus den damaligen Rahmenbedingungen heraus fand ich es 
nicht für opportun».741 
 
3.2.2. Submissionsjurist Departementssekretariat BVFD 
 
Der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung sagte anlässlich seiner beiden Befra-
gungen aus, dass er meine742 bzw. dass er annehme743 den Submissionsjuristen des 
BVFD, über den Inhalt des Gesprächs mit A.Q. informiert zu haben. Auch der pensio-
nierte Chef des TBA Graubünden erklärte, dass er davon ausgegangen sei, dass der Sub-
missionsjurist des BVFD über die Informationen von A.Q. informiert gewesen sei.744 Im 
Rahmen des rechtlichen Gehörs wies der Chef des TBA Graubünden unter Hinweis auf 
den Outlook-Unterhaltungsverlauf darauf hin, dass er am 29. und 30. September sowie 
am 6. Oktober 2009 mit dem BVFD Telefonate geführt habe. Obschon er sich nicht mehr 
an den Inhalt dieser Gespräche erinnern könne, erscheine es ihm unvorstellbar, dass er 
während dieser Telefongespräche – und obschon er seinen damaligen Vorgesetzten infor-
miert habe – das BVFD nicht über den Vortritt von A.Q. informiert haben soll.745 
 
Mit den Aussagen des Chefs des TBA Graubünden und des pensionierten Chefs des TBA 
Graubünden konfrontiert, antwortete der Submissionsjurist des BVFD gegenüber der 
PUK, dass er vom Vortritt von A.Q. am 1. Oktober 2009 keine Kenntnis erhalten habe, 
sondern über diesen Vorgang im Rahmen des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens U 12 
49 durch die Replik von A.Q. am 14. Juni 2012 Kenntnis erhalten habe, ebenso vom 
ersten Treffen im April 2009.746 Am 30. November 2012, nach Beginn der WEKO-Un-
tersuchungen, habe ihm A.Q. im Rahmen eines Telefonats über seinen Vortritt aus dem 
Jahr 2009 berichtet. Dies sei, soweit er sich erinnere, bis ins Jahr 2013 der einzige Kontakt 

                                                 
741 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 34, act. 28.1.21.2.1 
742 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 52, act. 28.1.25.2 
743 Protokoll Befragung AU Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

13.11.2018, Zeilen 360 ff., act. 12.1.2.3 
744 Protokoll Befragung Chef des TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 52, act. 28.1.25.2; Protokoll 

Befragung AU Chef des TBA Graubünden vom 13.11.2018, Zeilen 360 ff., act. 12.1.2.3 
745 Stellungnahme Chef des TBA Graubünden vom 14.04.2021, S. 5, act. 33.2.36.1 sowie act. 33.2.36.3 
746 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 26 ff., act. 28.1.20.3 
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mit A.Q. gewesen.747 Im Nachgang zur Eröffnung der WEKO-Untersuchung und nach 
einem Gespräch im Jahr 2013 im Departement habe ihn A.Q. mehrmals kontaktiert.748 
 
Der Chef des TBA Graubünden wurde anlässlich seiner Befragung vor der PUK mit die-
ser Aussage des Submissionsjuristen des BVFD konfrontiert und erklärte, dass er auf ein 
Telefonat zwischen dem Chef der Abteilung Strassenbau im TBA und dem Journalisten 
der «Südostschweiz» verweisen wolle. Der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA habe 
da Aussagen getätigt, aus welchen sich gewisse Indizien dafür ergeben würden, dass der 
Submissionsjurist des BVFD über den Vortritt von A.Q. informiert gewesen sei.749 
 
Auf Nachfrage der PUK beim Submissionsjuristen des BVFD, wie er sich erkläre, dass 
das TBA ihn über die Besprechung vom 1. Oktober 2009 nicht informiert habe, führte er 
aus, dass seiner Einschätzung nach insbesondere der damalige Chef der Abteilung Stras-
senerhaltung im damaligen Zeitpunkt zu wenige Anhaltspunkte und keine hinreichenden 
Indizien gehabt habe, um weitere Schritte zu tätigen. A.Q. sei offenbar aufgefordert wor-
den, aktuellere Dokumente als aus dem Jahr 1997 vorzulegen. Er gehe davon aus, dass 
das TBA in der damaligen Zeit genügend sensibilisiert gewesen sei, um bei ausreichenden 
Anhaltspunkten zu reagieren, so wie sie es bereits früher getan hätten, z.B. im Jahr 2003, 
als eine Anzeige an die WEKO erfolgt sei.750 
 
3.2.3. Ehemaliger Departementsvorsteher BVFD und heutiger Ständerat 
 
Anlässlich der Befragung vor der PUK erklärte Stefan Engler, dass er vom damaligen 
Chef der Abteilung Strassenerhaltung, dem pensionierten Mitarbeiter der Zentralverwal-
tung des TBA und dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol nie über das Gespräch vom 1. 
Oktober 2009 mit A.Q. informiert worden sei. Es sei auch nie ein Thema bei einem De-
partementsrapport gewesen. Auch von A.Q. selbst sei er bis zu seinem Ausscheiden als 
Regierungsrat Ende 2010 nie über dessen Vortritt beim TBA informiert worden.751 Kon-
frontiert mit seiner Aussage in der Reportage der «Republik», wonach er vom Gespräch 
mit A.Q. gehört habe, stellte Stefan Engler in der AU klar, dass er von einem Kontakt 
zwischen A.Q. und dem TBA gewusst habe, dies aber auf die submissionsrechtlichen 

                                                 
747 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 33, act. 28.1.20.3 
748 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 34, act. 28.1.20.3 
749 Protokoll Befragung Chef des TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 53, act. 28.1.25.2 
750 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 28, act. 28.1.20.3 
751 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 30, act. 28.1.22.3.1 
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Probleme der Firma von A.Q. bezogen habe und nicht auf ein Gespräch beim TBA über 
Submissionsabreden von Bauunternehmen.752 
 
Zum Informationsfluss innerhalb des BVFD erklärte Stefan Engler gegenüber der AU, 
dass er als Vorsteher grundsätzlich über alle Themen informiert worden sei, die auch eine 
politische Relevanz hätten. Im Zusammenhang mit dem Vortritt von A.Q. könne er nicht 
sagen, ob er hätte informiert werden müssen.753 Wenn es so gewesen wäre, wie A.Q. 
behauptet, wäre es sicher bis zu ihm gekommen.754 Er sei weiter der Meinung, dass man 
aufgrund der Vorbringen von A.Q. aus heutiger Sicht das Monitoring in Bezug auf das 
Unterengadin hätte verstärken müssen und aus damaliger Sicht zumindest die aktuell an-
stehenden Vergaben hätte überprüfen müssen.755 Er könne sich aber nicht vorstellen, dass 
seitens des TBA nach dieser Zusammenkunft nichts unternommen worden sei. Ausser-
dem hätte A.Q., wenn er den Eindruck gehabt habe, dass nichts unternommen worden sei, 
auch zu ihm oder dem Submissionsjuristen des BVFD kommen können.756 
 
Auf die Frage der PUK, ob zwischen ihm als Vorsteher des BVFD und den Mitarbeiten-
den in seinem damaligen Departement eine Informationslücke bestanden habe, wieder-
holte Stefan Engler seine Aussage in der AU, wonach alle Themen von politischer Be-
deutung zu ihm gelangt seien. Er habe einen eher offenen Kommunikationsstil gepflegt 
und abgesehen vom Vortritt von A.Q. gebe es keinen anderen Fall, welcher auf eine In-
formationslücke innerhalb des BVFD schliessen lasse.757 
 
3.2.4. Ehemaliger Departementssekretär BVFD 
 
Der pensionierte Departementssekretär BVFD führte anlässlich seiner Befragung in der 
AU aus, dass er über den Vortritt von A.Q. damals nicht informiert worden sei. Wenn 
jemand vom BVFD informiert worden wäre, wären das entweder der Submissionsjurist 
des BVFD oder er selbst, oder der Departementsvorsteher gewesen. Und wenn der Sub-
missionsjurist des BVFD Informationen gehabt hätte, wäre er damit zu ihm gekommen. 
Grundsätzlich müsse er nicht über jede Sitzung orientiert werden. Er erwarte aber, dass 
die Mitarbeitenden kompetent seien und richtig einschätzen könnten, ob eine Meldung 

                                                 
752 Protokoll Befragung AU Stefan Engler vom 13.11.2018, Zeilen 230 ff., act. 12.1.2.4.1 
753 Protokoll Befragung AU Stefan Engler vom 13.11.2018, Zeilen 292 ff., act. 12.1.2.4.1 
754 Protokoll Befragung AU Stefan Engler vom 13.11.2018, Zeilen 302 ff., act. 12.1.2.4.1 
755 Protokoll Befragung AU Stefan Engler vom 13.11.2018, Zeilen 323 ff., act. 12.1.2.4.1 
756 Protokoll Befragung AU Stefan Engler vom 13.11.2018, Zeilen 339 ff., act. 12.1.2.4.1 
757 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Frage 31, act. 28.1.22.3.1 
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angezeigt sei, weil ein begründeter Verdacht bestehe.758 In seiner Stellungnahme an die 
PUK vom 9. April 2021 ergänzte der pensionierte Departementssekretär BVFD, dass 
keine der drei erwähnten Personen Kenntnis vom Vortritt von A.Q. erhalten habe, weil 
man im TBA das Ergebnis über den Vortritt – aufgrund von offenbar veralteten Unterla-
gen – nicht als meldewürdig erachtet habe.759 
 
Auf die Frage, ob es sich bei den Informationen von A.Q. um Vorkommnisse gehandelt 
habe, welche dem BVFD vom TBA hätten zugetragen werden müssen, erklärte der pen-
sionierte Departementssekretär BVFD in der AU, dass dies unter Berücksichtigung des 
damaligen Wissens nicht zutreffe. Jetzt im Nachhinein sei dies einfacher zu beurteilen, 
nachdem die WEKO umfangreiche Akten geprüft habe. Aber nur, weil A.Q. Andeutun-
gen gemacht habe, sei dies noch kein Grund zur Meldung an die vorgesetzten Stellen. Er 
gehe davon aus, dass man dies im TBA intern diskutiert habe und zur Einschätzung ge-
langt sei, dass es nicht weitergeleitet werden müsse, weil keine konkreten Anhaltspunkte 
für Absprachen vorgelegen seien.760 
 
3.2.5. Chef Abteilung Strassenbau/Stv. Chef TBA 
 
Anlässlich der Befragung in der AU sagte der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA 
aus, dass er vom Vortritt von A.Q. erst viele Jahre später aus den Medien erfahren habe, 
ihm aber zu jener Zeit niemand etwas berichtet habe. Er habe sich aber nach der Bericht-
erstattung gefragt, weshalb dies in der Geschäftsleitung, welcher er angehört habe, kein 
Thema gewesen sei.761 Im Jahr 2014 sei er von einer Tageszeitung mit der Besprechung 
vom 1. Oktober 2009 konfrontiert worden und er sei gefragt worden, welche Massnahmen 
ergriffen worden seien. Dies sei das erste Mal gewesen, dass er mit diesem Vorfall kon-
frontiert worden sei. Er sei von der operativen Geschäftsleitung als einziger im Haus ge-
wesen und habe der Tageszeitung gesagt, dass er sich erst informieren müsse und keine 
Antwort geben könne. Daraufhin habe er das Departement kontaktiert, welches ihm dann 
gesagt habe, dass der Vorfall bekannt sei, man aufgrund des Alters der Dokumente da-
mals aber nichts unternommen habe. Ihm sei auch gesagt worden, dass A.Q. aktuellere 

                                                 
758 Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 234 ff., 

act. 12.1.2.8 
759 Stellungnahme pensionierter Departementssekretär BVFD vom 09.04.2021, S. 5, act. 33.2.19.1 
760 Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 324 ff., 

act. 12.1.2.8 
761 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 146 ff., act. 
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Unterlagen versprochen hätte. Er sei dann dementsprechend in den Medienberichten zi-
tiert worden.762  
 
3.3. Würdigung  
 
Zur Frage, ob der Submissionsjurist des BVFD, nach dem Gespräch vom 1. Oktober 2009 
informiert worden war, liegen widersprüchliche Aussagen vor. Der damalige Chef der 
Abteilung Strassenerhaltung erklärte an den Befragungen, seinen damaligen direkten 
Vorgesetzten, den pensionierten Chef des TBA Graubünden, und, so meine er, auch den 
Submissionsjuristen des BVFD, informiert zu haben. Beide seien auch bereits über das 
Treffen zwischen A.Q. und dem TBA im Frühling in Scuol informiert gewesen. Auch der 
pensionierte Chef des TBA Graubünden erklärte, er sei davon ausgegangen, dass der Sub-
missionsjurist des BVFD vom damaligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung infor-
miert worden sei, da dieser die Schnittstelle des TBA zum Submissionsjuristen des BVFD 
gewesen sei. Der Submissionsjurist des BVFD demgegenüber führte aus, erstmals im 
Rahmen des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens U 12 49, durch die Replik von A.Q., 
vom Vortritt von A.Q. am 1. Oktober 2009 und vom ersten Treffen im April 2009 erfah-
ren zu haben. Der Inhalt des vom damaligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung er-
wähnten Telefonats zwischen dem Chef der Abteilung Strassenbau im TBA und einem 
Journalisten der «Südostschweiz» lässt sich nachträglich nicht mehr rekonstruieren. Das 
Telefongespräch und die anschliessende Berichterstattung erfolgten gemäss Aussage des 
Chefs der Abteilung Strassenbau im TBA allerdings erst im Jahr 2014. Die Aussage, dass 
das Gespräch vom 1. Oktober 2009 zu diesem Zeitpunkt im Departement bekannt war, 
lässt nicht den Schluss zu, dass der Vorfall des Submissionsjuristen des BVFD bereits im 
Jahr 2009 gemeldet worden war. Ebenfalls kann aus offenbar Ende September und An-
fang Oktober 2009 stattgefundenen Telefonaten zwischen dem damaligen Chef der Ab-
teilung Strassenerhaltung und dem BFVD nicht geschlossen werden, dass der Submissi-
onsjurist des BVFD über den Vortritt informiert wurde, zumal der damalige Chef der 
Abteilung Strassenerhaltung im Zusammenhang mit diesen Gesprächen aussagte, sich an 
den Inhalt nicht erinnern zu können. A.Q. gab gegenüber der PUK vom 6. November 
2020 – auch wenn er sich diesbezüglich im Vorfeld anders geäussert hatte – an, dass er 
es für möglich halte, dass der Submissionsjurist des BVFD das erste Mal im Jahr 2012 
von den Preisabsprachen Kenntnis erhalten habe, jedenfalls habe der erste Kontakt zwi-
schen ihnen beiden erst nach der Einleitung der WEKO-Verfahren stattgefunden. Diese 

                                                 
762 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 162 ff., act. 
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Aussage deckt sich mit den nach Ansicht der PUK glaubwürdigen Aussagen des Submis-
sionsjuristen des BVFD.763 Für die PUK liegt aufgrund dieser Aussagen von A.Q. und 
der des Submissionsjurist des BVFD, aber auch aufgrund der offensichtlichen Unsicher-
heit des damaligen Chefs der Abteilung Strassenerhaltung und des pensionierten Chefs 
des TBA Graubünden bezüglich der Information des Submissionsjuristen des BVFD, die 
Vermutung nahe, dass dieser erst im Juni 2012 mit der Replik von A.Q. im Verfahren U 
12 49 von dem Treffen bzw. den mutmasslichen Submissionsabreden erfahren hat. Dies 
würde bedeuteten, dass der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung den Submis-
sionsjuristen des BVFD trotz seiner Funktion als Schnittstelle nicht informierte. Die 
Frage kann allerdings angesichts der widersprüchlichen Aussagen und mangels Beweis 
nicht mit Sicherheit beantwortet werden. 
 
Was den Informationsfluss des damaligen Chefs der Abteilung Strassenerhaltung an den 
pensionierten Chef des TBA Graubünden betrifft, decken sich die Aussagen der Befrag-
ten und es ist davon auszugehen, dass der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
seinen damaligen Vorgesetzten, den pensionierten Chef des TBA Graubünden, nach dem 
Gespräch informiert hat und sich diese Information auch auf die von A.Q. behaupteten, 
aktuelleren Vorkommnisse bezog. Allerdings gab sich der pensionierte Chef des TBA 
Graubünden mit einer mündlichen Information zufrieden und verlangte keine Einsicht in 
die von A.Q. eingereichten Unterlagen. Der Grund liegt wohl zum einen darin, dass der 
pensionierte Chef des TBA Graubünden offenbar die Information hatte, dass die Unter-
lagen fast zehn Jahre alt gewesen seien. Zum anderen schätzte er A.Q. offenbar als nicht 
besonders glaubwürdig ein.764 Diese Einschätzung weicht allerdings von der Einschät-
zung der am Gespräch beteiligten Vertreter des TBA ab, welche zwar im Grundsatz eben-
falls Fragezeichen hinter die Glaubwürdigkeit von A.Q. setzten, aber seine Aussagen im 
Zusammenhang mit den Submissionsabsprachen als glaubwürdig qualifizierten. Offen-
sichtlich schätzte der pensionierte Chef des TBA Graubünden die Glaubwürdigkeit der 
Aussagen von A.Q. damit nicht richtig ein; dass dabei auch die Art und Weise der Infor-
mation des damaligen Chefs der Abteilung Strassenerhaltung an den pensionierten Chef 
des TBA Graubünden eine Rolle spielte, ist denkbar, kann aber nicht belegt werden. Aus 
Sicht der PUK hätte der pensionierte Chef des TBA Graubünden, zumindest Einsicht in 
die von A.Q. eingereichten Unterlagen nehmen und im Anschluss über das weitere Vor-
gehen entscheiden müssen. Bei der Annahme des pensionierten Chefs des TBA Graubün-
den, der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung habe den Submissionsjuristen 
des Departements informiert, handelte es sich wahrscheinlich um eine Fehleinschätzung. 

                                                 
763 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II.4.3. 
764 Dies bestätigte der pensionierte Chef TBA Graubünden auch im Rahmen des rechtlichen Gehörs, vgl. 

Stellungnahme pensionierter Chef TBA Graubünden vom 12.04.2021, act. 33.2.22 
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Hierzu ist zu bemerken, dass diese Annahme lediglich in der Tatsache gründete, dass der 
damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung «die Schnittstelle des TBA zum Submis-
sionsjuristen des BVFD» war. Es erscheint der PUK zu leichtfertig, gestützt darauf davon 
auszugehen, dass das BVFD informiert worden war. Dass der pensionierte Chef des TBA 
Graubünden diesbezüglich nicht weiter nachfragte und den Informationsfluss nicht si-
cherstellte, lässt sich damit erklären, dass er eine Information des Departements aus den 
erwähnten Gründen nicht als zwingend erforderlich erachtete. Er selber hielt es denn auch 
– möglicherweise aber auch gerade weil er fälschlicherweise davon ausging, der damalige 
Chef der Abteilung Strassenerhaltung habe den Submissionsjuristen des BVFD infor-
miert – nicht für nötig, seinen direkten Vorgesetzten, den damaligen Regierungsrat Stefan 
Engler, zu informieren. Dass Stefan Engler auch vom Submissionsjuristen des BVFD 
hätte informiert werden können, wie dies der pensionierte Chef des TBA Graubünden 
erwähnte, oder dass es sich um «alte Sachen» handelte, rechtfertigt aus Sicht der PUK 
angesichts der Tragweite der von A.Q. behaupteten Vorkommnisse das Unterlassen einer 
Information durch den pensionierten Chef des TBA Graubünden an seinen Vorgesetzten 
nicht. Dies umso weniger, als der pensionierte Chef des TBA Graubünden nicht ohne 
weiteres Nachfragen davon ausgehen konnte, dass der Submissionsjurist des BVFD in-
formiert worden war. 
 
Die PUK stellt weiter fest, dass auch keine Information innerhalb der Geschäftsleitung 
des TBA erfolgte. Namentlich wurde der Chef der Abteilung Strassenbau und Stellver-
treter Chef des TBA Graubünden, nicht informiert. Dies erstaunt die PUK, zumal nicht 
nur die Abteilung Strassenerhaltung, sondern auch die anderen Abteilungen innerhalb des 
TBA mit Submissionen befasst waren und eine Information der Leiter dieser Abteilungen 
von grossem praktischem Nutzen gewesen wäre. Der damalige Chef der Abteilung Stras-
senerhaltung antwortete der PUK auf die Frage, warum er den Chef der Abteilung Stras-
senbau im TBA nicht informiert habe, dass letzterer und er hierarchisch auf der gleichen 
Ebene gestanden hätten. Er habe nicht diesem gegenüber, sondern seinem Vorgesetzten 
gegenüber rapportiert.765 
 
Schliesslich wurden offenbar auch die Mitarbeitenden des TBA nicht über die im Raum 
stehenden Absprachen informiert. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol verzichtete auf eine 
Information über das Gespräch gegenüber seinem Team und begründete dies damit, dass 
er keine Gerüchte habe verbreiten und zudem dem TBA in Chur nicht habe vorgreifen 
wollen. Allerdings erfolgte durch den Chef des TBA Bezirk 4 Scuol auch keine Nachfrage 
beim TBA in Chur, nachdem dieses nicht – wie von ihm offenbar erwartet – informiert 

                                                 
765 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 55, act. 28.1.25.2 
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hatte. Dies erstaunt die PUK, denn die Tatsache, dass der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 
A.Q. nach Chur «weiterverwiesen» bzw. ihn sogar nach Chur begleitet hat, zeigt auf, dass 
der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol den Aussagen von A.Q. erhebliches Gewicht beimass. 
Obwohl das vom Chef des TBA Bezirk 4 Scuol geleitete TBA Bezirk 4 Scuol mitten im 
von A.Q. behaupteten Geschehen stand, nahmen die Bemühungen des Chefs des TBA 
Bezirk 4 Scuol mit dem Vortritt vom 1. Oktober 2009 im TBA in Chur ihr Ende. Eine 
nachvollziehbare Erklärung für sein Untätigbleiben nach dem Vortritt in Chur liegt aus 
Sicht der PUK nicht vor. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol erklärte mit Eingabe vom 12. 
April 2021 im Rahmen des rechtlichen Gehörs, er habe davon ausgehen dürfen, dass die 
Angelegenheit im TBA in Chur in Absprache mit dem Departement geprüft werde. Er 
habe keine Gründe gehabt, die Einschätzungen und Entscheide der vorgesetzten Stellen 
zu hinterfragen. Dazu ist zu sagen, dass seitens der vorgesetzten Stellen offenbar keine 
Einschätzungen und Entscheide erfolgten bzw. kommuniziert wurden, was der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol nach Ansicht der PUK durchaus hätte animieren sollen, nachzuha-
ken. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte anlässlich der Befragung weiter aus, er 
habe seine Mitarbeitenden zur Vorsicht ermahnt, weil Absprachen im Bezirk vermutet 
würden. Im Rahmen des rechtlichen Gehörs ergänzte er, es sei nicht in seiner Kompetenz 
gewesen, weitergehende Anleitungen und Massnahmen zur Verhinderung von Submissi-
onsabsprachen anzuordnen. Die PUK ist der Meinung, dass der Chef des TBA Bezirk 4 
Scuol seine Mitarbeitenden in adäquater Weise hätte informieren und instruieren sollen, 
nachdem für ihn erkennbar geworden war, dass auf kantonaler Ebene keine Massnahmen 
ergriffen wurden. Die Information des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol an seine Mitarbei-
tenden, sollte sie tatsächlich stattgefunden haben, war offensichtlich nicht ausreichend, 
führte sie doch nicht dazu, dass künftige Preisabsprachen erkannt und bekämpft werden 
konnten. Zudem steht die Aussage des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol im Widerspruch 
zu Aussagen von ehemaligen Mitarbeitern des TBA Bezirk 4 Scuol, gemäss welchen sie 
jedenfalls bis zur Einleitung der WEKO-Verfahren keine Anleitungen zur Erkennung und 
Verhinderung von Submissionsabsprachen erhalten hätten. Auch in anderen Bezirkstief-
bauämtern und in der Zentrale in Chur erfolgte offenbar keine Information an die Mitar-
beitenden. Das ist nach Meinung der PUK angesichts der Gesamtumstände auch aus da-
maliger Sicht nicht nachvollziehbar.  
 
Submissionsabsprachen gefährden die öffentlichen Interessen des Kantons und können 
zu erheblichen wirtschaftlichen, auch gesamtwirtschaftlichen Schäden führen. Nach dem 
Dargelegten informierte A.Q. im Gespräch vom 1. Oktober 2009 über frühere und auch 
zum Zeitpunkt des Gesprächs praktizierte systematische Submissionsabsprachen durch 
Bauunternehmen im Unterengadin. Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, hätte das 
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TBA nach dem Gespräch weitere Untersuchungen und Massnahmen nicht davon abhän-
gig machen dürfen, ob A.Q. noch aktuellere Unterlagen einreichte.766 Auch hätte eine 
Information an die verschiedenen erwähnten Stellen bzw. Personen erfolgen müssen. 
Konkret wären der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung und der pensionierte 
Chef des TBA Graubünden, aber auch der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol aufgrund ihrer 
Kenntnisse und der konkreten Hinweise auf Submissionsabsprachen nach Ansicht der 
PUK zu weiteren Informationen und Massnahmen verpflichtet gewesen. Indem sie davon 
absahen, verletzten sie die ihnen obliegenden Dienstpflichten und gefährdeten die öffent-
lichen Interessen des Kantons.767 Die erwähnten Personen verfügten nach dem Gespräch 
mit A.Q. bzw. im Fall des pensionierten Chefs des TBA Graubünden nach der Informa-
tion durch den damaligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung über konkrete Indizien 
auf Submissionsabsprachen, und über Indizien, dass Submissionsabsprachen auch im 
Zeitpunkt des Gesprächs noch stattfanden.  
 
Angezeigt gewesen wäre von Seiten des damaligen Chefs der Abteilung Strassenerhal-
tung nach Ansicht der PUK – sofern nicht erfolgt – die Information des Submissionsju-
risten des Departements. Weiter hätte der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
bei A.Q. gezielt weitere, aktuellere Unterlagen einverlangen oder alternativ diesen Auf-
trag mit ausreichender Klarheit an den Chef des TBA Bezirk 4 Scuol weitergeben müssen. 
Die Information des pensionierten Chefs des TBA Graubünden durch den damaligen 
Chef der Abteilung Strassenerhaltung war zweifellos angezeigt und richtig, damit durfte 
er sich aber nicht, wie er selber sagte, aus der Pflicht entlassen fühlen. Fraglich ist, ob der 
damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung seine Erkenntnisse aus dem Gespräch mit 
A.Q. gegenüber dem pensionierten Chef des TBA Graubünden genügend deutlich vorge-
bracht hatte. Dies gilt namentlich für die offenbare Feststellung des damaligen Chefs der 
Abteilung Strassenerhaltung, dass er die Aussagen von A.Q. zumindest nicht für unglaub-
würdig hielt, welche er damit zum Ausdruck brachte, dass er A.Q. für dessen Mut mit 
dem Wort «Chapeau» beglückwünschte. Spätestens als sich abzeichnete, dass weitere 
Massnahmen trotz der Meldung an den pensionierten Chef des TBA Graubünden ausblie-
ben, wäre – sofern nicht erfolgt – auch eine Information des Submissionsjuristen ange-
zeigt gewesen.  
 
Seitens des pensionierten Chefs des TBA Graubünden wäre es aus Sicht der PUK ange-
zeigt gewesen, in die von A.Q. vorgelegten Unterlagen Einsicht zu nehmen und – auch 
wenn A.Q. keine aktuellen Unterlagen eingereicht hatte – seinen Vorgesetzten, den da-
maligen Regierungsrat Stefan Engler, zu informieren. Ebenfalls wäre eine Information an 

                                                 
766 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II.2.8. 
767 Vgl. dazu die Ausführungen unter C.IX. 
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die Mitglieder der Geschäftsleitung angezeigt gewesen. Als weitere Massnahme hätte der 
pensionierte Chef des TBA Graubünden den damaligen Chef der Abteilung Strassener-
haltung auffordern können, bei A.Q. gezielt weitere Unterlagen zu verlangen oder ver-
langen zu lassen. Die PUK geht davon, dass die Unterlassungen seitens des pensionierten 
Chefs des TBA Graubünden auch auf seine Fehleinschätzung bezüglich der Glaubwür-
digkeit der Aussagen von A.Q. zurückzuführen sind, und dass dazu auch das Verhalten 
von A.Q. im Vorfeld des Gesprächs beigetragen hat. Dennoch hätte der pensionierte Chef 
des TBA Graubünden dem Thema aufgrund der im Raum stehenden Behauptungen von 
A.Q. nach Ansicht der PUK mehr Beachtung schenken müssen. Die PUK ist sich bewusst, 
dass der pensionierte Chef des TBA Graubünden – wie dieser bei der Befragung ausführte 
– aufgrund seines Arbeitsumfangs als Amtschefs gezwungen war, Aufgaben zu delegie-
ren und auf die Zuverlässigkeit und Fachkompetenz seiner Mitarbeitenden zu vertrauen. 
Gleichzeitig habe der pensionierte Chef des TBA Graubünden aber auch verlangt, immer 
und unbedingt über wichtige und spezielle Vorkommnisse und Probleme informiert zu 
werden.768 Nach Ansicht der PUK wurde der pensionierte Chef des TBA Graubünden zu 
Recht vom damaligen Chef der Abteilung Strassenerhaltung informiert, seine Reaktion 
darauf war aber nicht adäquat.  
 
Schliesslich sieht die PUK auch im Verhalten des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol eine 
Dienstpflichtverletzung, da dieser sich mit dem Deponieren der Vorwürfe von A.Q. im 
TBA in Chur und der einmaligen, offenbar beiläufigen Erkundigung nach weiteren Un-
terlagen zufriedengab, möglicherweise in der Meinung, er habe seine Pflicht getan. 
Schenkte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol den Behauptungen von A.Q. Glauben, wovon 
wie ausgeführt auszugehen ist, stand er mit seinem Bezirkstiefbauamt im Zentrum des 
Geschehens. Seine zögerliche Haltung mag für die erste Zeit nach dem Gespräch noch 
nachvollziehbar sein, später hätte dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol aber bewusst werden 
müssen, dass weder das TBA Graubünden noch das BVFD aktiv werden würde. Deshalb 
hätte er zu weiteren Massnahmen – z.B. Nachhaken im TBA, adäquate Information seiner 
Mitarbeitenden – greifen müssen.  
 
Insgesamt beurteilt die PUK die Unterlassungen der erwähnten Personen im TBA als 
Dienstpflichtverletzungen. Es besteht Grund zur Annahme, dass bei einem pflichtgemäs-
sen Aktivwerden innerhalb des TBA bzw. des BVFD bereits im Jahr 2009 Massnahmen 
zur Erkennung und Prävention von Submissionsabsprachen eingeleitet worden wären.  
 
 

                                                 
768 Einleitende Bemerkungen von pensionierter Chef TBA Graubünden anlässlich seiner Befragung vom 

30.10.2020, act. 28.1.21.2.2 
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Ganz allgemein, also nicht nur bezüglich der erwähnten drei Personen, ist bei der PUK 
Eindruck entstanden, dass man bis zum Einschreiten der WEKO im Jahr 2012 den Hin-
weisen auf Submissionsabreden nicht die – auch zu jener Zeit – nötige Aufmerksamkeit 
beimass. Als Gründe für diese Passivität, möglicherweise auch Gleichgültigkeit, kommen 
aus Sicht der PUK verschiedene Begründungen infrage. Es ist möglich, dass man zwar 
den Wunsch hatte, mehr zu tun, man aber vor allem die Einzelfälle im Blick hatte und 
diesbezüglich nicht über die erforderlichen Hilfsmittel verfügte. Auch aufgrund der 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts769 sah man sich in den Handlungsmöglichkei-
ten im Einzelfall, namentlich in der Reaktion auf vermutete Preisabsprachen mit Verfah-
rensabbrüchen und -ausschlüssen, eingeschränkt. Dies könnte zu einer gewissen Resig-
nation unter den Mitarbeitenden geführt haben. Hinzu kommen politische Interessen wie 
der zum Teil nach wie vor befürwortete «Heimatschutz». Ferner könnte auch Angst vor 
Unannehmlichkeiten bzw. die Angst, etwas Grösseres und Unberechenbares in Gang zu 
setzen, eine Rolle bei der gezeigten Zurückhaltung gespielt haben.770 Nach Ansicht der 
PUK wäre aber bereits in diesem Zeitpunkt «etwas Grösseres» im Sinne von Massnah-
men, welchen eine gesamthafte, nicht nur auf den Einzelfall gerichtete Betrachtungsweise 
zugrunde liegt, angezeigt gewesen. Es ist denkbar, dass dem auch die Gesprächskultur 
innerhalb des TBA entgegenstand, zumal ein konstruktiver Austausch auf verschiedenen 
Hierarchieebenen, aber auch unter Kollegen, offenbar nur beschränkt vorhanden war. 
Dies bestätigt namentlich die Aussage des damaligen Chefs der Abteilung Strassenerhal-
tung, wonach er seinen Kollegen bei der Abteilung Strassenbau, den Chef der Abteilung 
Strassenbau im TBA, aufgrund der Hierarchie (also des vorgegebenen Dienstwegs) nicht 
über den Vortritt von A.Q. informiert habe. Der damalige Regierungsrat Stefan Engler 
kann sich gemäss seinen Aussagen nicht vorstellen, dass seitens des TBA nach dem Vor-
tritt von A.Q. vom 1. Oktober 2009 nichts unternommen wurde. Dass der Vortritt ledig-
lich unzureichende Informationen, aber keine Massnahmen nach sich zog, hat auch die 
PUK erstaunt.  
 
4. Massnahmen im Nachgang zum Vortritt von A.Q. 
 
Die PUK wollte in Erfahrung bringen, ob im Nachgang zum Vortritt von A.Q. im Oktober 
2009 und der Einleitung der WEKO-Untersuchungen Ende 2012 verstärkt Massnahmen 
ergriffen oder den Mitarbeitenden Mittel zur Verfügung gestellt wurden, welche die Er-
kennung und Bekämpfung von Submissionsabreden gefördert haben. Dazu wurden zahl-
reiche Mitarbeitende des TBA und des BVFD befragt. 
 

                                                 
769 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
770 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.3. 
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4.1. Massnahmen beim TBA und BVFD 
 
4.1.1. Aussagen von Mitarbeitenden des TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Gegenüber der PUK gab der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol an, dass er 
vom Chef des TBA Bezirk 4 Scuol vermutlich mündlich kurz nach dessen Treffen mit 
A.Q. informiert worden sei. Er wisse es aber nicht mehr genau.771 Es sei wohl um Andeu-
tungen zu Submissionsabreden bei diesem Gespräch gegangen. Er könne sich aber nicht 
mehr daran erinnern, ob der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol intern über die Besprechung 
mit A.Q. informiert habe.772 So wie er sich erinnere, sei das im Team später jedenfalls 
kein Thema gewesen.773 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol machte gegenüber der PUK keine 
Aussagen dazu, ob und wie er über den Vortritt von A.Q. informiert worden sei. Er hielt 
aber fest, dass er mit seinem Vorgesetzten, dem Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, nie über 
Preisabsprachen gesprochen habe.774 
 
Hinweisgeber A. erklärte, dass er und seine Arbeitskollegen im TBA bis zur Einleitung 
der WEKO-Verfahren keine Anweisungen erhalten hätten, wie sie sich zur Erkennung 
und Verhinderung von Submissionsabsprachen verhalten müssten. Er hätte sich dies aber 
gewünscht. Er habe ohnehin erst mit der Berichterstattung in der «Republik» vom Vortritt 
von A.Q. erfahren.775 Er sei von niemandem informiert worden.776 Er könne sich dies 
aber nicht erklären, da er es als wichtig empfunden habe, in seiner Funktion Kenntnis 
davon zu haben, dass im Unterengadin das Problem der Submissionsabreden vorhanden 
sei.777 Er vermute, dass der Grund für das Nichthandeln möglicherweise die Angst gewe-
sen sei, etwas in Gang zu setzen, das man nicht mehr kontrollieren könne.778 Er habe sich 
auch schon gefragt, ob man vielleicht damit gerechnet habe, dass die Firma von A.Q. in 

                                                 
771 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 29 und 30, act. 

28.1.8.1 
772 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 28, act. 28.1.8.1 
773 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 32, act. 28.1.8.1 
774 Schriftliche Auskunft pensionierter Mitarbeiters 1 TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2021, Frage 7 ff., act. 

28.1.27.02 
775 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 51, act. 28.1.5.6 
776 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 28, act. 28.1.5.6 
777 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 50, act. 28.1.5.6 
778 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 56, act. 28.1.5.6 
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Konkurs gerate und sich das Problem dann von selbst löse. Zumindest seit 2009 hätten 
der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
von den Submissionsabreden Kenntnis gehabt. Als Bezirkschef hätte er zu Beginn wohl 
gleich gehandelt wie der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, also A.Q. angehört und dann eine 
Sitzung in Chur organisiert. Im Anschluss an diese Sitzung hätte er aber anders reagiert.779 
 
Auf Nachfrage der PUK erklärte Hinweisgeber A., dass er nicht glaube, dass der Chef 
des TBA Bezirk 4 Scuol jemanden aus dem TBA in Scuol über den Vortritt von A.Q. 
informiert habe. Ausserdem sei er erstaunt darüber, als der damalige Chef der Abteilung 
Strassenerhaltung mal geäussert habe, dass er auch Stefan Engler nicht über das Treffen 
informiert habe. Dies sei unstimmig, weil der damalige Chef der Abteilung Strassener-
haltung sonst sehr darauf bedacht gewesen sei, dass der Dienstweg eingehalten werde. In 
dieser Sache wäre es aber gar nicht an ihm, sondern am pensionierten Chef des TBA 
Graubünden gelegen, Stefan Engler zu informieren.780  
 
Generell sei aber auch die interne Kommunikation im Anschluss an die Berichtserstattung 
der «Republik» eine reine Katastrophe gewesen. Er habe keine Anweisungen erhalten, 
wie vorzugehen sei. Man habe alles nur aus den Medien erfahren und es sei kein Weg aus 
der Krise aufgezeigt worden.781  
 
4.1.2. Aussagen von weiteren Personen  
 
Zu den im Anschluss an den Vortritt von A.Q. getroffenen Massnahmen führte der da-
malige Chef der Abteilung Strassenerhaltung aus, dass die Mitarbeitenden dafür sensibi-
lisiert worden seien, die Offertkontrollen gut und sauber zu machen.782 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol meinte, dass auch wenn er seine Mitarbeitenden im 
TBA nicht über den Inhalt der Besprechung mit A.Q. informiert habe, so habe er im An-
schluss an die Besprechung ihnen trotzdem gesagt, dass sie aufpassen müssten, weil 
Preisabsprachen im Bezirk vermutet würden.783 Ausserdem seien vom Departement oder 

                                                 
779 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 57, act. 28.1.5.6 
780 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 58, act. 28.1.5.6 
781 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 50, act. 28.1.5.6 
782 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 56, act. 28.1.25.2 
783 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 62, act. 28.1.7.1 
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TBA laufend Massnahmen eingeführt worden, wie man sich verhalten soll.784 Auf die 
Frage, ob er die Einführung von Massnahmen zeitlich präzisieren kann, gab der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol keine eindeutige Antwort: «Nachher hat man relativ rasch Anwei-
sungen vorgegeben. Wann dies genau zeitlich einzuordnen ist, kann ich ihnen nicht sagen. 
Jedenfalls wurde dann verlangt, dass wir hier kontrollieren, die Offerteingaben verglei-
chen etc. Eventuell hätte man auch ohne diese Hinweise von A.Q. so etwas eingeführt. Im 
Rahmen der Zertifizierung hat man die bestehenden Instrumente laufend optimiert.».785  
 
Ob es auch schriftliche Anweisungen des TBA in der Zeit von 2009 bis 2012 gegeben 
habe, wisse er nicht mehr. Vermutlich sei etwas dazu geschrieben worden. Die Abläufe 
seien jedenfalls intensiviert worden und sie hätten vermutlich Dokumente dazu erhalten. 
Es sei jedenfalls laufend sensibilisiert worden, allerdings ohne konkret auf Submissions-
absprachen hinzuweisen. Vielleicht habe es auch in Bezug auf Preisabsprachen Anwei-
sungen gegeben. Klar sei, dass im Anschluss an den Vortritt von A.Q. etwas gegangen 
sei und man Unterstützung durch das TBA in Chur erhalten habe.786 Im TBA Scuol habe 
man weiter Offerten und Preise verglichen und darauf geachtet, dass Offerten in den Po-
sitionen identisch waren. Es sei jedenfalls nicht so gewesen, dass man zwischen 2009 und 
2012, als die WEKO ihre Untersuchungen eingeleitet habe, untätig geblieben sei. Das 
Gespräch von 2009 habe auf jeden Fall einen Einfluss auf das Handeln des TBA in Scuol 
gehabt.787 
 
Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco führte aus, dass sich in der Praxis der 
Vergaben zwischen 2009 und 2012 keine Veränderungen ergeben hätten. Die Preise seien 
weiter wie zuvor geprüft worden.788 
 
Der Submissionsjurist des BVFD erklärte, dass zwischen 2009 und 2012 die bereits be-
stehenden Massnahmen weiterhin angewendet worden seien. Ausserdem meinte er, dass 
das TBA als erfahrenste Stelle im Beschaffungswesen in dieser Zeit genügend für die 
Thematik der Wettbewerbsabreden sensibilisiert gewesen sei.789  
 
 

                                                 
784 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 50 und 51, act. 28.1.7.1 
785 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 52, act. 28.1.7.1 
786 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 53, act. 28.1.7.1 
787 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 58, act. 28.1.7.1 
788 Protokoll pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 43, act. 28.1.24.2 
789 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 36, act. 28.1.20.3 
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Zum Zeitraum zwischen 2009 und 2012 führte der pensionierte Chef des TBA Graubün-
den aus, dass man die Mitarbeitenden im Unterengadin sensibilisiert habe. Dies habe aber 
nicht er selbst gemacht. Man habe den Mitarbeitenden gesagt, dass man die Offerten ge-
nau anschauen und die Preise genau studieren müsse. Bei jeder Unsicherheit müsse man 
ausserdem eine Besprechung mit dem Vorgesetzten suchen.790 
 
Mario Cavigelli sagte, dass er nicht wisse, ob im Zeitraum von 2009 bis 2012 verstärkt 
Massnahmen zur Erkennung und Verhinderung von Submissionsabsprachen getroffen 
worden seien. Er vermute aber, dass dies nicht der Fall gewesen sei.791 
 

4.2. Information an übrige Dienststellen des BVFD 
 
Es stellte sich ausserdem die Frage, ob und wie die anderen Dienststellen des BVFD, 
insbesondere das HBA und AWN, über den Vortritt von A.Q. informiert wurden sowie 
ob diese im Nachgang zur Information über die in den Raum gestellten Submissionsab-
reden verstärkt Massnahmen getroffen haben. 
 
4.2.1. Information ans HBA 
 
Der Chef des HBA sagte gegenüber der PUK, es sei an ihm vorübergegangen, dass A.Q. 
im Jahr 2009 beim TBA in Chur über systematische Submissionsabsprachen informiert 
hatte. Er sei erst im Jahr 2012 vom Departementsvorsteher über die ganze Geschichte 
informiert worden; dann sei man zusammengekommen, um zu reagieren. Auf die Frage, 
ob zwischen 2009 und 2012 folglich nichts passiert sei, gab er zur Antwort: «Wenn ich 
mir das so überlege, dünkt mich das auch sehr lange, vor allem, weil wir im Departement 
einen guten Austausch untereinander pflegen.»792 Weiter führte er aus: «Im Nachhinein 
betrachtet, meine ich, dass diese Information, der Vortritt von A.Q. für mich nicht sehr 
hilfreich gewesen wäre, auch weil wir nicht mit dieser Person in Kontakt standen. Wich-
tiger wäre eine allgemeine Thematisierung dieser Absprachen gewesen. Darum denke 
ich, ob A.Q. oder jemand anderes, es hätte auch anonym sein können, war nicht entschei-
dend, sondern was damit im Weiteren gemacht wurde.»793 
 
 

                                                 
790 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 38, act. 28.1.21.2.1 
791 Protokoll Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 41, act. 28.1.26.2 
792 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, act. 28.1.18.3, Frage 41 
793 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, act. 28.1.18.3, Frage 42 
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4.2.2. Information ans AWN 
 
Der pensionierte Chef des AWN erklärte, dass er sich nicht daran erinnern könne, dass 
eine Information über den Vortritt von A.Q. im Jahr 2009 bereits zum damaligen Zeit-
punkt erfolgt sei.794 Auf die Frage, ob es seiner Ansicht nach hilfreich gewesen wäre, 
darüber informiert zu werden, meinte er: «Wenn ich nicht informiert worden bin, dann 
wäre es wichtig gewesen, wenn ich informiert worden wäre.».795 Zwischen 2009 und der 
Eröffnung der WEKO-Untersuchungen 2012 seien im AWN keine verstärkten Massnah-
men, als die bereits bestehenden, zwecks Erkennung und Verhinderung von Submissi-
onsabsprachen eingeführt worden. Denn ohne Kenntnis von den Submissionsabsprachen 
habe man auch keinen Anlass zu Veränderungen oder Verschärfungen gehabt.796 
 
4.3. Würdigung 
 
Wie bereits ausgeführt, war der Informationsfluss nach dem Vortritt von A.Q. im TBA in 
Chur vom 1. Oktober 2009 nicht gewährleistet. In diesem Zusammenhang haben ver-
schiedene Führungspersonen innerhalb des TBA nach Ansicht der PUK ihre Dienstpflich-
ten verletzt.797 Diese Dienstpflichtverletzungen blieben nicht ohne Folgen: Dadurch, dass 
die erwähnten Personen nach dem Vortritt nicht sachgerecht und pflichtgemäss vorge-
gangen waren, fehlte es an entsprechenden Grundlagen für das Ergreifen von Massnah-
men zur Erkennung und Verhinderung von Submissionsabsprachen sowohl innerhalb der 
verschiedenen mit Beschaffungen betrauten Ämter des BVFD als auch auf Departements-
ebene. Mit anderen Worten blieb aufgrund der Dienstpflichtverletzungen nicht nur eine 
adäquate Information bzw. Instruktion von Vorgesetzten und Mitarbeitenden durch die 
erwähnten Führungspersonen selber aus798, sondern wurde auch der Weg für ein syste-
matisches Vorgehen gegen die Mitglieder des Kartells auf übergeordneter Ebene bereits 
ab Oktober 2009 versperrt. Die PUK geht davon aus, dass im Zeitraum zwischen 2009 
und 2012 keine konkreten Massnahmen ergriffen wurden, zumal die befragten Personen 
dies entweder bestätigten oder aber nur in vager und unbestimmter Weise von Massnah-
men sprachen, ohne solche konkret beschreiben zu können. Dem entsprechend kommt 
die PUK zum Schluss, dass erst im Jahr 2012, also mit der Eröffnung der WEKO-Ver-
fahren, konkrete und wirksame Massnahmen zur Erkennung und Verhinderung von Sub-

                                                 
794 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 28, act. 28.1.19.3 
795 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 29, act. 28.1.19.3 
796 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage, 32, act. 28.1.19.3 
797 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II.3.3. 
798 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II.3.3. 
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missionsabsprachen eingeleitet wurden. Diese Verzögerung steht in einem direkten Zu-
sammenhang zu den beschriebenen Dienstpflichtverletzungen und hätte verhindert wer-
den können, hätten die betroffenen Personen nach dem Vortritt von A.Q. pflichtgemäss 
gehandelt. 
 
Auch das HBA und das AWN als Dienststellen des BVFD, welche sich ebenfalls regel-
mässig mit Submissionen konfrontiert sahen, wurden erst 2012 über den Vortritt von A.Q. 
informiert. Da sie zwischen 2009 und 2012 keine Kenntnis von den Vorwürfen der Sub-
missionsabreden im Kanton hatten, sahen sie sich auch nicht veranlasst, die bestehenden 
Mittel zur Erkennung und Bekämpfung von Submissionsabreden zu verstärken. Der feh-
lende Informationsfluss an diese beiden Dienststellen ist zu kritisieren, wobei der Chef 
des HBA zu recht anmerkt, dass weniger eine Information über den Vortritt von A.Q. und 
seine konkreten Vorwürfe angezeigt gewesen wäre, sondern vielmehr die allgemeine 
Thematisierung des Phänomens. 
 
Die Information an das HBA und AWN wäre in erster Linie in der Verantwortung des 
BVFD gelegen. Allerdings muss hier festgehalten werden, dass ein Informationsfluss 
zwischen dem Submissionsjuristen des BVFD und den Submissionsverantwortlichen des 
HBA und des AWN auch nur unter der Annahme kritisiert werden könnte, falls der Sub-
missionsjurist des BVFD auch tatsächlich vor 2012 über den Vortritt von A.Q. informiert 
wurde. Ansonsten ist die fehlende Kommunikation an das HBA und AWN auf die feh-
lende Information des TBA an das BVFD zurückzuführen. Die Aussage des Chefs des 
HBA, dass im Departement eigentlich ein guter Austausch untereinander gepflegt worden 
sei, könnte im Übrigen als Indiz dafür gewertet werden, dass das BVFD tatsächlich keine 
Kenntnis vom Vortritt von A.Q. hatte, ansonsten es wohl das HBA informiert hätte. 
 
III.  Treffen von A.Q. mit dem ehemaligen Gemeindepräsident Scuol und heuti-

gen Departementsvorsteher EKUD im Nachgang zum Vortritt von A.Q. im 
2009 beim TBA 

 
Die «Republik» berichtete in ihrer vierteiligen Reportage zum Baukartell im Unterenga-
din, dass A.Q. im Jahr 2009, zwei Wochen nach dem Besuch beim TBA, den damaligen 
Gemeindepräsidenten von Scuol und heutigen Regierungsrat, Jon Domenic Parolini, auf-
gesucht habe, um ihn ebenfalls über die Submissionsabreden der Bauunternehmer in 
Kenntnis zu setzen. A.Q. habe dieselben Dokumente wie beim TBA dabeigehabt und Jon 
Domenic Parolini erklärt, wie die Absprachen funktionieren würden, wie die Aufträge 
verteilt und die Preise festgelegt werden. A.Q. habe der «Republik» berichtet, dass Jon 
Domenic Parolini sich zwar erstaunt über die Informationen gegeben habe, aber A.Q. 
nicht glaube, dass er sie damals zum ersten Mal gehört habe. Sonst wäre die Reaktion von 
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Jon Domenic Parolini nämlich anders gewesen. Ausserdem habe A.Q. ihm angeboten, 
die Unterlagen abzugeben. Jon Domenic Parolini habe die Unterlagen offensichtlich nicht 
nehmen wollen, auch wenn er dies nicht explizit so gesagt habe. Allerdings habe er das 
aus dem Hinweis von Jon Domenic Parolini geschlossen, dass dieser die Unterlagen, 
wenn er sie entgegennehmen würde, u.a. zwei Personen im Gemeindevorstand zeigen 
müsse, die davon betroffen wären. 
 
Die «Republik» schrieb weiter, dass Jon Domenic Parolini ihnen gegenüber bestätigt 
habe, dass ein Gespräch mit A.Q. stattgefunden habe. Gleichzeitig habe er aber auch mit-
geteilt, dass A.Q. der Aufforderung zur Präsentation aktueller Dokumente bzw. zur Kon-
kretisierung seiner vorgetragenen Anschuldigungen nicht nachgekommen sei.799 
 

Zum Treffen mit Jon Domenic Parolini wurde A.Q. auch von der PUK befragt. Anlässlich 
der Befragungen vom 9. Oktober 2018 und 8. Mai 2020 bestätigte A.Q., dass er im Jahr 
2009 bei Jon Domenic Parolini vorstellig geworden sei und ihm dieselben Unterlagen 
vorgelegt habe, welche er auch dem TBA abgegeben habe. Jon Domenic Parolini seien 
die Unterlagen aber nicht abgegeben worden. Parolini habe ihm nach der Sichtung der 
Akten gesagt, dass er diese Angelegenheit im Gemeindevorstand besprechen werde. A.Q. 
gehe aber davon aus, dass dies nie geschehen sei. Denn er habe alle Sitzungsprotokolle 
des Gemeindevorstands aus den nachfolgenden Jahren geprüft. Nur jene aus dem Jahr 
2009 habe er nicht gesichtet, weil er diese nicht habe erhalten können. Erst in einem Pro-
tokoll aus dem Jahr 2014 gebe es einen Hinweis auf die Besprechung aus dem Jahr 2009. 
A.Q. wisse zudem, dass Jon Domenic Parolini im Anschluss an das Gespräch, Kontakt 
zu Bauunternehmer A. aufgenommen habe.800 
 
Anlässlich der Befragung vom 11. September 2020 konfrontierte die PUK Jon Domenic 
Parolini mit den Aussagen von A.Q. über die Besprechung aus dem Jahr 2009. Dieser 
führte aus, dass er im Frühling, oder evtl. im Herbst 2009, mit A.Q. ein Gespräch geführt 
habe, bei welchem es um zwei Themen gegangen sei. Zum einen sei es um die Vergabe-
praxis der Gemeinde Scuol gegangen, weil man ihn bei Vergaben wegen offenen Rech-
nungen nicht mehr berücksichtigt habe. A.Q. habe gemeint, dass er seinen Verpflichtun-
gen zwischenzeitlich nachgekommen sei, woraufhin er ihm gesagt habe, dass A.Q. folg-
lich dafür besorgt sein müsse, dass der Betreibungsregisterauszug à jour sei. Beim ande-
ren Thema sei es um die Listen – bzw. seiner Erinnerung nach habe A.Q. ihm nur eine 

                                                 
799 Durband Gion Matthias, Conzett Anja, Hauptmeier Ariel, Das Kartell, Teil 3: Die Politik, in: Republik 

vom 26.04.2018, act. 9.4.1.3 
800 Protokoll Befragung A.Q. vom 09.10.2018, S. 2, act. 9.1.10.2 
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Liste gezeigt, welche nicht die Gemeinde Scuol betroffen habe – gegangen. Diese Liste 
sei einige Jahre alt gewesen. Er habe sie aber mit Erstaunen zur Kenntnis genommen, 
weil er daraus habe erkennen können, dass systematisch abgesprochen worden sei; es sei 
für ihn ernüchternd gewesen.801 Er hätte gerne Kopien gehabt. A.Q. habe im Verlauf des 
Gesprächs seiner Einschätzung nach jedoch zum Ausdruck gebracht, dass sozusagen 
nichts für ihn herausschaue und habe ihm diese Liste in der Folge nicht überlassen. Er 
habe daher nichts in der Hand gehabt. Die Vermischung des Themas der Listen und der 
Nichtberücksichtigung bei Arbeitsaufträgen habe ihm das Gefühl gegeben, dass er in dem 
Sinne unter Druck gesetzt werde, dass wenn A.Q. weiterhin keine Arbeitsaufträge erhalte, 
er offenlegen werde, was in der Region laufe. Er habe A.Q. daraufhin gesagt: «…es ist 
nun in deiner Verantwortung, die nötigen Schritte damit zu unternehmen und an die Öf-
fentlichkeit zu gehen. Wie wir jetzt im Nachhinein wissen, ist das drei Jahre später pas-
siert.»802 A.Q. habe noch gemeint, dass er damit schon beim TBA gewesen sei.803 
 
Unter Vorhalt der Dokumente, welche A.Q. seinen Angaben zufolge u.a. auch Jon Do-
menic Parolini vorgelegt habe804, gibt dieser an, dass er gemäss seiner Erinnerung eine 
Liste im Querformat vor Augen habe, welche nicht die Gemeinde, sondern den Kanton 
betroffen habe. Er wolle nicht bestreiten, dass A.Q. all diese Unterlagen dabeigehabt 
habe, er habe aber nur eine Tabelle im Querformat gesehen, auf der auch die Firma L.Q. 
SA aufgeführt gewesen sei. Welches Jahr die Tabelle betroffen und wie viele Jahre diese 
zurückgelegen habe, könne er nicht mehr sagen. Er wisse aber, dass er A.Q. noch gefragt 
habe, ob er nicht noch jüngere Listen besitze.805 Dass er das in der Befragung der PUK 
vorgelegte Bündel an Unterlagen durchgeblättert habe, treffe nicht zu.806 Wenn er etwas 
erhalten hätte, wäre es ihm möglich gewesen, es genauer zu studieren als während des 
Gesprächs. Er wäre zum Anwalt der Gemeinde und hätte es ihm vorgelegt, auch wenn es 
nicht die Gemeinde Scuol betroffen habe.807  
 
Die Aussage von A.Q., dass er ihm abgeraten habe, die Dokumente dem Gemeindevor-
stand Scuol vorzulegen, weil darin erwähnte Personen im Gemeindevorstand Scuol sitzen 

                                                 
801 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 29, act. 28.1.6.1.9 
802 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Fragen 22 und 27, act. 28.1.6.1.9 
803 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Fragen 23 und 25, act. 28.1.6.1.9 
804 Vgl. dazu act. 14.11.1.2. – 14.11.1.18.2 und die Aussage von A.Q. in act. 9.1.10.2, S. 2 
805 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 32, act. 28.1.6.1.9 
806 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 27, act. 28.1.6.1.9 
807 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Fragen 25 und 31, act. 28.1.6.1.9 
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würden, treffe nicht zu.808 Nach diesem Gespräch mit A.Q. sei er zum Kanzlisten und in 
die Geschäftsleitung gegangen. Er habe berichtet, dass A.Q. reklamiert habe, weil er keine 
Aufträge von der Gemeinde mehr bekomme und er habe über die Liste berichtet. Er habe 
auch gesagt, dass er sich in der Gesamtsituation unter Druck gesetzt gefühlt habe. In der 
Geschäftsleitung seien sie dann zum Schluss gekommen, dass sie bei dieser Thematik 
noch sensibilisierter sein müssten. Er habe anschliessend im Gemeindevorstand diese 
Liste und die Thematik der Auftragsvergabe betreffend A.Q. noch zum Thema gemacht 
und habe Klartext gesprochen.809 Es treffe nicht wie von A.Q. behauptet zu, dass er erst 
im Jahr 2014 den Gemeindevorstand informiert habe.810 Künftig seien sie bei den Verga-
ben noch aufmerksamer gewesen und hätten sich immer wieder gefragt, ob es Hinweise 
oder Schlüsse gebe, dass die Preise abgesprochen würden.811 In seiner Stellungnahme 
vom 14. April 2021 an die PUK ergänzte Jon Domenic Parolini, die von A.Q. im Jahr 
2009 vorgebrachten Themen seien in der Geschäftsleitung ausführlich besprochen wor-
den. Danach habe er diesen Sachverhalt als allgemeine Information den Mitgliedern des 
Gemeindevorstandes weitergegeben. Da dieses Thema nicht traktandiert gewesen sei und 
keinen konkreten Fall betroffen habe, seien die Informationen nicht protokolliert worden. 
Im Jahr 2014 sie dann das Thema im Protokoll des Gemeindevorstandes hingegen aus-
führlich behandelt worden.812 Gemäss dem von A.Q. mit seiner Stellungnahme vom 30. 
April 2021 eingereichten Protokoll der Sitzung des Gemeindevorstands Scuol vom 19. 
Mai 2014 orientierte der Gemeindepräsident den Gemeindevorstand darüber, dass A.Q. 
ihn im Jahr 2009 in seinem Büro aufgesucht habe und ihn auf eine Liste aus dem Jahr 
2006 aufmerksam gemacht habe.813   
 
Er, Jon Domenic Parolini, habe zudem Bauunternehmer A. in seiner Funktion als Präsi-
dent der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair kontaktiert und ihm gesagt, dass wenn 
das bezüglich der Submissionsabsprachen zutreffe, es inakzeptabel sei. Bauunternehmer 
A. habe dazu gemeint, dass man das früher gemacht habe, es nun aber damit vorbei sei. 
Er sei deshalb davon ausgegangen, dass es einige Jahre her sei. Er habe Bauunternehmer 
A. deswegen «einen Rüffel» erteilt. Sie hätten bezüglich der Gemeinde Scuol keine Be-
weise gehabt und somit auch keinen Anlass für weitere Schritte, so jedenfalls mit dem 

                                                 
808 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 31, act. 28.1.6.1.9 
809 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 37, act. 28.1.6.1.9 
810 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 42, act. 28.1.6.1.9 
811 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 39, act. 28.1.6.1.9 
812 Stellungnahme Jon Domenic Parolini vom 14.04.2021, act. 33.2.33 
813 Beilage zur Stellungnahme A.Q. vom 30.04.2021, Protokollauszug des Gemeindevorstands vom 

19.05.2014, act. 33.2.48.2 
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2014 ist aber davon auszugehen, dass A.Q. den Gemeindepräsidenten (auch) auf eine 
Liste aus dem Jahr 2006 aufmerksam gemacht hat. Im Übrigen gehen die Aussagen der 
beiden beteiligten Personen auseinander. Da keine weiteren Personen anwesend waren 
und ansonsten diese Besprechung nicht dokumentiert wurde, kann die PUK den Sachver-
halt dazu nicht abschliessend beurteilen. Widersprüchlich bleiben auch die Aussagen be-
züglich der an die Besprechung anschliessenden Information an den Gemeindevorstand 
Scuol. A.Q. geht davon aus, dass Jon Domenic Parolini diesen nicht informiert hat, letz-
terer hingegen behauptet, dass er sowohl die Geschäftsleitung als auch den Gemeinde-
vorstand über die Aussagen von A.Q. in Kenntnis gesetzt habe. Entlastend wirkt sich für 
Jon Domenic Parolini jedenfalls aus, dass er gemäss Angaben von Bauunternehmer A. 
davon ausgehen musste, dass in besagtem Zeitpunkt die Submissionsabsprachen der Ver-
gangenheit angehörten.  
 
Offen bleiben muss im Weiteren auch, ob A.Q. versucht hat, Druck auf Jon Domenic 
Parolini auszuüben, indem er das Thema der Submissionsabreden mit dem Umgang der 
Gemeinde Scuol mit seinem Unternehmen vermischte. 
 

IV. Ehemaliger Anwalt von A.Q. und heutiger Departementsvorsteher DFG 
 
Wie bereits im ersten Teilbericht der PUK erläutert, war Regierungsrat Christian Rathgeb 
vor seiner Funktion als Regierungsrat von 2002 – 2012 als selbständiger Rechtsanwalt in 
Chur tätig.818 Von 2006 – 2012 war er Mitglied des Grossen Rates. A.Q. war in dieser 
Zeit sein Mandant. Gemäss den Angaben von Christian Rathgeb anlässlich seiner Befra-
gung vor der PUK habe er A.Q. in einem Fall und die L.Q. SA in zwei Fällen beraten.819 
Diese habe er von einer Anwaltskollegin zur Fertigstellung übernommen.820 
 
A.Q. berichtete der PUK, dass er jene Akten, welche er im Rahmen seines Vortritts im 
Jahr 2009 dem TBA in Chur abgegeben habe und die, die systematischen Submissions-
absprachen der Bauunternehmer im Unterengadin aufgezeigt hätten, auch seinem dama-
ligen Anwalt, Christian Rathgeb, gezeigt, ohne aber diese Dokumente abzugeben.821 Auf 

                                                 
818 Vgl. Teilbericht, Rz 421 ff.; dieser Teilbericht ist abrufbar unter www.pukbaukartell.ch  Dokumente. 

Wie bereits an dortiger Stelle vermerkt, hat A.Q. mit Schreiben vom 28.09.2018 Christian Rathgeb gegen-

über der PUK ausdrücklich von der Wahrung des Anwaltsgeheimnisses entbunden und ihn ermächtigt hat, 

sämtliche verlangten Auskünfte zu erteilen und einverlangte Akten herauszugeben. 
819 Protokoll Befragung Christian Rathgeb vom 17.06.2019, Frage 11 und 14 f., act. 17.1.18.2 
820 Protokoll Befragung Christian Rathgeb vom 17.06.2019, Frage 15, act. 17.1.18.2; Stellungnahme Chris-

tian Rathgeb vom 30.03.2021, act. 33.2.3 
821 Protokoll Sitzung PUK vom 09.10.18, act. 9.1.10.2 
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die Frage der PUK, ob es zutreffe, dass A.Q. im Jahr 2009 diverse Unterlagen von Bau-
firmen aus dem Unterengadin (Einladungen zu gemeinsamen Sitzungen, Übersichten 
über die Verteilung von Bauprojekten etc.) vorgelegt habe, antwortet Christian Rathgeb, 
dass A.Q. ihm über Probleme mit anderen Unternehmern und dem Verband berichtet 
habe. Bei seinen Äusserungen oder Behauptungen sei es tatsächlich in Richtung Wettbe-
werbsverletzungen bzw. Absprachen gegangen. Ob er ihm diese bezeichneten Unterlagen 
vorgelegt habe, wisse er nicht mehr genau. A.Q. sei mehrmals mit Unterlagen bei ihm 
vorbeigekommen. Weil er nicht die Ressourcen gehabt habe, ihn voll als Klienten zu 
übernehmen, aber auch weil es nicht sein Arbeitsgebiet als Anwalt betroffen habe, habe 
er ihn an einen anderen Anwalt weiterverwiesen.822 Und wie das auch in anderen Fällen 
üblich gewesen sei, habe er anschliessend nichts weiter unternommen, weil er den Fall 
nicht persönlich geführt habe. Auch später als Regierungsrat habe er nichts unternommen, 
weil er sich auch wegen der Verletzung des Anwaltsgeheimnisses nicht getraut hätte. Er 
habe die damalige Diskussion mit A.Q. so in Erinnerung, dass kein Handlungsbedarf auf 
übergeordneter Ebene bestanden habe, sondern A.Q. ein Problem gehabt habe. Mit der 
Weiterverweisung sei in solchen wie in anderen Situationen das Ganze nach dem Ge-
spräch für ihn abgeschlossen gewesen.823 
 
Das Verhalten von Christian Rathgeb erscheint der PUK nachvollziehbar. Dass er A.Q. 
aus Ressourcengründen und aufgrund fehlender Spezialisierung in diesem Rechtsgebiet 
an einen anderen Anwalt weiterverwiesen hat, ist üblich. Folgerichtig hat er sich danach 
auch nicht weiter mit den Vorbringen seines ehemaligen Mandanten befasst. Darüber hin-
aus ist in Erwägung zu ziehen, dass A.Q. Christian Rathgeb in seiner damaligen Funktion 
als Rechtsanwalt und nicht als Mitglied des Grossen Rates aufgesucht hat. Vor diesem 
Hintergrund ist mit Blick auf die Wahrung des Anwaltsgeheimnisses unerheblich, was im 
Einzelnen an Informationen bezüglich Submissionsabreden im Unterengadin an Christian 
Rathgeb herangetragen worden waren. 
 

  

                                                 
822 Protokoll Befragung Christian Rathgeb vom 17.06.2019, Fragen 21 ff., act. 17.1.18.2 
823 Protokoll Befragung Christian Rathgeb vom 17.06.2019, Frage 24, act. 17.1.18.2 
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vermutlich Firma A und Firma C gemeint, aber das seien natürlich nur Vermutungen. Die 
Schrift sei ihm nicht bekannt.836   
 
Dass das Dokument «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» von 
ihm erstellt worden sei, bestätigte der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol ge-
genüber der PUK. Es handle sich um eine Arbeitsgrundlage, welche er als Planungs-
grundlage für die Instandsetzung und den Unterhalt des Strassennetzes erstellt habe. Er 
könne sich nicht erklären, wie ein solches Dokument in die Hände von Bauunternehmen 
gelangen könne. Es sei ein internes Dokument, das nicht ausserhalb des TBA abgegeben 
worden sei. Er selbst habe solche Dokumente nie an Unternehmen abgegeben. Er könne 
nicht abschliessend beurteilen, ob die Kenntnis von Bauunternehmen über die im Doku-
ment enthaltenen Informationen Absprachen begünstigen könnten. Mit dem heutigen 
Wissen sei es zumindest denkbar, dass Absprachen so begünstigt hätten werden können, 
allerdings nicht in dem heute bekannten Ausmass.837  
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur hingegen meinte, dass eine solche 
Jahreszusammenstellung Submissionsabsprachen eher nicht begünstige, wenn man von 
einem gesunden Markt ausgehe. Es könne aber durchaus dazu führen, dass die Bauunter-
nehmen die Gesamtaufträge, die damit bekannt würden, verteilten.838 
 
Dass es sich um ein internes Dokument handle, bestätigte auch der pensionierte Chef des 
TBA Graubünden. Eine Erklärung dafür, wie dieses Dokument in die Hände von Bauun-
ternehmern gelangt sei, habe er nicht.839 Gegenüber den Verfahrensleitern der AU sagte 
der pensionierte Chef des TBA Graubünden aus, er gehe davon aus, dass es ein Einzelfall 
gewesen sei. Kenntnisse über grosse Projekte habe man den Budgets entnehmen kön-
nen.840 Die Liste nütze aber niemandem viel. Diese Budgetposten hätten jede Menge Ein-
zelposten umfasst und die Bauunternehmer hätten nicht wissen können, wieviel von die-
sen Budgetposten für sie bestimmt gewesen sei. Je nachdem sei auch noch ein Sanitär 

                                                 
836 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 331 ff., act. 

12.1.2.12 
837 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 15 f., act. 

28.1.8.1 
838 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 16, act. 

28.1.10.1 
839 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Fragen 17 f., act. 28.1.21.2.1 
840 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 405 ff., act. 

12.1.2.6 

 

 

 



 - 246 - 

involviert gewesen oder es habe mehrere Lose gegeben. Diese Liste werde völlig überbe-
wertet. Auf entsprechende Frage erklärte der pensionierte Chef des TBA Graubünden, 
diese Liste mit den Zahlen und den Projekten, allerdings ohne die Personen, hätte man 
früher auch aus dem Budget entnehmen können.841 Diese Informationen seien «nicht et-
was extrem geheimes», sie seien ja schon im Budget gewesen.842 Was die handschriftli-
chen Anmerkungen auf der Liste bedeuteten, wisse er nicht. Er kenne die Handschrift 
nicht.843   
 
Auch Hinweisgeber A. erklärte der PUK, dass es sich bei dieser Liste um ein internes 
Dokument für die Arbeitsvorbereitung handle. Dieses werde vom Leiter Projektierung 
Bau erstellt, um die Aufteilung der Aufträge zusammenzustellen. Es hätte nicht zu den 
Bauunternehmen gelangen dürfen. Mit der Aussage von A.Q. konfrontiert, er habe das 
Dokument von Bauunternehmer A. erhalten, sagte Hinweisgeber A., vielleicht sei es auch 
vom pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol zu A.Q. Er wisse es aber 
nicht.844 
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol sagte gegenüber den Verfahrens-
leitern der AU aus, es handle sich um ein internes Arbeitspapier, welches vom ehemaligen 
Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol erstellt worden sei und nicht an die Öffentlichkeit hätte 
gelangen sollen. Die Bauleiter des TBA hätten diese Liste jeweils erhalten. Es sei zwar 
ein internes Dokument, aber es sei «nicht in dem Sinn vertraulich» gewesen. Die Liste 
sei vielleicht auch mal auf dem Tisch gelegen, vielleicht habe jemand das Dokument ab-
fotografiert, zwischendurch seien schon mal Baumeister im Büro vorbeigekommen. Er 
wisse nicht, wie dieses Papier bei den Baumeistern gelandet sei; sie hätten es ganz be-
stimmt nicht herausgegeben.845 Er habe keine Ahnung, wie dieses Papier in den Besitz 
von A.Q. gelangt sei. Er wisse auch nicht, ob A.Q. die Liste von Bauunternehmer A. 
erhalten habe. Er könne sich aber nicht vorstellen, dass die Bauunternehmer solche Listen 

                                                 
841 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 489 ff., act. 

12.1.2.6 
842 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 512 f.., act. 

12.1.2.6 
843 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 529, act. 12.1.2.6 
844 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Fragen 33 f., act. 26.1.5.6 
845 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 425 

ff., act. 12.1.2.13.1 
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über Kontakte ins TBA erhalten hätten.846 Zu den handschriftlichen Anmerkungen auf 
der Liste führte er aus, «A» und «C» seien wohl Firma A und Firma C. Vielleicht seien 
diese bereits an den entsprechenden Arbeiten dran gewesen, denn es handle sich teilweise 
um Arbeiten mit Mehrjahreslos. Vielleicht bezeichne es auch, wer die Arbeit schlussend-
lich ausführe.847  
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte bei der Befragung im Rahmen der AU auf Vor-
halt des von A.Q. eingereichten Dokuments «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 
2004, Bezirk 4, Scuol» aus, das sei ein internes Arbeitsdokument gewesen, aber geheim 
sei das nicht gewesen. Bei den Zahlen handle es sich um geschätzte Budgetzahlen. Diese 
würden übereinstimmen mit dem Budget, das jeweils an der Regionalversammlung der 
Pro Engiadina Bassa präsentiert worden sei. Mit der Aussage von A.Q. konfrontiert, wo-
nach diese internen Dokumente im Dezember oder Januar an die Bauunternehmer gegan-
gen seien und dann Vorbesprechungen stattgefunden hätten, sagte der Chef des TBA Be-
zirk 4 Scuol, solche Vorbesprechungen hätten die Bauunternehmer schon im Juni machen 
können. Sie hätten im Dezember oder Januar nicht andere Zahlen geliefert, als schon im 
Juni bekanntgegeben worden seien. Explizit an die Bauunternehmer hätten sie keine Zah-
len geliefert, diese seien aber an der Regionalversammlung der Pro Engiadina Bassa prä-
sentiert worden. Eine Grobverteilung hätten die Unternehmer anhand der Zahlen allen-
falls machen können und wohl auch gemacht – was unschön sei, vor allem von Seiten des 
Baumeisterverbands –, aber eine Feinabstimmung sei erst aufgrund der einzelnen Sub-
missionen möglich gewesen. Und weiter: «Der grosse Wurf fand statt meiner Meinung 
nach der Publikation der Submission, dann wurde da zusammengetrommelt und gewei-
belt und die eigentliche Absprache getroffen».848 Auf die handschriftlichen Vermerke auf 
der Liste «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» angesprochen, 
führte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol aus, «C» sei wahrscheinlich Firma C. Das müss-
ten Bemerkungen sein, die im Nachhinein angebracht worden seien. Einen seriöseren und 
pflichtbewussteren Mitarbeiter als den ehemaligen Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol 
gebe es nicht.849  
 
 

                                                 
846 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 476, 

482, 489, act. 12.1.2.13.1 
847 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 507 

ff., act. 12.1.2.13.1 
848 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 568 ff., act. 12.1.2.5 
849 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 602 ff., act. 12.1.2.5 
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Schulgebäude in Zernez gebaut werde. Wann es ausgeschrieben werde, wisse er aber 
nicht.855 Zum Nutzen einer solchen Liste befragt, führte Bauunternehmer A. aus, es wür-
den wichtige Informationen fehlen, z.B. wann etwas ausgeschrieben werde und ob es 
dann auch wirklich ausgeschrieben werde. Er könnte mit der Liste «praktisch gar nichts 
anfangen».856  
 
Aufgrund der übereinstimmenden Aussagen der Befragten bestehen für die PUK keine 
Zweifel, dass es sich beim Dokument «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Be-
zirk 4, Scuol» um ein Dokument für den internen Gebrauch handelte, welches nicht in die 
Hände von Dritten hätte gelangen dürfen, es aber dennoch den Weg zu A.Q. gefunden 
hat. Ebenfalls steht fest, dass dieses Dokument des ehemaligen Stv. Chefs des TBA Be-
zirk 4 Scuol als Arbeits- bzw. Planungsgrundlage erstellt wurde. Die handschriftlichen 
Vermerke «A» und «C» bedeuten mit höchster Wahrscheinlichkeit Firma A und Firma 
C. Möglicherweise handelt es sich um Angaben zur Verteilung der Projekte auf die Un-
ternehmen, welche angebracht wurden, nachdem das Dokument das TBA verlassen hatte. 
Weiter ist davon auszugehen, dass das Erstellen solcher Listen als Arbeitsinstrumente 
innerhalb des TBA z.T. üblich war bzw. ist. Für Projekte im Zuständigkeitsbereich des 
Kantons werden ähnliche Listen auch im TBA Graubünden angefertigt.   
 
Zur Frage, wie dieses Dokument zu A.Q. gelangt war, bestehen aufgrund der Befragun-
gen mehrere Hypothesen. A.Q. selber behauptete, das Dokument von Bauunternehmer A. 
erhalten zu haben, was dem pensionierten Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA 
offenbar nicht ganz abwegig erschien, von Bauunternehmer A. aber bestritten wurde. 
Hinweisgeber A. erwähnte, möglicherweise habe der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA 
Bezirk 4 Scuol das Dokument A.Q. gegeben. Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA 
Bezirk 4 Scuol bestritt dies aber und sagte, vielleicht habe das Dokument im TBA auf 
einem Tisch gelegen und sei abfotografiert worden. Er wisse nicht, wie es zu A.Q. ge-
kommen sei, und er könne sich nicht vorstellen, dass Personen aus dem TBA es den Bau-
meistern herausgegeben hätten. Der PUK erscheint die von Hinweisgeber A. erwähnte 
Option zumindest denkbar, zumal A.Q. und der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Be-
zirk 4 Scuol offenbar freundschaftlich verbunden sind. Die PUK konnte aber nicht mit 
ausreichender Sicherheit eruieren, wie das Dokument zu A.Q. gelangte; bei allen aufge-
zeigten Wegen handelt es sich lediglich um Möglichkeiten. Insofern ist auch die Aussage 
in der Ausgabe vom 12. April 2019 der Zeitschrift «Beobachter», wonach gesichert sei, 

                                                 
855 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 775 ff. und 793 ff.., act. 12.1.2.11 
856 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 821 ff., act. 12.1.2.11 
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dass Mitarbeiter des TBA interne Dokumente, namentlich das infrage stehende Doku-
ment, herausgegeben hätten857, in dem Sinne zu korrigieren, als nach Ansicht der PUK 
zwar erstellt ist, dass das Dokument zu A.Q. gelangte, nicht aber, dass Mitarbeitende des 
TBA dieses aktiv herausgegeben haben.  
 
Zum Detaillierungsgrad der Liste ist vorab festzuhalten, dass die Befragten ver-
schiedentlich auf das Budget verwiesen, dabei aber vermutlich nicht immer vom Gleichen 
sprachen. Wie der Chef des TBA Graubünden nachvollziehbar erklärte, ist zu unterschei-
den zwischen dem öffentlich einsehbaren Kantonsbudget und dem internen Budget des 
TBA, welches detaillierter ausfällt. Mehrere Befragte, so der Chef des TBA Graubünden 
und der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA, erklärten, die Liste sei detaillierter als 
das Kantonsbudget und enthalte projektscharfe Informationen, die nur im internen Budget 
enthalten seien. Der pensionierte Chef des TBA Graubünden und der pensionierte Mitar-
beiter der Zentralverwaltung des TBA waren der Meinung, dass die Informationen auf 
der Liste auch dem Budget entnommen werden konnten, wobei die PUK davon ausgeht, 
dass die beiden vom internen Budget sprachen. Jedenfalls erscheint es der PUK nachvoll-
ziehbar, dass die Liste (zumindest nach Einführung des New Public Management) we-
sentlich detailgetreuer ist als das Kantonsbudget und auf dieser somit Informationen ent-
halten sind, welche nicht öffentlich zugänglich waren. Die Aussage des Chefs der Abtei-
lung Strassenbau im TBA aber, wonach diese Informationen zu diesem Zeitpunkt, also 
im Dezember, nicht aus anderen Quellen beschafft werden konnten, ist nach Auffassung 
der PUK unzutreffend, gingen doch auch bereits an Herbstversammlungen des GBV so-
wie an den Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa Informationen in ähnlichem 
Stil an die Bauunternehmer, Grossräte, Mitglieder der Gemeindevorstände und Medien-
schaffende. Darauf wird in nachfolgenden Abschnitt noch einzugehen sein.  
 
Schliesslich erachtet es die PUK als wahrscheinlich, dass die Informationen auf der Liste 
für das Erstellen einer Offerte von ihrem Detaillierungsgrad zwar nicht ausreichten. Die 
im Dokument enthaltenen Informationen sind aber – gelangen sie vor der Ausschreibung 
der Projekte zu den Unternehmern – durchaus geeignet, Absprachen zu begünstigen. Sie 
verschaffen den Unternehmern relativ detaillierte Kenntnisse zu den anstehenden Projek-
ten und ermöglichen es ihnen, bereits vor den Ausschreibungen zumindest eine Grobauf-
teilung der Projekte zu machen. Die Auffassung von Bauunternehmer A. und einzelnen 
anderen Befragten, wonach die Liste nicht viel oder gar nichts nütze, teilt die PUK nicht.   
 

                                                 
857 Haefely Andrea, Kartell, Die geheimen Listen, in: Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff., act. 9.4.6.2 
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2. Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa und Herbstversammlungen 
der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair 

 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol erwähnte in der Befragung im Rahmen der AU Regi-
onalversammlungen der Pro Engiadina Bassa, welche jeweils bereits im Juni stattgefun-
den hätten. Es sei Praxis gewesen, dass der Budgetentwurf für das Folgejahr im April/Mai 
gemacht worden und dann im Juni bei der Regionalversammlung präsentiert worden sei. 
«Damit die Region weiss, was läuft im Bezirk im nächsten Jahr». Bei diesen Versamm-
lungen seien alle Gemeindepräsidenten und alle Grossräte dabei gewesen; Bauunterneh-
mer A. sei natürlich jedes Mal dabei gewesen. Das Instrument sei damals sehr gelobt 
worden, da der Kanton damit Transparenz geschaffen habe gegenüber der Bevölkerung. 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol gab Listen betreffend Bauprogramm 2004 und 2012, 
TBA Bezirk 4 Scuol858, sowie eine Präsentation des TBA Graubünden an der Regional-
versammlung der Pro Engiadina Bassa vom 7. Juni 2011859 zu den Akten und erklärte, 
die Liste von April stimme mit dem späteren Budget überein.860 Aus den Listen gehen 
die «Baustellen Unterhalt» mit den jeweiligen «B’Beträgen» (= Budgetbeträge), die Zeit-
pläne für die jeweiligen Baustellen und die zuständigen Bauleiter hervor. Der Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol führte zu diesen Listen auf entsprechende Frage aus, er könne nicht 
ausschliessen, dass solche Listen zum Beispiel bei Baustellenbegehungen an die Unter-
nehmer gegangen seien. Diese Listen hätten aufgelegen, man habe diese nicht wie ein 
Geheimnis gehütet, «denn die waren ja auch in der Präsentation enthalten». Diese Listen 
seien nicht öffentlich, aber es seien darin Tatsachen aufgezeichnet, die der Öffentlichkeit 
präsentiert worden seien.861 Die von A.Q. eingereichte Liste «Tiefbauamt Graubünden, 
Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» enthalte die gleichen Zahlen.862 Die vom Chef des 
TBA Bezirk 4 Scuol eingereichte Präsentation des TBA Graubünden an der Regionalver-
sammlung der Pro Engiadina Bassa vom 7. Juni 2011 enthält Informationen zu den Pro-
jektierungs- und Bauarbeiten 2011 und das Budget 2012, Bezirk 4 Scuol. Das Budget 
2012 ist aufgeteilt in die Bereiche «Baulicher Unterhalt / Erneuerung Strassen», «Ausbau 
Hauptstrassen» und «Ausbau Verbindungsstrassen» und bezeichnet die einzelnen Pro-
jekte mit Angabe der entsprechenden Budgetzahlen. Gemäss Aussage des Chefs des TBA 
Bezirk 4 Scuol erhielt auch der Baumeisterverband diese Präsentationen. Zum Detaillie-
rungsgrad führte er aus: «Mit diesen Zahlen kann ein Unternehmer sagen, zum Beispiel, 

                                                 
858 Bauprogramm TBA Bezirk 4 Scuol von 2004 und 2012, act. 12.1.3.4.13 
859 Präsentation Regionalversammlung Pro Engiadina Bassa vom 07.06.2011, act. 12.1.3.4.14 
860 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 528 ff., Zeilen 553 ff., act. 

12.1.2.5 
861 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 548 ff., act. 12.1.2.5 
862 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 568 f., act. 12.1.2.5 
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im Münstertal wird so und so viel investiert, aber eine Feinverteilung kann man daraus 
nicht machen. Dass man den Bauunternehmern im Dezember die genauen Zahlen lieferte, 
das stimmt nicht». Die Frage, seit wann Globalbudgets bekanntgegeben würden, sagte er, 
das sei später als 2007 gewesen. Aber die seien nicht weniger präzis. Heute habe man 
Strassenbauprogramme; seit es Strassenbauprogramme gebe, seien die Budgets nicht 
mehr so gemacht worden. Die Regionalversammlungen seien durchgeführt worden bis 
zur Einführung von Strassenbauprogrammen.863 Das erste Strassenbauprogramm betref-
fend die Jahre 2009 – 2012 wurde im Jahr 2008 veröffentlicht.  
 
Im Rahmen der AU wurden neben der Präsentation vom 7. Juni 2011 zahlreiche weitere 
Präsentationen zu den Akten gegeben, welche an Herbstversammlungen von Sektionen 
des GBV und Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa abgehalten wurden, mit 
ähnlichen Angaben zu den Budgetzahlen.864 Ebenfalls liegen Präsentation des TBA in 
den Akten, welche in den Jahren 2015 und 2016 an Frühlingsversammlungen von Sekti-
onen des GBV gehalten wurden, welche aber keine detaillierte, d.h. projektbezogene Aus-
kunft über die Budgetzahlen des Folgejahrs mehr geben.865  
 
Der Chef des TBA Graubünden führte anlässlich der Befragung im Rahmen der AU aus, 
früher sei das Budget auch an den Regionalversammlungen präsentiert worden. Das sei 
politisch so gewollt gewesen und die Gemeinden hätten wissen wollen, was laufe, man 
habe ja budgetieren müssen.866  
 
Der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA erklärte bei der Befragung im Rahmen der 
AU, es gebe beim GBV zwei Versammlungsrunden, nämlich die GV im Frühling und die 

                                                 
863 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Zeilen 528 ff., Zeilen 538 ff., act. 

12.1.2.5 
864 Präsentation Herbstversammlung GBV Sektion Oberengadin-Poschiavo-Bregaglia vom 27.11.2008, act. 

2.9.23; Präsentation Herbstversammlung GBV Sektion Unterengadin/Val Müstair vom 27.11.2008, act. 

2,9.24; Präsentation Herbstversammlung GBV Sektion Davos/Mittelbünden vom 18.11.2009, act. 2.9.25; 

Präsentation Herbstversammlung GBV vom 17.11.2011 / 24.11.2011, act. 2.9.31; Präsentation von dama-

liger Chef Abteilung Strassenerhaltung Herbstversammlung GBV (Budget 2013) vom 16.11.2012, 2.9.26; 

Präsentation Regionalversammlung Pro Engiadina Bassa vom 22.06.2010, act. 2.9.30 
865 Präsentation GBV Secziun Surselva vom 27.03.2015, act. 2.9.27; Präsentation Frühlingsversammlung 

GBV Mittelbünden vom 18.03.2016, act. 2.9.28; Präsentation GBV Nordbünden vom 22.03.2017, act. 

2.9.29 
866 Protokoll Befragung AU damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 13.11.2018, Zeilen 440, act. 

12.1.2.3 
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Herbstversammlungen der Sektionen. Als Vertreter des TBA seien jeweils der pensio-
nierte Chef des TBA Graubünden, der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
oder er selber an die Herbstversammlungen eingeladen gewesen. Sie hätten einen kurzen 
Ausblick gemacht, was im kommenden Jahr laufe. Der Detaillierungsgrad sei projektbe-
zogen gewesen, «eigentlich so, wie in dieser Liste» (gemeint war das Dokument «Tief-
bauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol»). Sie hätten aber immer gesagt, 
dass diese Informationen unter Vorbehalt der Budgetgenehmigung erfolgten. Teilweise 
habe es sich auch um Mehrjahresprojekte gehandelt, diese seien bereits bekannt gewesen. 
Zudem seien die Projekte auch von der öffentlichen Planauflage her bekannt gewesen. 
Die Ausbauprojekte als solche seien also schon lange vor diesen Informationen bekannt 
gewesen. Solche Auftritte gebe es heute immer noch, aber ab 2013 oder 2014 sei dann 
die Weisung gekommen, keine detaillierten Projekte und Budgetzahlen mehr zu nen-
nen.867  
 
Auch der pensionierte Chef des TBA Graubünden bestätigte gegenüber den Verfahrens-
leitern der AU, dass z.B. der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol an den Regionalversammlun-
gen der Pro Engiadina Bassa informiert habe, dabei seien auch grössere Projekte thema-
tisiert worden. Diese Veranstaltungen seien nicht öffentlich gewesen, es seien Gemein-
devertreter anwesend gewesen.868 Es habe auch Versammlungen des GBV gegeben, da 
seien auf Einladung des GBV jeweils Kantonsvertreter anwesend gewesen, z.B. ein Förs-
ter oder jemand vom TBA. Auf den Foliensatz «Herbstversammlung 2009»869 angespro-
chen, führte der pensionierte Chef des TBA Graubünden aus, die darin enthaltene Auflis-
tung einzelner Projekte sei aus dem Strassenbauprogramm, welches öffentlich sei. Die 
Frage, ob auch die Kredite öffentlich gewesen seien, verneinte der pensionierte Chef des 
TBA Graubünden, verwies aber darauf, dass jeder Grossrat das Budget gehabt habe.870 
 
Der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte gegenüber der PUK aus, auf 
Einladung des Baumeisterverbandes hätten sie jeweils die Budgetzahlen für das nächste 
Jahr präsentiert. Das seien Bekanntgaben von Investitionsabsichten der öffentlichen Hand 
für das nächste Jahr gewesen, Zahlen, die auch dem Grossen Rat bekannt gewesen seien. 

                                                 
867 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 299 ff., act. 

12.1.2.12 
868 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 414 ff., act. 

12.1.2.6 
869 Präsentation Herbstversammlung GBV Sektion Unterengadin/Val Müstair vom 27.11.2008, act. 2.9.24. 
870 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 419 ff., 428 ff. 

und 437, act. 12.1.2.6 
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Es seien grobe Zahlenangaben gewesen. Er sei auch ein, zwei Mal dabei gewesen. Bei 
dieser Orientierung seien sie nicht davon ausgegangen, dass die Bauunternehmungen 
diese Informationen dann missbrauchen würden, um die Projekte untereinander zu ver-
teilen. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol habe die Information jeweils mit den vorgesetz-
ten Stellen abgesprochen und das sei bewilligt gewesen. Und weiter: «Es ging auch da-
rum, dass die Bauunternehmer ausreichend Arbeitskapazitäten zur Verfügung stellen 
konnten, damit dann keine Engpässe entstehen».871  
 
Hinweisgeber A. sagte zu den Informationsversammlungen des GBV, er sei selber nie 
dabei gewesen und «finde das nicht gut, dass es diese gegeben hat». Es habe aber noch 
andere Veranstaltungen von der Engiadina Bassa gegeben, dort sei jeweils der Bezirks-
chef aufgetreten und habe über die verschiedenen anstehenden Projekte referiert.872   
 
Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA führte bei der Befragung im 
Rahmen der AU auf die Frage, woher die beteiligten Firmen seiner Ansicht nach die In-
formationen bezüglich der geplante Bauprojekte gehabt hätten, aus: «Das war das Budget 
des Kantons. Die Grossräte gingen damit ja hausieren. […]. Man erklärte diese Zahlen 
auch an diesen Herbstversammlungen des Baumeisterverbands. An jeder dieser Ver-
sammlungen war jemand vom TBA anwesend und orientierte. […]. Das waren Budgets, 
die im Grossen Rat diskutiert worden waren, die wurden bei der Versammlung des GBV 
präsentiert». Daneben habe es ein Budget des TBA mit einem höheren Detaillierungsgrad 
gegeben, dieses sei aber seines Wissens nicht herausgegangen.873  
 
Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol erklärte gegenüber den Verfah-
rensleitern der AU, der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol habe jedes Jahr «den Gemeinden 
und der Region einen kleinen Vortrag» gemacht und erklärt, was gebaut werde. Das sei 
eine öffentliche Informationsveranstaltung gewesen, da seien die Gemeindepräsidenten, 
die Regionalvertreter, Pro Engiadina Bassa usw. dabei gewesen. Eigentlich habe der Chef 
des TBA Bezirk 4 Scuol an diesen Veranstaltungen präsentiert, was auf der von A.Q. 
eingereichten Liste «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol»874 
stehe, abgesehen von den zuständigen Personen und den Preisen. Er wisse nicht, ob auch 
über die budgetierten Preise für die Projekte informiert worden sei. Dass der Chef des 

                                                 
871 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 35, act. 28.1.8.1 
872 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Fragen 37 ff., act. 28.1.5.6 
873 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 449 

ff., act. 12.1.2.7 
874 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.V.1. 
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TBA Bezirk 4 Scuol auch Vorträge für die Baumeister gehalten habe, glaube er nicht. Es 
habe aber jeweils Anfang Jahr, zwischen der Ausschreibung und der Offerteingabe, eine 
Begehung auf dem TBA gegeben, da sei genau darüber informiert worden, was an Pro-
jekten geplant sei. Es sei eine ähnliche Liste (wie die von A.Q. eingereichte) an die Wand 
projiziert worden.875 
 
Bauunternehmer A. erklärte bei der Befragung im Rahmen der AU, es habe jeweils zwei 
Versammlungen im Jahr gegeben; die Generalversammlung des GBV im Frühling und 
die Herbstversammlung der Sektion. Bei der Herbstversammlung sei jahrelang der Chef 
des Bezirks gekommen und habe das Budget präsentiert, die vorgesehenen Arbeiten des 
Kantons. Abgesehen davon habe es früher auch noch für alle Arbeiten Begehungen vor 
Ort und beim Amt gegeben, wo alles im Detail präsentiert worden sei. Dort habe man als 
Unternehmer auch gesehen, wer interessiert an den Arbeiten gewesen sei.876 Er sei auch 
im Regionalrat, bestehend aus allen Gemeindepräsidenten und den Grossräten, gewesen. 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol habe jeweils im Regionalrat über ausstehende Projekte 
des TBA in der Region informiert.877 Den Regionalrat gebe es heute nicht mehr.878 Im 
Rahmen des rechtlichen Gehörs führte Bauunternehmer A. zu den Regionalversammlun-
gen weiter aus, die Informationen seien für ihn sehr hilfreich gewesen, da sie frühzeitig, 
im Juni, erfolgt seien und deswegen als gute Grundlage für die Planung der nächsten 
Bausaison gedient hätten. Wichtig sei für ihn bzw. für seine Unternehmung zu diesem 
Zeitpunkt nur eine Zahl gewesen, nämlich das Total der vorgesehenen Investitionen in 
Baumeisterarbeiten. Da die Firma A-Gruppe seit der Übernahme der Firma C im Jahr 
2005 beim Strassenbau TBA der Region Unterengadin/Münstertal einen Marktanteil von 
ca. 70% erreicht habe, habe er aus dem Total der vorgesehenen Investitionen das Volu-
men der Aufträge für das kommende Jahr abschätzen können.879 Zu den Herbstversamm-
lungen des GBV befragt, sagte Bauunternehmer A., meist sei der Chef des TBA Bezirk 4 
Scuol gekommen und habe «genau diese Zahlen» (d.h. wie im Dokument «Tiefbauamt 
Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol») in einer PowerPoint-Präsentation prä-
sentiert. Er habe aber immer auch gesagt, das sei «mit Vorsicht zu geniessen», und er 
habe die Zahlen nicht abgegeben. An den Herbstversammlungen seien jeweils auch Me-
dienvertreter anwesend gewesen und man habe auch Gemeindepräsidenten eingeladen. 

                                                 
875 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen 453 

ff., act. 12.1.2.13.1 
876 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 360 ff., act. 12.1.2.11 
877 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 702 ff., act. 12.1.2.11 
878 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 849, act. 12.1.2.11 
879 Stellungnahme Bauunternehmer A. vom 23.04.2021, S. 7 f., act. 33.2.45.2 
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Auch der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol sei mit seinen Präsentationen dabei gewesen.880 
Später präzisierte Bauunternehmer A., die Präsentationen hätten weniger Informationen 
als die Liste «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» enthalten, 
z.B. keine Angaben zur Bauleitung oder zu den Kilometerangaben.881  
 
Der GBV erklärte in seiner Stellungnahme vom 16. April 2021 im Rahmen des rechtli-
chen Gehörs, im Mai finde jeweils die Generalversammlung des Graubündnerischen Bau-
meisterverbandes (GBV) statt. Diese widme sich ausschliesslich statutarischen Geschäf-
ten sowie wirtschaftspolitischen Themen und Referaten auf kantonaler oder nationaler 
Ebene. Die Sektionen des GBV seien rechtlich eigenständige Vereine und würden jeweils 
im Frühling ihre Generalversammlung und im Herbst eine Herbstversammlung durchfüh-
ren. Bei den im Bericht erwähnten Versammlungen handle es sich ausschliesslich um 
Versammlungen der rechtlich eigenständigen regionalen Sektionen und nicht um Ver-
sammlungen oder Einladungen des GBV.882  
 
Die PUK stellt aufgrund der in den Akten liegenden Präsentationen fest, dass das TBA 
an den Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa sowie an den Herbstversamm-
lungen der GBV-Sektion Unterengadin/Val Müstair, abgesehen von der Bezeichnung des 
zuständigen Bauleiters, in ähnlichem Detaillierungsgrad wie in der von A.Q. zu den Ak-
ten gegebenen Liste «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» über 
die im Folgejahr anstehenden Projekte informierte. Dies mag damals in den Regionen 
begrüsst worden sein und einem Bedürfnis der Lokalpolitik bzw. der Gemeinden entspro-
chen haben. Grundsätzlich ist eine regelmässige Information der Öffentlichkeit über die 
Behördentätigkeit denn auch zu begrüssen. Es ist aber zu bedenken, dass mit den Präsen-
tationen an den Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa und an den Herbstver-
sammlungen der GBV-Sektion amtsinterne Informationen weitergegeben wurden, wel-
che über das öffentlich einsehbare Budget, also das Kantonsbudget, hinausgingen, und 
zwar in einem Zeitpunkt, in welchem noch nicht einmal das den Detailinformationen zu-
grundeliegende Kantonsbudget verabschiedet worden war. Dass diese Zahlen im – den 
Grossrätinnen und Grossräten offenbar zugänglich gemachten – (internen) Budget ent-
halten waren, rechtfertigt eine derart offensive Information seitens des TBA nicht, zumal 
auch der Informationsfluss an die Grossrätinnen und Grossräte nach Ansicht der PUK 
Fragen aufwirft. Die PUK sieht keine berechtigten Interessen, aufgrund derer sich die 
Offenlegung der Zahlen an den Regional- und Herbstversammlungen aufgedrängt hätte. 
Im Gegenteil; nach Ansicht der PUK sprach die Möglichkeit, dass diese Informationen 

                                                 
880 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 832 ff. und 846 ff., act. 12.1.2.11 
881 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 865 ff., act. 12.1.2.11 
882 Stellungnahme GBV vom 16.04.2021, act. 33.2.37.1 
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den Bauunternehmern Absprachen erleichterten eher gegen die Offenlegung, ob dies nun 
den Angestellten des TBA zum damaligen Zeitpunkt bewusst war oder nicht.  
 
Die Aussage des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol, wonach ein Unternehmer mit diesen 
Zahlen z.B. lediglich sagen könne, wie viel im Münstertal investiert werde, gibt nach 
Ansicht der PUK das Bild nicht vollständig wieder. Die bekanntgegebenen Zahlen geben 
durchaus auch projektbezogene Auskünfte, namentlich zu den Kosten. Diese bereits Mo-
nate vor den eigentlichen Ausschreibungen verbreiteten Informationen waren zumindest 
geeignet, Absprachen unter den Bauunternehmern zu begünstigen. Daran ändert auch die 
Tatsache nichts, dass die an den Versammlungen veröffentlichen Zahlen mit einem Vor-
behalt der Budgetgenehmigung verbunden wurden. Der ehemalige Stv. Chef des TBA 
Bezirk 4 Scuol sagte zwar anlässlich der Befragung durch die PUK aus, man sei bei dieser 
Orientierung nicht davon ausgegangen, dass die Bauunternehmungen die Informationen 
dann missbrauchen würden, um Projekte untereinander zu verteilten, bestätigte aber im-
merhin, es sei auch darum gegangen, dass die Bauunternehmer ausreichend Arbeitskapa-
zitäten zu Verfügung stellen konnten. Wie die Bauunternehmer dies bewerkstelligen soll-
ten, ohne sich über die Aufteilung der einzelnen Projekte – zumindest grob – abzuspre-
chen, erschliesst sich der PUK nicht.   
 
Die Aussagen einzelner Befragter, so des Chefs des TBA Bezirk 4 Scuol, dem pensio-
nierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol und dem Bauunternehmer A., weisen im 
Weiteren darauf hin, dass nicht nur an den Herbstversammlungen der GBV-Sektion und 
an den Regionalversammlungen der Pro Engiadina Bassa detailliert über die anstehenden 
Projekte informiert wurde, sondern dass auch bei den Begehungen Informationen über 
die anstehenden Projekte flossen. Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol konnte nicht aus-
schliessen, dass Listen in der Art der von ihm eingereichten – vom Informationsgehalt 
mit dem Dokument «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» ver-
gleichbar – bei den Begehungen aufgelegt worden seien. Der pensionierte Mitarbeiter 2 
des TBA Bezirk 4 Scuol führte aus, eine solche Liste sei jeweils bei der Begehung auf 
dem TBA Anfang Jahr an die Wand projiziert worden.  
 
3. Informationen an Mitglieder des Grossen Rates 
 
Der Chef der Abteilung Strassenbau im TBA präzisierte seine Ausführung, wonach die 
im Dokument «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol» enthalte-
nen projektbezogenen Budgetzahlen jeweils im Dezember noch nicht allgemein bekannt 
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gewesen seien883, gegenüber den Verfahrensleitern der AU wie folgt: «Im Budget ist das 
projektscharf aufgelistet, aber nur im internen Budget. Im Buch, welches an den Grossrat 
geht, ist das nicht detailliert aufgelistet. Ich bin der Meinung – aber das weiss ich jetzt 
nicht sicher – dass den Grossräten auf Gesuch die Detailliste bekannt gegeben wurde; 
dies, damit sie sich auf die Budgetberatung vorbereiten konnten. […]. Heute wird dies 
mit den Bekanntgaben nicht mehr so gehandhabt». Es gebe heute die Weisung, dass keine 
detaillierten Budgetzahlen mehr bekanntgegeben werden dürften.884 
 
Der pensionierte Chef des TBA Graubünden erklärte bei der Befragung im Rahmen der 
AU im Zusammenhang mit der von A.Q. eingereichten Liste «Tiefbauamt Graubünden, 
Bauleitungen 2004, Bezirk 4, Scuol», man habe diese Zahlen früher auch dem Budget 
entnehmen können.885 Später habe es das Strassenbauprogramm gegeben, aber die Gross-
räte hätten ja doch wissen wollen, was bei ihnen gemacht werde, da hätten sie schon noch 
detailliertere Angaben machen müssen.886 Auf den Foliensatz «Herbstversammlung 
2009»887 angesprochen, führte der pensionierte Chef des TBA Graubünden u.a. aus, die 
Kredite seien nicht öffentlich gewesen, jeder Grossrat habe aber das Budget gehabt.888 
Und an anderer Stelle: «Wenn zum Beispiel ein Politiker anrief und Informationen wollte 
über ein bestimmtes Strässchen, dann gab man ihm die Informationen. Aus heutiger Sicht, 
wo man von diesen Absprachen weiss, da weiss man natürlich, dass solche Informationen 
ihnen die Aufteilung der Aufträge erleichterten. […]. Aus damaliger Sicht hätte ich es 
nicht einmal unbedingt als problematisch beurteilt, dass eine solche Liste nach draussen 
geht, da es sich ja um grundsätzlich bekannte Informationen handelt. Allerdings hätten 
wir, die Vorgesetzten, das wissen müssen».889   
 

                                                 
883 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 247 ff., act. 

12.1.2.12 
884 Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 256 ff., act. 

12.1.2.12 
885 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 494 f., act. 

12.1.2.6 
886 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 408 ff., act. 

12.1.2.6 
887 Präsentation Herbstversammlung GBV Sektion Unterengadin/Val Müstair vom 27.11.2008, act. 2.9.24. 
888 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 428 ff. und 437, 

act. 12.1.2.6 
889 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 513 ff., act. 

12.1.2.6 
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Mit der Aussage des Chefs der Abteilung Strassenbau im TBA anlässlich der Befragung 
im Rahmen der AU bezüglich Herausgabe interner Detailbudgetzahlen an Grossrätinnen 
und Grossräte konfrontiert, führte der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung 
aus, er könne sicher bestätigen, «dass wenn Grossräte zu uns gekommen sind und wissen 
wollten, was in der Region vorgesehen ist, dass man aktiv Auskunft gegeben hat».890 Er 
schätze, dass solche Auskünfte auch erteilt worden seien, wenn es sich bei den Grossräten 
um Bauunternehmer gehandelt habe. Auf die Frage, ob auch Dokumente mitgegeben 
worden seien, antwortete der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung, er selber 
habe nie «aktiv einem Grossrat Dokumente herausgegeben». Wie das sonst gehandhabt 
worden sei, könne er nicht abschliessend sagen. Zu bemerken sei, dass es in der Vergan-
genheit Regionalversammlungen gegeben habe, an welchen der Kanton informiert habe, 
was im nächsten Jahr geplant sei.891 Weiter bestätigte der damalige Chef der Abteilung 
Strassenerhaltung, dass den Grossrätinnen und Grossräten auf der Basis des Kantonsbud-
gets detaillierte Auskünfte erteilt worden seien, welche für diese sonst nicht zugänglich 
gewesen wären. Man habe z.B. gesagt, wo welches Projekt geplant sei und man habe auch 
über die finanziellen Aspekte informiert, «z.B. gesagt, dass dieses Projekt 1.5 Mio. kosten 
würde». Weiter betonte der damalige Chef der Abteilung Strassenerhaltung, dass dies den 
Zeitraum 2004 bis 2012 betreffe und nicht der heutigen Praxis entspreche.892 Bei der Be-
fragung durch die Verfahrensleiter der AU erklärte der damalige Chef der Abteilung 
Strassenerhaltung, das Kantonsbudget sei früher recht detailliert gewesen, es seien auch 
Einzelprojekte aufgeführt worden. Im Rahmen des New Public Management sei dann das 
Globalbudget eingeführt worden, womit sich das geändert habe.893 
 
Der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 7 Thusis (bis 2000), sagte bei der Befragung 
durch die PUK, die Grossräte hätten in der Regel sehr genau gewusst, «was für wieviel 
wo gebaut wurde». Es sei vorgekommen, dass die Grossräte aus der Region bei ihnen 
Sitzungen abgehalten hätten und man habe diskutiert, «wie wird wo und was gebaut sowie 

                                                 
890 Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 30, act. 

28.1.25.2 
891 Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Fragen 31 f., act. 

28.1.25.2 
892 Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Fragen 34 f., act. 

28.1.25.2 
893 Protokoll Befragung AU damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 13.11.2018, Zeilen 435 ff., 

act. 12.1.2.3 
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über den KV». Das seien die sogenannten Budgetvorbereitungskonferenzen mit den 
Grossräten vor 2000 gewesen.894     
 
Die PUK stellt fest, dass die Grossrätinnen und Grossräte im Kanton zumindest auf ent-
sprechende Nachfrage hin durch Mitarbeitende des TBA mit detaillierten Budgetzahlen 
bedient wurden. Dies namentlich – wohl aber nicht ausschliesslich – zur Vorbereitung 
der Budgetberatung. Im TBA Bezirk 7 Thusis kam es gemäss dem ehemaligen Stv. Chef 
des TBA Bezirk 7 Thusis vor 2000 sogar zu eigentlichen Budgetvorbereitungssitzungen 
mit den Grossrätinnen und Grossräten aus der Region, bei welchen im Detail über die 
bevorstehenden Projekte diskutiert wurde. Aus den bereits dargelegten Gründen erachtet 
die PUK die Weitergabe von amtsinternen, detaillierten Budgetzahlen an Grossrätinnen 
und Grossräte, insbesondere an Bauunternehmer unter diesen, als problematisch.895 Im 
TBA hätte man damit rechnen müssen, dass die Informationen nicht bei den Grossrätin-
nen und Grossräten blieben, sondern an Dritte weitergeben wurden. Wohl auch aus die-
sem Grund kommunizierte man bei anderen Gelegenheiten, namentlich bei den Regional- 
und Herbstversammlungen, ohne die gebotene Zurückhaltung – die Zahlen waren ja be-
reits «bekannt». Auffallend ist, dass der pensionierte Chef des TBA Graubünden in der 
AU bezüglich des von A.Q. eingereichten Dokuments «Tiefbauamt Graubünden, Baulei-
tungen 2004, Bezirk 4, Scuol» zuerst sagte, diese Liste nütze niemandem viel und werde 
völlig überbewertet, dann aber im Zusammenhang mit den Informationen an die Gross-
rätinnen und Grossräte präzisierte, aus heutiger Sicht wisse man natürlich, dass solche 
Informationen den Bauunternehmern die Aufteilung der Aufträge erleichtert hätten. Die 
PUK stimmt dieser Präzisierung zu. Der pensionierte Chef des TBA Graubünden ging in 
der Befragung sogar noch einen Schritt weiter und sagte, er hätte es aus damaliger Sicht 
nicht einmal unbedingt als problematisch beurteilt, dass eine solche Liste – gemeint war 
wohl das von A.Q. eingereichte Dokument – nach draussen gehe. Allerdings hätten sie, 
die Vorgesetzten, das wissen müssen.   
 
4. Zeitpunkt der Ausschreibungen 
 
Zum Thema Ausschreibungszeitpunkt führte der damalige Chef der Abteilung Strassen-
erhaltung gegenüber der PUK aus, es seien nicht alle Arbeiten gleichzeitig ausgeschrie-
ben worden, man habe aber jeweils Pakete zusammen ausgeschrieben. Die Frage, warum 
das so gemacht worden sei, könne er nicht beantworten. Auf die Frage, ob nie jemand 

                                                 
894 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 7 Thusis vom 14.02.2020, Frage 30, act. 

28.1.2.2 
895 Vgl. dazu Ausführungen unter I.VI. 
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befürchtet habe, dass diese Praxis Submissionsabsprachen fördern könnte, antwortete er 
dahingehend, dass ihm nicht bewusst sei, dass dies unter diesem Blickwinkel thematisiert 
worden sei.896  
 
Der pensionierte Mitarbeiter 1 des TBA Bezirk 4 Scuol, welcher von 1994 bis 2016 als 
Bauleiter beim TBA Bezirk 4 Scuol tätig war, führte in einem Schreiben an die PUK vom 
27. Januar 2021 aus, die Ausschreibungen seien nicht «paketweise», sondern jeweils in 
mehreren Tranchen erfolgt. Es habe aber auch Ausschreibungen gegeben, welche separat 
publiziert worden seien. Dieses Vorgehen sei schon immer aus terminlichen Gründen so-
wie aus Fristen-, Kapazitäts-, Klima-, Logistik- und Ressourcengründen vorgegeben ge-
wesen. Bezüglich dieses Vorgehens hätten keine besonderen, zusätzlichen Befürchtungen 
seitens des TBA bestanden, denn das Risiko von Absprachen bestehe bei allen Varianten 
einer Ausschreibung.897  
 
Der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA führte zu dieser Thematik gegen-
über der PUK aus, es sei üblich gewesen, die Arbeiten jeweils im Frühling auszuschrei-
ben. Dies liege vermutlich daran, dass die Bausaison kurz sei, d.h. im Sommer müsse 
gebaut und im Herbst abgerechnet werden. Er gehe davon aus, dass Preisabsprachen be-
günstigt worden seien, wenn alle Ausschreibungen jeweils im Frühling erfolgt seien.898  
 
Das Sekretariat der WEKO wies das TBA mit Schreiben vom 29. Mai 2018 darauf hin, 
dass eine zeitnahe Ausschreibung mehrerer Bauprojekte eine Koordination von Offerten 
zwischen Bauunternehmungen erleichtere und mögliche Abreden stabilisiere. Um die 
Wahrscheinlichkeit von kartellrechtswidrigen Absprachen zu reduzieren, empfiehlt es 
sich allenfalls, in Zukunft darauf zu verzichten, eine Vielzahl von Bauprojekten, wie sie 
hier in Frage stehen, gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auszuschreiben.899 Regierungs-
rat Mario Cavigelli teilte der WEKO am 6. Juni 2018 u.a. mit, das TBA werde – soweit 
möglich – inskünftig darauf verzichten, eine Vielzahl von gleichgelagerten Bauprojekten 
gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auszuschreiben.900  
 
 

                                                 
896 Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, 28 f., act. 28.1.25.2 
897 Schreiben pensionierter Mitarbeiter 1 TBA Bezirk 4 Scuol an PUK vom 27.01.2021, act. 28.1.27.1 
898 Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Fragen 27 f., act. 

28.1.13.1 
899 Schreiben WEKO an Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

29.05.2018, act. 28.1.10.3.5.8 
900 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an WEKO vom 06.06.2018, act. 2.8.1.5.9 
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In ihrer Verfügung vom 19. August 2019 wies die WEKO auf die Besonderheit der «Sai-
sonalität» der Vergabe von kantonalen und kommunalen Strassenbauaufträgen hin und 
führte aus: «Diese Besonderheiten betreffend die Bausaison führen dazu, dass der Kanton 
Graubünden und die Graubündner Gemeinden Strassenbauarbeiten häufig zu Beginn ei-
nes Kalenderjahrs ausschrieben. Die Strassenbauarbeiten wurden zudem häufig «in Pa-
keten» vergeben, d. h. die Eingabefristen für die anfallenden Strassenbauarbeiten fielen 
alle auf denselben Tag oder ihre Ablaufdaten lagen zumindest nur wenige Tage ausei-
nander. Die meisten Strassenbauarbeiten waren ausserdem «Jahresarbeiten». Das be-
deutet, sie wurden Anfang der Bausaison vergeben und sollten innerhalb einer Bausaison 
abgeschlossen werden. Die Strassenbauunternehmen mussten mithin zu Beginn der Ka-
lenderjahre jeweils von Neuem ihre Auftragsbücher bzw. vorhandenen Kapazitäten im 
Bereich Strassenbau füllen».901 Weiter geht aus der WEKO-Verfügung hervor, dass eines 
der betroffenen Unternehmen in der Selbstanzeige ausführte, dass 13 bzw. 12 Unterneh-
men gemeinsame Zuteilungen und gemeinsame Festlegungen der Höhe der Angebots-
summen entsprechend der Zielsetzung und den geltenden Regeln vorgenommen hätten. 
Dies habe vor allem in den Frühjahren der Kalenderjahre 2004 bis 2009 funktioniert, ins-
besondere auch deshalb, weil die öffentlichen Vergabestellen die anstehenden Strassen-
bauprojekte häufig «im Paket», d. h. mit identischen oder zeitlich sehr nah beieinander-
liegenden Eingabefristen ausschrieben bzw. vergaben.902 
 
Nach Ansicht der PUK sind die Ausführungen des Sekretariats der WEKO, wonach eine 
zeitnahe Ausschreibung mehrerer Bauprojekte eine Koordination von Offerten zwischen 
den Bauunternehmungen erleichtere und mögliche Abreden stabilisiere, einleuchtend. Es 
ist davon auszugehen, dass das paket- oder tranchenweise Ausschreiben der Arbeiten je-
weils im Frühling, mit gleichen oder nahe beieinanderliegenden Ausschreibedaten und 
Einreichfristen, das Risiko von kartellrechtlichen Absprachen erhöhte. Wie die Selbstan-
zeige eines von einer WEKO-Untersuchung «Strassenbau» betroffenen Strassenbauun-
ternehmens bestätigt, machten sich die Strassenbauunternehmen diesen Umstand effektiv 
auch zu Nutzen. Somit geht die PUK davon aus, dass die Praxis der paket- oder tranchen-
weisen Ausschreibung die Preisabsprachen begünstigte. Die PUK ist sich aber auch be-
wusst, dass sich diese Praxis aufgrund der Saisonalität der Bausaison in einem Bergkan-
ton nur bedingt ändern lässt. Immerhin ist aber festzustellen, dass sich die zuständigen 
Stellen der Problematik heute bewusst sind und die Beschaffungsbehörden im Kanton die 
Bauprojekte nicht mehr gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auszuschreiben scheinen. 
 

                                                 
901 Verfügung WEKO «Bauleistungen Graubünden» vom 19.08.2019, Rz. 139, act. 11.2.18 
902 Verfügung WEKO «Bauleistungen Graubünden» vom 19.08.2019, Rz. 304, act. 11.2.18 
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5. Sitzungen mit Belagsfirmen 
 
Hinweisgeber B., über einen langen Zeitraum Geschäftsführer einer Belagsfirma in Grau-
bünden und während rund 20 Jahren selber an den Submissionsabsprachen im Belagswe-
sen903 beteiligt, erklärte gegenüber der PUK mit Schreiben vom 9. November 2020, an-
lässlich der jährlichen Sitzung der Vereinigung Bündnerischer Unternehmen für Stras-
senbau (VBU) seien jeweils auch Vertreter des TBA – Oberingenieur, Oberbauleitung 
und Chef Beläge – eingeladen gewesen. Dabei seien den Unternehmen die Qualitätsprü-
fungen seitens des Kantons vorgetragen und allfällige Anpassungen für das kommende 
Jahr bekanntgegeben worden. Zudem sei den Unternehmen das kantonale Budget der Be-
lagsarbeiten für das kommende Jahr, aufgeteilt nach Bezirk in Ausbau und Unterhalt, 
mitgeteilt worden. Auch das Astra habe sich an den Sitzungen beteiligt und ihr Budget 
für das kommende Jahr bekanntgegeben.904 Bei den Submissionsabsprachen selber seien 
aber seines Wissens nie Mitarbeiter des TBA dabei gewesen.905 Abschliessend betonte 
Hinweisgeber B., seine Aussagen würden sich ausschliesslich auf den Bereich der Be-
lagsarbeiten beziehen. Die Belagsfirmen hätten ihre Absprachen im Jahr 2009 teilweise 
und im Jahr 2010 vollständig eingestellt.906 
 
Der ehemalige Kantonsgeologe und ehemaliger Leiter des Strassenbaulabors des TBA 
von 1993 bis 2007, sagte gegenüber der PUK auf die Frage, ob Preisabsprachen begüns-
tigt würden, wenn alle Ausschreibungen im Frühling erfolgten, das werde wohl so sein 
und sei wohl so gewesen. Als Beispiel erwähnte der ehemalige Leiter des Strassenbaula-
bors des TBA eine Sitzung mit allen Belagsunternehmen und der Firma L907, zusammen 
mit dem damaligen Oberbauleiter TBA, welche ca. im Februar stattgefunden habe und an 
welcher das Jahr besprochen worden sei. Auch sie – gemeint ist wohl das kantonale Stras-
senbaulabor – hätten Ausführungen zur Qualität gemacht und berichtet, wo man stehe. 
Zum Schluss der Sitzung habe der Oberbauleiter vorgestellt, was im laufenden Jahr für 
Aufträge ausgeschrieben würden. Die Belagsfirmen, so habe er den Eindruck gehabt, 
seien vor allem wegen diesem letzten Punkt zur Sitzung gekommen und hätten sich in-
tensiv Notizen dazu gemacht. Es habe eine Tabelle gegeben, in welcher aufgeführt gewe-
sen sei, wo in der Talschaft welche Belagseinbauten stattfinden würden. Ob darüber hin-

                                                 
903 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.I.1.3.7. 
904 Schreiben Hinweisgeber B. an PUK vom 09.11.2020, Frage 4, act. 9.2.29.3 
905 Schreiben Hinweisgeber B. an PUK vom 09.11.2020, Frage 9, act. 9.2.29.3 
906 Schreiben Hinweisgeber B. an PUK vom 09.11.2020, Frage 15, act. 9.2.29.3 
907 Vgl. zur Rolle der Firma L E.I.2.5. 
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6. Praxis im AWN und HBA 
 
Bauunternehmer A. führte anlässlich der Befragung durch die Verfahrensleiter der AU 
zur Preisfestlegung im Rahmen des Kartells u.a. aus, es sei gemittelt worden und derje-
nige Unternehmer, dessen Zahlen am nächsten beim Mittel gewesen seien, sei auf Rang 
eins gesetzt worden und habe dann zum Durchschnittspreis minus 3% offeriert. Preiser-
höhungen habe es nicht gegeben, denn das Preisniveau sei ja bekannt gewesen. Die Preise 
seien auf dem Markt bekannt. Im Forstbereich hätten sie früher sogar jährlich Preisver-
gleiche der Regionen erhalten.911 An der Befragung durch die PUK ergänzte Bauunter-
nehmer A. auf entsprechende Nachfrage, das AWN habe solche Zusammenstellungen 
gemacht und der GBV habe diese erhalten für die Regionen. Die Devisierung sei ja immer 
gleich gewesen und so habe man gut vergleichen können, wie der Preis für eine Position 
gewesen sei. Das Ganze sei also statistisch aufgenommen, dem GBV zugestellt und von 
diesem an die Mitglieder weitergegeben worden.912  
 
Mit diesen Aussagen von Bauunternehmer A. konfrontiert, führte der pensionierte Chef 
des AWN gegenüber der PUK aus, er könne nichts dazu sagen, er wisse nichts dazu.913 
Auf die Frage, ob er denke, dass Submissionsabsprachen durch Bekanntgabe der Kosten-
voranschläge an die Bauunternehmungen begünstigt würden, führte der pensionierte Chef 
des AWN aus, die Gefahr sei vorhanden. Es komme aber auf den Detaillierungsgrad an, 
ob man eine Zahl habe oder sogar Unterpositionen. Je mehr man habe, umso denkbarer 
sei, dass etwas verwendet werde.914 Er glaube nicht, dass das AWN die Kostenvoran-
schläge den Bauunternehmungen jemals bekanntgegeben habe. Es habe ein Treffen pro 
Jahr mit dem Geschäftsführer des Baumeisterverbands gegeben. Das sei ein informelles 
Treffen gewesen, an welchem die Gesamtbausumme bekanntgegeben worden sei. Man 
habe aufgezeigt, mit welchem Umsatz gerechnet werden könne, getrennt nach Schutz-
bauten und Erschliessung. Es sei aber nicht angegeben worden, in welcher Region welche 
Arbeiten anfielen. Auf die Frage, wann diese Treffen stattgefunden hätten, antwortete der 
pensionierte Chef des AWN, er wisse es nicht mehr genau. Er wisse auch nicht, ob dies 
schon vor seiner Zeit der Fall gewesen sei. Jedenfalls seien diese Treffen sehr informell 
gewesen, «ohne genaue Angabe von Daten, sondern mit Blick auf die Tätigkeit des Ver-
bands, in Erfahrung zu bringen, was das Auftragsvolumen in etwa war».915 Im Rahmen 

                                                 
911 Protokoll Befragung AU Bauunternehmer A. vom 17.06.2019, Zeilen 107 ff., act. 12.1.2.11 
912 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 39, act. 28.1.11.3 
913 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 22, act. 28.1.19.3 
914 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 18, act. 28.1.19.3 
915 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Fragen 19 f., act. 28.1.19.3 

 

 





 - 267 - 

Es steht die Aussage von Bauunternehmer A. im Raum, wonach das AWN vor der Jahr-
tausendwende jeweils die jährlichen Preisvergleiche dem GBV mitteilte. Gemäss Aussa-
gen des pensionierten Chefs des AWN fand später während seiner Amtszeit dagegen jähr-
lich ein Treffen mit dem Geschäftsführer des Baumeisterverbands statt, anlässlich wel-
chem jeweils lediglich die Gesamtbausummen, getrennt nach Schutzbauten und Er-
schliessung, bekanntgegeben wurden  
 
Welche Informationen vom HBA zum GBV flossen, ist aufgrund der Aussagen des Chefs 
des HBA nicht ganz klar. Der Chef des HBA sprach lediglich von der Bekanntgabe der 
Budgetzahlen, also der Verpflichtungskredite, welche im Budget und im Finanzplan auf-
geführt sind. Er führte aus, es gehe um diese öffentlich zugänglichen Zahlen. Auch er sei 
jeweils an die «Regionalversammlungen/Delegierungsversammlungen» eingeladen wor-
den und es sei erwartet worden, dass er von den Projekten berichte, an welchen man ge-
arbeitet habe. Eine Information bezüglich der im Folgejahr geplanten Projekte erwähnte 
der Chef des HBA nicht, und auch an der jährlichen Sitzung mit dem Geschäftsführer des 
GBV wurden nach Aussage des Chefs des HBA lediglich die Positionen des offiziellen 
Budgets des Kantons besprochen.  
 
Die PUK kommt zum Schluss, dass aufgrund der Aussagen der Befragten und mangels 
anderweitiger Anhaltspunkte nicht belegt ist, dass von Seiten des AWN und des HBA in 
ähnlichem Ausmass wie von Seiten des TBA Informationen an die Bauunternehmen oder 
an andere Dritte flossen. Es kann somit nicht als erstellt gelten, dass auch das AWN und 
das HBA durch ihre Praxis einen Beitrag zu den erfolgten Bauabsprachen leisteten.  
 

7. Würdigung 
 
Insgesamt ist festzuhalten, dass Mitglieder des Grossen Rates und von Gemeindeexeku-
tiven sowie Bauunternehmer und Medienschaffende seitens des TBA anlässlich von Re-
gional- und Herbstversammlungen jeweils relativ detailliert über die im nächsten Jahr 
geplanten Projekte informiert wurden. Diese Informationen gingen wohl – zumindest seit 
Einführung des New Public Management – über die im allgemein zugänglichen Budget 
enthaltenen Informationen hinaus. Sie ergingen zudem zu einem Zeitpunkt, in welchem 
das Budget vom Grossen Rat noch nicht beschlossen war. Die PUK kommt zum Schluss, 
dass diese aktive Information durch das TBA an Regional- und Herbstversammlungen es 
den Bauunternehmern ermöglichte, ihre Absprachen bzw. die Verteilung der anstehenden 
Projekte bereits zu einem frühen Zeitpunkt vorzubereiten. Das gleiche gilt für die an 
Grossrätinnen und Grossräte herausgegebenen, über das Kantonsbudget hinausgehenden 
Informationen, zumal es sich bei diesen teilweise auch um Bauunternehmer handelte. 
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Auch an Begehungen wurden die Bauunternehmer wohl mit Informationen bedient, wel-
che über das betreffende Projekt hinausgingen und bei den Absprachen möglicherweise 
von Nutzen waren. Hinzu kommen die Belagsunternehmen, welche offenbar jeweils im 
Februar, noch vor den Ausschreibungen, von Vertretern des Kantons im Detail über das 
Budget informiert wurden, was ihnen ebenfalls bei den Preisabsprachen von Nutzen ge-
wesen sein dürfte. Bis zu welchem Zeitpunkt die Sitzungen mit dem VBU stattgefunden 
haben, ist allerdings nicht restlos geklärt. Gemäss Aussage des ehemaligen Leiters des 
Strassenbaulabors des TBA wurden diese mit der Abschaffung der Stelle des Oberbau-
leiters nicht mehr weitergeführt. Dass Bauunternehmer in ähnlichem Ausmass auch durch 
Mitarbeitende des HBA oder AWN im Voraus über anstehende Bauprojekte informiert 
wurden, kann aus Sicht der PUK nicht als erstellt gelten.  
 
Was weiter das von A.Q. eingereichte Dokument «Tiefbauamt Graubünden, Bauleitun-
gen 2004, Bezirk 4, Scuol» betrifft, ist aufgrund der Untersuchungen der PUK nicht aus-
reichend belegt, dass Mitarbeitende des TBA dieses herausgegeben haben. Angesichts 
der darin enthaltenen Informationen, welche von ihrem Gehalt her mit den an den Ver-
sammlungen preisgegebenen Informationen vergleichbar sind, relativiert sich die Bedeu-
tung dieses Dokuments aber ohnehin beträchtlich.  
 
Ferner geht die PUK davon aus, dass auch die paket- bzw. tranchenweisen Ausschreibun-
gen der Aufträge die Absprachen unter den Bauunternehmern begünstigten. Die PUK ist 
sich aber bewusst, dass die paketweise Ausschreibung aufgrund der Saisonalität der Bau-
tätigkeit in einem Bergkanton wie Graubünden bis zu einem gewissen Grad verständlich 
war und auch weiterhin ist. Dennoch begrüsst die PUK die im Antwortschreiben von Re-
gierungsrat Mario Cavigelli vom 6. Juni 2018 ans Sekretariat der WEKO gemachte Zu-
sicherung, dieser Problematik künftig – soweit möglich – Rechnung zu tragen.   
 
Festhalten lässt sich schliesslich, dass aus Sicht der PUK nicht erstellt ist, dass die aufge-
zeigten, punktuellen «Hilfeleistungen» von Behörden bzw. Verwaltungsangestellten wis-
sentlich und willentlich zur Unterstützung oder Förderung der Absprachen durch die Bau-
unternehmer erfolgten. Die sinngemässen Aussagen von verschiedenen Befragten, wo-
nach man angesichts der durch die WEKO-Verfahren erlangten Erkenntnisse nicht mehr 
im gleichen Ausmass informieren würde, erscheinen der PUK glaubwürdig.  
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F. Feststellungen zur Frage des Preises  
 

I.  Im Raum stehende Vorwürfe 
 
Im Rahmen der Befragung vom 9. Oktober 2018 behauptete A.Q., es sei aufgrund der 
Absprachen mit der Zeit zum Teil vorgekommen, dass man die Arbeiten um bis zu 100% 
höher offeriert habe. Es gebe Listen, welche aufzeigen würden, wer wieviel an den Auf-
trägen verdient habe. Seinen Schätzungen zufolge hätten die Baumeister allein die öffent-
liche Hand jährlich um rund CHF 20 Mio. betrogen. A.Q. gab «Nachkalkulationen» der 
L.Q. SA 920 zu den Akten, welche sich auf zwei eigene Aufträge beziehen und nachweisen 
sollten, dass der Rechnungsbetrag 55.39% bzw. 37.11% über den Selbstkosten gelegen 
habe. Bei diesen Aufträgen seien die Preise abgesprochen worden und er habe damit viel 
Gewinn gemacht.921 An der Befragung vor der PUK vom 6. November 2020 ergänzte 
A.Q., die Preise, z.B. für einen Kubikmeter Kies, hätten immer etwa gleich hoch sein 
müssen, damit es nicht aufgefallen sei. Man habe also versucht, die Preise gleich zu hal-
ten, dies sei aber nicht immer möglich gewesen. Gespielt habe man vor allem mit den 
Positionen Baustelleneinrichtung und Subunternehmer. Seitens des TBA seien die Preise 
nie hinterfragt worden. Auf die Frage, wie es sein könne, dass niemand die hohen Preise 
bemerkt habe, wenn diese z.B. 100% höher gewesen seien, führte A.Q. aus, die Preise 
seien sukzessive erhöht worden. Auch sei nicht überprüft worden, wie das Preisniveau in 
den anderen Regionen gewesen sei, weil man wohl nicht ausreichend Zeit dafür gehabt 
habe und nicht daran interessiert war, etwas zu unternehmen oder zu ändern. Es habe auch 
Arbeiten gegeben, bei welchen die Preise mangels Referenzwerten unklar gewesen seien. 
Zudem hätten die Ingenieure in einem Interessenkonflikt gestanden; diese würden keine 
Kostenvoranschläge «gegen die Bauunternehmer» machen. Es sei vermutlich kein Preis-
monitoring für den Kanton gemacht worden. Schliesslich sei das Unterengadin als teu-
erste Region im Kanton bzw. in der Schweiz bekannt gewesen. Niemand habe gefragt, 
weshalb es im Unterengadin teurer sei als anderswo. Gewinn gemacht habe man mit der 
Bauplatzinstallation, zusätzlich habe man häufig noch drei, vier entscheidende Positionen 
erhöht.922  
  

                           
920 Nachkalkulation  act. 14.1.2.3.2; Nachkalkulation  act. 14.1.2.3.1 
921 Protokoll Sitzung PUK vom 09.10.2018, S. 2 f., act. 9.1.10.2  
922 Protokoll Befragung A.Q. vom 06.11.2020, S. 3 ff., act. 14.1.1.93.2 
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II.  Beurteilung der WEKO  
 
Die WEKO ging in der Verfügung «Engadin I», in welcher sie vier verschiedene Arten 
von Abreden im Unterengadin923 feststellte, wie erwähnt davon aus, dass die Tätigkeit 
der betroffenen Unternehmen während des Untersuchungszeitraums einen Marktanteil 
von etwa 85% ausgemacht und das von den Abreden betroffene Beschaffungsvolumen 
bei deutlich über CHF 100 Millionen gelegen habe. Weiter führte die WEKO im Presse-
rohstoff zum WEKO-Entscheid «Engadin I» zum Schadenspotenzial von Wettbewerbs-
abreden Folgendes aus: «Submissionsabreden sind in der Regel mit Folgen wie höheren 
Preisen, Strukturerhaltung sowie geringeren Effizienz- und Innovationsanreizen verbun-
den. Die OECD geht von 10–20% höheren Preisen infolge von Submissionsabreden aus. 
Die WEKO stellte in ihrer Untersuchung betreffend Strassenbeläge Tessin fest, dass die 
Offertpreise für Strassenbelagsarbeiten nach der Kartellzeit durchschnittlich rund 30% 
tiefer lagen als während dem Kartell. Gemäss jüngeren empirischen Studien liegen die 
Preise infolge von Mengen- und Preisabreden sowie von Submissionsabreden durch-
schnittlich rund 25–45% höher als in Situationen ohne Abreden. Submissionsabreden 
sind folglich klar schädlich für die Volkswirtschaft. Sie führen zu überhöhten Ausgaben 
der öffentlichen Hand, was sich direkt oder indirekt auf die Steuerlast der Bevölkerung 
und der Wirtschaft auswirkt. Angesichts der Wichtigkeit der jährlichen Beschaffungen 
durch die öffentliche Hand wird das Schädigungspotenzial von Submissionsabsprachen 
bedeutend.» Ob diese Erfahrungswerte zu möglichen Preiseffekten von Submissionsab-
reden auch für die Abreden im Unterengadin als Anhaltspunkt dienen können, unter-
suchte die WEKO nicht. Sie stellte fest, sie habe den allfälligen Schaden für die Bauher-
rinnen vorliegend nicht berechnen müssen und können.924  
 
III.  Erkenntnisse aus Befragungen 
 
Der Chef des TBA Graubünden führte an der Befragung durch die PUK auf entspre-
chende Frage aus, es habe vermutlich eine Zeit gegeben, in welcher die Preise aufgrund 
der Submissionsabsprachen erhöht gewesen seien. Aus dem Preismonitoring für die 

                                                 
923 Vorversammlungen (1997–2008), Zusammenarbeit Firma E, Firma A und Firma C (2008–2012), Abre-

den von elf einzelnen Beschaffungen (zwischen 2009–2012), Kooperationsverträge zwischen der Firma A, 

der Firma C, der Firma E und der Firma I (1999–2008) 
924 Presserohstoff: WEKO-Entscheide «Engadin I» vom 26.04.2018, act. 11.2.19; vgl. auch B. 
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Hauptpositionen, welches sie gemacht hätten, sei ein Preiszerfall ersichtlich. Daraus 
schliesse er, dass es früher eine Zeit lang zu hohe Preise gegeben habe.925  
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte aus, die Preise seien «bei ihnen» höher gewesen, 
das hätten auch andere gewusst. Dies sei auch auf die höheren Materialkosten, die Abge-
legenheit des Unterengadins zurückzuführen. Dass die Preisdifferenz so hoch gewesen 
sei, wie zum Teil behauptet worden sei, glaube er nicht. Er habe deshalb auch keine Be-
denken gehabt. Sie hätten den Preisvergleich in der Region gehabt, ein Vergleich mit 
anderen Preisen im Kanton habe aber damals gefehlt.926  
 
Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur führte bei der Befragung durch die PUK 
aus, als im Jahr 2004 die neue Submissionsgesetzgebung gekommen sei, sei der Preis-
kampf derart hart geworden, dass er meine, dass im Raum Chur die Preise nicht mehr 
abgesprochen worden seien. Auch die Eingaben der Belagsfirmen hätten keine Rück-
schlüsse zugelassen oder Hinweise auf Preisabsprachen gegeben. Ihm sei jedenfalls in 
dieser Zeit nichts aufgefallen. Als sie die Offerten bearbeitet hätten, hätten sie immer mit 
den Preisen vom letzten Jahr gerechnet. Wenn sie z.B. ein Budget von einer Million ge-
habt und mit den letztjährigen Preisen gerechnet hätten, so hätten sie in den Offerten im-
mer tiefere Preise gehabt. Die Preise seien also nicht gestiegen, sondern gesunken. Dies 
habe ihnen gezeigt, dass im Markt ein Kampf herrsche und sich die Firmen nicht abge-
sprochen hätten.927  
 
Der pensionierte Chef des TBA Graubünden führte bei der Befragung im Rahmen der 
AU aus, er gehe nach wie vor davon aus, dass sie im Engadin nicht überbezahlt hätten. 
Es sei bei den Absprachen wohl mehr um einen Abgleich der Auslastung gegangen. Auf 
die Frage, ob man bei einem Erfahrungswert von 100 und einem Angebot von 105 im 
Folgejahr anschliessend von einem Erfahrungswert von 105 ausgehe, antwortete der pen-
sionierte Chef des TBA Graubünden, man habe nicht nur im Engadin geschaut, sondern 
die Preise über den ganzen Kanton verglichen. Auf die Frage, ob Offertvergleiche und 

                                                 
925 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 77, act. 28.1.25.2. Gemäss Bauunternehmer A. sind die gesunkenen Preise für die Haupt-

positionen auf andere Gründe zurückzuführen (praktisch fehlende Teuerung, tiefere Transportkosten für 

Kies und Beton infolge erhöhter Tonnage, Verbesserung der Mechanisierung, Möglichkeit des Exports 

bzw. Imports von Kies und Beton nach bzw. von Livigno und dadurch erhöhter Preisdruck), vgl. Stellung-

nahme Bauunternehmer A. vom 23.04.2021, S. 10, act. 33.2.45.2 
926 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 49, act. 28.1.7.1 
927 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.12.1 
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Abgleiche der Offerten mit dem Kostenvoranschlag geeignete Instrumente zum Nach-
weis von Absprachen darstellten, antwortete der pensionierte Chef des TBA Graubünden, 
etwas Anderes habe es nicht gegeben. Man konnte nur die einzelnen Offerten prüfen und 
sie miteinander vergleichen.928   
 

Hinweisgeber A. wurde durch die PUK mit der Behauptung von A.Q. konfrontiert, wo-
nach im TBA niemand hinterfragt habe, weshalb der Preis im Unterengadin z.B. für Be-
tonkies rund drei Mal höher gewesen sei als im 20 km entfernten Österreich. Hinweisge-
ber A führte dazu aus, er sei davon ausgegangen, dass der freie Markt gespielt habe und 
keine Absprachen stattgefunden hätten. Eine Preisanalyse hätte vermutlich erklären kön-
nen, weshalb die Preise so unterschiedlich gewesen seien. Grundsätzlich habe man die 
Preise nicht hinterfragt, da man nicht gewusst habe, dass Absprachen dahinterstanden. 
Preisanalysen zu gewissen Positionen seien vor allem bei Grossprojekten zum Teil ge-
macht worden, ansonsten im Nachgang bei Nachtragsofferten oder Projektänderungen.929  
 
Der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA wies in seinem Schreiben an die 
PUK vom 8. Juni 2020 darauf hin, dass man aus der Presse zwar vernehme, dass die 
öffentliche Hand infolge von Preisabsprachen zu hohe Baukosten bezahlt habe. Auf den 
ersten Blick leuchte dies jedermann ein. Er frage sich aber, ob man denn wisse, wieviel 
die einzelnen Bauwerke unter Einhaltung aller Rahmenbedingungen gekostet hätten. 
Weiter verwies der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA darauf, dass sich im 
Bauwesen gegenüber früher Vieles wesentlich verbessert habe. Es werde heute bedeutend 
nachhaltiger gebaut. Nachhaltigkeit werde mit Qualität erreicht. Sie bewirke Langlebig-
keit bei geringem Unterhalt. Ressourcen würden geschont, weniger Energie werde ver-
braucht. Damit sei umweltfreundliches Handeln gewährleistet. Unter einem gewissen 
Preisniveau könne Qualität nicht erbracht werden.930 In seiner Stellungnahme vom 6. Ap-
ril 2021 ergänzte der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA, bei Tiefstpreis-
vergaben in der Planung und in der Ausführung könne die geforderte Qualität nicht mehr 
gewährleistet werden.931 
 
Bauunternehmer A. führte zu den Aussagen von A.Q. anlässlich der Befragung durch die 
PUK aus, es treffe nicht zu, dass man im Rahmen des Kartells die Preise um 20% bis 50% 

                                                 
928 Protokoll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 450 ff. und 459 

ff., act. 12.1.2.6 
929 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 20.02.2020, Frage 59 - 61, act. 28.1.5.6 
930 Schreiben von ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 08.06.2020, act. 28.1.13.2.2 
931 Stellungnahme ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 06.04.2021, act. 33.2.9 
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erhöht habe. Das sei absurd und nicht wahr. Sie, die Mitglieder des Baumeisterverbands, 
hätten mit A.Q. immer grosse Probleme gehabt, denn dieser habe, wenn er die Aufträge 
bekommen sollte, immer zu hoch kalkuliert. Man habe sich dann immer gestritten bezüg-
lich des jeweiligen Marktpreises. Aus diesem Grund sei A.Q. nicht mehr an die Vorver-
sammlungen gekommen.932 In seiner Stellungnahme vom 23. April 2021 Bauunterneh-
mer A., die Aufträge seien hauptsächlich im offenen Verfahren ausgeschrieben worden. 
Der Wettbewerb sei also offen gewesen. Schon deshalb sei der Preis nicht einfach erhöht 
worden, sondern man habe stets darauf geachtet, dass das erstrangierte Angebot auch sehr 
konkurrenzfähig gewesen sei. Es sei damals, wie heutzutage auch, immer wieder vorge-
kommen, dass «auswärtige» Angebote aus dem Prättigau, Nordbünden oder sogar aus 
Österreich eingereicht worden seien. In der Regel seien diese aber durchwegs höher ge-
wesen, was beweise, dass die Preise im Unterengadin nicht überhöht, sondern stets markt-
gerecht und konkurrenzfähig gewesen seien. Unbegründete Preiserhöhungen wären zu-
dem in einer begrenzten, kleinen Region wie dem Unterengadin leicht erkannt und um-
gehend reklamiert worden.933 
 
Bauunternehmer B. führte aus, dass wenn die Offerten massiv höher gewesen wären als 
der Kostenvoranschlag, man ganz sicher interveniert hätte. Er nehme aber an, dass man 
in der Regel unter dem Kostenvoranschlag gewesen sei. Ein Ingenieur aus Sent habe ihm 
einmal gesagt, «dass wir [gemeint Baumeister] immer tiefer und tiefer reingehen, als sie 
den Kostenvoranschlag rechnen».934  
 
Hinweisgeber B., welcher über einen langen Zeitraum Geschäftsführer einer Belagsfirma 
in Graubünden und während rund 20 Jahren selber an Submissionsabsprachen beteiligt 
war, führte in der schriftlichen Befragung vom 9. November 2020 zur Höhe der Preise 
aus, dass auch die Unternehmer untereinander sich nicht alles gegönnt hätten, und so seien 
überhöhte Preise nicht gebilligt worden. Wenn nur wenige Unternehmer an einer Arbeit 
interessiert gewesen seien, sei es aber sicher vorgekommen, dass es zu überhöhten Preisen 
gekommen sei. In den meisten Fällen seien die Preise aber marktkonform gewesen. Zur 
Preisfestsetzung habe man jeweils die Offerten mit der höchsten und mit der tiefsten Ein-
gabesumme gestrichen und anhand der übrigen Eingabesummen den Mittelwert berech-
net. Diese Summe habe die Grundlage für die billigste Offerte gebildet. Die übrigen Fir-
men seien mit ihren Offerten dahinter aufgereiht worden. Hätten Unternehmen, welche 
nicht gerade am Zug gewesen seien, grosses Interesse gehabt, hätten sie die Positionen 2 
und 3 erhalten. Um zu bestimmen, wer bei einer Arbeit vorne sein dürfe, habe man eine 

                                                 
932 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19. August 2020, Frage 17, act. 28.1.11.3 
933 Stellungnahme Bauunternehmer A. vom 23.04.2021, S. 9 f., act. 33.2.45.2 
934 Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 46, act. 28.1.15.2 
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Prozentliste mit den Anteilen jeder Firma gehabt, welche immer wieder leicht angepasst 
worden sei. In Fällen, in denen auch Dritte Offerten eingereicht hätten, sei man gleich 
vorgegangen, habe aber den Preis ca. 5 bis 15% tiefer angesetzt und der Erstrangierte 
habe nach eigenem Gutdünken seine Eingabesumme noch tiefer ansetzen dürfen. In den 
meisten Fällen seien die Zweit- und Drittplatzierten informiert worden, sodass diese die 
Möglichkeit gehabt hätten, auch ihr Angebot nach unten anzupassen. Aufgrund der Be-
gehungen vor Ort sei meistens klar gewesen, wer mitofferiere. Zudem habe man später 
über Lieferanten die definitive Teilnehmerliste erhalten. Die Lieferanten hätten diese 
Liste vom TBA erhalten, damit sie ihr Angebot (Subunternehmern-Lieferantenofferten) 
den Unternehmungen hätten zustellen können.935 
 
Der ehemalige Geschäftsführer einer Baufirma im Unterengadin war in den Jahren 1976 
bis 1999 in verschiedenen Position – seit 1990 als Geschäftsleiter und seit 1995 zusätzlich 
als Mitglied des Verwaltungsrats – für die Firma J tätig. Seit 2011 arbeitete er als selb-
ständiger Bauherrenberater in Scuol (u.a. Begleitung des An- bzw. Neubau des Operati-
onstrakts des Ospidal Engiadina Bassa) und beurteilte in dieser Funktion nach eigenen 
Angaben auch Baumeisterofferten und nahm Vergaben vor. In seiner schriftlichen Aus-
kunft an die PUK erklärte der ehemalige Geschäftsführer einer Baufirma im Unterenga-
din, es habe zu seiner Zeit Absprachen gegeben, aber nicht systematisch. Zudem habe 
praktisch keine Preisverbesserung erzielt werden können, da schon damals immer wieder 
Firmen aus dem übrigen Kantonsgebiet respektive dem Ausland mitofferiert hätten. Oft 
seien auch nicht alle Firmen für eine Absprache bereit gewesen und somit habe sich auch 
für die anderen eine Absprache erübrigt. In seinem Bereich – nicht im Belagswesen – 
hätten keine systematischen Absprachen stattgefunden. Da bei sehr vielen Ausschreibun-
gen auch sogenannte Preisanalysen der Hauptpositionen hätten abgegeben werden müs-
sen, wären manipulierte, überhöhte Preise aufgefallen. Er glaube nicht, dass die Angebote 
40% und mehr über den üblichen Preisen gelegen hätten. Dies wäre den prüfenden Stellen 
anhand der Preisanalysen aufgefallen. Zudem hätte A.Q. von 2000 bis 2006 riesige Ge-
winne erzielen müssen. Nachdem A.Q. seit 2006 nicht mehr mitgemacht haben soll, hätte 
es genügt, 10% günstiger zu sein, und er hätte somit auch in dieser Zeit nochmals hohe 
Gewinne erzielen können.936 
  

                                                 
935 Schriftliche Befragung von Hinweisgeber B. vom 09.11.2020, Frage 6, act. 9.2.29.3 
936 Schriftliche Befragung von ehemaligen Geschäftsführer einer Baufirma im Unterengadin vom 

28.04.2020, Fragen 2, 8 f., 13 und 16, act. 9.2.15.5.2; vgl. auch E-Mail des ehemaligen Geschäftsführers 

einer Baufirma im Unterengadin an PUK vom 20.01.2020, act. 9.2.15.2 
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als wahrscheinlich, dass die Preisabsprachen zu höheren Preisen geführt haben und dem 
Kanton durch die Abreden ein finanzieller Schaden in unbekannter Höhe entstanden ist. 
Darauf deutet auch der des Chefs des TBA Graubünden erwähnte Umstand hin, wonach 
die Preise für die Hauptpositionen gemäss dem Preismonitoring inzwischen gesunken 
sind, und die Aussage von Hinweisgeber B., welcher bezüglich des Belagswesens aus-
führte, dass die Preise in bestimmten Konstellationen um rund 10-15% erhöht gewesen 
seien.  
 
Dass – wie von A.Q. behauptet – um bis zu 100% höher offeriert worden sei, ist aus Sicht 
der PUK unwahrscheinlich. Diese Behauptung von A.Q. blieb unbelegt. Die von ihm er-
wähnten Listen, welche aufzeigen würden, wer wieviel an den Aufträgen verdient habe, 
wurde der PUK nie vorgelegt. Die beiden von ihm eingereichten Nachkalkulationen be-
treffen lediglich zwei Fälle aus dem Jahr 1996, wobei die Bauherren zudem nicht der 
Kanton waren, sondern die Gemeinde Ramosch bzw. eine Privatperson. Die Nachkalku-
lationen sind somit für den dem Kanton im Untersuchungszeitraum mutmasslich entstan-
denen Schaden nicht massgebend und wurden im Übrigen von A.Q. selbst erstellt, wes-
halb deren Aussagekraft fraglich ist.  
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G. Unregelmässigkeiten bei der Ausführung von Bauprojekten 
 
I. Im Raum stehende Vorwürfe  
 
Im Verlauf der Untersuchung zu den Polizeieinsätzen gegen A.Q. wurde medial verbrei-
tet, dass der Kanton über überhöhte Rechnungen hinweggesehen hätte, dass z.B. im Jahr 
2004 bei Bau der Zufahrtsstrasse zur Burg Tschanüff bei Ramosch mitten in der Bauzeit 
der Umrechnungsfaktor für den Kies abgeändert worden sei, was den Preis für denselben 
Kies um bis zu 30 Prozent verteuert habe. Dies sei im Januar 2005 verschiedenen Stellen 
gemeldet worden, so auch dem ehemaligen Gemeindepräsidenten von Scuol und heutigen 
Regierungsrat Jon Domenic Parolini. Eine Antwort habe es nicht gegeben.939  
 
Zuvor hatte A.Q. am 9. Oktober 2018 gegenüber der PUK ausgesagt, es habe regelmässig 
grössere Abendessen zu den Bauabnahmen gegeben. Dort seien Leute von den involvier-
ten Baufirmen sowie vom TBA des Bezirks und von Chur dabei gewesen. Derartige Essen 
seien jeweils in der Schlussabrechnung so eingebaut worden, dass z.B. ein Weg plötzlich 
etwas länger angegeben worden sei, als er tatsächlich gewesen sei. Die Leute vom Kanton 
hätten dies gewusst und mitgemacht.940  
 
Am 8. Mai 2020 ergänzte A.Q. als weitere Beispiele, dass schlechte Qualität des Betons 
oder des Kieses verkauft worden sei, man aber besseres Material verrechnet habe. In ei-
nem Fall in der Gemeinde Ramosch habe man zudem eine Lieferung zwei Mal bezahlt, 
da doppelt ausgemessen worden sei. Dies sei im Rahmen einer ARGE gemacht worden; 
der Bauleiter habe mitgespielt und die Unterlagen unterzeichnet. In einem anderen Fall 
seien zwei Lastwagenladungen mit Belag verrechnet worden, effektiv sei aber nur eine 
Lastwagenladung verbaut worden. Dies sei gängige Praxis gewesen und mit viel System 
gemacht worden. Der Kanton und die Gemeinden hätten weggeschaut.941  
 
II. Erkenntnisse aus Befragungen 
 
1. Geschilderte Vorfälle eines selbständigen Architekten im Unterengadin 
 
Architekt 1 ist seit 2004 als selbständiger Architekt im Unterengadin tätig und begleitete 
verschiedene Projekte im Auftrag des Kantons.  
 

                                                 
939 Haefely, Kartell, Die geheimen Listen, Beobachter vom 12.04.2019, S. 12 ff. 
940 Protokoll Sitzung PUK vom 09.10.2018, S. 3, act. 10.2 
941 Protokoll Sitzung PUK vom 08.05.2020, S. 4, act. 9.1.63.2 
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Anlässlich seiner Befragung vor der PUK führte er aus, dass er als Architekt jeweils für 
die Ausschreibung und die Vorbereitung der Unterlagen für die Submission zuständig 
sei; auch seien die Architekten und Ingenieure bei grösseren Objekten für die Kontrolle 
auf der Baustelle zuständig. Die Projektleiter des TBA seien nur ab und zu auf der Bau-
stelle gewesen.942 Architekt 1 berichtete, dass es – gerade im Tiefbau – schwierig gewe-
sen sei, die von den Unternehmern verrechneten Mengen zu überprüfen. «Ich hatte einen 
Fall, wo ein Unternehmer versucht hat, mehr Kies zu verbauen. Ich hatte dann anhand 
von Fotografien die Möglichkeit nachzuweisen, dass das nicht möglich sei».943Teilweise 
hätten die Architekten Provisionen erhalten: «[…] man packt 120% rein, schliesst das 
Projekt mit 110% ab, ist unter KV und alle sind zufrieden und man hat immer noch 10% 
zu viel bezahlt.»944 Er selber habe in seiner Funktion als vom Kanton mit der Durchfüh-
rung eines Bauprojekts beauftragter Architekt von Bauunternehmer F. von der Firma F 
das Angebot erhalten, ein unzutreffend verrechnetes Ausmass zu akzeptieren. Im Gegen-
zug werde er für ihn privat eine Gratisarbeit ausführen. Architekt 1 habe dieses Angebot 
abgelehnt und diesen Vorgang in der Folge bei seiner Ansprechperson beim Hochbauamt 
Graubünden, dem pensionierten Mitarbeiter des Hochbauamts, gemeldet.945  
 
Weiter berichtete Architekt 1 von einem jüngst vorgefallenen Sachverhalt, allerdings im 
Kontext eines Auftrags für einen privaten Bauherrn, bei welchem die Firma C involviert 
gewesen sei. Diese Firma habe bei der Abrechnung ihrer Aufwendungen versucht, mehr 
zu verrechnen, als effektiv an Arbeit geleistet worden sei. Die von ihm als verantwortli-
cher Architekt vorgenommene Kürzung des Betrags von CHF 15'000 sei dann erstaunli-
cherweise nicht auf Widerstand gestossen. In der Baubranche komme man sehr rasch in 
solche Situationen.946 
 
Eine telefonische Anfrage des Sekretariats der PUK bei dem pensionierten Mitarbeiter 
des Hochbauamts ergab, dass sich dieser an den konkreten, von Architekt 1 geschilderten 
Vorfall nicht erinnern konnte. Der pensionierte Mitarbeiter des Hochbauamts führte zu-
dem aus, dass der Architekt die Verbindungsperson gewesen sei und er u.a. die Aufgabe 
gehabt habe, das Devi zu prüfen und sicherzustellen, dass die Ausmasse stimmten. Die 
Kontrolle der Ausmasse sei seine Aufgabe, insbesondere aber auch jene der Verbindungs-
person (d.h. des Architekten), gewesen. Es sei immer wieder mal versucht worden, «hier 

                                                 
942 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Fragen 15 und 18, act. 28.1.4.2 
943 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 17, act. 28.1.4.2;  
944 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Fragen 24 und 26, act. 28.1.4.2 
945 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 24, act. 28.1.4.2 
946 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 26, act. 28.1.4.2 

 

 

 



 - 279 - 

Spielchen zu machen». Es sei leider häufig vorgekommen, dass Bauunternehmer versucht 
hätten, «mehr Ausmasse zu verrechnen, es auszureizen». Man habe dies dann ausgehan-
delt bzw. geklärt. Auf Nachfrage erklärte der pensionierte Mitarbeiter des Hochbauamts, 
dass man in solchen Situationen soweit ersichtlich anschliessend keine weiteren Schritte 
unternommen habe.947  
 
Der Chef des HBA, reagierte auf die Schilderung des von Architekt 1 erwähnten Vorfalls 
(Angebot für eine Gratisarbeit) mit Erstaunen: «Jetzt bin ich paff. Das ist für mich absolut 
neu und wahnsinnig.»948  
 
Jon Domenic Parolini gab zum im Beobachter-Artikel erwähnten Vorkommnis betreffend 
das Bauprojekt Burg Tschanüff bei Ramosch (Abänderung des Umrechnungsfaktors 
während der Bauzeit) an, nicht darüber informiert worden zu sein. Er bezweifelte, ein 
diesbezügliches Schreiben erhalten zu haben bzw. konnte sich jedenfalls nicht daran er-
innern.949 
 

2. Abweichungen beim Ausmass 
 
Bezüglich der Ausmasskontrollen wurde in den Befragungen der Mitarbeitenden des 
TBA und HBA im Wesentlichen angeführt, dass die (Haupt-)Verantwortung für die Aus-
masskontrolle beim Bauleiter liege.950 Wenn ein Nachtragskredit erforderlich gewesen 
sei, sei eine Meldung an die zuständige Stelle – je nach Höhe des Nachtragskredits bzw. 
der Finanzkompetenzen – auf Bezirks- oder Kantonsebene erfolgt.951 Bei Abweichungen 

                                                 
947 Aktennotiz Telefonat mit pensionierten Mitarbeiter Hochbauamts vom 29.05.2020, act. 28.1.23.1 
948 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 23, act. 28.1.18.3 
949 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 20, act. 18.1.6.1.9 
950 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 40, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 27, act. 28.1.7.1; Protokoll Befragung ehemaliger Stv. 

Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 20 und 22, act. 28.1.8.1; Protokoll Befragung ehemali-

ger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 21, act. 28.1.10.1; Protokoll Befragung pensi-

onierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 16, act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung Chef 

HBA vom 11.09.2020, Frage 14, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 

Mesocco vom 30.10.2020, Frage 17, act. 28.1.24.2; Protokoll Befragung Chef des TBA Graubünden vom 

12.11.2020, Frage 16, act. 28.1.25.2 
951 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 40, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 23, act. 28.1.8.1; Protokoll Befragung 
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vom effektiven Ausmass seien die Ausmasse zurück zum Unternehmer zur Korrektor 
gegangen bzw. habe man die Zahlen mit der Bauunternehmung bereinigt.952 Diese Kon-
trollen (Ausmasskontrollen) seien dokumentiert und auch von der Finanzkontrolle jeweils 
angeschaut bzw. revidiert worden.953 Der Chef des HBA präzisierte, dass nur die Ver-
pflichtungskreditprojekte von der Finanzkontrolle revidiert würden; die übrigen würden 
im Rahmen der Dienststellenprüfung revidiert.954 
 
Anlässlich der Befragungen bestätigten zahlreiche befragte (ehemalige) Angestellte der 
kantonalen Verwaltung, dass es immer wieder bzw. manchmal zu Korrekturen der Ab-
rechnungen von Bauunternehmern gekommen sei, weil diese zu viel in Rechnung gestellt 
hätten.955 Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol begründete dies wie folgt: «[…] aufgrund 
der sehr knapp offerierten Preise. Man versucht es, dann im Nachhinein noch etwa her-
auszuholen, über den Bau oder die Ausmasse. Das fordert die Bauleiter sehr und bedingt, 
dass sie den Bauunternehmen sehr gut auf die Finger schauen. Man kann sagen, dass es 
eine Folge der tiefen Offerten ist».956 Und weiter: «Wir haben hier eine klare Devise, dass 

                                                 
ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Fragen 23 f., act. 28.1.10.1; Protokoll Befra-

gung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 16, act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung 

Chef des TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 15, act. 28.1.25.2 
952 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 27, act. 28.1.7.1; Protokoll Be-

fragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 20 und 22, act. 28.1.8.1; Pro-

tokoll Befragung Chef des TBA Graubünden vom 12.11.2020, Frage 16, act. 28.1.25.2 
953 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 46, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 14, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung Chef des TBA Graubünden vom 

12.11.2020, Frage 16, act. 28.1.25.2 
954 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 17, act. 28.1.18.3 
955 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 43, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 28, act. 28.1.7.1; Protokoll pensionierter Chef TBA Be-

zirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 17, act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, 

Frage 20, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 17, act. 

28.1.19.3 
956 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 29, act. 28.1.7.1; vgl. auch Pro-

tokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 22, act. 28.1.8.1; Pro-

tokoll Befragung Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 15, act. 28.1.9.2; Protokoll Befragung pensionierter 

Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 17, act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung pensionierter Chef 

AWN vom 25.09.2020, Frage 17, act. 28.1.19.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden 

vom 30.10.2020, Frage 15, act. 28.1.21.2.1 
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die Bauleiter und der Leiter Projektierung Bau genau hinschauen müssen und bei unbe-
gründeten Nachforderungen knallhart durchgegriffen wird».957 
 
Weiter bestätigten der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol und weitere Befragte, dass es zu-
treffe, dass die Bauunternehmungen bei der Abrechnung eines Bauprojekts immer wieder 
bzw. manchmal – wider besseren Wissens - versucht hätten bzw. heute noch versuchen 
würden, Nachforderungen zu stellen: «Ja, das passiert heute, auch wenn man nicht alle 
Unternehmen in einen Topf werfen kann. Es passiert heute und passierte wohl früher. 
Heute geschieht es ausgeprägter».958 Es habe auch begründete Nachtragsforderungen ge-
geben. Es gelte, fair zu bleiben, sich aber nicht über den Tisch ziehen zu lassen. Dieses 
Thema werde immer wieder besprochen an internen Besprechungen.959 Oft hätten es im-
mer die gleichen Bauunternehmen versucht.960 Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 
Chur präzisierte, dass er keine Nachforderungen auf dem Tisch gehabt habe, bei welchen 
bei ihm der Eindruck entstanden sei, dass der Bauunternehmer in betrügerischer Absicht 
versucht habe, zu mehr Geld zu kommen.961  

 

Der ehemalige Leiter des Strassenbaulabors des TBA erläuterte die seiner Ansicht nach 
hinter diesem Phänomen stehende Grundproblematik im Anschluss an seine Befragung 
in einem Schreiben vom 8. Juni 2020 an die PUK962 wie folgt:  
 
«Mit der Revision der Submissionsverordnung 1995 wurden Voraussetzungen geschaf-
fen, welche den erforderlichen Mindestpreis, der die in den Europäischen / Schweizer 
Normen verlange Qualität sicherstellt, nicht mehr gewährleisten kann. Das zuvor vor-

                                                 
957 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 32, act. 28.1.7.1 
958 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 31, act. 28.1.7.1; vgl. auch Pro-

tokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 44, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung ehemali-

ger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 24, act. 28.1.8.1; Protokoll Befragung ehemaliger 

Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 22, act. 28.1.10.1; Protokoll Befragung pensionier-

ter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 15, act. 28.1.21.2.1; Protokoll Befragung pensionierter 

Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 19, act. 28.1.24.2; Protokoll Befragung Chef TBA 

Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 16, act. 28.1.25.2 
959 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 32, act. 28.1.7.1 
960 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 43, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 17, act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung Chef 

TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 19 f., act. 28.1.25.2 
961 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 19, act. 28.1.12.1 
962 Schreiben von ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 08.06.2020, act. 28.1.13.2.2 
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handene Instrument des "Unterangebotes", welches das Eliminieren von Tiefstpreisan-
geboten ermöglichte, wurde entfernt. Das primäre Ziel jedes Anbieters ist es, zu dem 
Auftrag zu gelangen. Heute erreicht man dies im Regelfall über den Tiefstpreis. Anders-
lautende Meinungen basieren auf mangelnden Kenntnissen oder erweisen sich als Schön-
rednerei.  
 
«[…].  
 
Das Ergebnis ist für alle Beteiligten zermürbend. […].  

– Grosse Unternehmen müssen innerhalb des Betriebs Aufträge "quersubventio-

nieren", um über das Jahr kostendeckend arbeiten zu können. Oder sie verfügen 
über andere Einnahmequellen.  

– Ingenieure und Juristen prüfen Submissionen auf Möglichkeiten von Nachforde-

rungen, die in das Angebot eingerechnet werden können, um das tiefste Angebot 
zu erreichen.  

– Unternehmen versuchen ab Baubeginn das Projekt abzuändern, um Nachtrags-

preise erwirken zu können. Damit wird versucht, das schlechte Angebot aufzubes-
sern.  

– Es wird nur noch strikte nach Projekt und Ausschreibung gebaut, ungeachtet ob 
es situativ sinnvoll ist. Die Kostenentwicklung der Baustelle ist verglichen zum 
Angebot ohne Mehrwert meist nur zunehmend.  

– […]. 
– Projekte mit Mängel ermöglichen keine wirklichkeitsnahe Ausschreibung, was 

dem Anbieter die Möglichkeit zu Spekulationen im Angebote gibt. Die Submission 
wird damit verfälscht.  

– Anbieter welche mangelnde Leistungen erbringen und damit den Projektlei-
tungs- oder Bauleitungsaufwand wesentlich erhöhen, können nur in Ausnahme-
fällen dafür materiell belangt, oder in der Folge von der nächsten Submission 
ausgeschlossen werden.  

– […] 
– Der Bauherr gibt sich kaum ernsthaft Rechenschaft darüber ab ob die Abrech-

nung der Baustelle mit der Vergabe korrespondiert. Ob die erfolgte Vergabe an 
den "Günstigsten" sich wirklich als günstig erwiesen hat, oder ob die Abrechnung 
gar auf dem Niveau anderer Anbieter erfolgte, bleibt meist ungeklärt! Entspre-
chende Korrekturen im Vergabewesen bleiben daher aus.  

– Vergaben erfolgen da zu Tiefstpreisen, wo sich der Bauherr der unmittelbaren 
Verantwortung gegenüber der Nachhaltigkeit des Bauwerks zu wenig bewusst ist. 
Dem Glauben, dass auf allen Stufen gezaubert werden kann, gibt man sich leicht-
fertig hin.  
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– Unternehmen müssen einen Gewinn erwirtschaften, um Investitionen für Gerät-
schaften vornehmen zu können. Dies sichert ihr Weiterbestehen, gewährleistet 
ihre Leistungsfähigkeit und ermöglicht das Einbringen von wirtschaftlichen An-
geboten. Davon kann die Öffentlichkeit profitieren.  

– Der kostendeckend, die gesellschaftlichen Verpflichtungen gemäss "Bestätigung 
des Anbieters" einhaltende und damit korrekt agierende Anbieter wird im Sub-
missionsverfahren benachteiligt. Auf die Dauer verleitet es ihn dazu, ebenfalls 
"Mogelpackungen" einzureichen. Der ehrliche und ökologische Wettbewerb ist 
heute institutionell "beeinträchtigt". Er ist krank.  

– […]. 
 
Die langjährige Realität zeigt, mit dem tiefsten Angebot sind die Chancen des Anbie-
ters am grössten, den Auftrag zu erhalten. Die heutigen Submissionsverhältnisse be-
nachteiligen die Mehrheit der korrekt agierenden Anbieter, was nicht sein darf. 
 
[…].» 

 
III. Würdigung 
 
Mit Bezug auf die Unregelmässigkeiten bei der Ausführung von Bauprojekten ist zu-
nächst auf das von verschiedenen befragten Personen erwähnte «Grundproblem» hinzu-
weisen. So bestätigten die befragten Personen, dass die Bauunternehmer, z.T. sogar wider 
besseren Wissens, zu viel in Rechnung gestellt hätten und sahen den Grund darin, dass 
die Bauunternehmer knapp offeriert hätten, mit dem Ziel auf diesem Weg einen Zuschlag 
zu erhalten.  
 
Die PUK erachtet die Ausführungen des ehemaligen Leiters des Strassenbaulabors des 
TBA, welche die Hinweise verschiedener Befragter auf die Grundproblematik der tiefen 
Angebote bestätigen, als nachvollziehbar. Nach Ansicht der PUK sind die anlässlich der 
Befragungen bestätigten Gegebenheiten und Unregelmässigkeiten bei der Ausführung 
der Bauprojekte vor diesem Hintergrund zu sehen. Der PUK wurde im Rahmen der Be-
fragungen zum einen bestätigt, dass es immer wieder zu Nachforderungen gekommen sei 
und dass diese, wenn sie berechtigt waren, durch die über die entsprechenden Finanz-
kompetenzen verfügende Stelle zu bewilligen waren bzw. bewilligt wurden.  
 
Zum anderen ist angesichts der Hinweise davon auszugehen, dass es auch zu unberech-
tigten Nachforderungen kam oder dass zu hohe Beträge in Rechnung gestellt wurden. 
Dies festzustellen, war in erster Linie Aufgabe der Bauleiter; diese waren zuständig für 
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Zur Aussage von Architekt 1, wonach die Architekten teilweise sogar Provisionen (auf 
den Beträgen, welche zu viel in Rechnung gestellt wurden) erhalten hätten, ist zu sagen, 
dass sich dieser Verdacht aufgrund der Abklärungen der PUK nicht erhärtete. Allerdings 
standen die Architekten auch nicht im Fokus der vorliegenden Untersuchung, welche sich 
auf die Kenntnisse und auf das Verhalten der Kantonsangestellten konzentriert. Auch be-
züglich allfälliger Bereicherungen von Architekten oder Ingenieuren fand die PUK keine 
Hinweise oder gar Beweise, wonach Kantonsangestellte davon Kenntnis hatten oder hät-
ten haben müssen. Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass der Kanton gemäss 
Abklärungen der PUK bei der Verteilung der Aufträge an Architekten und Ingenieure 
darauf zu achten schien, dass ein breites Spektrum von Personen und Firmen berücksich-
tigt wurde.964 Durch diese Beschränkung des Volumens der einzelnen Aufträge konnte 
einer allfälligen systematischen Bereicherung einzelner Architekten und Ingenieure wohl 
zumindest entgegengewirkt werden.  
 
Bezüglich der konkret im Beobachter-Artikel erwähnten Projekte, bei denen mutmasslich 
zu viel verrechnet wurde, versuchte die PUK mehrfach erfolglos, von A.Q. dazu genauere 
Angaben erhältlich zu machen, sodass in einem weiteren Schritt beim Kanton die ent-
sprechenden Akten hätten herausverlangt und geprüft werden können.965  
 
Was die von A.Q. im Beobachter-Artikel erwähnten Meldungen (an Jon Domenic Paro-
lini und weitere, nicht näher bezeichnete Personen) betrifft, sagte Jon Domenic Parolini 
aus, von einer Meldung von A.Q. im Januar 2005 bezüglich des Bauprojekts Zufahrts-
strasse zur Burg Tschanüff bei Ramosch keine Kenntnis zu haben bzw. sich nicht daran 
erinnern zu können. Der Frage, ob Jon Domenic Parolini in seiner damaligen Funktion 
als Gemeindepräsident von A.Q. kontaktiert worden war, konnte die PUK nicht weiter 
nachgehen, zumal sie aufgrund ihres Auftrags nicht befugt war, die relevanten Doku-
mente mittels eines Akteneditionsgesuchs bei der Gemeinde heraus zu verlangen. A.Q. 
selber legte der PUK keinen Beleg für die entsprechenden Meldungen vor, verwies aber 
auf vereinzelte Personen. Zwei Personen, Architekt 3, der viele Jahre als selbständiger 

                                                 
964 Vgl. dazu die Zusammenstellung des BVFD mit sämtlichen Ingenieurbüros, welche für das TBA im 

entsprechenden Zeitraum fünf oder mehr Aufträge ausgeführt haben im Zeitraum 2002 – 2012 (act. 2.7.3.3) 

bzw. im Zeitraum ab 2013 (act. 2.7.3.4) sowie das dazugehörige Schreiben von Mario Cavigelli vom 

13.03.2020, act. 2.7.3.1 
965 E-Mail-Verkehr zwischen PUK und A.Q. vom 24.07.2020 und 04.08.2020, act. 14.1.1.75; Notiz Tele-

fonat mit Rechtsanwalt von A.Q. betr. ausstehende Akten von A.Q., act. 14.1.1.76 
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Architekt im Unterengadin tätig war966, und Bauherr A., ein privater Bauherr im Unteren-
gadin967, welche gemäss A.Q. über die Machenschaften des Baukartells berichten und 
bestätigen könnten, «wie alles gelaufen sei», wurden in der Folge durch die PUK kontak-
tiert. Beide Personen verneinten, selber Unregelmässigkeiten festgestellt zu haben. 
 
Folglich bleibt es bei den entsprechenden, medial verbreiteten Darstellungen sowie den 
Aussagen von A.Q., wonach die Leute vom Kanton dies gewusst und mitgemacht hätten 
bzw. der Kanton und die Gemeinden weggeschaut hätten. Die PUK kann dies, namentlich 
aufgrund der fehlenden Beweise sowie der im Wesentlichen übereinstimmenden Aussa-
gen der Kantonsangestellten, nicht bestätigen.  
  

                                                 
966 Aktennotiz Telefonat mit Architekt 3 vom 25. Mai 2020, act. 9.2.25.1 
967 Protokoll Befragung Bauherr A. vom 14.02.2020, act. 28.1.3.2 
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Personalverordnung (PV), welche im Jahr 2006 durch das Personalgesetz abgelöst wurde, 
fand sich in Art. 42 ein Hinweis auf die Pflicht der Angestellten zur Wahrung der Inte-
ressen des Gemeinwesens. 
 
Das Verbot der Vorteilsannahme bezweckt die Wahrung der Unparteilichkeit, Integrität 
und Objektivität des Staatspersonals und dient damit einerseits der Verwirklichung der 
Rechtsgleichheit in der Rechtsanwendung und andererseits letztlich auch dem Schutz der 
Vertrauenswürdigkeit und Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung.976 
 
Von besonderer Bedeutung ist die Unparteilichkeit, Integrität und Objektivität bei Ange-
stellten, welche an einem Beschaffungs- oder Entscheidprozess beteiligt sind. Aus diesem 
Grund ist im Bundespersonalrecht die Annahme auch von geringfügigen und sozial übli-
chen Vorteilen unter anderem dann untersagt, wenn der Vorteil von effektiven oder po-
tenziellen Anbietenden offeriert wird, oder wenn ein Zusammenhang zwischen der Vor-
teilsgewährung und dem Beschaffungs- oder Entscheidprozess nicht ausgeschlossen wer-
den kann (Art. 93 Abs. 2 der Bundespersonalverordnung [BPV]). Wie nachfolgend dar-
gelegt wird, ist diese Regelung im bündnerischen Personalrecht nicht vorgesehen; es gel-
ten für alle Angestellten dieselben allgemeinen Bestimmungen zum Geschenkannahme-
verbot. Dennoch rechtfertigt die erhöhte Korruptionsanfälligkeit des Beschaffungswe-
sens eine restriktive Auslegung der geltenden Bestimmungen. 
 
2. Personalverordnung vom 27. September 1989977 
 
Spätestens mit der Teilrevision der Personalverordnung vom 27. September 1989, welche 
am 29. März 2000 vom Grossen Rat beschlossen und auf den 1. November 2001 in Kraft 
gesetzt wurde978, gab es im Bündner Personalrecht eine Bestimmung zur Annahme von 
Geschenken.  
 
Die Personalverordnung sah im revidierten Art. 48 Abs. 1 vor, dass die Mitarbeitenden 
keine Geschenke oder andere Vorteile für sich oder andere fördern, annehmen oder sich 
versprechen lassen durften, wenn dies im Zusammenhang mit ihrer dienstlichen Tätigkeit 
geschah. Eine Ausnahme bildeten Geschenke von geringem Wert. Art. 48 Abs. 2 der Per-

                                                 
976 Grebski / Malla, Handkommentar Bundespersonalgesetz, Art. 21, N 77. 
977 Verordnung über das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kantons Graubünden vom 27. September 

1989; BR 170.400 
978 Botschaft der Regierung an den Grossen Rat, Heft Nr. 21/2005–2006, S. 1994, act. 2.8.1.2.2 
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sonalverordnung, welcher bereits mit der Totalrevision per 1. Juli 1990 in die Personal-
verordnung aufgenommen wurde, blieb unverändert.979 Dieser sah vor, dass Vorzugsbe-
dingungen, welche Berufsorganisationen für ihre Mitglieder vereinbaren, nicht als Ge-
schenke oder andere Vorteile im Sinne von Absatz 1 gelten.980  
 
3.  Personalgesetz vom 14. Juni 2006981 
 
Im Jahr 2006 wurde das Gesetz über das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kan-
tons Graubünden (Personalgesetz) erlassen, wobei die bisherigen Art. 48 Abs. 1 und 2 
der Personalverordnung in Art. 51 Abs. 1 und 2 des neuen Gesetzes über das Arbeitsver-
hältnis der Mitarbeitenden des Kantons Graubünden betreffend «Verbot der Annahme 
von Geschenken» überführt wurden. Der Botschaft der Regierung an den Grossen Rat 
zum Personalgesetz (PG) kann entnommen werden, dass gemäss Praxis Geschenke ange-
nommen werden dürfen, die den Charakter einer Wertschätzung oder Anerkennung für 
eine nicht beeinflusste Dienstleistung haben. Gemäss Lehrmeinung würden dazu unter 
anderem «Bagatellgeschenke» gehören, wie sie gelegentlich zu Neujahr entrichtet wür-
den, aber auch Werbegeschenke im üblichen Rahmen. Nach Ansicht der Regierung solle 
der Wert solcher Geschenke den Betrag von CHF 100 nicht übersteigen. Zu Art. 51 Abs. 
2 PG wurde in der Botschaft ausgeführt, unter «Vorzugsbedingungen» seien Geschäfts-
bedingungen zu verstehen, welche die Berufsvereine und -verbände für ihre Mitglieder 
mit den privaten Betrieben vereinbaren, wie Einkaufsrabatte etc.982, 983 
 
4. Verhaltenskodex des BVFD 
 
Am 15. Dezember 2014 erliess der Vorsteher des BVFD Mario Cavigelli zudem einen 
Verhaltenskodex für die Prävention der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen des 

                                                 
979 Amtliche Publikation der Teilrevision der Verordnung über das Dienstverhältnis der Mitarbeiter des 

Kantons Graubünden (Personalverordnung), act. 2.8.1.2.1 
980 Botschaft der Regierung an den Grossen Rat, Heft Nr. 21/2005–2006, S. 2124, act. 2.8.1.2.2 
981 PG; BR 170.400 
982 Botschaft der Regierung an den Grossen Rat, Heft Nr. 21/2005–2006, S. 2020, act. 2.8.1.2.2 
983 Das RVOG (Inkraftsetzung am 01.01.2007) enthält mit Art. 6 eine ähnliche Bestimmung bezüglich 

Regierungsmitglieder, die folgendermassen lautet: Die Regierungsmitglieder dürfen für ihre amtliche Tä-

tigkeit grundsätzlich keine Geschenke oder andere Vorteile beanspruchen oder annehmen (Abs. 1). Ausge-

nommen davon sind Geschenke, welche in der konkreten Situation üblich und von untergeordnetem Wert 

sind (Abs. 2). 
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BVFD.984 Dieser trat am 1. Januar 2015 in Kraft und umschreibt die wichtigsten Grund- 
sätze für ein regelkonformes Verhalten der Mitarbeitenden des BVFD, die mit öffentli-
chen Beschaffungen betraut sind, mit dem Zweck, tatsächliche oder scheinbare Interes-
senkonflikte der Mitarbeitenden und den Missbrauch von nicht öffentlich bekannten In-
formationen durch Mitarbeitende zu vermeiden (Art. 1 Abs. 1 Verhaltenskodex). In Art. 
2 des Verhaltenskodex sind verschiedene Grundsätze wie der Grundsatz des verantwor-
tungsbewussten, integren und loyalen Verhaltens (Abs. 1), der Wahrung der Interessen 
des Kantons in der beruflichen Tätigkeit (Abs. 2) sowie der Vermeidung von Konflikten 
zwischen den privaten Interessen und jenen des Kantons und des Unterlassens von allem, 
was die Handlungsfähigkeit oder ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte (Abs. 3). 
Art. 3 des Verhaltenskodex enthält zudem Präzisierungen zu Geschenken, Vorteilsein-
räumungen und Einladungen. Gemäss Art. 3 Abs. 2 ist die Annahme von sozial üblichen 
Geschenken zulässig, soweit die Mitarbeitenden dadurch in ihrer Unabhängigkeit und 
Handlungsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden können bzw. könnten. Analog zur Bot-
schaft zum PG wird darauf hingewiesen, dass der Grenzbetrag bei CHF 100 liegt. Art. 3 
Abs. 3 sieht weiter vor, dass Einladungen zu Anlässen, welche der Vermittlung und dem 
Austausch fachlicher Informationen dienen oder aufgrund des dienstlichen Tätigkeitsbe-
reichs der Dienststelle besucht werden, zulässig sind. Sodann sieht Abs. 4 vor, dass bei 
Zweifeln bezüglich Geschenken, Vorteilseinräumungen oder Einladungen der Entscheid 
der Amtsleitung bzw. des BVFD einzuholen ist. Wie der Verfasser des Verhaltenskodex, 
der Submissionsjurist des BVFD, gegenüber der PUK aussagte, führte der Verhaltensko-
dex zu einer (zusätzlichen) Sensibilisierung und zu vermehrten Anfragen beim BVFD 
bezüglich angebotenen Geschenken bzw. Einladungen.985  
 
Schliesslich enthält die Weisung Bestimmungen zum Umgang mit nicht öffentlich be-
kannten Informationen, zum Schutz von Vermögenswerten und zur Umsetzung des Ver-
haltenskodex.  
 
5. Strafbestimmungen 
 
Aus strafrechtlicher Sicht ist zu ergänzen, dass die Bestechungstatbestände seit Inkraft-
treten der Revision des Korruptionsstrafrechts am 1. Mai 2000 im neunzehnten Titel des 
Strafgesetzbuchs (StGB) geregelt sind. Neben dem Bestechen (Art. 322ter StGB) und dem 
Sich bestechen lassen (Art. 322quater StGB) sind auch die Vorteilsgewährung (Art. 322quin-

                                                 
984 Verhaltenskodex für die Prävention der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen des BVFD, act. 

2.8.1.2.4 
985 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 50, act. 28.1.20.3 
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quies StGB) und die Vorteilsannahme (Art. 322sexies StGB) strafrechtlich relevant und kön-
nen mit Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft werden. So wird 
gemäss Art. 322sexies StGB in der im Untersuchungszeitraum geltenden Fassung mit Ge-
fängnis oder Busse bzw. Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft, 
wer als Mitglied einer richterlichen oder anderen Behörde, als Beamter, als amtlich be-
stellter Sachverständiger, Übersetzer oder Dolmetscher oder als Schiedsrichter im Hin-
blick auf die Amtsführung einen nicht gebührenden Vorteil fordert, sich versprechen lässt 
oder annimmt. Im Zusammenhang mit Korruptionsdelikten ist zudem auf die strafbaren 
Handlungen gegen die Amts- und Berufspflichten, namentlich auf die Tatbestände des 
Amtsmissbrauchs (Art. 312 StGB), der ungetreuen Amtsführung (Art. 314 StGB) und der 
Verletzung des Amtsgeheimnisses (Art. 320 StGB) hinzuweisen.  
 
Wie bereits erwähnt, wurde im Nachgang zu den medial verschiedentlich zum Thema 
gemachten Korruptionsvorwürfen von der Staatsanwaltschaft Graubünden eine Strafun-
tersuchung wegen Verdacht auf Bestechung eingeleitet.986 Für die PUK stand zudem bei 
konkret zwei Sachverhalten die Frage im Raum, ob strafbare Handlungen im Sinne des 
Strafgesetzbuchs von verwaltungsexternen Personen begangen wurden, weshalb sie diese 
für eine strafrechtliche Beurteilung der dafür zuständigen Behörde überwies.987  
 
6. Zusammenfassende Erkenntnisse 
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass die Annahme von Vorteilen und Geschenken 
im bündnerischen Personalrecht – mit Ausnahme von sozial üblichen Geschenken von 
geringem Wert wie z.B. Weihnachts- oder Neujahrsgeschenke – spätestens seit Novem-
ber 2001 verboten war. Nach Ansicht der Regierung sollte der Wert solcher Geschenke 
den Betrag von CHF 100 nicht übersteigen. Dieser Grenzbetrag wurde in der Botschaft 
zum Personalgesetz explizit festgehalten, es kann aber davon ausgegangen werden, dass 
die Schwelle der Geringfügigkeit (Art. 48 Abs. 1 Personalverordnung vom 27. September 
1989) zuvor jedenfalls nicht höher lag und dass dieser Grenzbetrag unter den Mitarbei-
tenden bekannt war.988 Schliesslich erfolgte mit dem Verhaltenskodex des BVFD, wel-

                                                 
986 Schreiben von STA Graubünden vom 26.08.2020, act. 5.1.2.9 
987 Schreiben an STA Graubünden vom 30.10.2020, act. 5.1.2.11 
988 Vgl. Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 38, act. 

28.1.12.1; Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 72, act. 28.1.5.6; Protokoll Befra-

gung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 80, act. 
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cher am 1. Januar 2015 in Kraft trat, eine präzisierende Weisung zum Vorteilsannahme-
verbot für die Mitarbeitenden des BVFD, die mit öffentlichen Beschaffungen betraut 
sind. Auch in dieser wurde – analog zur Botschaft zum Personalgesetz – auf den Grenz-
betrag von CHF 100 hingewiesen.  
 
III. Erkenntnisse aus Befragungen 
 
1. Aussagen von A.Q. 
 
Am 8. Mai 2020 fand eine Befragung mit A.Q. zu diversen von diesem eingereichten 
Unterlagen statt. Namentlich hatte A.Q. die zuvor bereits im digitalen Magazin «Repub-
lik» veröffentliche «Geschenkliste» aus dem Jahr 2006989 zu den Akten der PUK gege-
ben, wobei er wiederum zwei Namen von Architekten und zwei Namen von Mitarbeitern 
des TBA geschwärzt hatte.990 A.Q. gab zudem eine weitere Liste aus dem Jahr 2002, auch 
diese mit verschiedenen Schwärzungen, zu den Akten.991  
 
Anlässlich der Befragung vom 6. November 2020 gab A.Q. an, dass Bauunternehmer A. 
die «Anordnung» gegeben habe, wer wie beschenkt werden sollte. Jeder Bauunternehmer 
habe dann aber selber entschieden, was er wem geben wolle. Der Raster inkl. Schrift 
(Liste aus dem Jahr 2002) stamme von Berechnungsleiter 2 des GBV, einem der Berech-
nungsleiter in den Vorversammlungen. Auf Nachfrage gab A.Q. an, dass er in der Liste 
im Übrigen selber die Namen geschrieben und die Kreuzchen gesetzt habe. Den Grossrä-
ten habe man zum Teil Geld gegeben, oder man habe gar Besuche im Rotlichtmilieu fi-
nanziert. A.Q. habe auch Gratisarbeiten im Tessin oder gar in Italien ausgeführt. A.Q. 
stellte der PUK weitere Unterlagen in Aussicht, aus welchen ersichtlich sei, was er für 
einen inzwischen pensionierten Mitarbeiter des TBA gemacht habe, ohne dass Zahlungen 
eingegangen seien.992 Trotz mehrfacher Nachfrage durch das Sekretariat der PUK reichte 
A.Q. bis zum Abschluss der Untersuchung keine entsprechenden Belege ein.993  

                                                 
28.1.25.2; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 70, act. 28.1.7.1; Proto-

koll Befragung AU pensionierter Chef TBA Graubünden vom 11.12.2018, Zeilen 553 ff., act. 12.1.2.6; 

Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 389 ff., act. 12.1.2.12 
989 Es handelt sich dabei zweifelsohne um die dort abgebildete Liste, vgl. dazu auch Conzett Anja, Eine 

Liste, zwei Namen – und die Bündner Luft stinkt nach Schiesspulver, in: Republik vom 27.11.19 
990 «Geschenkliste» datiert aus dem Jahr 2002, act. 14.11.4.28 
991 «Geschenkliste» datiert aus dem Jahr 2006, act. 14.11.4.27 
992 Protokollauszug Sitzung PUK vom 08.05.2020, S. 8, act. 9.1.63.2 
993 Aktennotiz Telefonat mit A.Q. vom 29.10.20, act. 14.1.1.83; Aktennotiz Telefonat mit A.Q. vom 

21.12.20, act. 14.1.1.88; E-Mail an Rechtsanwalt von A.Q. vom 11.01.21, act. 14.1.1.91 
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CHF 100 – bewegt.996 Im TBA Bezirk 4 Scuol bzw. bei der Gemeinde Scuol seien solche 
Geschenke, welche auf der Gemeindeverwaltung eingegangen seien, gesammelt und ge-
meinsam konsumiert worden.997 Vereinzelt sei man zu einem Mittagessen z.B. im Kon-
text von Bauabnahmen eingeladen worden.998 Der pensionierte Mitarbeiter der Zentral-
verwaltung des TBA erklärte bei seiner Befragung im Rahmen der AU auf entsprechende 
Frage, «ich würde nicht ausschliessen, dass von [sic] einem Bauunternehmer auch einmal 
etwas nach Hause geschickt wurde. Da passierten schon komische Sachen. Aber in den 
letzten drei, vier Jahren wurde die Schraube angezogen.»999  
 
Der befragte Bauunternehmer A. bestätigte, Mitarbeitenden des TBA 4 Scuol jeweils 
Weihnachtsgeschenke, z.B. in Form eines Salsiz oder einer Flasche Wein, nicht aber grös-
sere Geschenke gemacht zu haben.1000 Bauunternehmer B. erwähnte, die Leute auf den 
Ämtern und die Politiker hätten seiner Meinung nach korrekt und seriös gearbeitet. Weil 
er diverse Aufträge wie z.B. Schneeräumungen vom TBA in Scuol erhalten habe, habe er 

                                                 
996 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Fragen 68 f. und 71 f., act. 28.1.5.6; Protokoll 

Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Fragen 45 und 48, act. 18.1.6.1.9; Protokoll Befragung 

ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 48 und 49, act. 28.1.8.1; Protokoll Be-

fragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.10.1; Protokoll 

Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 57, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef 

AWN vom 25.09.2020, Frage 36, act. 28.1.19.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden 

vom 30.10.2020, Frage 45, act. 28.1.21.2.1; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Me-

socco vom 30.10.2020, Frage 58, act. 28.1.24.2; Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassen-

erhaltung vom 12.11.2020, Frage 80 f., act. 28.1.25.2; schriftliche Befragung pensionierter Mitarbeiter 1 

TBA Bezirk 4 Scuol vom 27.01.2021, Frage 9, act. 28.1.27.2; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 

Scuol vom 12.06.2020, Frage 68, act. 28.1.7.1; Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentral-

verwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 602, act. 12.1.2.7; Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Stras-

senbau TBA vom 25.06.2019, Zeilen 377 ff. und Zeilen 404 ff., act. 12.1.2.12 
997 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 68, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung Jon 

Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 49, act. 18.1.6.1.9; Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef 

TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 48, act. 28.1.8.1; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 

Scuol vom 12.06.2020, Fragen 68 und 72, act. 28.1.7.1 
998 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Fragen 72, act. 28.1.5.6; vgl. auch Protokoll 

Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, Frage 51, act. 28.1.13.1; Protokoll 

Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeile 603, act. 12.1.2.7 
999 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 618 

ff., act. 12.1.2.7 
1000 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 62, act. 28.1.11 
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A.Q. im Zeitraum von ca. 2000 bis 2010, jeweils vor Weihnachten, Geschenkkörbe ge-
kauft habe, und dass diese jeweils einen Wert von «um die CHF 200» gehabt hätten. In 
die Körbe seien auch gute Weine gelegt worden, aber nicht teure.1006  
 
Einige der Befragten sagten aus, grössere Geschenke – z.B. einen Gutschein für ein 
Nachtessen in einem Nobelhotel im Wert von CHF 500, eine Einladung zur Abfahrt in 
St. Moritz mit Übernachtung und Essen, einen Flug nach Deutschland zu einem WM-
Spiel, eine Einladung an eine Opernaufführung, ein Saisonabonnement einer Bergbahn 
oder eine Einladung des ganzen Stabs zum Nachtessen – seien angeboten worden, diese 
seien aber zurückgeschickt bzw. abgelehnt worden.1007 Gemäss dem Chef des HBA seien 
die von ihm erwähnten Angebote aber nie von Baufirmen aus dem Engadin gekom-
men.1008 Der pensionierte Mitarbeiter der Zentralverwaltung des TBA erklärte in der AU 
auf entsprechende Frage: «Früher wurde das TBA zum Spengler-Cup eingeladen, dann 
wurde das von der Regierung verboten, und dann wieder genehmigt, weil es nämlich 
Sponsoren-Sitze waren, und die blieben dann leer.» Eine Einladung der Garaventa zu den 
Bregenzer Festspielen habe er einmal angenommen, das sei aber vom Regierungsrat ab-
gesegnet gewesen.1009 
 
Auf Nachfrage sagten die (ehemaligen) Verwaltungsangestellten aus, sie hätten keine 
Kenntnis davon, dass Geld oder Gratisarbeiten angeboten wurden, bzw. ihnen seien we-
der Geld noch Gratisarbeiten angeboten worden.1010  
 

                                                 
1006 Schriftliche Auskunft Frau G., act. 9.2.30.3 
1007 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 71, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 54 f., act. 28.1.18.3.; Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 

25.09.2020, Frage 37, act. 28.1.19.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 

30.10.2020, Frage 45, act. 28.1.21.2.1; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, 

Frage 68 f., act. 28.1.7.1 
1008 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 55, act. 28.1.18.3 
1009 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 14.11.2018, Zeilen 605 

ff., act. 12.1.2.7; vgl. auch Protokoll Befragung AU pensionierter Departementssekretär BVFD vom 

14.11.2018, Zeilen 575 ff., act. 12.1.2.8; Protokoll Befragung AU Chef Abteilung Strassenbau TBA vom 

25.06.2019, Zeilen 408 ff., act. 12.1.2.12 
1010 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 68, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 50, act. 18.1.6.1.9; Protokoll Befragung Chef HBA vom 

11.09.2020, Frage 54, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 

30.10.2020, Fragen 58 f., act. 28.1.24.2 
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Architekt 1 aus dem Unterengadin, welcher im Auftrag des Kantons Bauprojekte beglei-
tete und u.a. auch für die Kontrolle der von den Bauunternehmern verrechneten Ausmasse 
zuständig war, berichtete von einem Fall, in welchem er von einem Bauunternehmer an-
gegangen worden sei, ein nicht korrektes Ausmass zu akzeptieren. Im Gegenzug habe 
ihm der Bauunternehmer einen Überzug seiner privaten Garage gratis offeriert. Auf die 
Frage, was die Motivation sein könnte, dass Architekten und Ingenieure bei den Ausmas-
sen zu viel budgetiert oder bei der Abrechnung zu viel akzeptiert hätten, führte Architekt 
1 aus, dass er von zwei Gruppierungen ausgehen würde – jene, die nicht so genau und 
sorgfältig arbeiteten und jene, die das eventuell ausgenutzt hätten.1011 Die Frage aber, ob 
seiner Meinung nach Mitarbeiter beim TBA Bezirk 4 Scuol aktiv vom Baukartell profi-
tiert hätten oder profitieren wollten, verneinte er.1012  
 
Zu den «Geschenklisten» befragt, führte Jon Domenic Parolini vor der PUK weiter aus: 
«Wenn diese Bauunternehmer wirklich so vorgegangen sind, dann ist das doch sehr er-
staunlich, vor allem in dieser systematischen Art und Weise. Ich bin schockiert, wie man 
offenbar vorgegangen ist und bin erschüttert. Das ist inakzeptabel.»1013 Unter Bezug-
nahme auf die vorgelegten «Geschenklisten» führte er aus, dass er für sich klar ausschlies-
sen könne, dass er so viele Flaschen Wein resp. Geschenke von all diesen Bauunterneh-
men erhalten habe.1014  
 
Auch weitere befragte Personen aus der kantonalen Verwaltung zeigten sich erstaunt ob 
der Aussage von A.Q., dass zahlreiche Personen im Kontext der Submissionsabsprachen 
Geschenke, Geld oder Gratisarbeiten erhalten hätten; sie konnten dies nicht bestätigen 
bzw. verneinten, im Zusammenhang mit Submissionen von Bauunternehmern Geschenke 
oder Gratisarbeiten angeboten erhalten zu haben.1015 Gleichermassen äusserten sich die 

                                                 
1011 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Fragen 24 und 26, act. 28.1.4.2 
1012 Protokoll Befragung Architekt 1 vom 03.03.2020, Frage 29, act. 28.1.4.2 
1013 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 47, act. 18.1.6.1.9 
1014 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 49, act. 18.1.6.1.9 
1015 Protokoll Befragung Mitarbeiter der Zentralverwaltung TBA vom 23.06.2020, Fragen 44 f., act. 

28.1.10.1; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 44, act. 

28.1.21.2.1; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 39, act. 

28.1.12.1; Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Fragen 51 f., act. 28.1.26.2; Protokoll 

Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Fragen 48 f., act. 23.1.22.3; Protokoll Befragung Submissions-

jurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 48 f., act. 28.1.20.3; Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, 

Frage 53, act. 28.1.18.3; Protokoll Befragung ehemaliger Leiter Strassenbaulabor TBA vom 02.06.2020, 
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befragten Bauunternehmer A. und Bauunternehmer B., welche beide über längere Zeit 
aktiv an den Submissionsabsprachen beteiligt waren und die Aussage von A.Q. nicht 
nachvollziehen konnten bzw. bestritten.1016  
 
Architekt 3, welcher viele Jahre als selbständiger Architekt im Unterengadin tätig war, 
und welcher gemäss A.Q. über die Machenschaften des Baukartells berichten und bestä-
tigen könne, «wie alles gelaufen sei», wurde durch die PUK kontaktiert. Architekt 3 gab 
an, dass er als Architekt auf Weihnachten immer wieder mal einen Wein oder Honig be-
kommen habe, mehr nicht. Und etwas Anderes sei ihm auch nicht bekannt. Auf Nach-
frage, inwiefern Abhängigkeiten zwischen seinem Beruf als Architekt und den Bauunter-
nehmungen bestünden, gab er an, dass er von sich aus nie einem Handwerker einen Auf-
trag erteilt habe. Dies sei immer in Absprache mit der Bauherrschaft geschehen. Natürlich 
habe man der Bauherrschaft darüber berichtet, mit wem man gute und weniger gute Er-
fahrungen in der Zusammenarbeit gemacht habe, dazu sei man aber verpflichtet, wenn 
man einen guten Job für die Bauherrschaft machen wolle. Man habe in einem weiteren 
Schritt Offerten eingeholt, sei dann mit der Bauherrschaft zusammenkommen und hätte 
seine Einschätzung dazu gegeben etc. Was das Thema «Geschenke» betreffe, fügte er an, 
dass wenn er mitbekommen hätte, dass solches am Laufen gewesen wäre, wäre er selber 
zum «Whistleblower» geworden. Das hätte ihn nicht in Ruhe gelassen.1017 
 
Zur Handschrift auf den «Geschenklisten» befragt, gab Bauunternehmer A. gegenüber 
der PUK übereinstimmend mit A.Q. an, die Schrift im Raster der Liste aus dem Jahr 2002 
stamme von einem Berechnungsleiter. Wer den Rest geschrieben habe, wisse er nicht. In 
der Liste aus dem Jahr 2006 stamme die Schrift im «Gerüst» vom Berechnungsleiter des 
GBV. Im Übrigen sei die Liste manipuliert worden; dort stehe sogar «gemäss Bauunter-
nehmer A.», er habe aber zu solchen Dokumenten nie Angaben gemacht.1018 In seiner 
Stellungnahme vom 23. April 2021 bestritt Bauunternehmer A. die Behauptung von A.Q., 

                                                 
Fragen 50 f., act. 28.1.13.1; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 64 f. 

und 68 f., act. 28.1.7.1 
1016 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 61, act. 28.1.11.3; Protokoll Befra-

gung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 51, act. 28.1.15.2 
1017 Aktennotiz Telefonat mit Architekt 3 vom 25. Mai 2020, act. 9.2.25.1 
1018 Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 61, act. 28.1.11.3; Aktennotiz betr. 

Stellungnahme Berechnungsleiter GBV vom 06.04.2021, act. 33.2.13 
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Befragt zu seinem früheren Vorgesetzten, dem pensionierten Chef des TBA Bezirk 1 
Chur, führte der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur aus, dass dieser, so denke 
er, im üblichen Rahmen Geschenke und Einladungen angenommen habe.1026 Er habe gu-
ten Kontakt zu «einem breiten Fächer» von Bauunternehmern gepflegt und sei ab und zu 
zum Nachtessen eingeladen worden, ab und zu habe er auch «Leute von uns» dabeige-
habt. Er, der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur, habe aber «keinen eindeuti-
gen Verdacht, dass die Freundschaften zu den Bauunternehmungen zu einem Profit die-
ser Unternehmungen geführte hätte und umgekehrt».1027 Er selber sei auch, aber nicht 
nur, mit dem ehemaligen Bauunternehmer D. und dem ehemaligen Bauunternehmer C. 
befreundet gewesen. Von Weihnachtsferien in Thailand mit einem Bauunternehmer oder 
einem runden Geburtstag, zu welchem der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur 
zahlreiche Baumeister eingeladen hatte, wusste der ehemalige Mitarbeiter des TBA Be-
zirk 1 Chur nach eigenen Angaben nichts.1028   
 
Explizit als «Profiteur», weil er jeweils auf die Jagdhütte von A.Q. habe gehen dürfen, 
wurde der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol von einem Befragten be-
zeichnet.1029 Mehrere befragte Personen – wie auch A.Q. selbst – sagten gegenüber der 
PUK aus, dass der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol, eine enge Verbin-
dung zur Familie Q. habe. Der pensionierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol sei 
Patenonkel der ältesten Tochter von A.Q.1030 Dies bestätigte auch der pensionierte Mitar-
beiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol anlässlich seiner Befragung im Rahmen der AU. Er sagte 
weiter aus, er sei schon mit dem Vater von A.Q. befreundet gewesen, sie seien Jägerkol-
legen gewesen. A.Q. habe eine Jagdhütte, welche er immer noch benutzen dürfe. Das 

                                                 
1026 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 46, act. 

28.1.10.1 
1027 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Fragen 47, act. 

28.1.10.1 
1028 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 48–50, act. 

28.1.10.1 
1029 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 70, act. 28.1.5.6 
1030 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 66, act. 28.1.7.1; Protokoll 

Sitzung PUK vom 09.10.2018, S. 8, act. 10.2; Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 

23, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 38, act. 28.1.11.3; Pro-

tokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, Frage 47, act. 28.1.15.2 
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Verhältnis zu A.Q. sei immer noch gut, freundschaftlich.1031 Einige der befragten Perso-
nen äusserten den Verdacht, dass sich A.Q. nicht ohne Absichten eine Verbindung ins 
TBA geschaffen habe und er von dem pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 
Scuol begünstigt bzw. mit internen Informationen bedient worden sei.1032 Der pensio-
nierte Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol konnte von der PUK mit diesen Vorwürfen 
nicht konfrontiert werden, da er wie bereits erwähnt an der Untersuchung nicht mitwirken 
wollte. 
 
Übereinstimmend gaben die befragten Personen zum Thema Geschenke und dergleichen 
schliesslich an, dass mit der Untersuchung der WEKO bzw. seit 2010/2011 ein starker 
Wandel stattgefunden habe und man besser auf dieses Thema sensibilisiert sei.1033 Zu-
sätzlich habe der Verhaltenskodex zu einer Sensibilisierung geführt.1034 Früher übliche 
Einladungen zu Veranstaltungen wie z.B. zum Spengler-Cup hätten drastisch abgenom-
men.1035 Bei der Befragung in der AU erklärte der Submissionsjurist des BVFD auf ent-
sprechende Frage zu Einladungen zum Spengler-Cup, dass es heute so sei, dass zweifel-
hafte Fälle besprochen werden müssten und sie im Departement mehr Anfragen dazu hät-
ten.1036 Hinsichtlich des Zeitraums bis 2012 wisse er es nichts.1037  
 
3. Vorteilsannahmen im Zusammenhang mit den Polizeieinsätzen gegen A.Q. 
 
Bauleiterin A., die Ehepartnerin des Chefs der Regionenpolizei der KAPO, welcher bei 
den Polizeieinsätzen gegenüber A.Q. involviert war, führte zu den Geschenken auf Nach-
frage der PUK aus, es seien Geschenke im Rahmen von Weihnachtsgeschenken, z.B. eine 

                                                 
1031 Protokoll Befragung AU pensionierter Mitarbeiter 2 TBA Bezirk 4 Scuol vom 14.06.2019, Zeilen  

34 ff., act. 12.1.2.13.1 
1032 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Fragen 23 und 34, act. 28.1.5.6; Protokoll Be-

fragung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 38, act. 28.1.11.3; Protokoll Befragung Bauunterneh-

mer B. vom 19.08.2020, Fragen 47, act. 28.1.15.2 
1033 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 68, act. 28.1.5.6; Protokoll Befragung 

ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.10.1; vgl. auch Protokoll 

Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 36, act. 28.1.19.3; Protokoll Befragung pensi-

onierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 38, act. 28.1.12.1 
1034 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 50 und 52, act. 28.1.20.3 
1035 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 

28.1.10.1 
1036 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 50, act. 28.1.20.3 
1037 Protokoll Befragung AU Submissionsjurist BVFD vom 14.11.2018, Zeilen 527 ff., act. 12.1.2.9 
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Flasche Wein oder eine Nusstorte, gemacht worden. Über andere Geschenke habe sie 
keine Informationen und sie wisse auch nichts zu Gratisarbeiten. Sie selber habe Ge-
schenke in Form einer Flasche Wein, eines Salsiz oder eines Holzbretts einer Behinder-
tenwerkstatt erhalten. Solche Geschenke habe sie ausschliesslich von Firmen, mit wel-
chen sie oder die Bauherrschaft im gleichen Jahr zusammengearbeitet habe, erhalten, und 
zwar nach Ausführung der Arbeiten, als Wertschätzung. Sonst habe sie nichts angeboten 
erhalten.1038 Auch Architekt 2 bestätigte, kleinere Geschenke wie eine Nusstorte oder eine 
Flasche Wein zu Weihnachten erhalten zu haben, wenn die Zusammenarbeit gut war.1039 
Sowohl Bauleiterin A. als auch Architekt 2 verneinten, von A.Q. Geschenke erhalten zu 
haben.1040 Bauleiterin A. sagte weiter aus, nie mit A.Q. eine Arbeit, ein Projekt ausgeführt 
zu haben. Sie habe A.Q. lediglich einmal ganz am Rande im Rahmen einer Submission 
erlebt, als er Mitbewerber gewesen sei.1041 
 
Bauleiterin A. und Architekt 2 verneinten auf entsprechende Nachfrage, Kenntnis zu ha-
ben von teuren Geschenken, welche Mitglieder des Baukartells auf dem TBA in Scuol 
vorbeigebracht hätten bzw. von jemandem gehört zu haben, dass er solche Geschenke 
oder Geld erhalten habe.1042 Auch sie selber hätten Personen, die bei der kantonalen oder 
kommunalen Verwaltung arbeiten, nicht beschenkt.1043  
 
Zur «Geschenkliste» aus dem Jahr 2006, in welcher auch Bauleiterin A. und Architekt 2 
aufgeführt sind, führte Bauleiterin A. aus, es handle sich um eine vollständige Aufzählung 
aller im Unterengadin ansässigen Architektur- und Ingenieur-Planungsbüros sowie Bau-
leiter. Dazu habe auch sie gehört. Mehr könne sie dazu nicht sagen.1044 Auch Architekt 2 
führte Folgendes aus: «Auf der Liste sind eigentlich alle Leute, die bauen. Für mich 
stimmt diese Liste nicht». A.Q. habe er zudem erst im Jahr 2012 kennengelernt.1045 
 

                                                 
1038 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Fragen 45 und 47 f., act. 28.1.16.5 
1039 Protokoll Befragung Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 37, act. 28.1.9.2 
1040 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 50, act. 28.1.16.5; Protokoll Befragung 

Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 37, act. 28.1.9.2 
1041 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 18, 28.1.16.5 
1042 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 46 und 51, 28.1.16.5; Protokoll Befragung 

Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 37, act. 28.1.9.2 
1043 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 52, act. 28.1.16.5; Protokoll Befragung 

Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 39, act. 28.1.9.2 
1044 Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 49, act. 28.1.16.5 
1045 Protokoll Befragung Architekt 2 vom 26.06.2020, Frage 38, act. 28.1.9.2 
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tekten 1 sagten sämtliche befragten Personen aus, im Zusammenhang mit den Preisab-
sprachen bzw. mit konkreten Leistungen keine Geschenke, Geld oder Gratisarbeiten an-
geboten erhalten und entgegengenommen zu haben. Sie bestätigten aber praktisch uni-
sono, dass kleinere Geschenke wie z.B. eine oder zwei Flaschen Wein oder ein Salsiz – 
also im zulässigen Rahmen – zu Weihnachten üblich waren. Grössere Geschenke wurden 
gemäss den Befragten zwar teilweise angeboten, aber jeweils abgelehnt. Den Aussagen 
von A.Q. stehen somit die im Wesentlichen übereinstimmenden Aussagen der (ehemali-
gen) Verwaltungsangestellten und Behördenmitglieder sowie der befragen Bauunterneh-
mer und einem von A.Q. selber bezeichneten Architekten gegenüber. Zu bemerken ist 
aber, dass Einladungen zu Veranstaltungen wie z.B. zum Spengler-Cup früher offenbar 
wesentlich grosszügiger gehandhabt wurden und der pensionierte Mitarbeiter der Zent-
ralverwaltung des TBA zum Thema Geschenke sagte, dass in den letzten drei, vier Jahren 
die Schraube angezogen wurde. 
 

Die Beziehungen, welche der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur zu mindestens 
zwei Bauunternehmern pflegte, werfen zwar Fragen bezüglich seiner Unabhängigkeit 
auf. Der Verdacht, dass der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur von einem Bauun-
ternehmer auf dessen Kosten nach Thailand eingeladen wurde oder sich an seinem runden 
Geburtstag den Wein von einem Bauunternehmer hat bezahlen lassen, bestätigte sich auf-
grund der Untersuchungen der PUK allerdings nicht. Dennoch wäre – trotz der damals 
noch offeneren Haltung namentlich mit Bezug auf die Annahme von Einladungen – sei-
tens des pensionierten Chefs des TBA Bezirk 1 Chur mehr Zurückhaltung angezeigt ge-
wesen. Dass der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur gemäss seinen eigenen Aus-
sagen seit dem Weggang vom TBA keine Bauunternehmer als Kollegen mehr hat, weist 
zudem darauf hin, dass bei den Bauunternehmern geschäftliche Absichten hinter dieser 
Beziehung gesteckt haben könnten. Die PUK fand aber keine Hinweise dafür, dass der 
pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur von Bauunternehmern als Gegenleistung des 
Schutzes von Submissionsabsprachen Vorteile angenommen hätte.  
 
Was den pensionierten Mitarbeiter 2 des TBA Bezirk 4 Scuol betrifft, lässt die Verbin-
dung zwischen diesem und A.Q. nicht ohne weiteres den Schluss zu, dass die beiden in 
unlauterer Weise voneinander profitieren wollten. Gemäss den Aussagen des pensionier-
ten Mitarbeiters 2 des TBA Bezirk 4 Scuol anlässlich der Befragung im Rahmen der AU 
stehen er und die Familie Q. sich seit langer Zeit nahe; er war ein Jagdfreund des Vaters 
von A.Q. und durfte schon früher dessen Jagdhütte mitbenutzen. Es ist nach Ansicht der 
PUK daher anzunehmen, dass die Mitbenutzung der Jagdhütte aufgrund einer langjähri-
gen, echten Freundschaft erfolgte und A.Q. damit – wie auch mit der «Anbindung» des 
pensionierten Mitarbeiters 2 des TBA Bezirk 4 Scuol an seine Familie oder als Taufpate 
seiner ältesten Tochter – keine anderen, namentlich geschäftlichen Absichten verfolgte. 
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Aufgrund der Aussage von Architekt 1 bestehen immerhin Anhaltspunkte dafür, dass es 
nicht immer dabei blieb, dass Bauunternehmer bei der Ausführung der Aufträge teilweise 
versucht haben, zu grosse Mengen abzurechnen1050. Es erscheint der PUK denkbar, dass 
es in diesem Zusammenhang auch zu Bestechungsversuchen – zumindest gegenüber Ar-
chitekten oder Ingenieuren – seitens von Bauunternehmern kam. Was den konkreten, von 
Architekt 1 geschilderten Vorfall betrifft, wird es Sache der Staatsanwaltschaft sein zu 
klären, ob ein strafbares Verhalten vorlag. Der PUK erscheinen die Aussagen von Archi-
tekt 1 anlässlich der Befragung vom 3. März 2020 glaubwürdig. Sie allein belegen indes 
nicht, dass Personen aus der kantonalen Verwaltung oder Behördenmitglieder von Bau-
unternehmern im Kontext der Submissionsabsprachen beschenkt wurden. Architekt 1 
führte denn auch selber aus, nicht zu glauben, dass Mitarbeiter beim TBA Bezirk 4 Scuol 
aktiv vom Baukartell profitierten oder profitieren wollten.  
 
Schliesslich kann aufgrund der Untersuchungen der PUK auch die medial verbreitete Hy-
pothese, wonach mit Bauleiterin A. und Architekt 2 (auch) die Ehepartnerin bzw. der 
Ehepartner von zwei in die Polizeieinsätze gegen A.Q. involvierten Personen vom Bau-
kartell im Unterengadin profitierten und auf diesem Weg eine Instrumentalisierung der 
Kantonspolizei und anderer Stellen stattgefunden habe, nicht bestätigt werden. Beide Per-
sonen sagten glaubwürdig aus, bei guter Zusammenarbeit kleinere Geschenke, z.B. zu 
Weihnachten, erhalten zu haben. Von anderen Geschenken hatten sie keine Kenntnis. 
Ebenfalls sagten Bauleiterin A. und Architekt 2 übereinstimmend aus, keine Geschenke 
von A.Q. erhalten zu haben. Bauleiterin A. hat gemäss eigenen Aussagen nie ein Projekt 
zusammen mit A.Q. ausgeführt, und Architekt 2 gab unter Bezugnahme auf die Ge-
schenkliste aus dem Jahr 2006 an, dass er A.Q. erst im Jahr 2012 kennengelernt habe. 
Diese Umstände sprechen nach Ansicht der PUK dagegen, dass sie von A.Q. beschenkt 
wurden. Von teuren Geschenken (mutmasslicher) Mitglieder des Baukartells an Mitar-
beiter des TBA in Scuol hatten beide keine Kenntnis. Somit bleibt es in diesem Punkt bei 
den von A.Q. selber ausgefüllten Listen und bei seinen unbelegt gebliebenen Aussagen. 
  

                                                 
1050 Vgl. dazu die Ausführungen unter G.II.1. 
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I. Geschehnisse seit Eröffnung WEKO-Verfahren Ende 2012 
 
I. Vortritt von A.Q. beim BVFD im Jahr 2013 
 
Während der laufenden WEKO-Untersuchungen sprachen A.Q. und sein damaliger An-
walt im Oktober 2013 bei Regierungsrat Mario Cavigelli, dem Vorsteher des BVFD, und 
weiteren Vertretern des Departements vor. Wie Mario Cavigelli gegenüber der PUK aus-
führte, erhielt die Regierung bereits zuvor, im Juni 2012, aufgrund eines Beschwerdever-
fahrens vor dem Verwaltungsgericht des Kantons Graubünden (U 12 49) Kenntnis von 
verschiedenen Schriftstücken bezüglich der vorgebrachten Wettbewerbsabsprachen im 
Unterengadin.1051 Das BVFD bzw. Mario Cavigelli habe darauf im August 2013 mit der 
Ingangsetzung eines Projekts (Projektgruppe «Überprüfung der internen Kontrollinstru-
mente zur Erkennung von Submissionsabsprachen und zur Vermeidung von Baubeschaf-
fungen zu marktüberhöhten Preisen»)1052 reagiert.  
 
Gemäss Mario Cavigelli wurde das Gespräch im Oktober 2013 auf der Basis der bereits 
eingereichten Unterlagen geführt und der Anwalt von A.Q. habe «sozusagen eine objek-
tive Gerechtigkeit gegenüber den anderen Baumeistern» verlangt. Ohne A.Q. zu sagen, 
was intern in Planung gewesen sei, sei A.Q. klar signalisiert worden, dass das Thema 
Sorge bereite und es sehr ernst genommen werde.1053 Gemäss Angaben von Mario Cavi-
gelli gab A.Q. bei diesem Treffen weitere Unterlagen ab, es lasse sich aber heute nicht 
mehr rekonstruieren, welche Dokumente im Rahmen dieser Besprechung abgegeben wor-
den seien.1054 Er meine auch, dass kein Protokoll des Gesprächs erstellt worden sei. Der 
Erkenntniswert des Gesprächs, welches A.Q. gewünscht habe (aber auch die Vertreter 
des BVFD gewollt hätten), sei weniger inhaltlich gewesen. Vielmehr sei es vor allem 
darum gegangen, A.Q. einmal persönlich zu treffen.1055 Und weiter: «Wir wussten, dass 
die WEKO dran ist, wir wussten auch, dass wir auf uns alleine gestellt waren, hatten vor 
diesem Hintergrund die Unterlagen studiert und das Projekt in Gang gesetzt. Insofern 
hat das Gespräch mit A.Q. unsere Wahrnehmung gefestigt.»1056 
 

                                                 
1051 Schreiben von Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 12.10.2018, S. 3, act. 1.5.3.1 
1052 Projektauftrag «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissionsabspra-

chen, Projektauftrag und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» vom 

03.09.2013, act. 2.9.9 
1053 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 39, act. 28.1.26.2 
1054 Schreiben von Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 12.10.2018, S. 3, act. 1.5.3.1 
1055 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 40, act. 28.1.26.2 
1056 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 39, act. 28.1.26.2 

 

 



 - 310 - 

Die Besprechung im Oktober 2013, an welcher neben A.Q. namentlich auch Regierungs-
rat Mario Cavigelli teilnahm, wurde nicht dokumentiert und es kann heute offenbar nicht 
mehr nachvollzogen werden, welche Unterlagen A.Q. an diesem Gespräch eingereicht 
hatte und welche Dokumente dem BVFD bereits im Zusammenhang mit dem Verwal-
tungsgerichtsverfahren zugestellt worden waren. Die fehlende Dokumentation verun-
möglicht es der PUK, die Verwaltungstätigkeit im Zusammenhang mit dem Vortritt von 
A.Q. im Oktober 2013 zu überprüfen, namentlich zu prüfen, ob das BVFD sachgerecht 
und adäquat auf den Vortritt von A.Q. reagiert und die allenfalls nötigen Massnahmen 
ergriffen hat. Auf den konkreten Inhalt eines Gesprächs kommt es beim Grundsatz der 
Notwendigkeit der Verschriftlichung des Verwaltungshandelns nicht an, zumal gerade 
der Inhalt unter den Beteiligten oftmals strittig ist. Der Hinweis von Regierungsrat Mario 
Cavigelli, wonach der «Erkenntniswert des Gesprächs […] weniger inhaltlich gewesen» 
sei, ist für die Frage der Dokumentationsbedürftigkeit dieses Gesprächs und der abgege-
benen Unterlagen somit nicht relevant. Wie in den Untersuchungen der PUK wiederholt 
bemerkt, ist auch an dieser Stelle erneut auf die Wichtigkeit der Verschriftlichung des 
Verwaltungshandelns hinzuweisen. 
 
II. Massnahmen zur Erkennung von Submissionsabsprachen  
 
1. Projekt zur Überprüfung der internen Kontrollinstrumente (2013–2014) 
 
Angesichts der langen Dauer der Untersuchungen der WEKO sowie der fehlenden bzw. 
beschränkten Möglichkeiten der WEKO, den Kanton über den Ermittlungsstand und die 
Untersuchungsergebnisse zu informieren, entschied das BVFD im August 2013, die in-
ternen Vergabeabläufe der Baubeschaffungsstellen des BVFD (TBA und HBA) unabhän-
gig vom Ausgang der WEKO-Untersuchungen zu überprüfen und zu optimieren. Hierzu 
gab der Vorsteher des BVFD, Regierungsrat Mario Cavigelli, im September 2013 das 
Projekt «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissions-
absprachen und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» in 
Auftrag.1057, 1058 
 
 

                                                 
1057 Projektauftrag «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissionsabspra-

chen, Projektauftrag und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» vom 

03.09.2013, act. 2.9.9 
1058 Projektteam: Pensionierter Departementssekretär BVFD (Projektleitung), Submissionsjurist BVFD 

(Projektsekretariat), pensionierter Chef TBA Graubünden (Oberingenieur), Chef HBA (Kantonsbaumeis-

ter), Chef TBA Graubünden (Chef Strassenunterhalt TBA) und Leiter Facility Management HBA. 
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Gemäss dem Projektauftrag vom 16. September 2013 hatten die Beschaffungsstellen ihre 
verwaltungsinternen Abläufe zu prüfen, entsprechende Risikofelder sowie bestehende 
Schwachstellen zu identifizieren und dem BVFD Vorschläge zur Optimierung zu unter-
breiten. Ziele des Projekts waren namentlich die Anpassung der internen Vergabeabläufe 
nach einer Prüfung durch das BVFD sowie die Abgabe von Empfehlungen an die übrigen 
Departemente im Sinne des einheitlichen Beschaffungsvollzugs. Zudem sollte das BVFD 
einen Verhaltenskodex für seine Dienststellen schaffen und diesen departementsintern 
durchsetzen (inkl. Schulung und Beratung der Submissionsverantwortlichen). Als weite-
res Projektziel ist dem Projektauftrag die Einrichtung einer Anlaufstelle für Informantin-
nen und Informanten beim Departementssekretariat des BVFD zu entnehmen.1059  
 
Im Dezember 2014 legte die Projektgruppe einen Bericht mit zahlreichen Empfehlungen 
vor.1060 Die Projektgruppe kam zum Schluss, dass die bestehenden Beschaffungsprozesse 
des TBA, HBA und AWN bereits heute den wirtschaftlichen Einsatz öffentlicher Mittel 
weitestgehend sicherstellten und nur punktuelle Korrekturen vorzunehmen seien. Zur Er-
schwerung von Wettbewerbsabreden erarbeitete die Projektgruppe eine Reihe von Mass-
nahmen, welche zu diesem Zeitpunkt bereits in die Vergabeprozesse des TBA, des HBA 
und des AWN – über Anpassungen in den Objekt- bzw. Projekthandbüchern zur Opti-
mierung der internen Vergabeabläufe1061 – aufgenommen und umgesetzt worden waren: 
 

- Verzicht auf die Durchführung von fakultativen Begehungen; 
- Verzicht auf die Bekanntgabe von Detailbudgetzahlen sowie von allen weiteren 

Informationen an Dritte, welche Rückschlüsse auf die Auftragshöhe einer Einzel-
vergabe zulassen (z.B. interne Kostenschätzungen); 

- Anwendung einer Checkliste betreffend Indizien von Submissionsabsprachen; 
- Verstärkte Überprüfung der offerierten Einheitspreise hinsichtlich Marktkonfor-

mität; 

                                                 
1059 Projektauftrag «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissionsabspra-

chen, Projektauftrag und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» vom 

03.09.2013, act. 2.9.9 
1060 Bericht betreffend das Projekt «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Sub-

missionsabsprachen und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» vom 11. 

Dezember 2014, act. 3.10.2.1. 
1061 Zur Umsetzung im TBA vgl. Umsetzung der Vorgaben BVFD zur Verhinderung / Erkennung von 

Preisabsprachen vom 01.04.2015, act. 2.9.5. 
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- Zwingende Meldung durch den Projektleiter an den zuständigen Vorgesetzten, 
falls Offertpreise über einem Kostenvoranschlag, über einer Kostenschätzung o-
der über den allgemeinen Erfahrungswerten liegen oder wenn andere Indizien von 
Preisabsprachen bestehen; 

- Stichprobeweise Überprüfung der Kostenvoranschläge bzw. Kostenschätzungen 
durch den Vorgesetzten; 

- Zwingende Meldung an den Juristen für Submissionswesen im BVFD, wenn In-
dizien von Preisabsprachen (im konkreten Einzelfall oder in einer Region) vorlie-
gen; 

- Konsequenter Abbruch von Submissionsverfahren, wenn die eingereichten Ange-
bote keinen wirksamen Wettbewerb garantieren bzw. die gültigen Angebote den 
Kostenrahmen erheblich sprengen; 

- Rotation der Submittentenliste bei freihändigen Verfahren sowie bei Einladungs-
verfahren (bei genügender Anzahl an geeigneten Anbietern); 

- Nichtzulassung von Arbeitsgemeinschaften bei kleineren Bauaufträgen; 
- Verbot der Bildung von Ausmassreserven in den Leistungsverzeichnissen (ausge-

nommen Rundungszuschläge); 
- Verstärkte Ausmasskontrolle und Vergleich mit dem Werkvertrag. 

 
Zur generellen Korruptionsprävention wurde im Rahmen des Projekts ausserdem ein Ver-
haltenskodex erarbeitet, welcher sich in Form einer Dienstanweisung an die Mitarbeiten-
den des BVFD richtet, die mit öffentlichen Beschaffungen zu tun haben. Dieser Kodex, 
welcher namentlich die Annahme von Geschenken und den Umgang mit nicht öffentli-
chen Informationen regelt, wurde durch das BVFD per 1. Januar 2015 in Kraft gesetzt.1062   
 
Sodann schlug das Projektteam im Bericht vom 11. Dezember 2014 vor, die Submissi-
onsfachstelle zu beauftragen, eine kantonale Anlaufstelle für Informantinnen und Infor-
manten von Submissionsabsprachen einzurichten, welche für den vertraulichen Umgang 
mit Informationen sowie für die Wahrung der Anonymität der Informantinnen und Infor-
manten bürge und diese über die Handlungsmöglichkeiten und Zuständigkeiten nach kan-
tonalem und Bundesrecht aufklären könne. Ebenfalls solle die Submissionsfachstelle be-
auftragt werden, im Rahmen des verwaltungsinternen Weiterbildungsangebots mit Bezug 
auf das Thema und die Folgen von Submissionsabsprachen zu sensibilisieren.  
 
Weiter wurde in diesem Bericht festgestellt, dass die bestehenden kantonalen submissi-
onsrechtlichen Gesetzesgrundlagen als ausreichend bezeichnet werden können und nicht 

                                                 
1062 Verhaltenskodex für die Prävention der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen des BVFD, act. 

3.10.5.3; vgl. dazu auch die Ausführungen unter H.II.4.  
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angepasst werden müssten. Um sicherzustellen, dass allfällige Rechtsansprüche des Kan-
tons im Zusammenhang mit den Ergebnissen der WEKO-Untersuchung nicht verjähren, 
empfahl das Projektteam schliesslich, von den betroffenen Unternehmen einen Verjäh-
rungseinredeverzicht einzuholen.  
 
Mit dem Bericht vom 11. Dezember 2014 wurde das Projekt für abgeschlossen erklärt. 
Im Anschluss erfolgte am 18. Dezember 2014 eine Information an die Dienststellen des 
BVFD und mit Schreiben vom 14. Januar 2015 eine Information mit Handlungsempfeh-
lungen an die übrigen Departemente, die Standeskanzlei und die Finanzkontrolle. Den 
Adressaten des Schreibens vom 14. Januar 2015 wurde namentlich eine Muster-Check-
liste für die Erkennung von Submissionsabsprachen, eine auf bündnerische Verhältnisse 
heruntergebrochene Adaptation der Liste der OECD1063, sowie der Verhaltenskodex zu-
gestellt.1064 Auf den 11. Mai 2015 wurde ein analoger Verhaltenskodex auch im Erzie-
hungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement (EKUD) in Kraft gesetzt.1065 
 
Aufgrund ihrer besonderen praktischen Relevanz speziell hervorzuheben ist die im Nach-
gang zur Eröffnung der WEKO-Untersuchungen zuerst innerhalb des BVFD und an-
schliessend in sämtlichen Beschaffungsstellen der Kantonsverwaltung eingeführte 
Checkliste «Indizien für Submissionsabsprachen» (CIS)1066. Auf der Checkliste «Indizien 
für Submissionsabsprachen» (CIS) sind angebots-, preis- und verhaltensspezifische Indi-
zien aufgeführt. Der Anwender prüft die Angebote anhand der Indizien auf mögliche 
Submissionsabsprachen. Das TBA erarbeitete zusätzlich einen Konzeptvorschlag zur 
Umsetzung dieser Checkliste. Dieser gibt bezüglich der einzelnen Indizien Auskunft dar-
über, durch wen diese zu beurteilen sind (Auftragsbegleiter, Vergabeantragsteller, Ver-
gabestatistiker), anhand welcher Kriterien diese beurteilt und welche Hilfsmittel ange-
wendet werden können.1067 Der Submissionsjurist des BVFD stellte das Umsetzungskon-
zept in der Folge dem Chef des HBA und dem pensionierten Chef des AWN zu und emp-

                                                 
1063 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 37, act. 28.1.20.3; vgl. zur 

OECD-Liste die Ausführungen unter C.VIII. 
1064 Informationsschreiben vom BVFD an übrige Departemente vom 14.01.2015, act. 2.9.10 
1065 Verhaltenskodex für die Prävention der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen des EKUD vom 

08.05.2015, act. 2.9.11 
1066 Checkliste «Indizien für Submissionsabsprachen» (CIS), act. 3.1.5.6 
1067 Konzeptvorschlag des TBA zur Umsetzung der CIS, act. 3.10.5.7 

 

 



 - 314 - 

fahl ihnen, zu prüfen, ob eine ähnliche Umsetzung in deren Dienststellen ebenfalls mach-
bar wäre.1068 Ziffer 4.5 der Weisung Submssionswesen des TBA (Weisung 303WE010-
d) sieht zudem vor, dass überregionale Indizien sowie die Preisentwicklungen, welche 
auf Preisabsprachen deuten, durch eine zentrale Stelle in der Zentralverwaltung ausge-
wertet werden, welche jährlich einen Bericht verfasst.1069    
 
2. Nachkontrolle des Projekts zur Überprüfung der internen Kontrollinstru-

mente (2015–2016) 
 
Im November 2015 führte die Submissionsfachstelle des BVFD eine departementsinterne 
Nachkontrolle bezüglich der Umsetzung und der Wirkung der von der Projektgruppe 
empfohlenen Massnahmen durch. Gemäss Bericht vom 21. Dezember 20151070 wurden 
die Massnahmen zur Optimierung der Beschaffungsprozesse BVFD-intern vollständig 
umgesetzt. Zur besseren Erkennung von marktunüblichen Preisen solle mit langfristigen 
Preismonitorings die Preisentwicklung von Hauptbaustoffen wie Strassenbelägen, Kiese 
oder Beton beobachtet und dank einer neuen Software, welche bereits im Herbst einge-
führt worden sei, relativ differenziert ausgewertet werden. Da das TBA als Vergabestelle 
im ganzen Kanton Bauleistungen beschaffe und zudem die grösste Anzahl an Vergaben 
tätige, nehme es sich dieser langfristigen Aufgabe an. Fallen gelassen worden sei in Rück-
sprache mit der Submissionsfachstelle die Massnahme der Nichtzulassung von Arbeits-
gemeinschaften (ARGE) bei kleineren Bauaufträgen. Dies zum einen, weil die Nichtzu-
lassung von ARGE den Wettbewerb schwächen könnte. Zum anderen seien bisher nur 
ganz wenige Aufträge an Bietergemeinschaften gegangen, die unter dem definierten 
Schwellenwert gelegen hätten.  
 
Die Abschaffung der ARGE-Klausel ging u.a. auf eine Intervention des GBV zurück, 
welcher dem BVFD mit Schreiben vom 2. März 2015 mitteilte, er lehne das vom Kanton 
gewählte Vorgehen energisch ab. Die Unternehmen würden sich bei der Akquisition von 
Aufträgen massgeblich von der Ressourcenverfügbarkeit, der unternehmerischen Kom-
petenzen und der Risikosplittung leiten lassen. Aufgrund der Konzentration der Aus-
schreibungen der öffentlichen Hand auf wenige Monate gehöre es zur legitimen unter-

                                                 
1068 E-Mail vom 31.10.2016 von Submissionsjurist BVFD an Chef HBA und pensionierter Chef AWN, act. 

3.10.5.7 
1069 Interne Weisung 303WE010-d, Submissionswesen, act. 10.1.1.32.3 
1070 Massnahmen BVFD zur Erkennung von Submissionsabsprachen, Bericht zur Nachkontrolle der ange-

passten Vergabeprozesse vom 21.12.2015, act. 2.9.12 
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nehmerischen Aufgabe der Risikoabwägung und Ressourcenplanung, dass unter Umstän-
den auch leistungsfähige Unternehmen die Bildung von ARGE anstreben würden. Zudem 
sei die Klausel aufgrund der wenigen Aufträge an ARGE mit Auftragssummen bis CHF 
500'000 völlig unverhältnismässig.1071 Das BVFD hielt vorerst an der Klausel fest und 
stellte dem GBV eine Analyse der mit der Nichtzulassung von ARGE angestrebten Wir-
kung zur Wettbewerbsförderung im Spätsommer in Aussicht. Es kam in der anschlies-
senden Abwägung der Vor- und Nachteile zum Schluss, dass diese Klausel wieder auf-
zuheben sei.1072  
 
Weiter ergibt sich aus dem Bericht vom 21. Dezember 2015, dass der Verhaltenskodex 
im TBA mit einer Weisung ergänzt worden sei, wonach die Teilnahme an Anlässen aller 
Art, die im Zusammenhang mit der dienstlichen Tätigkeit stehen, immer mit dem vorge-
setzten Abteilungsleiter abzusprechen sei.1073 Seit Inkrafttreten des Verhaltenskodex hät-
ten sich die Anfragen bei der Submissionsfachstelle im Zusammenhang mit Einladungen 
bzw. Vorteilseinräumungen gehäuft. Dies verdeutliche, dass das Bewusstsein der Ange-
stellten hinsichtlich des Umgangs mit Geschenken und persönlichen Einladungen habe 
geschärft werden können. Die Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen 
sowie für die Entgegennahme von Korruptionshinweisen sei geschaffen und in die Zu-
ständigkeit der Submissionsfachstelle bzw. des Submissionsjuristen des BVFD gelegt 
worden.1074 Sodann führe die Submissionsfachstelle im Rahmen des zentralen Weiterbil-
dungsangebots des Personalamts weiterhin Fachkurse im Bereich des öffentlichen Be-
schaffungswesens durch, wobei sich ein separates Kapitel der Erkennung von Submissi-
onsabsprachen sowie der Korruptionsprävention widme.1075 Auch die vom Projektteam 
empfohlenen Verjährungseinredeverzichte bis Ende 2020 seien vom BVFD bei den be-
troffenen Unternehmen eingeholt worden.1076  
 
 

                                                 
1071 Schreiben GBV an BVFD vom 02.03.2015, act. 3.10.4.3 
1072 E-Mail von Submissionsjurist BVFD vom 04.11.2015, act. 3.10.4.8 
1073 Verhaltenskodex für die Prävention der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen des BVFD vom 

15.12.2014, act. 2.9.13 
1074 Später wurde in einem Ablaufschema der Prozess bei Meldungseingang einer vermuteten Submissions-

absprache näher beschrieben, vgl. Ablaufschema bei Meldungseingang einer vermuteten Submissionsab-

sprache vom 05.06.2018, act. 2.9.14 
1075 Kursprogramm Personalamt 2012, act. 2.9.7; Kursprogramm Personalamt 2018, act. 2.9.8 
1076 Verzichtserklärungen betreffend die Verjährungseinrede 2015, act. 2.1.1 ff.; Verzichtserklärungen be-

treffend die Verjährungseinrede 2016, act. 2.2.1 ff. 
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Als weiterer Schritt sei zur Vereinheitlichung der Beschaffungspraxis eine allgemeine 
Weisung des BVFD für alle kantonalen Beschaffungsstellen zur Erkennung von Submis-
sionsabsprachen und zur Vermeidung von Beschaffungen zu marktüberhöhten Preisen 
geplant. Zentrales Hilfsmittel werde eine standardisierte Anwendung einer Checkliste für 
die Erkennung von Submissionsabsprachen sein. 
 
Die Regierung nahm vom Bericht vom 21. Dezember 2015 mit Beschluss vom 5. Juli 
20161077 Kenntnis. Gleichzeitig wies die Regierung sämtliche Beschaffungsstellen der 
Kantonsverwaltung an, bei Beschaffungen mit einem Auftragswert ab CHF 20'000 die 
Checkliste «Indizien Submissionsabsprachen» anzuwenden, unterhalb dieses Auftrags-
werts stichprobeweise Überprüfungen vorzunehmen und bei Vorliegen von Verdachts-
momenten umgehend die Submissionsfachstelle des BVFD zu informieren. Ausserdem 
empfahl die Regierung den Departementen und der Standeskanzlei, einen Verhaltensko-
dex in Analogie zu den Dienstanweisungen des BVFD und des EKUD für die Prävention 
der Korruption bei öffentlichen Beschaffungen für die eigenen Mitarbeitenden mit Be-
schaffungsfunktionen zu erlassen.  
 
Mit E-Mail vom 7. Juli 2016 informierte der Submissionsjurist des BVFD u.a. den Chef 
des TBA Graubünden, den Chef des HBA und den pensionierten Chef des AWN und bat 
diese, dafür besorgt zu sein, dass in deren Dienststellen der Anweisung der Regierung 
Folge geleistet werde und zudem weiterhin sicherzustellen, dass allen Mitarbeitenden mit 
Beschaffungsfunktionen – auch neuen Kantonsangestellten – der Verhaltenskodex abge-
geben werde. In einer separaten E-Mail wies er den Chef des TBA Graubünden darauf 
hin, dass die Regierung auch den «erweiterten Monitoringauftrag» des TBA zur Kenntnis 
genommen habe und bat ihn, amtsintern die nötigen Massnahmen für diese Aufgabe zu 
veranlassen und dem BVFD bei Vorliegen erster aussagekräftiger Daten Bericht zu er-
statten.1078 Gemäss einer der PUK zugänglich gemachten Aktennotiz erfolgte eine rück-
wirkende Auswertung der Entwicklung der Belagspreise der letzten zehn Jahre bereits im 
September 2015.1079 Weiter lagen der PUK diverse Statistiken bezüglich Betonpreisen 
nach Bezirken (Jahre 2013 bis 2016)1080 und Belagspreisen nach Regionen (Jahre 2003 

                                                 
1077 Regierungsbeschluss vom 05.07.2016, Prot. Nr. 676, act. 3.10.5.2 
1078 E-Mails vom 07.07.2016 von Submissionsjurist BVFD an Diverse, act. 3.10.5.1 
1079 Aktennotiz betreffend Entwicklung Belagspreise vom September 2015, act. 3.10.3 
1080 Beton nach Bezirke NPK 241, act. 3.10.3.3 ff. 
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bis 2017)1081 sowie ein vertraulicher Bericht des TBA über das Preismonitoring 2002 bis 
20191082 vor. 
 
3. Folgeprojekt zur Überprüfung der Vergabeprozesse (2016) 
 
Im Dezember 2016 gab Regierungsrat Mario Cavigelli das Folgeprojekt «Überprüfung 
der Vergabeprozesse und der rechtlichen Handlungsmöglichkeiten des Kantons aufgrund 
der Feststellungen der Eidgenössischen Wettbewerbskommission im Bausektor des Kan-
tons Graubünden»1083 in Auftrag. Dieser Projektauftrag basierte auf der Erwartung, dass 
das BVFD mit der Publikation der bevorstehenden WEKO-Entscheide – welche dem 
BVFD als Nicht-Verfahrenspartei vorgängig nicht mitgeteilt würden – von den regiona-
len und nationalen Medien angegangen werde und dass die Öffentlichkeit eine rasche 
Reaktion des Kantons erwarte. Ziel des Projekts war es, das BVFD sowohl bezüglich der 
fachlichen Bewältigung als auch mit Blick auf den medialen Auftritt professionell vorzu-
bereiten. Neben dem Austausch mit der WEKO, dem Zugang zu Informationen vor und 
nach der Publikation von WEKO-Medienmitteilungen, der Prüfung von submissions-, zi-
vil- und strafrechtlichen Handlungsmöglichkeiten nach Erhalt der WEKO-Unterlagen 
und der Einleitung der erforderlichen Schritte sowie der Abstimmung der Kommunika-
tion gehöre auch die Überprüfung der Notwendigkeit weiterer Massnahmen zu den be-
reits angepassten internen Vergabeabläufen zu den Musszielen des Projekts. Das BVFD 
wurde zudem beauftragt, im Sinne des einheitlichen Beschaffungsvollzugs Empfehlun-
gen an die übrigen Departemente abzugeben.   
 

III. Umsetzung der Massnahmen in der Praxis  
 
1. Checkliste «Indizien für Submissionsabsprachen» (CIS) 
 
Die Befragungen zeigten, dass der Umgang mit der Checkliste in der Praxis manchmal 
Fragen aufwirft. Hinweisgeber A. führte aus, es sei die Frage aufgetaucht, was geschehe, 
wenn man auf der Liste ein «Ja» ankreuze und damit Hinweise auf allfällige Absprachen 
habe. Man habe keine Rückmeldung aus Chur erhalten und es sei im Bezirk das Gefühl 

                                                 
1081 Belagspreise Nord- und Mittelbünden, act. 3.10.3.2 
1082 AU BVFD Beilage 032 Unterlagen Vergleichsvereinbarungen, RV vom 28. April 2019, Dok. Beilage 

9_Preismonitoring_Stand April 2009 
1083 Folgeprojekt «Überprüfung der Vergabeprozesse und der rechtlichen Handlungsmöglichkeiten des 

Kantons aufgrund der Feststellungen der Eidgenössischen Wettbewerbskommission im Bausektor des Kan-

tons Graubünden», act. 3.10.5.8 
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aufgekommen, «das Formular landet in Chur und die Bevölkerung glaubt, man mache 
etwas dagegen, aber passiert ist wahrscheinlich doch nichts.».1084 So habe er z.B. im 
Zusammenhang mit Offerten von Belagsunternehmen, welche eine ARGE gebildet hät-
ten, mehrfach auf der Checkliste bei der Frage, ob die an der ARGE beteiligten Unter-
nehmen den Auftrag auch allein ausführen könnten, «Ja» angekreuzt. Von der Zentral-
verwaltung in Chur habe er dazu aber nie eine Rückmeldung erhalten.1085 
 
Der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol demgegenüber gab zu Protokoll, dass jeder Bauleiter 
die entsprechenden Punkte auf der Checkliste überprüfen und Auffälligkeiten dem Pro-
jektleiter und in Chur melden müsse. Wenn man Indizien habe, werde direkt Kontakt mit 
dem Submissionsjuristen des BVFD aufgenommen. Es würden auch Stichproben beim 
Kostenvoranschlag gemacht; es prüfe also nicht nur der Bauleiter, sondern auch der Vor-
gesetzte.1086 Der ehemalige Stv. Chef des TBA Bezirk 4 Scuol berichtete, die «erweiterte 
Checkliste» sei, Irrtum vorbehalten, ab 2013/2014 gekommen. Auch Ausschreibungen 
unter CHF 50'000 hätten auf Auffälligkeiten hin überprüft werden müssen und solche 
hätten an die nächst höhere Vergabestelle gemeldet werden müssen. Sie hätten aber, so-
weit er sich erinnere, keine speziellen Hinweise entdeckt. Er gehe davon aus, dass die 
Bauunternehmer nach der WEKO-Untersuchung sensibilisiert gewesen seien und keine 
Absprachen mehr getroffen hätten.1087 
 
Der ehemalige Mitarbeiter des TBA Bezirk 1 Chur bestätigte, die Checkliste zu kennen. 
Der Umgang damit sei relativ schwierig bzw. unterschiedlich. Die Verantwortung werde 
«weit runter delegiert an die, die Offerten kontrollieren». Diese seien aber seiner Mei-
nung nach die einzigen, welche diese Fragen beurteilen könnten. Meldungen der Bezirk-
stiefbauämter sei man nachgegangen, es habe sich daraus aber in der Regel kein erhärteter 
Verdacht ergeben. Wenn er sich recht erinnere, habe man in einem Fall der WEKO eine 

                                                 
1084 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 43, act. 28.1.5.6 
1085 Protokoll Befragung Hinweisgeber A. vom 15.05.2020, Frage 45, act. 28.1.5.6; Der damalige Chef 

Abteilung Strassenerhaltung führte dazu in seiner Stellungnahme vom 14. April 2021 aus, man habe auf-

grund der Meldung Abklärungen zum Thema «Dauer-ARGE» getätigt bzw. durch die WEKO tätigen las-

sen, vgl. Stellungnahme damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, S. 8, act. 33.2.36.1 
1086 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 80, act. 28.1.7.1 
1087 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 44 und 45, 

act. 28.1.8.1 
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Meldung gemacht, daraufhin aber die Mitteilung erhalten, dass es sich nicht lohne, dem 
weiter nachzugehen.1088  
 
Der Chef des HBA wies auf die Weisung «Submissionsverfahren» und auf die Checkliste 
hin, welche im Jahr 2013 gekommen seien. Die Checkliste, welche ab CHF 20'000 anzu-
wenden gewesen sei, «d.h. der Projektleiter hat diese abgehakt und bei Verdacht muss 
auf den Vorgesetzten resp. das Departement zugegangen werden».1089 Zum Umgang mit 
der Checkliste befragt, führte der Chef des HBA im Wesentlichen aus, dass es ersichtlich 
sei, ob der Projektleiter diese angewendet habe oder nicht. In der Vergangenheit habe es 
Hinweise gegeben, die man als Projektleiter mit dem Vorgesetzten habe besprechen müs-
sen und evtl. sei anschliessend eine Anzeige ans Departement erfolgt. Seit 2013 habe es 
aber keinen Fall gegeben, bei welchem man zusammen mit dem Departement entschieden 
habe, diesen der WEKO zu melden. Mit der Checkliste und der Weisung hätten sie die 
Mittel zur spezifischeren Kontrolle und seien auf einem guten Stand.1090 
 
Gemäss dem pensionierten Chef des AWN seien wesentliche Elemente der Checkliste im 
AWN bereits angewendet worden, bevor es Pflicht gewesen sei, diese auszufüllen. Im 
Juli 2020 hätten sie im Fall Moesa anhand der Checkliste Indizien gefunden, welche für 
Preisabsprachen sprechen.1091  
 
Der Submissionsjurist des BVFD wies darauf hin, dass es zur Einschätzung, ob Preisab-
sprachen vorhanden sein könnten, lokaler Kenntnisse bedürfe. Es gebe einen Ablauf, wel-
cher festhalte, wie in Bezug auf die betreffenden Eskalationsstufen vorzugehen sei.1092  
 
Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco, der im Jahr 2016 pensioniert wurde, 
führte bei der Befragung durch die PUK aus, es habe schon immer eine Checkliste für 
Offertkontrollen gegeben. Eine Checkliste, um Submissionsabsprachen zu verhindern, 
habe er nie erhalten.1093 
 

                                                 
1088 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Fragen 36–38, act. 

28.1.10.1 
1089 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 44, act. 28.1.18.3 
1090 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Fragen 44, 47 und 52, act. 28.1.18.3 
1091 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Fragen 33 f., act. 28.1.19.3 
1092 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 39, act. 28.1.20.3 
1093 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Fragen 45, act. 

28.1.24.2 
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Der Chef des TBA Graubünden gab in der Befragung vor der PUK zu Protokoll, dass sie 
im Jahr 2013 das «CIS-Formular» eingeführt hätten. 1094 Im Rahmen des rechtlichen Ge-
hörs führte er aus, dass eine separate Checkliste unter dem Begriff «CIS» beim TBA dann 
im Jahr 2016 eingeführt worden sei. Vorher habe das TBA den Gehalt der Checkliste in 
eine TBA-Weisung sowie in das Formular «Offertkontrolle» integriert.1095 Die Prüfung 
mit der CIS-Liste durch den Bauleiter sei zentral. Man sei auch «an einem Screening 
Tool», wobei man derzeit noch nicht in der Lage sei, flächendeckend zu screenen. Es 
könne aber mit dem Screening-Tool geprüft werden, ob die Prüfung durch den Bauleiter 
korrekt sei.1096 Er erachte die Checklisten als nützlich. Es sei eine systematische Vorgabe 
für Bauleiter, damit alle Angebote gleich beurteilt werden könnten. Es bedinge aber auch, 
dass die Bauleiter dafür geschult würden, weil das Erkennen allfälliger Absprachen sehr 
anspruchsvoll sei. Aufgrund der Checkliste sei der Fall Misox entdeckt worden. Sie hätten 
auch weitere Fälle geprüft, in denen es aufgrund der Liste Auffälligkeiten gegeben habe. 
Diese hätten aber keine weiteren Abklärungen bzw. keine Meldung an die WEKO zur 
Folge gehabt. Auf die Frage, ob die Listen mit Ja-Antworten zentral begutachtet würden 
und ob es eine Zusammenstellung der Auffälligkeiten in den vergangenen Jahren gebe, 
antwortete der Chef des TBA Graubünden, die CIS-Listen würden nicht zentral durch 
eine Person beurteilt. Alle Listen kämen nach Chur. Wenn Auffälligkeiten vorhanden 
seien, werde das zunächst in der Linie behandelt. Nur wo in der Linie solche Verdachts-
momente nicht erledigt werden könnten bzw. nicht erklärbar seien, gehe man mit den 
Listen zum Submissionsjuristen des BVFD. Ob all diese Fälle per Knopfdruck abgerufen 
werden könnten, könne er nicht beantworten.1097 Auch Regierungsrat Mario Cavigelli war 
nicht im Detail bekannt, ob es eine zentrale Erfassung gebe, er vermute aber, dass es eine 
solche gebe.1098  
 
 

                                                 
1094 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 62, act. 28.1.25.2 
1095 Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, 

S. 7 act. 33.2.36.1 
1096 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 62, act. 28.1.25.2; vgl. auch Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 

43, act. 28.1.26.2; Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 39, act. 28.1.20.3; 

Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 39, act. 28.1.21.2.1 
1097 Protokoll Befragung damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 71 ff., act. 

28.1.25.2 
1098 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 42, act. 28.1.26.2 
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Am 15. Dezember 2020 ersuchte das Sekretariat der PUK den Kanzleidirektor um Her-
ausgabe der Liste mit allen dem TBA Graubünden gemeldeten Verdachtsfällen gestützt 
auf die CIS-Liste seit ihrer Einführung.1099 Mit Schreiben vom 22. Dezember 2020 teilte 
Mario Cavigelli der PUK mit, das TBA habe in den vergangenen Jahren mehrmals amts-
interne Prüfungen vorgenommen. Es seien bisher drei Meldungen an die WEKO er-
folgt1100, für welche fallbezogene Dossiers geführt würden. Aufgrund der überschaubaren 
Anzahl an Hinweisen auf Auffälligkeiten sei von der Führung eines formellen Verzeich-
nisses bisher abgesehen worden. Zum Ablauf führte Mario Cavigelli aus, dass der Bau-
leiter oder der Devisverfasser in einem ersten Schritt in seinem Verantwortungsbereich 
die Offerten auf Indizien für Submissionsabsprachen anhand der Checkliste prüfe. An-
schliessend ergänze die Oberbauleitung diese Checkliste aus regionaler Sicht. Wenn im 
konkreten Einzelfall, in einer Region oder aufgrund statistischer Auswertungen Indizien 
von Preisabsprachen vorlägen, müsse der Abteilungsleiter in Kenntnis gesetzt werden. 
Dieser informiere den Juristen für Submissionswesen des DIEM. Praxisgemäss prüfe das 
DIEM gemeinsam mit dem TBA die gemeldeten Auffälligkeiten. Könnten die Auffällig-
keiten auch nach vertiefter departementsinterner Prüfung bestätigt werden, erfolge eine 
Meldung an die WEKO.1101  
 
2. Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen sowie für die Entge-

gennahme von Korruptionshinweisen 
 
Auf die Anlauf- bzw. Meldestelle angesprochen, bestätigte der Mitarbeiter der Zentral-
verwaltung des TBA, dass eine solche heute resp. seit drei Jahren existiere.1102 Der Sub-
missionsjurist des BVFD führte aus, es habe in der Vergangenheit Meldungen gegeben. 
Es seien z.T. auch verwaltungsinterne Meldungen eingegangen, so z.B. im Fall Moesa, 
in welchem der Kanton mehrfach in Kontakt mit der WEKO gestanden sei. Zudem habe 
es vor rund zwei Jahren in einem anderen Bereich Hinweise eines Dritten gegeben. Der 
Informant sei befragt worden, der Sachverhalt sei zusammengestellt und der WEKO über-
geben worden. Angesichts der Verfahrenshoheit der WEKO habe der Kanton dazu keine 
weiteren Informationen. Die Vertraulichkeit der Informationen, welche beim Kanton ein-
gingen, werde sehr hoch, der Kreis der Involvierten klein gehalten.1103 Auf die Frage, ob 

                                                 
1099 E-Mail Sekretariat PUK an Verbindungsperson vom 15.12.2020, act. 10.1.1.31 
1100 Vgl. dazu Ausführungen zu E.I.24. 
1101 Schreiben von Mario Cavigelli an PUK vom 22.12.2020, act. 10.1.1.32.1 
1102 Protokoll Befragung Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.10.1 
1103 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 40 f., act. 28.1.20.3 
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die Anlaufstelle seiner Meinung nach am richtigen Ort angesiedelt sei, sagte der Submis-
sionsjurist des BVFD, er denke, dass die Ansiedlung beim Kompetenzzentrum öffentli-
ches Beschaffungswesen des DIEM richtig sei. Bei diesem liege inzwischen auch eine 
erhebliche Erfahrung zu den Themen Preisabsprachen, Kontext Wettbewerbsrecht, vor. 
Seiner Meinung nach sei damit auch das Wissen vorhanden, Meldungen richtig einordnen 
zu können. Angesprochen auf die Möglichkeit einer externen, unabhängigen Meldestelle 
führte der Submissionsjurist des BVFD aus, auch dies sei denkbar. Es sei letztlich eine 
politische Entscheidung.1104  
 
Nach Ansicht des pensionierten Chefs des TBA Graubünden müsse man sich überlegen, 
ob die Meldestelle nicht besser ausserhalb der Verwaltung anzusiedeln wäre und man 
sich dort niederschwellig melden könne.1105  
 
Der ehemalige Departementsvorsteher BVFD, Stefan Engler, führte auf die Frage, ob die 
Anlaufstelle innerhalb des DIEM am richtigen Ort angesiedelt sei, aus, es sei nicht an 
ihm, zu kritisieren, wo diese Stelle angehängt sei. Unbestritten sei, dass es die Stelle brau-
che. Beim Bund sei auch eine solche Stelle eingerichtet worden, diese sei bei der Finanz-
kontrolle angehängt; auf entsprechende Frage führte Stefan Engler aus, dass dies wohl 
wegen der gesteigerten Unabhängigkeit so gemacht worden sei. Es gebe noch eine dritte 
Möglichkeit, nämlich die Ansiedlung ausserhalb der Verwaltung. Als Verwaltungsrats-
präsident der RhB könne er sagen, dass er froh sei, dass die dort bestehende unabhängige 
Meldestelle betreffend Korruptionsfälle und Verhaltensweisen gegenüber Mitarbeitenden 
extern sei.1106  
 
Mario Cavigelli führte zum Ort der Ansiedlung der Anlaufstelle befragt aus, dass wichtig 
sei, dass es eine Anlaufstelle gebe. Wo diese angesiedelt sei, sei weniger wichtig. Für die 
Ansiedlung im DIEM sprächen der dortige Sachverstand und die Kosten. Der «Schatten» 
sei, dass von aussen betrachtet der Eindruck entstehen könnte, dass die Anlaufstelle nicht 
unabhängig sei. Es sei eine politische Frage. Wenn das Vertrauen der Bevölkerung eine 
externe Stelle verlange, so werde diese ihren Preis wert sein und man werde diese Inves-
tition tätigen.1107  
 
 

                                                 
1104 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 42 f., act. 28.1.20.3 
1105 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 39, act. 28.1.21.2.1 
1106 Protokoll Befragung Stefan Engler vom 01.10.2020, Fragen 40 -42, act. 23.1.22.3 
1107 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Fragen 49 f., act. 28.1.26.2 
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Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco, der im Jahr 2016 pensioniert wurde, 
führte schliesslich aus, die Meldestelle des Kantons sei ihm nicht bekannt. Wenn es etwas 
zu melden gegeben habe, hätten sie das dem Oberingenieur gemeldet.1108 

Auf Anfrage der PUK berichtete Regierungsrat Mario Cavigelli mit Schreiben vom 
22. Dezember 2020 an die PUK, es habe bisher erst eine Kontaktnahme eines externen 
Informanten gegeben, welcher dem TBA den Verdacht über Wettbewerbsabsprachen an-
gezeigt habe. Die weiteren Ausführungen zeigen, dass es sich um den bereits vom Sub-
missionsjuristen des BVFD erwähnten Fall handelt. Die Meldung an die WEKO sei am 
13. Juni 2018 erfolgt. Aufgrund der geringen Fallzahlen habe bislang auch in diesem Be-
reich auf das Führen einer Liste mit den eingegangenen Fällen verzichtet werden kön-
nen.1109 

3. Weitere Massnahmen 
 
3.1. Begehungen  
 
Zu den Massnahmen befragt, welche seit Eröffnung der WEKO-Untersuchungen einge-
führt worden waren, wiesen mehrere Befragte darauf hin, dass inzwischen auf fakultative 
Begehungen verzichtet werde. Begehungen seien verboten worden bzw. würden nur noch 
durchgeführt, wenn sie im Ausnahmefall obligatorisch erklärt würden.1110 Der Mitarbei-
ter der Zentralverwaltung des TBA wies zudem darauf hin, dass die Teilnehmerlisten, im 
Unterschied zu früher, bei Begehungen nicht mehr abgegeben werden dürften.1111 Ein-
mal, im Jahr 2013/2014, sei im TBA Bezirk 1 Chur eine Begehung obligatorisch erklärt 
worden, es seien aber nur zwei bis drei Anbieter gekommen. Man habe dann wegen Ver-
dachts auf Preisabsprachen abgebrochen.1112  
  

                                                 
1108 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 49, act. 

28.1.24.2 
1109 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 22.12.2020, act. 10.1.1.32.1 
1110 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 80, act. 28.1.7.1; Protokoll 

Befragung Mitarbeiter Zentralverwaltung TBA vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.10.1; Protokoll Befra-

gung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 75, act. 

28.1.25.2; Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 33, act. 28.1.19.3 
1111 Vgl. dazu die Ausführungen zur damaligen Sachlage unter D.I.3.6. 
1112 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 

28.1.10.1 
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3.2. Bekanntgabe Detailbudgetzahlen 
 
Mehrere Befragte wiesen darauf hin, dass keine Detailbudgetzahlen mehr bekanntgege-
ben würden.1113 Der Chef des TBA Graubünden präzisierte, es dürften nicht mehr Zahlen 
zugänglich sein als öffentlich bereits bekannt seien. Man könne sich fragen, z.B. beim 
Strassenbauprogramm, «ob das schon zu viel Angaben sind.»1114 Auf die Frage, ob Gross-
rätinnen und Grossräte heute keine Auskünfte erhielten, führte der Chef des TBA Grau-
bünden aus, man gebe heute noch Auskunft, denn wenn sie von Mitgliedern des Grossen 
Rates gefragt würden, müssten sie eine Antwort geben. Aber die Antwort werde nicht 
mehr so konkret wie früher ausfallen. Sie hätten die klare Weisung, dass keine genaueren 
Zahlen kommuniziert werden dürften, als im Budget oder Strassenbauprogramm ersicht-
lich. Er stelle sich vor, dass man z.B. Auskunft gebe, welcher Betrag für einen Bezirk 
vorgesehen sei, aber darauf verzichte, konkrete Angaben zu den einzelnen Projekten zu 
machen.1115 Auch der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol führte anlässlich der Befragung in 
der AU aus, dass es hypothetisch auch heute immer noch möglich wäre, solche Zahlen zu 
erhalten.1116, 1117 
 
Mario Cavigelli gab auf entsprechende Frage zu Protokoll, nach seinem Verständnis für 
heutige Prozesse und über interne Akten und Abläufe würde er ein Gesuch einer Gross-
rätin oder eines Grossrats um Herausgabe interner Detailbudgetzahlen ablehnen. Es gehe 
darum, nicht zu viel Transparenz zu schaffen.1118  
 
In den Akten wurde eine E-Mail vom 26. Januar 2016 des Submissionsjuristens des 
BVFD an den Chef des TBA Graubünden vorgefunden, in welcher der Submissionsjurist 
des BVFD diesem mitteilte, ihm sei aufgefallen, dass das TBA die detaillierten Kosten-
voranschläge der Auflageprojekte während der Auflagefrist auf der TBA-Internetseite 
und in den Gemeinden veröffentliche. Mit Blick auf die mit dem Projekt «Überprüfung 

                                                 
1113 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 75, act. 28.1.25.2; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 

80, act. 28.1.7.1; Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Frage 20, act. 28.1.20.3 
1114 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 75, act. 28.1.25.2 
1115 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 36, act. 28.1.25.2 
1116 Protokoll Befragung AU Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 13.11.2018, Ziffern 587 ff., act. 12.1.2.5 
1117 Vgl. dazu die Ausführungen zur Kommunikation von Budgetzahlen in der Zeit vor 2012 unter D.I.3.1. 
1118 Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 16, act. 28.1.26.2 
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der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissionsabsprachen und zur 
Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten Preisen» eingeführten Massnah-
men erachte er dies als problematisch.1119 Damit konfrontiert gab der Chef des TBA Grau-
bünden dazu an, dass er nicht mehr genau wisse, was er geantwortet habe. Sie hätten aber 
intern sicher besprochen, dass der detaillierte Kostenvoranschlag nicht mehr aufgeschal-
tet werde. Seit ein paar Jahren, er wisse nicht mehr, ob das im Jahr 2016 gewesen sei, sei 
der detaillierte Kostenvoranschlag nicht mehr aufgelegt worden.1120 Im Rahmen des 
rechtlichen Gehörs ergänzte der Chef des TBA Graubünden, bei der Nichtpublikation von 
detaillierten Kostenvoranschlägen habe es sich um keine eigenständige Massnahme des 
Projekts «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Erkennung von Submissi-
onsabsprachen und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marküberhöhten Preisen» 
gehandelt, sondern die Massnahme sei von der TBA-Geschäftsleitung am 1. Februar 2016 
– im Nachgang des E-Mails des Submissionsjuristens des BVFD vom 26. Januar 2016 – 
beschlossen worden.1121 
 
Die PUK ersuchte um Herausgabe der Weisung an die Mitarbeitenden des TBA, welche 
darüber Auskunft gebe, in welchem Umfang Informationen zu den anstehenden Baupro-
jekten an Aussenstehende (so insbesondere an Grossrätinnen und Grossräte) erteilt wer-
den dürften.1122 Mario Cavigelli reichte die Weisungen betreffend «Umsetzung der Vor-
gaben des BVFD zur Verhinderung/Erkennung von Preisabsprachen» und die Weisung 
«Submissionswesen» ein und führte dazu aus, die Weisung halte fest, dass auf die Be-
kanntgabe von Detailbudgetzahlen sowie weiterer Informationen im Zusammenhang mit 
Auftragsvergaben an Dritte, welche Rückschlüsse auf die Auftragshöhe einer Einzel-
vergabe zuliessen, zu verzichten sei. Eine spezielle Weisung, welche ausdrücklich den 
Umfang der Weitergabe von Informationen an Grossrätinnen und Grossräte im Besonde-
ren regle, gebe es nicht.1123    
  

                                                 
1119 E-Mail Submissionsjurist BVFD an Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhal-

tung vom 26.01.2016, act. 2.9.1.3 
1120 Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Fragen 24 f., act. 28.1.25.2  
1121 Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, 

S. 11, act. 33.2.36.1, sowie Protokoll der Geschäftsleitungssitzung vom 01.02.2016, act. 33.2.36.13 
1122 E-Mail von PUK an Kanzleidirektor vom 15.12.2020, act. 10.1.1.31 
1123 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 22.12.2020, act. 10.1.1.32.1 
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3.3. Schulungen  
 
Mehrere befragte Personen bestätigten weiter, dass es regelmässige Schulungen bzw. 
Weiterbildungen zum Thema gebe.1124 Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco 
führte aus, eigentliche Weiterbildungen zum Thema Submissionsabsprachen habe es bis 
zum Jahr 2016 (also bis zu seiner Pensionierung) nicht gegeben. Anlässlich der Sitzungen 
mit allen Chefs der Bezirkstiefbauämter hätten aber Informationen stattgefunden.1125 
Konkrete Handlungsanweisungen, um Submissionsabsprachen zu erkennen und zu ver-
hindern, habe er aber nach Einleitung der WEKO-Untersuchungen keine erhalten.1126 Der 
pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur gab an, dass es Schulungen und Weiterbildun-
gen zwar immer gegeben habe, er selber aber nie eine Schulung in Bezug auf das Erken-
nen oder Verhindern von Preisabsprachen erhalten habe.1127 Der Chef des TBA Graubün-
den führte dazu im Rahmen des rechtlichen Gehörs aus, dass es regelmässig Informatio-
nen und Schulungen gegeben habe und reichte Unterlagen zu in den Jahren 2015 bis 2018 
erfolgten Informationen und Schulungen ein. Der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 
Mesocco und der pensionierte Chef des TBA Bezirk 1 Chur hätten deshalb keine Schu-
lungen bezüglich der Umsetzung der Projekte wahrgenommen, weil diese kurz vor ihrer 
Pensionierung (2015 bzw. 2016) gestartet worden seien.1128 
 
  

                                                 
1124 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 81, act. 28.1.7.1; vgl. auch 

Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 59, act. 28.1.8.1; 

Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 28.1.10.1; 

Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 32 und 39, act. 28.1.20.3 
1125 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 48, act. 

28.1.24.2 
1126 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 44, act. 

28.1.24.2 
1127 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Fragen 31 und 35, act. 

28.1.12.1 
1128 Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, 

S. 12 f., act. 33.2.36.1 sowie Beilagen, act. 33.2.36.17 ff. 
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3.4. Verhaltenskodex 
 
Gefragt nach den seit der WEKO-Untersuchung eingeführten Massnahmen, wiesen meh-
rere befragte Personen auf den Verhaltenskodex hin.1129 Gemäss dem Submissionsjuris-
ten des BVFD führte dieser zu einer Sensibilisierung und es gab mehr Anfragen, nament-
lich zu Einladungen. Als Verfasser des Kodex werde er bei Fragen von den Vorgesetzten 
der Dienststellen jeweils kontaktiert.1130   
 
Mit Blick auf Art. 4 des Verhaltenskodex, welcher den «Umgang mit nicht öffentlich 
bekannten Informationen» regelt, ist allerdings auf Folgendes hinzuweisen: A.Q. reichte 
der PUK einen Offertvergleich des TBA Graubünden aus dem Jahr 2015 für das Objekt 
«Pra da Punt – Saduas, Baulos 2015/16»1131 ein und führte gegenüber der PUK an der 
Sitzung vom 8. Mai 2020 dazu aus, es handle sich um ein TBA-internes Dokument, wel-
ches er nicht haben dürfte. Er habe es von einem Mitarbeiter des TBA erhalten. Auf die-
sem Dokument seien u.a. die unterschiedlich hohen Bauinstallationskosten ersichtlich, es 
sei ein offensichtliches Beispiel.1132 

                                                 
1129 Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 44, act. 28.1.8.1; 

vgl. auch Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 

28.1.10.1; Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 39, act. 

28.1.21.2.1 
1130 Protokoll Befragung Submissionsjurist BVFD vom 25.09.2020, Fragen 39 und 50 bis 52, act. 28.1.20.3 
1131 Offertvergleich vom 27.04.2015, act. 14.11.4.1 
1132 Protokollauszug Sitzung PUK vom 08.05.2020, S. 7, act. 9.1.63.2 
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anschliessend sein Nachfolger hätten dieses Projekt begleitet.1134 Mit Schreiben vom  
6. Juli 2020 an die PUK bestätigte der Chef des TBA Bezirk 4 Scuol, dass das Projekt 
«Baumeisterarbeiten Pra da Punt – Saduas Baulos 2015-16» vom pensionierten Mitarbei-
ters 2 des TBA Bezirk 4 Scuol begleitet worden sei.1135 Da der pensionierte Mitarbeiter 2 
des TBA Bezirk 4 Scuol an der Untersuchung nicht mitwirken wollte, konnte er von der 
PUK dazu nicht befragt werden.  
 
Für die PUK ist erstaunlich, dass mit dem Offertvergleich offenbar auch im Jahr 2015 
noch ein internes Dokument des TBA in die Hände eines Bauunternehmers gelangte. An-
zumerken ist allerdings, dass gegen den oben erwähnten Zuschlagsentscheid der Regie-
rung Beschwerde vor Verwaltungsgericht erhoben wurde.1136 Im Rahmen von Beschwer-
deverfahren wird den Verfahrensparteien das rechtliche Gehör gewährt, was auch die 
Einsichtnahme in verwaltungsinterne Dokumente beinhalten kann. Es kann demnach 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Herausgabe dieses Dokuments in diesem Zusam-
menhang erfolgt ist.  
 
3.5. Preismonitoring 
 
Mehrere Befragte bestätigten, dass es im TBA heute ein Preismonitoring gebe.1137 Der 
pensionierte Chef des TBA Graubünden wies darauf hin, dass es sehr schwierig sei, Preise 
zu vergleichen und Entwicklungen zu beobachten, da jede Baustelle andere Bedingungen 
habe. Ein Preismonitoring gehe nur über Einheitspreise.1138  
 
Beim HBA gebe es gemäss Aussagen des Chefs des HBA keine systematischen Preisver-
gleiche. Dies würde zu grosse Ressourcen binden, die dem HBA nicht zur Verfügung 
stehen würden.1139 Für das AWN hingegen erklärte der pensionierte Chef des AWN, dass 
er davon ausgehe, dass ein Preismonitoring gemacht werde.1140 
 

                                                 
1134 Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 25, act. 28.1.7.1 
1135 Schreiben Chef TBA Bezirk 4 Scuol an PUK vom 06.07.2020, act. 28.1.7.2.0 
1136 Vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts Graubünden vom 18.06.2015, act. 3.4.1.4 
1137 Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 Chur vom 23.06.2020, Frage 34, act. 

28.1.10.1; Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Frage 79, act. 28.1.25.2; Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 48, act. 

28.1.26.2; vgl. aber auch Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Frage 50, act. 28.1.18.3 
1138 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Graubünden vom 30.10.2020, Frage 40, act. 28.1.21.2.1 
1139 Protokoll Befragung Chef HBA vom 11.09.2020, Fragen 50 f., act. 28.1.18.3 
1140 Protokoll Befragung pensionierter Chef AWN vom 25.09.2020, Frage 21, act. 28.1.19.3 

 

 

 



 - 331 - 

4. Verdachtsfälle und neues WEKO-Verfahren in der Region Moesa 
 
4.1. Verdachtsfall im 2013, TBA Bezirk 4 Scuol 
 
Noch vor der Lancierung des Projekts «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente 
zur Erkennung von Submissionsabsprachen und zur Vermeidung von Baubeschaffungen 
zu marktüberhöhten Preisen» im September 2013, aber nach Eröffnung der WEKO-Un-
tersuchungen, wurde das TBA mit Schreiben vom 18. April 2013 durch die Baufirma G 
bezüglich von vier Vergaben des TBA Bezirks 4 Scuol informiert, sie habe den begrün-
deten Verdacht, dass mit Bezug auf die Lose 1 bis 4 zwischen zwei Bauunternehmen 
sowie im Rahmen einer aus diesen Bauunternehmen gebildeten ARGE unzulässige Wett-
bewerbsabreden gemacht worden seien. Begründet wurde dieser Verdacht im Wesentli-
chen mit der aufgrund der Grösse und der Komplexität des Projekts nicht gerechtfertigten 
und auch nicht notwendigen Zusammenarbeit in einer ARGE betreffend Los 2. Dies 
weise auf eine unzulässige Kooperation zwischen Wettbewerbern hin, welche den wirk-
samen Wettbewerb zumindest erheblich beeinträchtige. Darüber hinaus lege eine De-
tailanalyse der einzelnen Angebotspositionen den Schluss nahe, dass die beiden Bauun-
ternehmen die einzelnen Lose untereinander aufgeteilt hätten. Die Angebote seien in Ein-
zelpositionen jeweils dort erheblich erhöht, wo nach der vermuteten Abrede die jeweils 
andere Partei den Zuschlag erhalten sollte. Abschliessend bat die Baufirma G das TBA, 
die Vergaben zu widerrufen und von einer Vertragsunterzeichnung abzusehen, sowie um 
Prüfung des Beizugs der WEKO.1141  
 
In der Folge sistierte das BVFD die betreffenden Vergabeverfahren mit Hinweis auf not-
wendige Abklärungen hinsichtlich des Bestehens eines wirksamen Wettbewerbs bei den 
erwähnten Arbeitsausschreibungen.1142 Am 11. Juni 2013 hob das BVFD die Sistierung 
wieder auf und stellte namentlich fest: «Diese verwaltungsinterne Überprüfung hat erge-
ben, dass zwar gewisse Auffälligkeiten bezüglich der Preisbildung in einzelnen Positio-
nen bestehen und eine Abstimmung der Angebote der […] offerierenden Strassenbaufir-
men nicht völlig ausgeschlossen werden kann. Gleichzeitig wurde aber auch festgestellt, 
dass alle vier Zuschläge unterhalb des geschätzten Kostenrahmens liegen und sich die 
Auftragsvergaben somit für den Kanton als preisgünstig erweisen. […]». Und weiter un-
ter Hinweis auf Art. 22 lit. h SubG und die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts 
Graubünden: «Sinn und Zweck dieser Bestimmung ist es, die öffentliche Hand bei der 

                                                 
1141 Schreiben Baufirma G an TBA vom 18.04.2013, act. 2.5.8.2  
1142 Mitteilung Sistierung an alle Anbieter Lose 1–4 vom 30.04.2013, act. 2.5.8.3; vgl. auch Information an 

Baufirma G vom 06.05.2013, act. 2.5.8.4 
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Vergabe öffentlicher Arbeitsaufträge vor unzulässiger Preistreiberei durch die Wettbe-
werbsteilnehmer zu schützen. Im Interesse des Staates und der Steuerzahler wurde mit 
dieser Bestimmung die Möglichkeit geschaffen, Preisabsprachen unter Konkurrenten zu 
ahnden, die zum Ziele haben, entweder eine Erhöhung des wettbewerbsrelevanten Preis-
angebots oder dann eine Verschlechterung des allgemeinen Leistungsangebots zu bewir-
ken». Abschliessend wies das BVFD noch einmal darauf hin, dass die Offerten der Zu-
schlagsempfänger deutlich unter den Angeboten der übrigen Verfahrensteilnehmer lägen 
und es deshalb abwegig wäre, «die Angebote der mit den Zuschlägen bedachten Firmen 
mit dem Hinweis auf wettbewerbsbeeinträchtigendes Handeln auszuschliessen und dann 
eine wesentlich teurere Offerte zu berücksichtigen». Dieses Schreiben des BVFD ging in 
Kopie auch an die WEKO.1143   
 
4.2. WEKO-Verfahren in der Region Moesa 
 
4.2.1. Hergang  
 
Zu den von verschiedenen Befragten erwähnten Verdachtsfällen im Misox (bzw. in der 
Region Moesa) ergibt sich aus einem Schreiben vom 13. August 2020 von Regierungsrat 
Mario Cavigelli an die PUK, dass im Jahr 2017 eine erste Meldung an die WEKO er-
folgte, weil bei Vergaben im Misox Unregelmässigkeiten festgestellt worden seien.1144 
Das TBA bat die WEKO im Jahr 2017 um eine analytische Auswertung betreffend Auf-
träge im Strassenbau im Misox. Im Mai 2018 erweiterte das TBA die Anfrage zudem auf 
Baumeisterarbeiten des Jahres 2018.1145 In der Antwort vom 29. Mai 2018 stellte die 
WEKO fest, dass in den Jahren 2013 bis 2016 keine Auffälligkeiten entdeckt worden 
seien. Die Analyse des Sekretariats der WEKO scheine aber die Verdachtsmomente des 
TBA für eine Koordinierung der eingereichten Offerten zwischen den Bauunternehmern 
für die Jahre 2017 und 2018 zu bestätigen. Mit anderen Worten würden die eingereichten 
Offerten dieser Bauunternehmungen keinen wirksamen Wettbewerb garantieren.  
 
Die WEKO führte weiter aus, um die Wahrscheinlichkeit von kartellrechtlichen Abspra-
chen zu reduzieren, empfehle es sich allenfalls, in Zukunft darauf zu verzichten, eine 

                                                 
1143 Mitteilung Aufhebung der Sistierung an alle Anbieter Lose 1–4 vom 11.06.2013, act. 2.5.8.1 
1144 Schreiben Mario Cavigelli an PUK vom 13.08.2020, act. 2.8.1.1 
1145 Schreiben Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung an WEKO vom 

22.05.2017, act. 28.1.10.3.4.5; Schreiben Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhal-

tung an WEKO vom 15.05.2018, act. 28.1.10.3.5.5 
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Vielzahl von Bauprojekten, wie sie hier in Frage stehen, gleichzeitig oder nahezu gleich-
zeitig auszuschreiben. Eine zeitnahe Ausschreibung mehrerer solcher Bauprojekte er-
leichtere eine Koordination von Offerten zwischen Bauunternehmungen und stabilisiere 
mögliche Abreden.1146  
 
Regierungsrat Mario Cavigelli fragte die WEKO im Nachgang zum Schreiben vom 29. 
Mai 2018 u.a. an, ob die WEKO gegen die betroffenen Bauunternehmen eine Vorabklä-
rung oder Untersuchung einleiten werde. Zudem teilte er mit, das TBA werde – soweit 
möglich – inskünftig darauf verzichten, eine Vielzahl von gleichgelagerten Bauprojekten 
gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auszuschreiben. Zudem werde das TBA aufgrund 
des Assessments der WEKO die laufenden Ausschreibungen (Baumeisterarbeiten im Jahr 
2018 im Misox) abbrechen müssen.1147  
 
Am 14. Juni 2018 informierte die WEKO Regierungsrat Mario Cavigelli dahingehend, 
dass die WEKO aus ermittlungstaktischen Gründen und zur Wahrung von Amtsgeheim-
nissen in der Regel nicht im Voraus offenlege, ob ein kartellrechtliches Verfahren einge-
leitet werde. Die Eröffnung einer Untersuchung werde durch amtliche Publikation be-
kanntgegeben.1148 Im Juni 2018 wurden die betreffenden Verfahren wegen Verdachts auf 
Wettbewerbsabreden abgebrochen.1149 Diese Verfahrensabbrüche erwuchsen unange-
fochten in Rechtskraft.  
 
Nachdem bei den Vergaben im Jahr 2019 keine Auffälligkeiten festgestellt worden wa-
ren, zeigten sich im Jahr 2020 wiederum Indizien für Unregelmässigkeiten.1150 Das 
BFVD bzw. DIEM reichte bei der WEKO schliesslich am 19. Mai 2020 eine Anzeige 
von wettbewerbsrechtlichen Auffälligkeiten im Misox ein. In diesem werden die bisher 
im Kanton vorgenommenen Schritte – amtsinterne Überprüfung anhand der Checklisten 
(Offertkontrolle, Weiterprüfung, Beurteilung), Überprüfung durch das Departement 
(«Eskalationsstufe 1»), vertiefte Überprüfung durch das Departement («Eskalationsstufe 

                                                 
1146 Schreiben WEKO an Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

29.05.2018, act. 28.1.10.3.5.8; vgl. auch Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Ab-

teilung Strassenerhaltung vom 12.11.2020, Frage 62, act. 28.1.25.2 
1147 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an WEKO vom 06.06.2018, act. 2.8.1.5.9 
1148 Schreiben WEKO an Regierungsrat Mario Cavigelli vom 14.06.2018, act. 2.8.1.5.10 
1149 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an Anbieter vom Juni 2018, act. 2.8.1.5.11 
1150 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 13.08.2020, act. 2.8.1.1 
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2») inkl. rechnergestützte, statistische Analyse der Submissionsunterlagen – aufgezeigt, 
und der Verdacht auf unzulässige Wettbewerbsabreden wurde begründet.1151  
 
Mit Schreiben vom 29. Mai 2020 meldete das Sekretariat der WEKO dem Submissions-
juristen des BVFD u.a. zurück, die Beschreibung der amtsinternen Schritte zur Prüfung 
von Unregelmässigkeiten und Hinweise auf unzulässige Verhaltensweisen mit Interesse 
gelesen zu haben. Das Sekretariat habe anlässlich der zahlreichen Sensibilisierungsver-
anstaltungen zu Submissionsabreden die Gelegenheit gehabt, mit praktisch allen Kanto-
nen in Kontakt zu treten und sich für ein aufmerksames Umgehen mit Indizien für Sub-
missionsabreden einzusetzen. Ein Prüfprogramm, wie es der Kanton Graubünden auf-
stellte, stufe das Sekretariat als vorbildlich und zielführend ein.1152  
 
Am 9. Juni 2020 beschloss die Regierung, fünf der von der Anzeige an die WEKO be-
troffenen Vergabeverfahren des TBA aufgrund des Verdachts auf unzulässige Wettbe-
werbsabreden abzubrechen und beauftragte das DIEM, diese fünf Verfahrensabbrüche 
mittels anfechtbarer Verfügung zu eröffnen. Das AWN als subventionssprechende Be-
hörde bei einem weiteren Projekt wurde zudem beauftragt, der betreffenden Gemeinde 
zu empfehlen, dieses Vergabeverfahren ebenfalls abzubrechen.1153 Die entsprechenden 
Verfügungen wurden beim Verwaltungsgericht angefochten und die Verfahren sind ge-
mäss Schreiben vom 13. August 2020 von Regierungsrat Mario Cavigelli an die PUK 
noch hängig.1154 Am 22. Juni 2020 eröffnete die WEKO eine Untersuchung in der Region 
Moesa.1155  
 
4.2.2. Aussagen des ehemaligen Chef TBA Bezirk 2 Mesocco 
 
Auf die im Juni 2020 eröffnete WEKO-Untersuchung angesprochen und gefragt, ob er in 
seiner Tätigkeit als Bezirkschef beim TBA in Mesocco diesbezüglich etwas gemerkt 
habe, führte der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco aus: «Ich sage, vielleicht 
gab es das, es wäre möglich, ich kenne die drei in diesem Verfahren involvierten Firmen 
schon über 30 Jahre, fast 40 Jahre. Ich meine, diese Unternehmen haben mal zu tief und 

                                                 
1151 Schreiben DIEM an WEKO vom 19.05.2020, act. 2.8.1.7.7; «MISOX»-Verdachtsfälle: Ergebnisse au-

tomatisierter Prüfverfahren, act. 2.8.1.7.4 
1152 Schreiben WEKO an Submissionsjurist BVFD vom 29.08.2020, act. 2.8.1.7.9 
1153 Regierungsbeschluss vom 09.06.2020 (Prot. Nr. 508), act. 2.8.1.7.11 
1154 Schreiben Regierungsrat Mario Cavigelli an PUK vom 13.08.2020, act. 2.8.1.1 
1155 Medienmitteilung WEKO vom 26.06.2020, act. 2.8.1.8.1; Bekanntmachung des Sekretariats der 

WEKO vom 07.07.2020, act. 2.8.1.8.2 
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mal zu hoch offeriert. Und sie haben die Arbeiten ausgeführt, mal zu tiefen, mal zu hohen 
Preisen. Ich denke, das ist das Unternehmerleben.»1156 Sie hätten aufgrund der einge-
reichten Offerten schon einige Male Auffälligkeiten entdeckt.1157 Die Frage, was sie ge-
nau entdeckt hätten, beantwortete der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco fol-
gendermassen: «Ich meine, die Frage ist gar nicht relevant. Schauen sie, die Bauunter-
nehmer offerieren und der Kanton prüft die Offerte. Hier gibt es Konstellationen von 
Preisen, die nicht immer nachvollziehbar sind, z.B. die Preise für die Lieferung eines 
Kubikmeters eines Materials […].»1158 Wenn sie Auffälligkeiten bei Offerten bemerkt 
hätten, hätten sie die Offerten annulliert und neu ausgeschrieben mit anderen Krite-
rien.1159 Die Bauunternehmer hätten schon vor zehn, 20 Jahren mit Verschiebungen in 
den Offerten angefangen. Er meine, die würden das heute noch machen. Weiter erklärte 
er: «Und kein Mensch versteht, wie die genau gerechnet haben. Vor diesem Hintergrund 
meine ich, warum man sich einen Kopf machen soll, sondern es darum geht, dass das, 
was man bewilligt hat, auch eingehalten wird. D.h., dass die Preise, die offeriert wurden, 
auch so bezahlt werden».1160  
 
5. Exkurs: Nebenbeschäftigung des ehemaligen Chef TBA Bezirk 2 Mesocco 
 
Mit Bezug auf den pensionierten Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco, ist schliesslich darauf 
hinzuweisen, dass dieser gegen Ende, aber noch während seiner Anstellung als Bezirks-
chef im Sinne einer Nebenbeschäftigung in der Immobilienbranche tätig war und auch 
heute noch ist. Nach eigenen Aussagen ging es dem pensionierten Chef des TBA Bezirk 
2 Mesocco darum, ein «Standbein für nach der Pensionierung zu finden». Er habe also 
ein bis zwei Jahre vor seiner Pensionierung angefangen, «als Immobilienberatung tätig 
zu sein». Dies sei von Regierungsrat Mario Cavigelli bewilligt worden. Die Frage, ob 
diese Tätigkeit als Immobilienberater zu Interessenkollisionen mit dem Amt als Bezirks-

                                                 
1156 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 29, act. 

28.1.24.2 
1157 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 30, act. 

28.1.24.2 
1158 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 31, act. 

28.1.24.2 
1159 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 32, act. 

28.1.24.2 
1160 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 2 Mesocco vom 30.10.2020, Frage 33, act. 

28.1.24.2 
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tement von einer zumindest abstrakten Gefahr von Interessenkollisionen ausging. Aller-
dings ist aufgrund der Akten nicht ersichtlich, wie bzw. ob das Departement geprüft hat, 
ob die Tätigkeit als Immobilienberater im Fall des pensionierten Chefs des TBA Bezirk 
2 Mesocco zu Interessenkonflikten führen könnte. Selbst wenn eine solche Prüfung aber 
stattfand und das BVFD mit guten Gründen zum Schluss kam, dass von der Nebenbe-
schäftigung im konkreten Fall keine Interessenkonflikte mit der dienstlichen Stellung und 
Aufgabenverrichtung für den Kanton ausgingen, ist die PUK der Ansicht, dass die Ne-
benbeschäftigung eines Bezirkschefs des TBA in der Immobilienbranche bzw. als Immo-
bilienberater in der Öffentlichkeit als für den Kanton nachteilig wahrgenommen werden 
könnte und die Genehmigung somit zumindest aus dieser Perspektive Fragen aufwirft. 
Nicht ohne Grund war denn auch der pensionierte Chef des TBA Bezirk 2 Mesocco bei 
der Befragung selber der Meinung, die Frage nach Interessenkollisionen sei berechtigt. 
 
IV. Umgang des Kantons mit den von den WEKO-Verfahren betroffenen Bau-

unternehmen 
 
1. Verfügungen der WEKO 
 
Die WEKO-Verfahren wurden mit Entscheiden vom 10. Juli 2017 (Verfügung «Müns-
tertal»), 2. Oktober 2017 (sechs Verfügungen «Engadin III-VII, Q, U»), 26. März 2018 
(Verfügung «Engadin I») sowie 27. Mai 2019 (Verfügung «Engadin II») und 19. August 
2019 (Verfügung «Bauleistungen Graubünden») abgeschlossen.1165 Nach dem ersten 
rechtskräftigen WEKO-Entscheid schloss die Regierung mit Beschluss vom 6. März 2018 
die Bauunternehmung Firma A, als Folge ihrer langjährigen Gebiets- und Preisabspra-
chen und der wiederholt falschen Selbstdeklaration in ihren Offerteingaben bei kantona-
len Bauausschreibungen gestützt auf Art. 32 SubG bis 5. März 2020 von Vergaben des 
Kantons aus.1166 Gegen diesen Beschluss reichte die Firma A Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde ein.1167  
 
Als weitere Massnahme forderten die Beschaffungsstellen ab Juni 2018 von den in 
WEKO-Verfahren involvierten Unternehmen eine «Ergänzende Deklaration des Anbie-
ters als Folge der WEKO-Verfahren im Kanton Graubünden», in welcher sich die Anbie-

                                                 
1165 Vgl. dazu die Ausführungen unter B. 
1166 Regierungsbeschluss vom 06.03.2018 (Prot. 166), act. 2.3.11.16; Mitteilung Auftragsvergabe vom 

08.03.2018 inkl. Beiblatt «Verfahrensausschluss der Firma A», act. 2.3.11.17 f. 
1167 Verwaltungsgerichtsbeschwerde Firma A gegen Kanton Graubünden von 19.03.2018, act. 2.3.11.20 
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ter zu einer allfälligen WEKO-Verfügung gegen das Unternehmen sowie zur Anerken-
nung und Rechtskraft dieser Verfügung äussern und zudem bestätigen mussten, dass sie 
seit Beginn der WEKO-Untersuchungen keine unzulässigen Wettbewerbsabreden mehr 
getätigt hatten.1168 Aufgrund dieser ergänzenden Selbstdeklaration prüfte der Kanton die 
Zulassung zum Verfahren.  
 
Da im Zusammenhang mit den Untersuchungsergebnissen der WEKO auch gegen die 
von den Submissionsabreden als Beschaffungsstellen betroffenen kantonalen Behörden, 
namentlich gegen das BVFD und das TBA Vorwürfe laut wurden, wonach diesen Behör-
den ihrerseits ein Fehlverhalten anzulasten sein könnte, erachtete es die Regierung als 
angezeigt, die Vergabeabläufe im TBA im Zeitraum von 2004 bis 2012 sowie die Vor-
würfe durch externe und unabhängige Fachexperten untersuchen zu lassen.1169 Im Juni 
2018 beauftragte die Regierung Prof. Dr. Martin Beyeler und Prof. Dr. Bass 
 Stöckli mit einer Administrativuntersuchung bezüglich der Rechtsgrundlagen, Prozesse 
und Praxen des BVFD und des TBA bei den Arbeitsvergaben (Untersuchungsauftrag 1) 
und Prof. Dr. Andreas Stöckli und Prof. em. Dr. Peter Hänni mit einer Administrativun-
tersuchung einzelner Vorgänge im TBA, die im Zusammenhang mit Preisabsprachen ste-
hen könnten (Untersuchungsauftrag 2).1170   
 
Im Beschluss vom 26. Juni 2018 – zu diesem Zeitpunkt waren acht der insgesamt zehn 
WEKO-Verfahren (grösstenteils noch nicht rechtskräftig) abgeschlossen, ausstehend wa-
ren noch die Untersuchungen «Engadin II» und «Strassenbau» – setzte sich die Regierung 
mit dem vergaberechtlichen Umgang mit in WEKO-Verfahren involvierten Bauunterneh-
mern auseinander. Der Regierungsbeschluss beschreibt sechs Verfahrenskategorien, wel-
chen die Anbieter zugewiesen werden konnten sowie die entsprechenden, im Einzelfall 
zu prüfenden vergaberechtlichen Rechtsfolgen (z.B. Konventionalstrafe, Ausschluss von 
Vergaben des Kantons oder Einholung einer «gesonderten Selbstdeklaration»). Die Re-
gierung wies die Beschaffungsstellen der Kantonsverwaltung an, ihre aktuellen und künf-
tigen Beschaffungsverfahren gemäss den Grundsätzen im Regierungsbeschluss durchzu-
führen und im Zweifelsfall die Submissionsfachstelle des BVFD beizuziehen. Weiter be-

                                                 
1168 Ergänzende Selbstdeklaration des Anbieters als Folge der WEKO-Verfahren im Kanton Graubünden, 

act. 3.12.4.2 und act. 3.12.4.3; vgl. auch E-Mail von Mitarbeiter 2 Zentralverwaltung TBA an Diverse vom 

21.06.2018, act. 3.12.4.1 
1169 Regierungsbeschluss vom 11.06.2018 (Prot. 458), Ziff. 2 f., act. 1.5.9.8 
1170 Regierungsbeschluss vom 11.06.2018 (Prot. 458), act. 1.5.9.8; vgl. dazu die Ausführungen unter 

A.IV.1. 
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schloss die Regierung, dass bis zum Vorliegen hinreichend genügender Sachverhaltsin-
formationen keine Einzelverhandlungen zur Erörterung alternativer Sanktionierungsme-
chanismen mit den betroffenen Anbietern geführt werden.1171 
 
Nach einem im März 2019 erfolgten Hinweis des WEKO-Sekretariates an in die Unter-
suchung «Strassenbau»1172 involvierte Unternehmen, dass allfällig geleistete Kompensa-
tionszahlungen gegenüber Geschädigten im Antrag zuhanden der WEKO bei der Festset-
zung der Busse sanktionsmindernd berücksichtigt werden könnten, meldeten sich meh-
rere Unternehmen beim BVFD und bekundeten ihr Interesse an einem aussergerichtlichen 
Vergleich.1173 Mit Beschluss vom 16. April 2019 ermächtigte die Regierung eine eigens 
zu diesem Zweck gegründete verwaltungsinterne Projektgruppe mit der Aufnahme von 
Vergleichsgesprächen mit den von den WEKO-Untersuchungen betroffenen Unterneh-
men.1174 
 
Am 28. Mai 2019 genehmigte die Regierung Vergleichsvereinbarungen mit 14 der in die 
WEKO-Untersuchung «Strassenbau» involvierten Unternehmen. Weiter hielt sie fest, die 
Möglichkeit für einen aussergerichtlichen Vergleich stehe auch den übrigen in die 
WEKO-Untersuchung «Strassenbau» oder in die übrigen WEKO-Untersuchungen invol-
vierten Unternehmen in analoger Weise offen. Die Projektgruppe informiere die Unter-
nehmen hierüber und stelle sich für Vergleichsgespräche zur Verfügung.1175 Den Verglei-
chen schlossen sich alle 82 betroffenen Gemeinden an.1176 
 
Da anschliessend auch die Firma A in Vergleichsgespräche mit dem Kanton trat, setzte 
die Regierung den zuvor gegen die Firma A verfügten Ausschluss mit Beschluss vom 2. 
Juli 2019 aus.1177 Als Folge der Vergleichsgespräche mit der Firma A und Firma E ge-
nehmigte die Regierung mit Beschluss vom 3. März 2020 aussergerichtliche Vergleiche 

                                                 
1171 Vgl. Bericht zur Nachkontrolle der im Schlussbericht der Projektgruppe vom 11.12.2014 empfohlenen 

Massnahmen vom 21.12.2015, act. 2.9.12; Regierungsbeschluss betreffend vergaberechtlicher Umgang mit 

in WEKO-Verfahren involvierten Bauunternehmen, act. 1.5.9.8 
1172 WEKO-Verfahren «22-0457: Bauleistungen Graubünden» 
1173 Regierungsbeschluss vom 28.05.2019 (Prot. 415), Ziff. I.2, act. 1.6.2 
1174 Regierungsbeschluss vom 16.04.2019 (Prot. 244), act. 1.6.3 
1175 Regierungsbeschluss vom 28.05.2019 (Prot. 415), act. 1.6.2 
1176 Regierungsbeschluss vom 03.03.2020 (Prot. 142), Ziff. I.4, act. 1.6.17 
1177 Regierungsbeschluss vom 03.03.2020 (Prot. 142), Ziff. II.5, act. 1.6.17 
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mit der Firma A und der Firma E und hob den zuvor gegen die Firma A verfügten Aus-
schluss von öffentlichen Beschaffungsaufträgen des Kantons auf.1178 Die Unternehmen 
verpflichteten sich in den Vergleichsvereinbarungen namentlich zur Einführung eines ih-
rer Grösse, Geschäftstätigkeit und Branche angemessenen Kartellrechts-Compliance-
Programms (soweit sie dies nicht bereits getan hatten).1179 Zwei in ein WEKO-Verfahren 
involvierte Unternehmen, die Baufirma G und die Baufirma H, beteiligten sich nicht an 
den Vergleichsverhandlungen. Gegen sie wurden in der Folge ein Ausschlussverfahren 
eröffnet bzw. weitergeführt.1180 Später konnte auch mit der Baufirma G eine vergleichs-
weise Lösung gefunden werden. Die Baufirma G wurde im Rahmen eines Beschwerde-
verfahrens gegen die Ausschlussverfügung vorsorglich wieder zugelassen.1181  
 
Parallel zu den Vergleichsgesprächen holte das Departement für Finanzen und Gemein-
den (DFG) bei Prof. Dr. Blaise Carron von der Universität Neuenburg ein Kurzgutachten 
betreffend zivilprozessuale Erfolgschancen der Geltendmachung eines kartellzivilrecht-
lichen Schadenersatzes ein (Kurzgutachten vom 22. Mai 2019), welches Prof Dr. Blaise 
Carron in der Folge mit einem weiteren Gutachten, datiert vom 4. Januar 2020, er-
gänzte.1182  
 
2. Würdigung 
 
Der Kanton war im Anschluss an die WEKO-Entscheide bereit, die nötigen Massnahmen 
zu ergreifen. So kam es im März 2018 zum Ausschluss der im ersten WEKO-Entscheid 
verurteilten Firma A von Vergabeverfahren des Kantons. Weiter führte der Kanton im 
Juni 2018 eine «Ergänzende Selbstdeklaration des Anbieters als Folge der WEKO-Ver-
fahren im Kanton Graubünden» ein und prüfte gestützt darauf die Notwendigkeit weiterer 
Ausschlüsse der in WEKO-Verfahren involvierten Unternehmen von Vergaben des Kan-
tons. Schliesslich war der Kanton gewillt, seine eigene Rolle im Zusammenhang mit den 
Ergebnissen der WEKO-Untersuchungen von externen und unabhängigen Experten 
durchleuchten zu lassen und gab zu diesem Zweck zwei Administrativuntersuchungen in 
Auftrag.  
 
 

                                                 
1178 Regierungsbeschluss vom 03.03.2020 (Prot. 142), act. 1.6.17 
1179 Regierungsbeschluss vom 03.03.2020 (Prot. 142), vgl. namentlich Ziff. IV.2, act. 1.6.17 
1180 Regierungsbeschluss vom 03.03.2020 (Prot. 142), Ziff. VI.1, act. 1.6.17 
1181 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 54, act. 28.1.26.2 
1182 Kurzgutachten Prof. Dr. Blaise Carron vom 22.05.2019, act. 1.6.12; Gutachten Prof. Dr. Blaise Carron 

vom 04.01.2020, act. 1.6.25 
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Die abgeschlossenen und von der Regierung genehmigten Vergleichsverträge könnten 
dahingehend interpretiert werden, als habe sich der Kanton auf einen vorschnellen «Han-
del» mit den von den WEKO-Verfahren betroffenen Bauunternehmen eingelassen in dem 
Sinne, als letztere sich durch das Bezahlen von Geldbeträgen von ihnen drohenden zivil- 
und submissionsrechtlichen Massnahmen – z.B. Geltendmachung von Schadenersatzfor-
derungen, Erhebung von Konventionalstrafen oder Ausschluss der Unternehmen von 
künftigen Beschaffungen – «freikaufen» konnten.  
 
Die getroffene Lösung berücksichtigt allerdings auch berechtigte wirtschaftliche Interes-
sen des in unklarem Ausmass geschädigten Kantons sowie der Gemeinden. Der Kanton 
befasste sich im Übrigen schon früh – namentlich im Rahmen des Folgeprojekts im Jahr 
2016 und mit Regierungsbeschluss vom 26. Juni 2018 – mit seinen submissions-, zivil- 
und strafrechtlichen Handlungsmöglichkeiten im Fall von WEKO-Verurteilungen. Wei-
ter holte das DFG bei Prof. Dr. Blaise Carron von der Universität Neuenburg ein Kurz-
gutachten betreffend zivilprozessuale Erfolgschancen der Geltendmachung eines kartell-
zivilrechtlichen Schadenersatzes sowie ein Anschlussgutachten ein. Prof. Dr. Blaise 
Carron empfahl eine vergleichsweise Lösung. Er stellte zwar fest, dass der Kanton als 
Bezüger von Bauleistungen gegenüber Bauunternehmern, die am Kartell beteiligt waren, 
grundsätzlich trotz bestehender Hürden zivilrechtliche Schadenersatzansprüche geltend 
machen könnte. Prof Dr. Blaise Carron wies namentlich auf rechtliche Schwierigkeiten 
im Zusammenhang mit der Bemessung des Schadens, mit der Feststellung des Kausalzu-
sammenhangs zwischen einer zu ermittelnden schädigenden Handlung und dem allfälli-
gen Schaden, mit der Frage der Verjährung, mit der ungünstigen Verteilung der Beweis-
last sowie mit dem Kostenrisiko und dem beträchtlichen externen und internen Ressour-
cenaufwand für die Zusammenstellung des komplexen Klagesachverhalts und den Auf-
bau der rechtlichen Argumente hin.  
 
Insgesamt gelangt die PUK zur Ansicht, dass dem Abschluss der Vergleichsverträge eine 
sorgfältige Einschätzung der Handlungsmöglichkeiten des Kantons voranging und die 
gestützt auf diese Einschätzung mit den Unternehmen abgeschlossenen Vergleichsver-
träge – trotz gewisser damit verbundener Risiken – im Interesse des Kantons und von 
Gemeinden waren. Schliesslich liegt es in erster Linie in der Verantwortung der Unter-
nehmer, dafür zu sorgen, dass es künftig nicht mehr zu unrechtmässigen Submissionsab-
sprachen kommt. Vergegenwärtigen sollten sich fehlbare Unternehmer jedenfalls, dass 
sie vom Kanton und Gemeinden im Wiederholungsfall kaum erneut die Möglichkeit einer 
solchen Strafzahlung erhalten würden, sondern sich wohl vielmehr mit einem mehrjähri-
gen Ausschluss im Sinne des Submissionsgesetzes konfrontiert sähen.  
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Im Ergebnis kommt die PUK zum Schluss, dass den involvierten Stellen des Kantons im 
Umgang mit den WEKO-Entscheiden ein gutes Zeugnis attestiert werden kann. Durch 
die bereits zuvor, namentlich im Rahmen des Folgeprojekts im Jahr 2016, geleistete Vor-
bereitungsarbeit und die im Anschluss an die WEKO-Entscheide getroffenen Massnah-
men haben die zuständigen Stellen des Kantons zum Ausdruck gebracht, dass sie das 
Thema der Preisabsprachen ernst nehmen und auch bereit sind, einen selbstkritischen 
Blick auf das eigene Handeln zu werfen. Dies wertet die PUK positiv. An dieser Stelle 
ist weiter darauf hinzuweisen, dass der Kanton bereits im Vorfeld, seit der Einleitung der 
WEKO-Untersuchungen, wertvolle Arbeit zur Vermeidung und Erkennung von unzuläs-
sigen Submissionsabsprachen geleistet hatte. Darauf wird im Anschluss noch würdigend 
einzugehen sein.    
 
V. Heutige Situation im Unterengadin  
 
Die Frage, ob ihrer Ansicht nach die Preise von Bauunternehmungen im Unterengadin 
heute noch abgesprochen würden, wurde von den Befragten überwiegend negativ beant-
wortet.1183  
 
Auf die Frage, ob sie der Ansicht seien, dass der Wettbewerb im Unterengadin — vor 
allem bei grösseren Bauprojekten — heute spiele, wiesen mehrere Befragte auf den Um-
stand hin, dass es nur noch wenige grössere und unabhängige Baufirmen im Unterengadin 
gebe.1184 Einige setzten aus diesem Grund Fragezeichen bezüglich des Wettbewerbs oder 

                                                 
1183 Protokoll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 55, act. 28.1.26.2; vgl. auch Protokoll 

Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 51, act. 18.1.6.1.9; Protokoll Befragung Architekt 

2 vom 26.06.2020, Frage 40 f., act. 28.1.9.2; Protokoll Befragung ehemaliger Mitarbeiter TBA Bezirk 1 

Chur vom 23.06.2020, Fragen 52 f., act. 28.1.10.1 Protokoll Befragung pensionierter Chef TBA Bezirk 1 

Chur vom 23.06.2020, Fragen 58 f., act. 28.1.12.1; Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 

12.06.2020, Frage 73, act. 28.1.7.1; Protokoll Befragung ehemaliger Stv. Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 

12.06.2020, Frage 52, act. 28.1.8.1 
1184 Protokoll Befragung Jon Domenic Parolini vom 11.09.2020, Frage 52, act. 18.1.6.1.9; vgl. auch Proto-

koll Befragung Mario Cavigelli vom 04.12.2020, Frage 55, act. 28.1.26.2; Protokoll Befragung Architekt 

2 vom 26.06.2020, Frage 41 f., act. 28.1.9.2; Protokoll Befragung Bauunternehmer B. vom 19.08.2020, 

Fragen 58–60, act. 28.1.15.2; Protokoll Befragung Bauleiterin A. vom 21.08.2020, Frage 54, act. 28.1.16.5; 

Protokoll Befragung Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Frage 74, act. 28.1.7.1; Protokoll Befra-

gung Bauunternehmer A. vom 19.08.2020, Frage 69, act. 28.1.11.3; Protokoll Befragung ehemaliger Stv. 

Chef TBA Bezirk 4 Scuol vom 12.06.2020, Fragen 53 f. und 58, act. 28.1.8.1 
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wettbewerbsrechtlicher Sicht zu werten wäre. Diese Frage stellte sich in jüngster Vergan-
genheit offenbar auch dem Verwaltungsgericht.1190 Sie geht aber über den Gegenstand 
der vorliegenden Untersuchung hinaus und muss daher offenbleiben.  
 
VI. Würdigung 
 
Die PUK stellt fest, dass der Kanton im Anschluss an die Eröffnung der WEKO-Unter-
suchungen zeitnah und sachgerecht reagierte. Die nach Eröffnung der WEKO-Verfahren 
im Jahr 2012 eingeführten Instrumente und Massnahmen sind grossmehrheitlich griffig, 
waren bzw. sind unter den Mitarbeitenden des Kantons bekannt und werden genutzt. Das 
Beispiel der Region Moesa bzw. der neuen WEKO-Untersuchung zeigt, dass die korrekte 
Handhabung der zur Verfügung stehenden Instrumente, namentlich der Checkliste «Indi-
zien für Submissionsabsprachen» (CIS), gewährleistet war bzw. ist und dass mit ihnen 
ein wichtiger Beitrag zur Erkennung von Preisabsprachen geleistet werden kann. Der Pro-
zess ist noch nicht abgeschlossen; mit einem Screening-Tool, welches derzeit noch wei-
terentwickelt wird, steht möglicherweise bald ein weiteres Kontrollinstrument zur zuver-
lässigen Erkennung von Preisabsprachen zur Verfügung. Hinzuweisen ist an dieser Stelle 
noch einmal auf das Schreiben des Sekretariats der WEKO vom 29. Mai 2020, in wel-
chem das Sekretariat der WEKO die amtsinternen Schritte zur Prüfung von Unregelmäs-
sigkeiten und Hinweisen auf unzulässige Verhaltensweisen bzw. das interne Prüfpro-
gramm, wie es der Kanton Graubünden aufgestellt habe, als vorbildlich und zielführend 
einstufte. Dennoch ist bezüglich der einzelnen Massnahmen und Instrumente nachfolgend 
würdigend auf einige wenige Punkte hinzuweisen:  
 
1. Bezüglich der Checkliste «Indizien für Submissionsabsprachen» wurde von einer be-

fragten Person sinngemäss der Verdacht geäussert, dass es sich um eine «pro forma»-
Checkliste handle und man im Falle einer Meldung nach Chur keine Rückmeldung 

                                                 
1190 Vgl. Urteil U 17 29 vom 10. August 2017 des Verwaltungsgerichts des Kantons Graubünden, E. 2 f.: « 

[…]. Damit kann die Frage offen gelassen werden, ob in Fällen wie dem vorliegenden, in denen zwei dem 

gleichen Konzern gehörende Schwesterunternehmen separat offerieren, generell von einem einzigen An-

bieter und damit von einer unzulässigen Mehrfachbewerbung auszugehen ist. Jedenfalls ist dies eher dann 

zu verneinen, wenn Schwestergesellschaften unabhängig voneinander offerieren, was hier wie gesehen 

nicht zutrifft. Umgekehrt ist im Falle eines gegenseitigen Wissens zwischen den Gesellschaften eines Kon-

zerns eher von einer Abstimmung der Offerten und damit einer Absprache zwischen ihnen auszugehen, 

weshalb in solchen Fällen ohnehin der ebenfalls zum Ausschluss führende Tatbestand der Wettbewerbs-

verzerrung erfüllt sein und sich daher die Prüfung eines Ausschlusses wegen Mehrfachbewerbung erübri-

gen dürfte.» 
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erhalten habe, was für eine optimierte Anwendung der Checkliste in den Bezirkstief-
bauämtern bedeutsam wäre. Demgegenüber ging man den Meldungen in Chur gemäss 
Aussagen des ehemaligen Mitarbeiters des TBA Bezirk 1 Chur, des Chefs des TBA 
Graubünden sowie Regierungsrat Mario Cavigelli durchaus nach. In den meisten Fäl-
len habe sich aber kein erhärteter Verdacht ergeben. Die PUK empfiehlt dem Kanton, 
im Sinne einer transparenteren Kommunikation eine systematische Rückmeldung an 
die Bezirkstiefbauämter auf ihre Meldungen zu prüfen. Eine solche könnte fester Be-
standteil des vom Submissionsjuristen des BVFD bei der Befragung erwähnten und 
gegenüber der WEKO in der Meldung vom 19. Mai 2020 aufgezeigten Ablaufs 
sein.1191 Eine Rückmeldung wäre nach Ansicht der PUK für die Meldenden auch bei 
der Beurteilung künftiger Offerten hilfreich. Immerhin bestätigte der ehemalige Mit-
arbeiter des TBA Bezirk 1 Chur, dass der Umgang mit der Checkliste relativ schwierig 
bzw. unterschiedlich gewesen und die Verantwortung «weit runter delegiert» worden 
sei. Die Aussagen des ehemaligen Mitarbeiters des TBA Bezirk 1 Chur und des Sub-
missionsjuristen des BVFD, wonach diejenigen, welche die Offerten prüfen, die Fra-
gen auf der Checkliste aufgrund ihrer Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten am besten 
beantworten können, erscheint der PUK nachvollziehbar. Bei dieser Sachlage ist aber 
umso mehr Wert auf einen einheitlichen Vollzug, auf gute Schulung und auf die nötige 
Unterstützung durch die Vorgesetzten zu legen. Im Zusammenhang mit dem Vor-
schlag der systematischen Rückmeldungen der Verdachtsfälle ist weiter darauf hinzu-
weisen, dass im TBA Graubünden offenbar keine zentrale Liste der Meldungen aus 
den Bezirken oder dem Kanton geführt wird. Bis auf diejenigen Fälle, bei welchen 
eine Meldung an die WEKO erfolgt ist, ist es daher unklar, wie häufig dem TBA ge-
stützt auf die Checklisten Verdachtsfälle gemeldet werden, und wie bzw. aus welchen 
Gründen diese Meldungen keine Weiterungen zur Folge hatten. Die PUK ist der Mei-
nung, dass das Führen einer zentralen internen Liste den für die Prüfung zuständigen 
Behörden helfen könnte, sich eine Übersicht über die Situation im Kanton zu verschaf-
fen und Häufungen, sei dies in Bezug auf eine Region oder auf einzelne Unternehmen, 
zu erkennen.  

  

                                                 
1191 Schreiben DIEM an WEKO vom 19.05.2020, act. 2.8.1.7.7.; Der Chef TBA Graubünden wies im Rah-

men des rechtlichen Gehörs darauf hin, dass ein Spannungsverhältnis zwischen dem berechtigten Informa-

tionsbedürfnis der Mitarbeitenden des TBA und den zu wahrenden Interessen der WEKO hinsichtlich der 

laufenden Untersuchung/Vorabklärung bzw. einer Vorverurteilung der betroffenen Unternehmen bestehe, 

vgl. Stellungnahme Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 14.04.2021, 

S. 8, act. 33.2.36.1. 
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2. Die neu eingerichtete Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen sowie 

für die Entgegennahme von Korruptionshinweisen ist grundsätzlich zu befürworten. 
Allerdings wiesen mehrere Befragte darauf hin, dass die Ansiedlung der Anlaufstelle 
beim DIEM sowohl Vor- als auch Nachteile habe. Diese Auffassung teilt auch die 
PUK. Der für die Entgegennahme und Bearbeitung der Meldungen zuständige Jurist 
beim Kompetenzzentrum öffentliches Beschaffungswesen verfügt über einen äusserst 
weitreichenden Sachverstand und langjährige, wertvolle Erfahrung im Bereich der 
Preisabsprachen bzw. des Wettbewerbsrechts. Er ist damit nach Ansicht der PUK 
zweifellos geeignet und kompetent, die Meldungen richtig einzuordnen. Allerdings 
könnten bei potenziellen Informantinnen und Informanten aufgrund der departements-
internen Ansiedlung der Anlaufstelle Zweifel an der Objektivität der Stelle und an der 
Gewährleistung der Vertraulichkeit aufkommen. Damit ist in keiner Weise gesagt, 
dass solche Zweifel gerechtfertigt sind. Die PUK erachtet es aber als wichtig, dass die 
Anlaufstelle auch in der Öffentlichkeit und unter potenziellen Informantinnen und In-
formanten als neutrale und objektive Stelle wahrgenommen wird und jegliche Hinder-
nisse oder Hürden abgebaut sein sollten, damit Meldungen erfolgen können. Aus die-
sem Grund erachtet die PUK die Ansiedlung der Anlaufstelle beim DIEM als nicht 
optimal und regt die Prüfung einer alternativen Lösung an, sei dies innerhalb der kan-
tonalen Verwaltung – z.B. nach dem Vorbild des Kantons Zürich, welcher die Korrup-
tionsmeldestelle beim kantonalen Ombudsmann angesiedelt hat – oder verwaltungs-
extern. 

 
3. Bezüglich der Herausgabe von Informationen besteht nach der Wahrnehmung der 

PUK aufgrund der Aussagen einiger der Befragten noch Unklarheit. Fest steht, dass in 
der Vergangenheit zu viele Informationen aus der Verwaltung hin zu den Unterneh-
mern geflossen sind.1192 Nach Eröffnung der WEKO-Verfahren wurde mit dem Pro-
jekt zur Überprüfung der internen Kontrollinstrumente als Massnahme der Verzicht 
auf die Bekanntgabe von Detailbudgetzahlen sowie von allen weiteren Informationen 
an Dritte, welche Rückschlüsse auf die Auftragshöhe einer Einzelvergabe zulassen 
(z.B. interne Kostenschätzungen), eingeführt. Welche Informationen an Grossrätinnen 
und Grossräte weitergegeben werden dürfen, scheint indes nicht klar zu sein. So führte 
der Chef des TBA Graubünden aus, wenn sie von Grossrätinnen oder Grossräten ge-
fragt würden, «müssten sie eine Antwort geben», hielt dann aber fest, die Antwort 
werde nicht mehr so konkret wie früher ausfallen. Auch Regierungsrat Mario Cavigelli 
gab keine klare Antwort, führte aber aus, er würde «nach seinem heutigen Verständnis 
für heutige Prozesse und über interne Akten und Abläufe» keine Detailbudgetzahlen 

                                                 
1192 Vgl. die Ausführungen unter E.V. 
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an Mitglieder des Grossen Rates herausgeben. Aus Sicht der PUK wäre es angezeigt, 
diesbezüglich Klarheit zu schaffen. Aufgrund von Art. 26 Abs. 1 GRG haben Ratsmit-
glieder gegenüber der Verwaltung zwar im Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit 
und unter Vorbehalt des Amtsgeheimnisses ein Recht auf Auskünfte. Dies bedeutet 
aber auch, dass Anfragen um Auskünfte von Grossrätinnen und Grossräten zumindest 
danach zu prüfen sind, ob sie «im Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit» erfolgen. 
Bei Anfragen zum detaillierten Budget von Grossratsmitgliedern, welche gleichzeiti-
gen Bauunternehmer sind, drängt sich die Frage auf, welche Motivation hinter der An-
frage steht. Nach Ansicht der PUK steht aber nicht nur die Verwaltung in der Verant-
wortung. Vielmehr sind auch die Grossrätinnen und Grossräte zum sorgfältigen Um-
gang mit Informationen verpflichtet, welche sie aufgrund ihrer Funktion erhalten ha-
ben (vgl. Art. 12 GRG zum Amtsgeheiminis). Bezüglich der Herausgabe von Infor-
mationen stellt die PUK schliesslich unter Hinweis auf die E-Mail des Submissionsju-
risten des BVFD an den Chef des TBA Graubünden vom 26. Januar 2016 betreffend 
Publikation von detaillierten Kostenvoranschlägen der Auflageprojekte auf der TBA-
Internetseite und in den Gemeinden fest, dass die Umsetzung der Weisung offenbar 
erst sehr verzögert erfolgte, was angesichts der Umstände nicht nachvollziehbar ist. 
Für die PUK ebenfalls erstaunlich ist, dass mit dem Offertvergleich aus dem Jahr 2015 
offenbar Jahre nach Einführung der Weisung bezüglich Herausgabe von Dokumenten 
noch ein internes Dokument des TBA in die Hände eines Bauunternehmers gelangte. 
Allerdings kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Herausgabe dieses Dokuments 
in Rahmen eines Beschwerdeverfahrens erfolgt ist. 
 

4. Was den Zeitpunkt der Ausschreibungen betrifft, scheinen die Beschaffungsbehörden 
im Kanton heute auf Anregung der WEKO im Schreiben vom 29. Mai 2018 als 
Massnahme zur Verhinderung von kartellrechtlichen Absprachen die Bauprojekte 
nicht mehr gleichzeitig oder nahezu gleichzeitig auszuschreiben. Gemäss Auskunft 
des pensionierten Mitarbeiters 1 des TBA Bezirk 4 Scuol vom 27. Januar 2021, wel-
cher von 1994 bis 2016 als Bauleiter beim TBA Bezirk 4 Scuol tätig war, erfolgten die 
Ausschreibungen allerdings auch zuvor nicht «paketweise», sondern jeweils in meh-
reren Tranchen. Dieses Vorgehen sei schon immer aus terminlichen Gründen sowie 
aus Fristen-, Kapazität-, Klima-, Logistik- und Ressourcengründen vorgegeben gewe-
sen.1193  

 

                                                 
1193 Schreiben pensionierter Mitarbeiters 1 TBA Bezirk 4 Scuol an PUK vom 27.01.2021, act. 28.1.27.1; 

vgl. auch Protokoll Befragung Chef TBA Graubünden/damaliger Chef Abteilung Strassenerhaltung vom 

12.11.2020, Fragen 28 f., act. 28.1.25.2 
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zeugt davon war, ob die darin vertretene Rechtsauffassung tatsächlich hieb- und stich-
fest war. Die Zustellung dieses Schreibens an die WEKO ist als zusätzlicher Schritt 
daher zu begrüssen, darf vor eigenen Abklärungen aber nicht entlasten. Immerhin ist 
aber darauf hinzuweisen, dass der Spielraum für die Vergabebehörde aufgrund der da-
maligen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts zu Art. 22 lit. h SubG begrenzt war, 
worauf auch mehrere Personen bei den Befragungen hinwiesen.1195  

 
 
 

                                                 
1195 Vgl. dazu die Ausführungen unter D.II.2.2. 
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J. Vorschläge und Empfehlungen für die Zukunft 
 
In Art. 3 Abs. 3 des Einsetzungsbeschlusses beauftragte der Grosse Rat die PUK damit, 
Vorschläge für Massnahmen organisatorischer, administrativer und rechtlicher Art zu un-
terbreiten.1196 Folgende Empfehlungen werden dazu gemacht: 
 
I.  Dokumentation des Verwaltungshandelns 
 
Die Untersuchung der PUK hat gezeigt, dass die Vortritte von A.Q. im TBA bzw. BVFD 
in den Jahren 2009 und 2013 nicht protokolliert bzw. dokumentiert wurden, weshalb auch 
nicht mit Sicherheit nachvollzogen werden kann, welche Unterlagen A.Q. bei diesen Vor-
tritten eingereicht hat.1197 Wie bereits im ersten Teilbericht der PUK festgehalten, ist die 
Dokumentation des Verwaltungshandelns – auch ausserhalb eines konkreten Verwal-
tungsverfahrens und soweit geschäftsrelevant – von grösster Wichtigkeit. Sie schafft 
Transparenz und ermöglicht die Überprüfung bzw. Kontrolle der Verwaltungstätigkeit 
durch Parlament und Regierung.1198 Dies schafft auch Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Tätigkeit der Verwaltungsbehörden. Im Verwaltungsverfahren kann durch eine sorgfäl-
tige Dokumentation zudem der Anspruch der betroffenen Personen auf rechtliches Gehör 
sowie auf Rechtsschutz gewährleistet werden. Die PUK empfiehlt der Regierung, diesem 
Aspekt mehr Beachtung zu schenken und dafür zu sorgen, dass die Mitarbeitenden der 
kantonalen Verwaltung auf diese Thematik sensibilisiert werden und auch eine entspre-
chende Kontrolle stattfindet.  
 
II.  Interne Kommunikation und Übernahme der Verantwortung 
 
Die PUK ist der Ansicht, dass der Informationsfluss im BVFD bzw. im TBA – zumindest 
im Untersuchungszeitraum – klar ungenügend war. Dies zeigte sich namentlich im Um-
gang der involvierten Führungspersonen mit den beim Vortritt von A.Q. im Oktober 2009 
erhaltenen Informationen.1199 Nach Ansicht der PUK sind die Mitarbeitenden mit diesen 
Informationen auch aus damaliger Sicht nicht sachgerecht umgegangen; in diesem Punkt 
besteht erhebliches Verbesserungspotenzial. Auffallend ist auch, dass die Einsicht der 
verantwortlichen Personen anlässlich der Befragungen nicht oder nur beschränkt vorhan-
den war, dass man sich mit Rechtfertigungsversuchen zufriedengab und teilweise sogar 
eine gewisse Gleichgültigkeit an den Tag legte, anstatt Verantwortung zu übernehmen. 

                                                 
1196 Art. 3 des Einsetzungsbeschlusses, act. A.2.1.1 
1197 Vgl. dazu Ausführungen unter E.II.2.8. und unter I.I. 
1198 Vgl. dazu das Gesetz über die Aktenführung und Archivierung (GAA), BR 490.000 
1199 Vgl. dazu die Ausführungen unter E.II 3.3. 
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Letzteres wäre nach Ansicht der PUK angezeigt gewesen, zumal angesichts der im Jahr 
2009 vorhandenen Hinweise eine Reaktion zwingend erforderlich gewesen wäre. 
Obschon aufgrund der Umsetzung verschiedener Massnahmen Verbesserungen zwi-
schenzeitlich zum Teil erfolgten, empfiehlt die PUK der Regierung dringend, die interne 
Kommunikation sowohl auf der Führungsebene als auch zu den übrigen Mitarbeitenden 
weiterhin aktiv zu stärken bzw. noch zu intensivieren. Führungspersonen sind namentlich 
auf die Wichtigkeit einer offenen und direkten Kommunikation innerhalb der Führungs-
ebene und auf ihre diesbezügliche Verantwortung hinzuweisen; Aspekte wie Hierarchien 
sollten den Kommunikationsfluss nicht gefährden. Diese Empfehlung kann beispiels-
weise durch entsprechende Weisungen oder durch Weiterbildungen für Führungsperso-
nen umgesetzt werden.   

III. Anlaufstelle für Whistleblowing

Die PUK begrüsst die Anlaufstelle für Meldungen von Submissionsabsprachen sowie für 
die Entgegennahme von Korruptionshinweisen. Trotz der zahlreichen Vorteile, welche 
die Ansiedlung der Anlaufstelle im Kompetenzzentrum öffentliches Beschaffungswesen 
des DIEM mit sich bringt1200, regt die PUK eine verwaltungsexterne Ansiedlung der 
Stelle an. Der Wahrnehmung der Anlaufstelle in der Öffentlichkeit und unter potenziellen 
Informantinnen und Informanten sollte nach Ansicht der PUK höchste Priorität zukom-
men. Durch eine als objektiv, neutral und vertrauenswürdig wahrgenommene Stelle wer-
den Hürden für Meldungen abgebaut. Aus diesem Grund empfiehlt die PUK der Regie-
rung zu prüfen, die Anlaufstelle in einer kantonalen Ombudsstelle1201 oder ausserhalb der 
kantonalen Verwaltung anzusiedeln.  

IV. Umgang mit Meldungen von Verdachtsfällen gestützt auf die Checkliste «In-
dizien für Submissionsabsprachen»

Nach Ansicht der PUK handelt es sich bei der Checkliste «Indizien für Submissionsab-
sprachen» um ein geeignetes Hilfsmittel zur Erkennung und Verhinderung unzulässiger 
Absprachen unter Anbietenden. Angesichts der bereits erwähnten Dokumentationspflicht 
der Behörden, aber auch zur Verbesserung der Übersichtlichkeit und zur Erkennung von 
Häufungen empfiehlt die PUK die systematische, zentrale Erfassung der aus den Bezirken 

1200 Vgl. dazu Ausführungen unter I.VI. 
1201 Vgl. z.B. für den Kanton Zürich https://www.ombudsmann.zh.ch/korruptionsmeldestelle. Vgl. für den 

Bund https://www.efk.admin.ch/de/whistleblowing-d.html, zuletzt besucht am 25.02.2021. 
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und dem Kanton gemeldeten Verdachtsfälle. Eine systematische Erfassung und eine 
halb-jährliche Auswertung ist in der Weisung Submissionswesen des TBA1202 denn 
auch ex-plizit vorgesehen. Im Sinne einer transparenten Kommunikation ist zudem zu 
prüfen, ob, in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt den meldenden Stellen bzw. 
Mitarbeitenden jeweils eine Rückmeldung auf ihre Meldungen gegeben werden kann. 
Rückmeldungen stärken das Vertrauen der Mitarbeitenden an der Basis in die Tätigkeit 
der übergeordneten Stellen, bringen einen Lerneffekt mit sich und gewährleisten 
zudem den einheitlichen Vollzug im Umgang mit den Checklisten.1203  

V. Präventionspflicht

Gemäss Art. 11 lit. b IVöB 2019 müssen die Auftraggebenden bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge Massnahmen gegen Interessenkonflikte, unzulässigen Wettbewerb und 
Korruption treffen. Die IVöB 2019 ist allerdings noch nicht in Kraft und der Kanton 
Graubünden ist ihr noch nicht beigetreten.1204 Auf politischer Ebene empfiehlt die PUK 
der Regierung, die explizite gesetzliche Verankerung einer allgemeinen «Präventions-
pflicht» im Rahmen der anstehenden Revision des Beschaffungsrechts im Kanton zu prü-
fen. Mit einer aktiven Prävention sollen die betreffenden Stellen und Mitarbeitenden 
künftig stärker in die Pflicht genommen werden, schädliche Submissionsabsprachen er-
kennen und verhindern zu können. 

VI. Schulung

Die PUK empfiehlt der Regierung, Submissionsabsprachen auch weiterhin an Schulun-
gen der mit Beschaffungen betrauten Mitarbeitenden der Verwaltung vertieft zu themati-
sieren und das Erlernte in den Praxisalltag zu transferieren. Da regelmässig auch externe 
Ingenieur- und Architekturbüros mit Submissionen des Kantons befasst sind, ist auch der 
Schulung dieser verwaltungsexternen Personen verstärkt Beachtung zu schenken. Die 
PUK schlägt weiter vor, konkrete Verdachtsfälle bzw. erfolgte Rückmeldungen an die 
Mitarbeitenden an der Basis in geeigneter Form in die Schulungen einfliessen zu lassen. 

1202 Interne Weisung 303WE010-d, Submissionswesen, act. 10.1.1.32.3 
1203 Vgl. dazu Ausführungen unter I.VI. 
1204 Am 15. November 2019 hat das Interkantonale Organ für das öffentliche Beschaffungswesen (InöB) 

die revidierte Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB 2019) an einer 

Sonderplenarversammlung verabschiedet. Die Sonderplenarversammlung gilt auch als Startschuss für die 

nachfolgenden Ratifizierungsprozesse in den Kantonen. Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald ihr zwei 

Kantone beigetreten sind. Stand anfangs März 2021 ist der Beitritt zur IVöB 2019 inzwischen durch den 

Kanton Appenzell Innerrhoden erfolgt. 
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Die Auseinandersetzung mit konkreten Fällen ermöglicht die Erkennung und Analyse 
wiederkehrender Muster, was eine zusätzliche Sensibilisierung der Mitarbeitenden auf 
die Thematik mit sich bringt. Eine verstärkte Schulung von mit öffentlichen Vergaben 
betrauten Personen könnte auch vor dem Hintergrund einer festzusetzenden «Präventi-
onspflicht» gesehen werden.   
 
VII.  Zuschlagskriterien 
 
Die PUK hat im Rahmen der Prüfung der ihr vorgelegten Offertöffnungsprotokolle die 
Erkenntnis gewonnen, dass praktisch ausschliesslich der billigste Anbieter den Zuschlag 
erhalten hat.1205 Eine zu starke Fokussierung auf den Preis führt zu einem ausgeprägten 
Preiskampf und erleichtert es den Anbietern, den Zuschlag über das Preiskriterium zu 
steuern. Das geltende Submissionsrecht lässt durchaus Raum für eine stärkere Gewich-
tung auch anderer Zuschlagskriterien (z.B. Qualität). Die PUK empfiehlt mit Blick auf 
künftige Ausschreibungen, von dieser Möglichkeit verstärkt Gebrauch zu machen. Der 
Qualität der Leistungen kann zudem bereits bei deren Beschreibung in der Ausschreibung 
mehr Gewicht beigemessen werden. Dies dient nicht nur der Verhinderung von Preisab-
sprachen, sondern fördert auch die Qualität und Nachhaltigkeit der beschafften Leistun-
gen, wie dies der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit öffentlicher Ausgaben denn auch ver-
langt. 
 
VIII.  Preisvergleich 
 
In der Untersuchung konnte nicht restlos geklärt werden, inwiefern die Beschaffungsstel-
len heute systematische Vergleiche der offerierten Preise mit den Preisniveaus innerhalb 
sowie ausserhalb des Kantons vornehmen. Zumindest krasse und plötzliche Preisanstiege 
können durch solche Vergleiche als Hinweise auf Preisabsprachen erkannt werden. Aus 
diesem Grund empfiehlt die PUK, die Möglichkeiten zur Erkennung und Verhinderung 
von Submissionsabsprachen auch in diesem Bereich auszuschöpfen und zu prüfen, in 
welcher Form ein systematischer Vergleich der Offerten mit Referenzpreisen innerhalb 
und ausserhalb des Kantons vorgenommen werden kann. Dafür eignet sich unter Umstän-
den das Screening-Tool, welches derzeit noch entwickelt wird und künftig flächende-
ckend zum Einsatz kommen soll.   
 
 
 

                                                 
1205 Vgl. dazu Ausführungen zu D.I.5. 
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IX. Konsequente Ausmasskontrolle 
 

Aufgrund des Untersuchungsergebnisses ist davon auszugehen, dass von Baufirmen bei 
der Ausführung des Projekts vereinzelt versucht wird, dem Kanton zu hohe oder unge-
rechtfertigte Ausmasse in Rechnung zu stellen. Die Wichtigkeit einer konsequenten Aus-
masskontrolle wurde seitens DIEM richtigerweise erkannt.1206 Angesichts des Gebots des 
wirtschaftlichen und wirksamen Einsatzes öffentlicher Mittel bedarf es daher seitens des 
Kantons einer besonderen Auseinandersetzung mit der Frage des korrekten Ausmasses, 
namentlich mit Blick auf die Zuständigkeiten und die Systematik solcher Kontrollen so-
wie auf das Vorgehen bei festgestellten Ungereimtheiten. Hinzu kommt die Notwendig-
keit entsprechender Instruktionen und Schulungen für die Mitarbeitenden.  
 
X. Herausgabe von Informationen 
 
Die PUK hat Unsicherheiten im Kontext der Herausgabe von Informationen des TBA an 
Grossrätinnen und Grossräte festgestellt. So herrscht unter den Mitarbeitenden offenbar 
keine Klarheit darüber, ob bzw. welche Informationen an diese herausgegeben werden 
dürfen.1207 Diesbezüglich bedarf es nach Ansicht der PUK einer Information der Mitar-
beitenden auf allen Stufen. Diese sind namentlich mit der Problematik, welche mit der 
Weitergabe von Detailbudgetzahlen an Grossrätinnen und Grossräte verbunden ist, ver-
traut zu machen. Weiter empfiehlt es sich, den Umfang der Herausgabe von Informatio-
nen – auch an Dritte – mit den Mitarbeitenden an Schulungen oder Weiterbildungen re-
gelmässig aktiv zu thematisieren. Schliesslich sind auch die Mitglieder des Grossen Rates 
in geeigneter Weise auf ihre Pflichten, insbesondere auf den sorgfältigen Umgang mit 
den ihnen anvertrauten oder von ihnen erhältlich gemachten Informationen, hinzuweisen. 
 
XI. Stärkung der Kompetenzen einer PUK  
 
Die Pflicht zur Mitwirkung in der Untersuchung einer PUK beschränkt sich gemäss gel-
tender Gesetzeslage auf Personen, die gegenwärtig Mitglied einer Behörde oder kanto-
nale Verwaltungsangestellte sind. Ehemalige Behördenmitglieder bzw. ehemalige Ver-
waltungsangestellte können ohne ihr Einvernehmen nicht zur Mitwirkung verpflichtet 
werden. Eine PUK ermittelt Sachverhalte, welche z.T. weit in der Vergangenheit zurück-
liegen und sie ist für ihre Untersuchung demnach regelmässig auf Aussagen solcher 

                                                 
1206 Vgl. dazu den Bericht betreffend das Projekt «Überprüfung der internen Kontrollinstrumente zur Er-

kennung von Submissionsabsprachen und zur Vermeidung von Baubeschaffungen zu marktüberhöhten 

Preisen» vom 11. Dezember 2014, Ziff. 3.1, act. 3.10.2.1 
1207 Vgl. dazu Ausführungen unter I.VI. 
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(Schlüssel-)Personen angewiesen. Angesichts der besonderen Aufgabe einer PUK, Vor-
kommnisse von grosser Tragweite in der Staats- oder Justizverwaltung abzuklären, emp-
fiehlt es sich daher, eine PUK mit weitreicherenden Kompetenzen auszustatten und die 
dafür nötige gesetzliche Grundlage zu schaffen. Zu erwägen ist weiter, ob darüber hinaus 
die Möglichkeit geschaffen wird, dass auch verwaltungsexterne Personen unter bestimm-
ten Umständen als Zeugen befragt1208, und dazu verpflichtet werden können, die in ihren 
Händen befindlichen Akten herauszugeben.1209  
  

                                                 
1208 Gemäss Art. 35 Abs. 1 GRG kann die PUK nur Personen aus der Verwaltung als Zeugen einvernehmen. 

Zeugen ausserhalb der Verwaltung müssen folglich stets als Auskunftspersonen befragt werden. 
1209 Vgl. dazu die gesetzliche Regelung zu den Kompetenzen einer PUK im Kanton Basel-Stadt. Gemäss 

§ 80 des Gesetzes über die Geschäftsordnung des Grossen Rates (GO; SG 152.100) ist die PUK befugt, u.a. 

von Privatpersonen schriftliche und mündliche Auskünfte einzuholen. Lässt sich ein Sachverhalt auf andere 

Weise nicht hinreichend abklären, so kann die PUK die förmliche Zeugeneinvernahme veranlassen. Dabei 

finden die Bestimmungen der Strafprozessordnung und des schweizerischen Strafgesetzbuches Anwen-

dung. Soweit Privatpersonen der Zeugnispflicht unterliegen, haben sie die in ihren Händen befindlichen 

Akten herauszugeben. Vgl. auch Art. 13 Abs. 1 Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG, BR 

370.100), wonach u.a. Private vor kantonalen Verwaltungs- und Gerichtsbehörden zur Herausgabe von 

Urkunden und Akten sowie zur Auskunftserteilung verpflichtet werden können. 
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L. Abkürzungsverzeichnis 
 
Abs. Absatz 
AöB  Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

und der Europäischen Gemeinschaft über bestimmte Aspekte 
des öffentlichen Beschaffungswesens vom 21.06.1999, SR 
0.172.052.68 

Art. Artikel 
ARGE Arbeitsgemeinschaft 
AU Administrativuntersuchung 
ASTRA Bundesamt für Strassen 
AWN Amt für Wald und Naturgefahren 
BGBM Bundesgesetz über den Binnenmarkt vom 1.07.1996, SR 943.02 
BGE Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Schweizerischen 

Bundesgerichts 
BGer Bundesgericht; nicht in der amtlichen Sammlung publizierte Ur-

teile des Schweizerischen Bundesgerichts 
BöB Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen vom 

21.06.2019, SR 172.056.1 
BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz 
BPV Bundespersonalverordnung vom 3.07.2001, SR 172.220.111.3 
BVFD Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement 
BR Bündner Rechtsbuch 
bzw. beziehungsweise 
CHF Schweizer Franken 
CIS Checkliste Indizien Preisabsprachen 
d.h. das heisst 
DFG Departement für Finanzen und Gemeinden 
DIEM Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität 
DJSG Departement für Justiz, Sicherheit und Gesundheit 
DVS Departement für Volkswirtschaft und Soziales 
E. Erwägung 
EKUD Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement 
etc. et cetera 
f., ff. und folgende (Seite/Seiten) 
FHG Gesetz über den Finanzhaushalt des kantons Graubünden (Fi-

nanzhaushaltsgesetz) vom 19.10.2011, BR 710.100 
FHV Verordnung über den Finanzhaushalt (FHV) vom 25.09.2012, 

BR 710.110 
FHVO Finanzhaushaltsverordnung 
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FIKO Finanzkommission 
GBV Graubündnerischer Baumeisterverband 
GR Graubünden 
GRG Gesetz über den Grossen Rat vom 8.12.2005, BR 170.100 
GPA Revidiertes Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungs-

wesen vom 15.04.1994, SR. 0.632.231.422 
GPK Geschäftsprüfungskommission 
HBA Hochbauamt 
Hrsg. Herausgeberin, Herausgeber 
i.V.m. in Verbindung mit 
InöB Interkantonales Organ für das öffentliche Beschaffungswesen 
IVöB Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungs-

wesen, vom 15. März 2001, RB 803.310 
ISO Internationale Organisation für Normung 
Kap. Kapitel 
KG  Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschrän-

kungen vom 6. Oktober 1995, SR 251 
km Kilometer 
KV Kostenvoranschlag 
KV GR  Verfassung des Kantons Graubünden, vom 18.05.2003, SR 

131.226  
lit. litera 
Mio. Millionen 
N Randnummer 
Nr. Nummer 
NZZ Neue Zürcher Zeitung 
o.ä. oder ähnlichem 
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung 
OVR Organisations- und Verfahrensreglement 
ParlG Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz) 

vom 13.12.2002, SR 171.10 
PG Gesetz über das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kan-

tons Graubünden (Personalgesetz) vom 14.06.2006, BR 170.400 
PV Personalverordnung vom 12.12.2006, BR 170.410 
PUK Parlamentarische Untersuchungskommission 
RhB Rhätische Bahn 
RVOG Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 

15.06.2006, BR 170.300 
RVOV Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 

24.10.2006, BR 170.310 
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Rz. Randziffer 
S. Seite 
SBV Schweizerischer Baumeisterverband 
SR Systematische Sammlung des Bundesrechts 
STA Staatsanwalt/Staatsanwaltschaft 
StGB Strafgesetzbuch vom 21.12.1937, SR 311.0 
Stv. Stellvertreter 
SubG Submissionsgesetz vom 10.02.2004, BR 803.300 
SubV Submissionsverordnung vom 25.05.2004, BR 803.310 
TBA Tiefbauamt 
u.a. und andere; unter anderem 
VBU Vereinigung Bündnerischer Unternehmen für Strassenbau 
VGer Verwaltungsgerichtsentscheid 
vgl. vergleiche 
VRG Gesetz über die Verwaltungspflege vom 31.08.2006, BR 

370.100 
VRöB Vergaberichtlinien zur Interkantonalen Vereinbarung über das 

öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) 
WEKO Wettbewerbskommission des Bundes 
z.B. zum Beispiel  
z.T. zum Teil 
Ziff. Ziffer 
ZPO Zivilprozessordnung vom 19.12.2008, SR 272 
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M. Anhang 
 

- Organisations- und Verfahrensreglement (OVR) der PUK 
- Stellungnahmen zum Entwurf vom 15.03.2021 
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I. Organisations- und Verfahrensreglement (OVR) 
 
 

I. Einleitung 

Art. 1  Gegenstand 

II. Allgemeines 

Art. 2  Konstituierung, Stellvertretung 

Art. 3  Unterschriftenregelung 

III. Auftrag 

Art. 4  Auftrag 

IV. Sitzungen der PUK 

Art. 5  Einberufung 

Art. 6  Leitung 

Art. 7  Teilnahme 

Art. 8  Beschlüsse 

Art. 9  Protokoll 

Art. 10  Ausstand 

Art. 11  Öffentlichkeit, Kommunikation 

V. Sekretariat der PUK 

Art. 12  Wahl 

Art. 13  Anforderungen 

Art. 14  Aufgaben  

Art. 15  Entschädigung 

VI. Verfahrensleitung 
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Art. 16  Grundsätzliche Verfahrensleitung 

Art. 17  Ausnahmsweise Zuweisung an einzelne Mitglieder 

VII. Grundsätze des Verfahrens 

Art. 18  Untersuchungsgrundsatz 

Art. 19  Untersuchungshandlungen 

Art. 20  Beweiswürdigung 

Art. 21  Verfahrenssprache 

Art. 22  Protokollierung 

Art. 23  Mitteilungen und Zustellung 

Art. 24  Fristen und Termine 

Art. 25  Beschaffung von Personendaten 

Art. 26  Aktenführung 

Art. 27  Akteneinsicht 

Art. 28  Parallel laufende Untersuchungen 

Art. 29  Schweigepflicht 

VIII. Verfahrensbeteiligte 

Art. 30  Begriff und Stellung 

Art. 31  Mitteilung an unmittelbar betroffene Personen 

Art. 32  Mitwirkungspflicht 

Art. 33  Aussageverweigerungsrecht 

A. Betroffene Personen 

Art. 34  Betroffene Personen 

Art. 35  Betroffene öffentliche Organe 
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Art. 36  Stellung 

Art. 37  Recht auf Bestellung eines Rechtsbeistandes 

B. Regierung 

Art. 38  Stellung der Regierung  

C. Zeugen 

Art. 39  Stellung der Zeugen 

D. Auskunftspersonen 

Art. 40  Stellung der Auskunftspersonen 

E. Sachverständige 

Art. 41 Stellung der Sachverständigen 

IX. Beweismittel 

Art. 42  Allgemein 

Art. 43  Einvernahmen und Befragungen 

Art. 44  Sachliche Beweismittel 

Art. 45  Teilnahme an Beweiserhebungen 

Art. 46  Schutzmassnahmen 

X. Ergebnisse 

Art. 47  Feststellung rechtswidriger Taten 

Art. 48  Zufallsfunde 

Art. 49  Bericht 

Art. 50  Stellungnahme zum Berichtsentwurf 

Art. 51  Berichterstattung 

Art. 52  Zwischenberichte 
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XI. Schlussbestimmungen 

Art. 53  Änderungen des Organisations- und Verfahrensreglementes 

Art. 54  Inkraftsetzung 

 

I. Einleitung Bestimmung 

Art. 1 

Gegenstand 

Mit Beschluss vom 13. Juni 2018 hat der Grosse Rat gestützt auf Art. 
20 des Grossratsgesetzes eine parlamentarische Untersuchungskom-
mission zu den Enthüllungen und Vorgängen rund um die Abspra-
chen im Bündner Baugewerbe sowie dem Umgang der Behörden mit 
A.Q. eingesetzt. Die Kommission besteht solange, bis sie vom Gros-
sen Rat wieder aufgelöst wird. 

Dieses Organisations- und Verfahrensreglement wird gestützt auf 
Art. 7 Abs. 1 des Einsetzungsbeschlusses durch die parlamentarische 
Untersuchungskommission erlassen. Es regelt die Tätigkeit der par-
lamentarischen Untersuchungskommission. 

II. Allgemeines  

Art. 2 

Konstituierung, Stellver-
tretung 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission besteht inklusive 
Präsident und Vizepräsidentin aus 5 Mitgliedern. 

2 Der Grosse Rat hat als Präsidenten Michael Pfäffli, als Vizepräsi-
dentin Beatrice Baselgia-Brunner und als Mitglieder Walter Grass, 
Jan Koch und Livio Zanetti gewählt.  

3 Im Übrigen konstituiert sich die parlamentarische Untersuchungs-
kommission selbst.  

4 Die parlamentarische Untersuchungskommission regelt die Stell-
vertretung so, dass die Fortführung eines Geschäftes auch dann ge-
währleistet ist, wenn die damit betraute Person für kürzere Zeit un-
vorhergesehen ausfällt. Fällt sie länger aus, sucht die parlamentari-
sche Untersuchungskommission nach einer Lösung. 

Art. 3 

Unterschriftenregelung 

1 Der Präsident führt gemeinsam mit der Vizepräsidentin die rechts-
verbindliche Unterschrift der parlamentarischen Untersuchungs-
kommission. 
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2 Verfahrensleitende Anordnungen können auch vom Sekretariat un-
terzeichnet werden. 

III. Auftrag  

Art. 4 

Auftrag 

Die parlamentarische Untersuchungskommission hat folgende Auf-
träge: 

a) Untersuchung und Klärung der Verantwortlichkeiten und 
Amtsführung der Mitglieder der Regierung, der Departe-
mente und Dienststellen insbesondere des Bau-, Verkehrs- 
und Forstdepartementes im Zusammenhang mit kolportier-
ten Kartellabsprachen im Bündner Baugewerbe;  

b) Prüfung des Controllings und der internen Aufsicht auf 
Stufe Departemente und Verwaltungseinheiten; Prüfung 
des Umgangs mit Verdachtsmomenten und Hinweisen im 
Zusammenhang mit kolportierten Kartellabsprachen im 
Bündner Baugewerbe;  

c) Untersuchung der Polizeieinsätze und des Verfahrens wei-
terer involvierter Stellen gegenüber A.Q.;  

d) Untersuchung der Ausübung der Aufsicht über alle mit den 
Polizeieinsätzen direkt oder indirekt involvierten Stellen.  

IV. Sitzungen der PUK  

Art. 5 

Einberufung 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission wird unter Be-
kanntgabe der Traktanden und der Akten durch den Präsidenten ein-
berufen, der über Zeitpunkt und Ort der Sitzungen bestimmt. Auf 
Begehren eines Mitgliedes muss eine Sitzung einberufen werden.  

2 Sitzungen können in Wort und Bild auch elektronisch durchgeführt 
werden. 

Art. 6 

Leitung 

Der Präsident leitet die Sitzungen der parlamentarischen Untersu-
chungskommission. Bei dessen Abwesenheit führt die Vizepräsiden-
tin die Sitzung. 

Art. 7 

Teilnahme 

1 An den Sitzungen der parlamentarischen Untersuchungskommis-
sion nehmen die Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungs-
kommission und das Sekretariat teil. Bei Bedarf kann für einzelne 
Geschäfte eine Fachperson beigezogen werden.  

2 Die Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungskommission 
sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. Sind sie verhin-
dert, teilen sie dies möglichst frühzeitig dem Präsidenten mit. 
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Art. 8 

Beschlüsse 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission ist beschlussfä-
hig, wenn mindestens 3 Mitglieder anwesend sind. Die Mitglieder 
sind zur Stimmabgabe verpflichtet.  

2 Fragen von grundsätzlicher Bedeutung oder auf Anordnung des 
Präsidenten entscheidet die parlamentarische Untersuchungskom-
mission mit vollständiger Besetzung. 

3 Die parlamentarische Untersuchungskommission fasst ihre Be-
schlüsse durch einfaches Mehr der Anwesenden. Bei Stimmen-
gleichheit fällt die Sitzungsleitung den Stichentscheid.  

Art. 9 

Protokoll 

Über die Verhandlungen der parlamentarischen Untersuchungskom-
mission ist Protokoll zu führen. Die parlamentarische Untersu-
chungskommission ist berechtigt, die Protokollführung zu delegie-
ren. 

Art. 10 

Ausstand 

1 Die Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungskommissio-
nen sowie das Sekretariat haben in den Ausstand zu treten bei der 
Behandlung von Geschäften, an denen sie selbst, ihre Ehegattin oder 
ihr Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Part-
ner, eine Person, mit welcher sie eine faktische Lebensgemeinschaft 
führen, oder einer ihrer Verwandten und Verschwägerten bis zum 
zweiten Grad ein unmittelbares persönliches Interesse haben.  

2 Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungskommissionen 
und das Sekretariat haben zudem in den Ausstand zu treten, wenn sie 
zu einer Person, deren Amtshandlung oder Sachbearbeitung geprüft 
und beurteilt wird, in einer Beziehung im Sinne der allgemeinen 
Ausstandsordnung stehen. 

3 Ausstandsfragen entscheidet die parlamentarische Untersuchungs-
kommission unter Ausschluss der Betroffenen. 

Art. 11 

Öffentlichkeit, Kommu-
nikation 

1 Die Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungskommission 
sowie das Sekretariat unterliegen dem Amtsgeheimnis und dürfen 
Informationen, welche sie im Rahmen ihrer Tätigkeit erhalten haben, 
nicht nach aussen kommunizieren. 

2 Die Sitzungen finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Die 
Mitglieder der parlamentarischen Untersuchungskommission sind 
dem Kollegialitätsprinzip verpflichtet und dürfen gegenüber Aus-
senstehenden keine offizielle Meinung vertreten, die der Auffassung 
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der parlamentarischen Untersuchungskommission widerspricht. 
Auch darf keine persönliche Meinung vertreten werden, bevor das 
Gremium eine Auffassung gefunden hat. 

3 Öffentliche Aussagen obliegen alleine dem Präsidenten. In einzel-
nen Fällen kann er diese Aufgabe delegieren. 

V. Sekretariat der PUK  

Art. 12 

Wahl 

Die parlamentarische Untersuchungskommission wählt ein Sekreta-
riat. Sie bezeichnet dabei für das Sekretariat verantwortliche Perso-
nen. 

Art. 13 

Anforderungen 

1 Das Sekretariat hat fachlich und von seinen Ressourcen her in der 
Lage zu sein, die Aufgaben und Pflichten zu erfüllen. 

2 Das Sekretariat und alle in die Untersuchung involvierten Personen 
des Sekretariates haben völlig unabhängig von den in die Untersu-
chung involvierten Personen zu sein. 

Art. 14 

Aufgaben  

Das Sekretariat hat folgende Aufgaben: 

a) Erstellen von Vorschlägen für eine Traktandenliste für die 
Sitzungen der parlamentarischen Untersuchungskommis-
sion zu Handen des Präsidenten; 

b) Bereitstellen der Akten für die Sitzungen der parlamentari-
schen Untersuchungskommission; 

c) Führung des Protokolls der Sitzungen der parlamentari-
schen Untersuchungskommission; 

d) Führen und Ablage der Akten der Untersuchung und Er-
stellung eines Verzeichnisses; 

e) Vorbereiten der Befragungen und der Augenscheine und 
Führen des Protokolls der Befragungen und Untersu-
chungshandlungen; 

f) Führung der Kanzlei der parlamentarischen Untersu-
chungskommission; 

g) Unterstützung bei der Redaktion des Untersuchungsberich-
tes; 

h) Beratung der parlamentarischen Untersuchungskommission 
in fachlichen Fragen. 

Art. 15 

Entschädigung 

Für die Führung des Sekretariates wird eine angemessene Auf-
wandsentschädigung geleistet, die sich nach dem Zeitaufwand rich-
tet. 

VI. Verfahrensleitung  
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Art. 16 

Grundsätzliche Verfah-
rensleitung 

Die Verfahrensleitung kommt in der Regel der ganzen Kommission 
zu. Wenn bei Untersuchungshandlungen nicht die ganze Kommis-
sion anwesend sein kann, so hat mindestens der Präsident und bei 
dessen Abwesenheit die Vizepräsidentin anwesend zu sein.  

Art. 17 

Ausnahmsweise Zuwei-
sung an einzelne Mitglie-
der 

Einzelne Untersuchungsgegenstände können ausnahmsweise einzel-
nen Mitgliedern zur Verfahrensleitung zugewiesen werden. Sie lei-
ten die Verfahren bis zur Erstellung des Untersuchungsberichts und 
treffen die nötigen verfahrensleitenden oder vorsorglichen Verfü-
gungen. 

VII. Grundsätze des Ver-
fahrens 

 

Art. 18 

Untersuchungsgrundsatz 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission klärt von Amtes 
wegen alle für die Beurteilung des Auftrages bedeutsamen Tatsa-
chen ab. Sie untersucht die belastenden und entlastenden Umstände 
mit gleicher Sorgfalt. 

2 Die Sachverhaltsabklärungen haben sich nicht auf alle denkbaren 
Einzelheiten zu erstrecken. Der parlamentarischen Untersuchungs-
kommission kommt dabei ein weiter Ermessensspielraum zu. 

Art. 19 

Untersuchungshandlun-
gen 

1 Die Untersuchungshandlungen, insbesondere die Befragungen und 
Augenscheine, sind in der Regel von der gesamten parlamentari-
schen Untersuchungskommission vorzunehmen.  

2 In Ausnahmefällen können einzelne Mitglieder Untersuchungs-
handlungen vornehmen. 

Art. 20 

Beweiswürdigung 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission würdigt die Er-
kenntnisse frei nach ihrer aus dem gesamten Verfahren gewonnen 
Überzeugung.  

2 Bestehen unüberwindliche Zweifel an der Erfüllung der vorgewor-
fenen Handlungen oder Unterlassungen, so geht die parlamentari-
sche Untersuchungskommission von der für die betroffene Person 
günstigeren Sachlage aus.  

Art. 21 

Verfahrenssprache 

1 Die Untersuchung wird in der Amtssprache Deutsch durchgeführt.  

2 Versteht eine am Verfahren beteiligte Person die Verfahrensspra-
che nicht oder kann sie sich darin nicht genügend ausdrücken, so 
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zieht die Verfahrensleitung eine Übersetzerin oder einen Übersetzer 
bei.  

3 Ein Anspruch auf Übersetzung der Verfahrenshandlungen sowie 
der Akten besteht nicht. 

Art. 22 

Protokollierung 

Die mündlichen Aussagen der betroffenen Personen, der Zeuginnen, 
Zeugen, Auskunftspersonen, Sachverständigen und Dritten, die 
mündlichen Entscheide der Verfahrensleitung sowie alle anderen 
Verfahrenshandlungen, die nicht schriftlich durchgeführt werden, 
werden protokolliert.  

Art. 23 

Mitteilungen und Zustel-
lung 

Die Verfahrensleitung bedient sich für ihre Mitteilungen der Schrift-
form. Die Zustellung erfolgt durch eingeschriebene Postsendung o-
der auf andere Weise gegen Empfangsbestätigung. Mit dem Einver-
ständnis der verfahrensbeteiligten Person können Mitteilungen 
elektronisch zugestellt werden. 

Art. 24 

Fristen und Termine 

1 Fristen, die durch eine Mitteilung oder den Eintritt eines Ereignis-
ses ausgelöst werden, beginnen am folgenden Tag zu laufen. Fällt 
der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen 
vom Bundesrecht oder vom kantonalen Recht anerkannten Feiertag, 
so endet sie am nächsten Werktag.  

2 Die Frist gilt als eingehalten, wenn die Verfahrenshandlung spätes-
tens am letzten Tag vorgenommen wird.  

3 Die Verfahrensleitung kann von sich aus oder auf Gesuch hin die 
von ihr angesetzten Fristen erstrecken und Termine verschieben. Das 
Gesuch muss vor Ablauf der Frist gestellt werden und hinreichend 
begründet sein.  

Art. 29 

Schweigepflicht 

Alle an den Sitzungen und Befragungen teilnehmenden Personen 
(Untersuchungskommissionsmitglieder, Sekretäre, Protokollfüh-
rende, Zeuginnen und Zeugen, Auskunftspersonen, betroffene Per-
sonen, Sachverständige usw.) unterstehen der Schweigepflicht, bis 
der Bericht an den Grossen Rat veröffentlicht wird. Die befragten 
Personen sind insbesondere gegenüber ihren Vorgesetzten nicht be-
fugt, über die Befragungen oder über Editionsbegehren Aussagen zu 
machen. 
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VIII. Verfahrensbetei-
ligte 

 

Art. 30 

Begriff und Stellung 

Verfahrensbeteiligt sind 

a) die betroffenen Personen, 
b) die betroffenen öffentlichen Organe, 
c) die Regierung, 
d) die Zeugen, 
e) die Auskunftspersonen, 
f) die Sachverständigen. 

Art. 31 

Mitteilung an betroffene 
Personen 

Die parlamentarische Untersuchungskommission legt fest, welche 
Personen durch die Untersuchung betroffen sind und teilt ihnen den 
Beschluss mit.  

Art. 32 

Mitwirkungspflicht 

1 Alle Personen, die Mitglied einer Behörde oder Verwaltungsange-
stellte sind, sind verpflichtet, an der Feststellung des Sachverhalts 
mitzuwirken. 

2 Die Missachtung der Mitwirkungspflicht, insbesondere durch Aus-
sageverweigerung, durch wahrheitswidrige Aussagen oder durch 
Nichtgewähren eines erforderlichen Zutritts, stellen eine Pflichtver-
letzung dar. 

3 Personen, die nicht Mitglied einer kantonalen Behörde oder Ver-
waltungsangestellte sind, sind nicht verpflichtet, an der Feststellung 
des Sachverhalts mitzuwirken. 

Art. 33 

Aussageverweigerungs-
recht 

1 Eine Person kann die Aussage verweigern, wenn sie sich mit ihrer 
Aussage selbst derart belasten würde, dass sie strafrechtlich und/oder 
zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden könnte, und wenn 
diesfalls das Schutzinteresse das Interesse an der Aufklärung des 
Sachverhalts überwiegt.  

2 Dieses Recht besteht auch dann, wenn die Person mit ihrer Aussage 
eine ihr nahe stehende Person belasten würde oder wenn ihr oder 
einer ihr nahe stehenden Person durch ihre Aussage eine erhebliche 
Gefahr für Leib und Leben oder ein anderer schwerer Nachteil droht, 
welcher mit Schutzmassnahmen nicht abgewendet werden kann. 

A. Betroffene Personen  
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Art. 34 

Betroffene Personen 

Als betroffene Personen gelten diejenigen Personen, die von der par-
lamentarischen Untersuchungskommission in einer Verfahrenshand-
lung einer pflicht- oder rechtswidrigen Tat verdächtigt oder beschul-
digt werden. 

Art. 35 

Betroffene öffentliche 
Organe 

1 In einem Untersuchungsverfahren gegen öffentliche kantonale Or-
gane, namentlich die Regierung, ihre Departemente und Verwal-
tungseinheiten werden diese von einer einzigen Person vertreten, die 
uneingeschränkt zur Vertretung befugt ist.  

2 Wird gegen die Person, die das öffentliche Organ vertritt, wegen 
des gleichen oder eines damit zusammenhängenden Sachverhaltes 
eine Untersuchung geführt, so hat das öffentliche Organ eine andere 
Vertreterin oder einen anderen Vertreter zu bezeichnen.  

Art. 36 

Stellung 

1 Die betroffenen Personen haben das Recht, den Beweiserhebungen, 
Augenscheinen, Einvernahmen von Sachverständigen, Zeugenein-
vernahmen und Einvernahmen von Auskunftspersonen beizuwoh-
nen und Ergänzungsfragen zu stellen, soweit dies aufgrund des Ver-
fahrensfortschrittes noch möglich ist.  

2 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann das Recht 
auf Anwesenheit bei der Beweisabnahme verweigern, sofern dies im 
Interesse der laufenden Untersuchungen oder zum Schutz anderer 
Personen unerlässlich ist. 

3 Die betroffenen Personen werden vor der Einvernahme zur Wahr-
heit ermahnt sowie auf die möglichen Rechtsfolgen falscher Aussa-
gen hingewiesen. 

Art. 37 

Recht auf Bestellung ei-
nes Rechtsbeistandes 

1 Die von der Untersuchung betroffenen Personen haben das Recht 
auf Bestellung eines Rechtsbeistandes. Sie sind auf dieses Recht vor-
gängig hinzuweisen.  

2 Sind die betroffenen Personen Mitglied einer Behörde oder Ver-
waltungsangestellte, beurteilt sich das Recht auf Kostenübernahme 
für die Vertretung nach den für das öffentliche Organ anwendbaren 
Verfahrens- und Personalregelungen. 

B. Regierung  

Art. 38 1 Die Regierung hat das Recht, den Beweiserhebungen, Augenschei-
nen, Einvernahmen von Sachverständigen, Zeugeneinvernahmen 
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Stellung der Regierung und Einvernahmen von Auskunftspersonen beizuwohnen und Er-
gänzungsfragen zu stellen sowie in die herausgegebenen Unterlagen, 
die Gutachten und Einvernahmeprotokolle der parlamentarischen 
Untersuchungskommission Einsicht zu nehmen und Anträge zu stel-
len. 

2 Die Regierung bezeichnet ein Mitglied aus ihrer Mitte, das sie ge-
genüber der parlamentarischen Untersuchungskommission vertritt. 
Dieses kann seinerseits für die Wahrnehmung der Rechte der Regie-
rung gemäss Absatz 1 eine Verbindungsperson beauftragen.  

3 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann die Rechte 
gemäss Absatz 1 einschränken oder verweigern, wenn das Interesse 
an der Untersuchung oder der Schutz betroffener Personen es erfor-
dert. 

C. Zeugen  

Art. 39 

Stellung der Zeugen 

1 Zeugin oder Zeuge ist eine an der Begehung der untersuchten 
Handlungen nicht beteiligte Person, die der Aufklärung dienende 
Aussagen machen kann und nicht Auskunftsperson ist.  

2 Als Zeugen können Personen aus der Verwaltung einvernommen 
werden.  

3 Zeuginnen und Zeugen werden von der parlamentarischen Unter-
suchungskommission vorgeladen. Die parlamentarische Untersu-
chungskommission kann betroffenen Personen gestatten, Zeuginnen 
oder Zeugen ohne Vorladung mitzubringen. Die Befragung kann am 
Aufenthaltsort der Zeugin oder des Zeugen erfolgen. Die betroffenen 
Personen sind darüber rechtzeitig zu informieren. 

4 Die Zeugin oder der Zeuge wird vor der Einvernahme zur Wahrheit 
ermahnt und auf das Aussageverweigerungsrecht aufmerksam ge-
macht; nach Vollendung des 14. Altersjahres wird die Zeugin oder 
der Zeuge zudem auf die strafrechtlichen Folgen der falschen An-
schuldigung (Art. 303 StGB) und des falschen Zeugnisses (Art. 307 
StGB) hingewiesen. 

5 Die parlamentarische Untersuchungskommission befragt jede Zeu-
gin und jeden Zeugen einzeln und in Abwesenheit der andern; vor-
behalten bleibt die Konfrontation. 
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6 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann eine Zeugin 
oder einen Zeugen unter Hinweis auf die Strafdrohung von Art. 292 
StGB verpflichten, über die beabsichtigte oder die erfolgte Einver-
nahme und deren Gegenstand Stillschweigen zu bewahren. 

7 Die Zeugenentschädigung richtet sich nach Art. 16 und Art. 17 der 
Verordnung über die Gerichtsgebühren im Zivilverfahren (VGZ; BR 
320.210).  

D. Auskunftspersonen  

Art. 40 

Stellung der Auskunfts-
personen 

1 Als Auskunftsperson wird einvernommen, wer ohne bereits selber 
betroffen zu sein, einer pflicht- oder rechtswidrigen Tat verdächtigt 
oder beschuldigt werden könnte oder in einem gegen ein kantonales 
öffentliches Organ gerichteten Verfahren als Vertreterin oder Ver-
treter des kantonalen öffentlichen Organs bezeichnet worden ist oder 
bezeichnet werden könnte, sowie ihre oder seine Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter. 

2 Die Auskunftsperson wird vor der Einvernahme zur Wahrheit er-
mahnt sowie auf die möglichen Rechtsfolgen falscher Aussagen hin-
gewiesen. 

E. Sachverständige  

Art. 41 

Stellung der Sachver-
ständigen 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission zieht sachver-
ständige Personen bei, wenn sie nicht über die besonderen Kennt-
nisse und Fähigkeiten verfügt, die zur Feststellung oder Beurteilung 
eines Sachverhaltes erforderlich sind.  

2 Der Auftrag enthält unter anderem den Hinweis auf die Geheimhal-
tungspflicht der sachverständigen Person und ihrer allfälligen Hilfs-
personen sowie den Hinweis auf die Straffolgen eines falschen Gut-
achtens nach Art. 307 StGB. 

3 Die parlamentarische Untersuchungskommission gibt den betroffe-
nen Personen und der Regierung vorgängig Gelegenheit, sich zur 
sachverständigen Person und zu den Fragen zu äussern und eigene 
Anträge zu stellen.  

4 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann sachver-
ständige Personen zu Untersuchungshandlungen beiziehen und sie 
ermächtigen, den einzuvernehmenden Personen Fragen zu stellen.  
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5 Die sachverständige Person erstattet das Gutachten schriftlich. Die 
parlamentarische Untersuchungskommission bringt den betroffenen 
Personen und der Regierung das schriftlich erstattete Gutachten zur 
Kenntnis und setzt ihnen eine Frist zur Stellungnahme. Die parla-
mentarische Untersuchungskommission kann von Amtes wegen o-
der auf Antrag das Gutachten ergänzen oder verbessern lassen. 

6 Die sachverständige Person hat Anspruch auf eine angemessene 
Entschädigung. 

IX. Beweismittel  

Art. 42 

Allgemein 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann Personen 
als Zeugen einvernehmen, Auskunftspersonen befragen, von Amts-
stellen, Behördenmitgliedern und Personen aus der Verwaltung 
mündliche und schriftliche Auskünfte einholen, Sachverständige 
beiziehen, die Herausgabe sämtlicher Amtsakten verlangen, die sie 
zur Erfüllung ihres Auftrages benötigt und Augenscheine vorneh-
men. 

2 Eine Entbindung vom Amtsgeheimnis entfällt bei Begehren um 
Auskunft und Aktenherausgabe sowie bei Einvernahmen durch die 
parlamentarische Untersuchungskommission. 

Art. 43 

Einvernahmen und Be-
fragungen 

1 Zu Beginn der Einvernahme bzw. Befragung wird die einzuverneh-
mende/zu befragende Person über ihre Personalien befragt, über den 
Gegenstand der Untersuchung und die Eigenschaft, in der sie einver-
nommen/befragt wird, informiert, und umfassend über ihre Rechten 
und Pflichten belehrt. 

2 Die einzuvernehmende/zu befragende Person macht ihre Aussagen 
aufgrund ihrer Erinnerung. Sie kann schriftliche Unterlagen verwen-
den; diese werden nach Abschluss der Einvernahme zu den Akten 
genommen.  

3 Nach Abschluss einer Einvernahme bzw. der Befragung wird der 
einvernommenen/zu befragenden Person das Protokoll vorgelesen o-
der ihr zum Lesen vorgelegt. Sie hat das Protokoll nach Kenntnis-
nahme zu unterzeichnen und jede Seite zu visieren. Lehnt sie es ab, 
das Protokoll durchzulesen oder zu unterzeichnen, so werden die 
Weigerung und die dafür angegebenen Gründe im Protokoll ver-
merkt. 
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Art. 44 

Sachliche Beweismittel 

1 Die parlamentarische Untersuchungskommission kann von Amts-
stellen, Behördenmitgliedern und Personen aus der Verwaltung 
mündliche und schriftliche Auskünfte einholen und die Herausgabe 
von Amtsakten, Datenträgern oder Kopien davon und von Gegen-
ständen verlangen. Die parlamentarische Untersuchungskommission 
nimmt Beweisgegenstände vollständig und im Original zu den Ak-
ten. Von Urkunden und weiteren Aufzeichnungen werden Kopien 
erstellt, wenn dies für die Zwecke des Verfahrens genügt.  

2 Die parlamentarische Untersuchungskommission besichtigt Gegen-
stände, Örtlichkeiten und Vorgänge, die für die Beurteilung eines 
Sachverhalts bedeutsam sind, aber nicht unmittelbar als Beweisge-
genstände vorliegen, in einem Augenschein an Ort und Stelle. Die 
parlamentarische Untersuchungskommission bringt den betroffenen 
Personen und der Regierung den beabsichtigten Augenschein zur 
Kenntnis und ermöglicht ihnen die Teilnahme. 

3 Die parlamentarische Untersuchungskommission zieht Akten an-
derer Verfahren und Untersuchungen bei, wenn dies für den Nach-
weis des Sachverhalts und die Beurteilung erforderlich ist.  

Art. 45 

Teilnahme an Beweiser-
hebungen 

Wer sein Teilnahmerecht an Beweiserhebungen geltend macht, kann 
daraus keinen Anspruch auf Verschiebung der Beweiserhebung ab-
leiten. 

Art. 46 

Schutzmassnahmen 

1 Besteht Grund zur Annahme, eine Zeugin oder ein Zeuge, eine Aus-
kunftsperson, eine betroffene Person, eine sachverständige Person, 
ein durch Verfahrenshandlungen oder durch die Untersuchung betei-
ligter Dritter oder eine Übersetzerin oder ein Übersetzer könnte durch 
die Mitwirkung im Verfahren sich oder eine Person, die ihr oder ihm 
nahesteht, einer erheblichen Gefahr für Leib und Leben oder einem 
anderen schweren Nachteil aussetzen, so trifft die parlamentarische 
Untersuchungskommission auf Gesuch hin oder von Amtes wegen 
die geeigneten Schutzmassnahmen. Die parlamentarische Untersu-
chungskommission kann dazu die Verfahrensrechte der betroffenen 
Person und der Regierung angemessen beschränken.  

2 Insbesondere kann die parlamentarische Untersuchungskommis-
sion der zu schützenden Person ihre Anonymität gewähren. Die zu 
schützende Person kann jederzeit auf die Wahrung ihrer Anonymität 



 - 379 - 

verzichten. Die parlamentarische Untersuchungskommission wider-
ruft die Zusicherung, wenn das Schutzbedürfnis offensichtlich dahin-
gefallen ist. 

X. Ergebnisse  

Art. 47 

Feststellung rechtswidri-
ger Taten 

Werden durch die Untersuchung pflicht- oder rechtswidrigen Taten 
festgestellt, für die andere Behörden zuständig sind, so zeigt die par-
lamentarische Untersuchungskommission diese Taten von Amtes 
wegen bei den zuständigen Behörden an. 

Art. 48 

Zufallsfunde 

Werden durch die Untersuchung pflicht- oder rechtswidrige Taten 
festgestellt, die ausserhalb des Auftrages der parlamentarischen Un-
tersuchungskommission liegen, so kann die parlamentarische Unter-
suchungskommission bei der Präsidentenkonferenz des Grossen Ra-
tes einen Antrag zur Anpassung des Auftrages stellen. 

Art. 49 

Bericht 

1 Der Bericht ist gemäss folgender Struktur zu erstellen: 

a) Beschreibung der Untersuchungsgegenstände und Ablauf 
der Untersuchung, 

b) Festgestellter Sachverhalt, 
c) Rechtslage, 
d) Würdigung, 
e) Stellungnahmen zur Untersuchung und zum Berichtsent-

wurf, 
f) Vorschläge für Massnahmen organisatorischer, administra-

tiver und rechtlicher Art. 

2 Die parlamentarische Untersuchungskommission hat neben der Un-
tersuchung von möglichen Pflichtverletzungen auch die Ursachen 
festgestellter Fehler im Verwaltungsablauf aufzudecken. Dazu gehö-
ren objektive Mängel im rechtlichen und organisatorischen Bereich. 

3 Im Falle einer Kombination von persönlichem Versagen und Män-
geln im System hat sich die parlamentarische Untersuchungskom-
mission über die Grösse und die Bedeutung des jeweiligen Anteils zu 
äussern. 

4 Die Erkenntnisse sind von der parlamentarischen Untersuchungs-
kommission in der Art einer Gutachterin oder eines Gutachters bzw. 
einer Richterin oder eines Richters zu werten. Die Gründe fehlerhaf-
ter Vorgänge und die Zusammenhänge der einzelnen Fakten sind dar-
zulegen. 
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5 Der Grundsatz der freien Beweiswürdigung verlangt, dass sich die 
parlamentarische Untersuchungskommission sorgfältig, gewissen-
haft und unvoreingenommen ihre Meinung darüber bildet, ob der zu 
beweisende Sachumstand als wahr zu gelten hat oder nicht. Dabei 
wird auch das Beweisverhalten beachtet.  

6 Nicht geklärte Fragen und Umstände sind offen zu legen. 

Art. 50 

Stellungnahme zum Be-
richtsentwurf 

1 Die betroffenen Personen erhalten die Gelegenheit, diejenigen Ak-
ten und Teile des Berichtes, die sie betreffen, einzusehen und dazu 
Stellung zu nehmen. 

2 Die Regierung kann sich zum Ergebnis der Untersuchung vor der 
parlamentarischen Untersuchungskommission und in einem Bericht 
an den Grossen Rat äussern. 

3 Haben übrige Behörden und Personen ein rechtliches oder tatsäch-
liches Interesse am Ausgang der Untersuchung, erhalten sie Gelegen-
heit, diejenigen Akten und Teile des Berichtes, die sie betreffen, ein-
zusehen und dazu Stellung zu nehmen. 

4 Die jeweiligen Stellungnahmen sind von der parlamentarischen Un-
tersuchungskommission im Schlussbericht widerzugeben und darauf 
einzugehen. 

Art. 51 

Berichterstattung 

1 Der Schlussbericht ist mitsamt den dazugehörenden und zweck-
dienlichen Beilagen (Protokolle, Akten) der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Grossen Rates persönlich abzugeben. 

2 Die Beilagen sind in einem Verzeichnis aufzuführen und im Bericht 
zu zitieren. 

3 Bei der Information Dritter oder der Öffentlichkeit über das Ergeb-
nis der Untersuchung sind die anwendbaren Persönlichkeitsschutz- 
und Datenschutzbestimmungen zu beachten. 

Art. 52 

Zwischenberichte 

Dauert die Untersuchung längere Zeit, können schriftliche oder 
mündliche Zwischenberichte erstattet werden. Dabei ist das gleiche 
Verfahren wie beim Schlussbericht einzuhalten. 

XI. Schlussbestimmun-
gen 

 

Art. 53 
1 Dieses Organisations- und Verfahrensreglement kann in den 
Schranken des Gesetzes und des Einsetzungsbeschlusses jederzeit 
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Änderungen des Organi-
sations- und Verfahrens-
reglementes 

von der parlamentarischen Untersuchungskommission geändert wer-
den.  

2 Bei einer Änderung sind die Verfahrensbeteiligten über die Ände-
rung zu informieren.  

Art. 54 

Inkraftsetzung 

Dieses Reglement wurde von der parlamentarischen Untersuchungs-
kommission an der Sitzung vom 10. August 2018 beschlossen und in 
Kraft gesetzt. Es ist in geeigneter Weise bekannt zu machen. 

 
 
Chur, den 10. August 2018 
 
 
 
Der Präsident        Die Vizepräsidentin 
Michael Pfäffli       Beatrice Baselgia 
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II. Stellungnahmen zum Entwurf des Teilberichts vom 15.03.2021 
 
Anmerkung:  
 
Nachfolgend finden sich jene Stellungnahmen, bei welchen die PUK die Einwilligung 
zur Aufnahme erhalten hat. In Beachtung der persönlichkeitsschutz- und datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen wurden die Stellungnahmen, soweit nötig, geschwärzt. 
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2 

die PUK einen sehr wichtigen Beitrag zur umfassenden Klärung der Ereig­

nisse, die teilweise 15 Jahre und mehr zurückliegen, leisten. 

Die Regierung ist zuversichtlich, dass mit der Veröffentlichung des finalen 

Berichts Vertrauen und Glaubwürdigkeit in die Institutionen des Kantons 

gestärkt werden. 

Die Aufdeckung der Submissionsabsprachen durch die WEKO dank Kron­

zeugenregelung und Hausdurchsuchungen zeigt, wie sich die Verhältnisse 

seit 2004, der letzten Revision des Kartellgesetzes, verändert haben. Der 

PUK-Bericht wie auch ein Blick über die Kantonsgrenze zeigen, dass das 

Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität (DIEM) und einzelne 

andere kantonale Beschaffungsstellen die Möglichkeiten, unerlaubte und 

geheime Kartellabsprachen aufzudecken, kontinuierlich verbessert haben. 

Der Kanton hat hier schweizweit eine Pionierrolle übernommen. 

2. Unterstützung der PUK. Für die Regierung sind die Arbeiten der PUK von gros­

ser Bedeutung, ist doch die Sicherstellung eines rechtsstaatlich einwandfreien

Funktionierens der kantonalen Verwaltung eine zentrale Aufgabe der Regie­

rung.

Der Regierung war es ein grosses Anliegen, eine uneingeschränkte und 

ununterbrochene Mitwirkung bei der PUK jederzeit sicherzustellen. Dies 

betraf die Edition aller Dokumente, namentlich auch des internen Projekt­

auftrags im Jahre 2013, um allfällige Schwachstellen zu identifizieren und 

gegebenenfalls zu eliminieren. Es wurden auch alle Mitarbeitenden vom 

Amtsgeheimnis entbunden, welche von der PUK einvernommen wurden. 

Die Sicherstellung der Wahrung der Persönlichkeitsrechte sowie des 

rechtlichen Gehörs der befragten Mitarbeitenden obliegt indessen der 

PUK. 

Die Regierung hatte mit Beschluss vom 11. Juni 2018 zwei externen Gut­

achtern den Auftrag gegeben, die Vergabeabläufe im Tiefbauamt (TBA) im 

von der WEKO untersuchten Ermittlungszeitraum von 2004 - 2012 sowie 

die in diesem Zusammenhang gegenüber dem BVFD und TBA erhobenen 

Vorwürfe durch externe und unabhängige Fachexperten untersuchen zu 
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lassen. Diese beiden Administrativuntersuchungen wurden zwischenzeit­

lich abgeschlossen. Die Regierung hat dabei sichergestellt, dass die bei­

den Gutachter jederzeit und ohne Einschränkungen ihre Erkenntnisse und 

Unterlagen mit der PUK teilen konnten. 

3. Empfehlungen der PUK. Die Regierung hat die Empfehlungen der PUK gemäss

Berichtsentwurf zur Verbesserung der Aufdeckung von Kartellabsprachen einer

ersten Würdigung unterzogen.

Die Empfehlungen unter dem Titel "Dokumentation des Verwaltungshan­

delns" sowie "Interne Kommunikation und Übernahme der Verantwortung" 

wurden - soweit es um das Erkennen von Submissionsabsprachen geht -

umgesetzt. Das DIEM hat einen klaren Prozessablauf implementiert, mit 

dem es den Beschaffungsbehörden vereinfacht wird, rechtzeitig zu erken­

nen, wann das DIEM bzw. eine seiner Dienststellen möglicherweise Opfer 

von unzulässigen Kartellabsprachen werden könnte. 

Die Empfehlung unter dem Titel "Anlaufstelle für Whistleblowing" wurde -

wie auch die PUK festgestellt hat - bereits DIEM-intern umgesetzt. Die 

Regierung wird prüfen, inwieweit eine externe Meldestelle die Aufdeckung 

von unerlaubten Kartellabsprachen erleichtern könnte. 

Die Empfehlung unter dem Titel "Umgang mit Meldungen von Verdachts­

fällen gestützt auf die Checkliste Indizien für Submissionsabsprachen", 

welche eine Rückmeldung an den informierenden Mitarbeitenden vorsieht, 

begrüsst die Regierung. Die Implementierung einer Feedback-Kultur kann 

in der Tat einen Lerneffekt auslösen. 

Die Empfehlungen �nter dem Titel "Präventionspflicht" und "Schulungen" 

wird die Regierung gerne prüfen. Die Regierung - wie sie es seit bald 

zehn Jahren tut - erachtet die Schulung seiner Mitarbeitenden für eine 

zentrale Präventionsmassnahme: Das DIEM führt seit Einführung der 

Selbstdeklaration entsprechende Weiterbildungen für Mitarbeitende der 

mit Beschaffungsaufgaben betrauten Dienststellen durch. In Bezug auf 

eine gesetzlich verankerte Präventionspflicht wird zu evaluieren sein, dass 
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Hand- / Mass / oder Planskizzen sowie wo nötig Fotos; 

Die Ausmasse von Materiallieferungen sind jeweils mittels einer tabellarischen Zusam­
menstellung und der zugehörenden Lieferschiene zu belegen. Diese werden auch im 
Fall von plangemässem theoretischen Ausmass zur Plausibilitätskontrolle beigezogen. 

Für die Ausmasse von Transporten sind die zugehörenden Waagscheine oder Fuhr­
scheine zu belegen und mittels einer tabellarischen Zusammenstellung nachzuweisen. 

Dass es bei der Bereinigung eines Schlussausmasses bzw. Schlussrechnung noch diverse 
Punkte zu besprechen gilt, ist selbstredend. Dies betrifft vor allem Differenzen in der rechneri­
schen Zusammenstellung und die Interpretation der einzelnen Positionen. 

Anhand der oben dargestellten Vorgehensweise und Beweisurkunden ist es auch im Tiefbau 
möglich, das Ausmass bzw. die geleisteten und verrechneten Mengen zu überprüfen. Daher 
kann bei einer Differenz von Ausmassbereinigungen zwischen Unternehmer und Bauleitung 
nicht davon ausgegangen werden, dass der Unternehmer versucht, sich ungerechtfertigt zu 
bereichern. 

Soweit diese Ausmassbereinigungen zwischen dem Unternehmer und der Bauleitung respek­
tive dem Vorgesetzten der Bauleitung geklärt werden können, sind auch keine weiteren recht­
lichen Schritte notwendig. 

1.3.2. «Provisionen von Architekten» 

Gemäss SIA 118 Art. 6/7 legt der Bauherr die Angaben in den Ausschreibungsunterlagen fest. 
Da die Ausschreibung seitens des Bauherrn und der Bauleitung erfolgt, hat der Unternehmer 
keinen Einfluss auf die Erstellung eines Leistungsverzeichnis. 

Es liegt in der Freiheit des Bauherrn bzw. Planers ob er eine Reserve im Sinne einer vorsich­
tigen Bewertung für eventuell unvorhergesehene Positionen einbaut, bzw. wenn der Planungs­
stand noch nicht so weit fortgeschritten ist. Gemäss SIA Normen bewegt sich die Genauigkeit 
der jeweiligen Kostenschätzungen (Grobkostenschätzung, Kostenschätzung oder Kostenvor­
anschlag) je nach Planungsstand (Vorprojekt, Projektphase oder Baueingabe) im Rahmen von 
+/- 10% bis 25%. 

Davon eindeutig zu trennen ist das effektiv geleistete, gemeinsam mit der Bauleitung ermittelte 
Ausmass. Dieses dient als Grundlage für die Verrechnung. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass der Unternehmer alle seine geleisteten Arbeiten verrech­
nen will und die Bauleitung geneigt ist, zum Teil auch ungerechtfertigte, Abzüge zu tätigen; 
letzteres im Wissen, dass der Unternehmer von weiteren Arbeitsvergaben abhängig ist und 
dieser daher teilweise auf ihm zustehende Ausmasse verzichtet. 
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2. Zur heutigen Wettbewerbssituation im Unterengadin 

2.1. Fehlender Untersuchungsauftrag der PUK Baukartell 

Die Untersuchung der heutigen Wettbewerbssituation im Unterengadin ist nicht Teil des Un­
tersuchungsauftrags der PUK Baukartell. Wie Sie selbst in Ihrem Brief vom 29. März 2021 
schreiben, hat der Grosse Rat des Kantons Graubünden am 13. Juni 2018 die PUK eingesetzt, 
um die Rolle der Mitglieder der Regierung und der Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung 
im Zusammenhang mit dem Baukartell zu untersuchen. 

Der Auftrag der PUK dazu lautet: 

a) Untersuchung und Klärung der Verantwortlichkeiten und Amtsführung der Mitglie­

der Regierung, der Departemente und Dienststellen insbesondere des Bau , Ver­

kehrs und Forstdepartementes im Zusammenhang mit kolportierten Kartei/abspra­

chen im Bündner Baugewerbe; 

b) Prüfung des Controllings und der internen Aufsicht auf Stufe Departemente und 

Verwaltungseinheiten; Prüfung des Umgangs mit Verdachtsmomenten und Hinwei­

sen im Zusammenhang mit kolportierten Kartei/absprachen im Bündner Bauge­

werbe. 

Dieser Auftrag findet sich wortgleich auch in Art. 4 des Organisations- und Verfahrensregle­
ments der PUK Baukartell. Nach dessen Art. 18 Abs. 1 klärt die PUK von Amtes wegen alle 
für die Beurteilung des Auftrages bedeutsamen Tatsachen ab. Sie untersucht die belastenden 
und entlastenden Umstände mit gleicher Sorgfalt. 

Im Antrag der Geschäftsprüfungskommission (GPK) an den Grossen Rat zur Einsetzung einer 
Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) vom 30. Mai 2018 wurde dieser Auftrag 
beschlossen und konkret erläutert, worum es geht (Hervorhebung hinzugefügt): 

Die Aufklärung so// die Verantwortlichkeiten und die Amtsführung offen legen und 

die sich daraus ergebenden Konsequenzen zivilrechtlicher, strafrechtlicher sowie 

öffentlich-rechtlicher Art aufzeigen oder Vorschläge für Massnahmen ableiten. Sie 

muss unabhängig von der Verwaltung und rasch erfolgen. Während die direkten 

Verantwortlichkeiten des Bauskandals von der WEKO geklärt wurden und al­

lenfalls noch werden, bedürfen allfällige Verfehlungen des Kantons in diesem und 

weiteren Bereichen insbesondere des Bau , Verkehrs- und Forstdepartements und 

Departements für Justiz, Sicherheit und Gesundheit einer lückenlosen Aufklärung 

durch ein 

Für den Auftrag und dessen Beurteilung sind Aussagen der PUK zur heutigen Wettbewerbs­
situation ohne Bedeutung. Es ist und bleibt die Aufgabe der WEKO, auch nach Ansicht der 
GPK, allfällige wettbewerbsrechtliche Konsequenzen aus dem Bauskandal zu ziehen. Sollte 
es Anhaltspunkte für heute noch bestehende unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen ge­
ben, kann die WEKO jederzeit eine Marktbeobachtung vornehmen, eine Vorabklärung durch­
führen (Art. 26 KG) oder eine neue Untersuchung eröffnen (Art. 27 Abs. 1 KG). 
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